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Vorwort 

Vorwort Stadträtin 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

der erste Wiener Sozialbericht ist im Europäischen Jahr zur Bekämpfung 

von Armut und sozialer Ausgrenzung (2010) erschienen . In dieses Jahr fällt 

auch die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung . Zu den 

wichtigsten Verbesserungen für die Wiener BezieherInnen zählen die An­

hebung der Mindeststandards für Kinder per 1 . März 2011, die Einbezie­

hung von MindestsicherungsbezieherInnen in die gesetzliche Krankenver­

sicherung (E-Card) sowie die unterstützenden Maßnahmen zur beruflichen 

(Re-)Integration von MindestsicherungsbezieherInnen . 

Der vorliegende zweite Wiener Sozialbericht beschreibt ausführlich die­

se Veränderungen und analysiert die Auswirkungen, Ursachen und Hin­

tergründe . Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung hat erfreulicher­

weise zu einem Anstieg der Take-up-Rate in Wien beigetragen . Doch der 

anhaltende Anstieg der MindestsicherungsbezieherInnen ist nicht nur 

auf den verbesserten Zugang und die Ausweitung des Anspruchskreises 

zurückzuführen, sondern auch auf den Anstieg der Personengruppe im 

untersten Einkommensviertel . 

Armut hat viele Ursachen und vielfältige Folgen . Es bedarf daher auch un­

terschiedlicher Maßnahmen zur Bekämpfung von Armut . Das Land Wien 

bietet mit einem umfangreichen Angebot an sozialen Leistungen entspre­

chende Unterstützung in fast allen Lebenslagen . Allen WienerInnen steht 

darüber hinaus eine qualitativ hochwertige und leistbare soziale Infra­

struktur, unter anderem in den Bereichen Kinderbetreuung, Wohnen, Frei­

zeit, Kultur, Sport und im öffentlichen Verkehr zur Verfügung . 

Aber es zeigen sich auch die Grenzen der kommunalen Sozialpolitik . Globa­

lisierung und eine komplexer werdende Gesellschaft machen übergreifende 

Strategien und Maßnahmen erforderlich . Eine erfolgreiche Armutsbekämp­

fung braucht daher Interventionen in allen Politikbereichen sowie über die 

einzelnen Kompetenzen und Landesgrenzen hinweg . Die Verschränkung 

des ersten mit dem zweiten sozialen Sicherungsnetz im Zuge der Einfüh­

rung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung ist ein erster Schritt . Es 

bedarf daher weiterer Anstrengungen zur Harmonisierung, Vereinfachung 

und Zusammenführung der beiden Systeme . 

Armut darf nicht nur als individuelles soziales Problem angesehen werden, 

sondern hat strukturelle Ursachen . Die Bedingungen am Arbeitsmarkt ha­

ben sich drastisch verändert . Gering qualifizierte Personen, Personen mit 

Vermittlungsdefiziten oder gesundheitlichen Einschränkungen erfüllen 

sehr oft diese Anforderungen nicht und sind in vielen Fällen – manchmal 

auch trotz Arbeit – auf Sozialleistungen angewiesen . Bei der Bekämpfung 

von Armut spielt daher die Bildungspolitik eine zentrale Rolle . 

© Foto: Peter Rigaud 
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Vorwort 

Der Wiener Sozialbericht informiert darüber hinaus über weitere Be­

reiche der Wiener Sozialpolitik . Hervorzuheben sind dabei die Leistun­

gen für Menschen mit Behinderung, für wohnungslose sowie pflege­

bedürftige Menschen . 

Ein zentrales Anliegen der Wiener Sozialpolitik ist die Umsetzung des Wie­

ner Geriatriekonzeptes . Der steigende Bedarf an Pflege- und Betreuungs­

leistungen muss aufgrund der demografischen Entwicklung durch einen 

entsprechenden Ausbau der Leistungen und der Erschließung neuer Fi­

nanzierungsmittel bzw . Finanzierungsformen gedeckt werden . Es sind aber 

auch zusätzliche Anstrengungen erforderlich, um die Finanzierbarkeit zu 

gewährleisten . Zum einen bietet das derzeitige System nur wenig Anreiz, 

Pflegebedürftigkeit zu vermeiden bzw . diese zu verringern . So fehlen re­

habilitative und prophylaktische Maßnahmen bzw . bedarf die Schnittstel­

le zum Gesundheitswesen einer Neuabstimmung . Zum anderen fehlt die 

Durchlässigkeit und Flexibilität des derzeitigen Unterstützungsangebots, 

das sich an den bestehenden Säulen Geld- und Sachleistungen bzw . mobile 

und stationäre Leistungen orientiert . 

Die weiteren Schwerpunkte und künftigen Herausforderungen sind die 

Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinde­

rung und des Wiener Modells des Housing First-Ansatzes . 

In der Sozialpolitik von Heute treten insgesamt Selbstbestimmung, Eigen­

verantwortung und Autonomie stärker in den Vordergrund . Dies erfordert 

auch ein Umdenken auf Seiten der LeistungserbringerInnen und eine 

grundsätzliche Diskussion, wie die Leistungen zukünftig gestaltet werden . 

Das Konzept der Deinstitutionalisierung, das bereits in den 1980er Jahren 

im Bereich der Psychiatrie und etwas später im Bereich der Behinderten­

hilfe umgesetzt wurde, wird nun neuerlich im Zusammenhang mit der UN-

Konvention sowie in anderen Bereichen des Sozialwesens diskutiert . Mit 

der Pflegegeldergänzungsleistung hat die Stadt Wien eine österreichweit 

einzigartige Leistung geschaffen, die eine autonomere Lebensweise für 

Menschen mit Behinderung ermöglicht . Derzeit beschäftigt sich eine Ar­

beitsgruppe im Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen, mit der Zukunft 

der Leistungen der Wiener Behindertenhilfe . Auch die Wiener Wohnungs­

losenhilfe erprobt gerade ein neues Betreuungsmodell im Zusammenhang 

mit dem Housing First-Ansatz . 

Die Stadt Wien nimmt seit jeher eine Vorreiterrolle bei der Umsetzung in­

novativer Lösungen im Sozialbereich ein . Dazu gehört auch ein stetes kri­

tisches Hinterfragen . Der Wiener Sozialbericht ist beides: Darstellung des 

Geleisteten und Aufzeigen von künftigen Herausforderungen . 

Ihre Mag .a Sonja Wehsely 

Amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales 

Wiener Sozialbericht 2012 
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Vorwort 

Vorwort Leiterin der MA 24 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

der Sozialbericht 2012 ist nach dem Sozialbericht 2010, der anlässlich des 

Europäischen Jahres zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung 

erschienen ist, der zweite Wiener Sozialbericht . Sowohl Aufbau, Layout und 

inhaltliche Ausrichtung wurden weiterentwickelt, und der Schwerpunkt 

liegt diesmal stärker auf der Analyse der sozialen, gesellschaftlichen Rah­

menbedingungen und Entwicklungen, unter denen die sozialen Leistungen 

in Wien erbracht werden . Besondere Beachtung wurde auch diesmal wieder 

der Bedarfsorientierten Mindestsicherung eingeräumt, die zum Zeitpunkt 

des letzten Sozialberichtes gerade eingeführt wurde . Nunmehr kann be­

reits von den Erfahrungen und Entwicklungen berichtet werden . Die Ana­

lysen dazu finden sich in den beiden Kapiteln Einkommen und Arbeit . Die 

weiteren Kapitel befassen sich mit den Themen Pflege und Betreuung, Be­

hinderung sowie Wohnen und Wohnungslosigkeit . 

Eine Novität stellt der erste Wiener Reichtumsbericht dar, der von der 

Oesterreichischen Nationalbank dankenswerterweise zur Verfügung ge­

stellt wurde . Sozial- und Reichtumsbericht geben einen guten Überblick 

über die soziale Lage in Wien und Antwort auf die Frage, wie Einkommen 

und Vermögen in Wien verteilt sind . 

Das Konzept für den Wiener Sozialbericht sowie der Bericht selbst wur­

den von den MitarbeiterInnen der Sozialplanung verfasst . Der Bericht er­

gänzt mit seinen Analysen das vorhandene Berichtswesen der Stadt (z .B . 

Geschäftsbericht des Fonds Soziales Wien) und gibt einen guten Überblick 

über die Grundlagen und Themen der Sozialplanung in Wien . 

Der Bericht versucht vor allem Zusammenhänge herzustellen und Sach­

verhalte einfach darzustellen . Er ist daher nicht nur Nachschlagewerk für 

ExpertInnen aus dem Sozialbereich oder der Wissenschaft, sondern steht 

auch einer interessierten Öffentlichkeit zur Verfügung, um sich über sozia­

le Entwicklungen und ihre Ursachen, den Einsatz der budgetären Mittel der 

Stadt sowie die Wirkungen von Sozialleistungen einen profunden Überblick 

zu verschaffen . 

Ich möchte mich auf diesem Wege bei allen MitarbeiterInnen der Sozialpla­

nung sowie bei allen, die an der Entstehung des Berichtes mitgewirkt ha­

ben, recht herzlich bedanken und wünsche Ihnen, liebe Leserin und lieber 

Leser, eine spannende Lektüre mit dem wohl umfangreichsten Sozial- und 

Reichtumsbericht Österreichs . 

Mag .a Agnes Berlakovich 

Leiterin der MA 24 – Gesundheits- und Sozialplanung 

© Foto: Pflügl 
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Vorwort 

Vorwort Leiter der Gruppe Sozialplanung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ein Jahr harter Arbeit steckt hinter diesem Produkt, dem zweiten Wiener 

Sozialbericht . Ziel war, das erfolgreiche Konzept des ersten Wiener Sozialbe­

richtes fortzuführen, es jedoch einem „sanften“ Relaunch zu unterziehen . 

Der inhaltliche Aufbau des Berichtes hat sich geringfügig verändert . Die 

Gliederung ist nun themenbezogen und orientiert sich nicht mehr an den 

einzelnen Sozialleistungen . So verändert sich auch der Fokus des Berichtes 

hin zu einem eher analytischen Bericht . Der Bericht stellt demnach eine 

qualifizierte Expertise der Sozialplanung über die soziale Lage in Wien dar 

und zeigt Handlungsbedarfe auf . Gemeinsam mit tiefergehenden Analysen 

und Studien dienen diese Informationen zur Bedarfs- und Angebotsplanung 

und als Entscheidungsgrundlage für die Politik . 

Die einzelnen Kapitel haben nun eigene Farben . Sowohl Abbildungen, Dia­

gramme und Grafiken als auch die Eyecatcher-Kästchen stimmen mit den 

Kapitelfarben überein . Die blauen Wissensboxen und Journalistenbeiträge 

(Interviews und Reportagen) finden sich hingegen in allen Kapiteln . Ver­

besserungen konnten bei der Lesbarkeit von Grafiken erzielt werden . Au­

ßerdem gibt es erstmals ein Abkürzungsverzeichnis und eine Übersicht zu 

den wichtigsten Kennzahlen der einzelnen Kapitel bzw . Themen am Ende 

des Berichts . 

Wie schon im letzten Sozialbericht werden die Themen Gender und Migra­

tion nicht in einem eigenen Kapitel, sondern als Querschnittsthema in al­

len Kapiteln behandelt . Frauen und Männer werden gesondert dargestellt, 

sofern sich deutliche Unterschiede zwischen den Geschlechtern erkennen 

lassen . Staatsbürgerschaft oder Geburtsland werden dann angeführt, wenn 

Daten dazu vorliegen und besondere Ausprägungen erkennbar sind . 

Für die einzelnen Kapitel zeichnen MitarbeiterInnen der Sozialplanung ver­

antwortlich . Zusätzlich standen noch MitarbeiterInnen des FSW und der 

MA 40 mit Rat und Tat zur Seite . Für die Reportagen und Interviews stand 

uns wieder Herr Dr . Norbert Regitnig-Tillian zur Verfügung . Ich möchte 

mich bei allen Mitwirkenden, vor allem bei der Projektleiterin, Frau Mag .a 

Sonja Österreicher, recht herzlich bedanken . Ein besonderer Dank gilt auch 

der Oesterreichischen Nationalbank, insbesondere den Autoren des Wiener 

Reichtumsberichtes, Mag . Pirmin Fessler, Mag . Dr . Peter Mooslechner und 

Mag . Dr . Martin Schürz . 

Wiener Sozialbericht 2012 
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Vorwort 

Das Ziel der Sozialberichterstattung ist die laufende Beobachtung des sozi­

alen Wandels und der allgemeinen Wohlfahrtsentwicklung . Sozialbericht­

erstattung hat Informations-, Planungs- und Evaluationsfunktion . Sie zeigt 

Probleme auf, diskutiert Lösungsmöglichkeiten und prüft und bewertet die 

Wirkungen . Der Wiener Sozialbericht ist ein Instrument, das auch einer 

breiteren Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt wird . Sozialer Wandel wird 

darin nicht nur in Zusammenhang mit sozial problematischen Entwicklun­

gen gebracht, sondern auch als Chance und Herausforderung zur Verände­

rung gesehen . Trotz eines kritischen Blicks auf die Entwicklungen können 

wir stolz auf unser ausdifferenziertes und gut funktionierendes Sozialsys­

tem in Wien sein . Nicht zuletzt trägt das Sozialsystem zu sozialem Frieden 

und hoher Lebensqualität bei . Es bietet darüber hinaus Arbeitsplätze für 

viele WienerInnen . Der Wiener Sozialbericht berichtet daher nicht nur über 

die Lebenslagen unserer KundInnen bzw . KlientInnen, sondern gibt auch 

Einblick in das große Engagement der MitarbeiterInnen vor Ort . Einige von 

ihnen kommen in den Reportagen stellvertretend für alle MitarbeiterInnen 

zu Wort . 

DSA Peter Stanzl, MAS 

Leiter der Gruppe Sozialplanung 

Wiener Sozialbericht 2012 
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Soziale Sicherheit in 
Österreich und Wien

Kapitel 1

Österreich zählt mit einer Sozialquote von 29,3% (2011) zu den Ländern 

mit der höchsten Sozialquote. 2011 betrugen die Sozial- und Gesund-

heitskosten ohne Transferleistungen rund 88 Milliarden Euro. Mehr als 

zwei Drittel der Sozialleistungen sind Geldleistungen. Besonders hoch 

ist der Anteil an sozialversicherungsrechtlichen und universellen Leis-

tungen, insbesondere für die Absicherung im Alter und bei Krankheit. 

Im Gegensatz zu den Bundes- und Sozialversicherungsleistungen 

überwiegen bei den Ländern die Sachleistungen und die bedarfsge-

prüften Leistungen.

Das Land Wien nimmt nicht nur aufgrund seiner spezifischen Situa-

tion als einzige Großstadt Österreichs, sondern auch aufgrund einer 

langen sozialpolitischen Tradition eine führende Rolle in Österreich 

ein. In Wien zu leben bedeutet, auch im Notfall die entsprechende Un-

terstützung zu erhalten. Die Magistratsabteilung 40, der Fonds Sozi-

ales Wien mit seinen über 100 PartnerInnenorganisationen und viele 

weitere Einrichtungen sorgen dafür, dass der soziale Friede und das 

soziale Gleichgewicht in der Stadt erhalten bleiben. Insgesamt inves-

tierte die Stadt im Jahr 2010 über 2,2 Milliarden Euro in den Sozialbe-

reich (exklusive Gesundheitsbereich und Pensionen).

© Foto: mardoyan – Fotolia.com



 

 

 

 

Soziale Sicherheit in Österreich und Wien 

1.1 Sozialleistungen im Überblick 
Die Sozialleistungen sind größtenteils in Bundes- und Landesgesetzen ge­

regelt . Die Zuständigkeit erstreckt sich auf Bundes-, Landes- und Gemein-

destellen sowie auf die Sozialversicherungsträger . Die Leistungen können 

in Geld- und Sachleistungen unterschieden werden . Die Art der Erbringung 

der Sozialleistung hängt sehr stark von den beabsichtigten Wirkungen ab 

und ist teilweise auch historisch bedingt . Österreich weist im Vergleich zu 

anderen Ländern, insbesondere zu den skandinavischen Staaten, einen re­

lativ hohen Anteil an monetären Leistungen auf . 

1.1.1 Sozialversicherungs-, Bundes- und Landesleistungen 

Die föderalistische Struktur Österreichs bewirkt, dass es sehr unterschiedli­

che Zuständigkeiten bei den Sozialleistungen gibt. Der Großteil der Leistun­

gen sind sozialversicherungsrechtliche Leistungen wie die Pensionsversiche­

rung, die Krankenversicherung oder die Unfallversicherung. Sie beruhen auf 

Bundesgesetzen wie dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG). Viele 

Leistungen sind jedoch auch in Landesgesetzen geregelt und daher von Bundes­

land zu Bundesland sehr verschieden (z.B. in den Bereichen Mindestsicherung, 

Pflege und Betreuung). Die Landesleistungen werden überwiegend nach dem 

Bedarfsprinzip gewährt und aus Steuermitteln finanziert. 

Die Landesleistungen werden überwiegend 

nach dem Bedarfsprinzip gewährt und aus 

Steuermitteln finanziert. 

Sozialversicherungsrechtliche Leistun­
gen (größtenteils Beitragsleistungen) 

Bundesleistungen 
(steuerfinanziert) 

Landes- bzw. Gemeinde­
leistungen (steuerfinanziert) 

Leistungen im Krankheitsfall 

Krankenversicherung Krankenversicherungsbeiträge für 
MindestsicherungsbezieherInnen 

Gesundheitsvorsorgeleistungen 

Mitfinanzierung 
des Gesundheitssystems 

Gesundheitsämter 

Leistungen im Alter oder bei Berufsunfähigkeit/Invalidität 

Pensionsversicherung Landespensionen 

Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Arbeitslosenversicherung ergänzende arbeitsmarktpolitische 
Leistungen des Landes (waff) 

Leistungen bei Unfall oder Berufsunfähigkeit 

Unfallversicherung 

Leistungen für Familien und Kinder 

Familienzuschüsse in den einzelnen 
Versicherungssystemen 

Familienbeihilfe Familienzuschüsse 

Kinderbetreuungsgeld Jugendwohlfahrt 

Kinderbetreuung 

Leistungen bei Pflegebedürftigkeit 

Pflegegeld Pflegesachleistungen 

Leistungen für Menschen mit Behinderung 

Behindertenleistungen des Bundes Behindertenleistungen der Länder 

Leistungen zur Existenzsicherung 

Geldleistungen in den 
einzelnen Versicherungssystemen 

Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung 

Grundversorgung (für AsylwerberInnen etc.) 
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Geldleistungen Sachleistungen und Beratung 

Krankengeld Krankenbehandlung, Rehabilitation, Medikamente 

Arbeitslosengeld und Notstandshilfe  Vermittlungsunterstützung AMS,  
Qualifizierungsmaßnahmen etc. 

Unfallrenten Vorsorge 

Pensionen Rehabilitation 

Pflegegeld Pflegesachleistungen 

Bedarfsorientierte Mindestsicherung Beratung 

Familienzuschüsse der Länder 

Kinderbetreuungsgeld Kinderbetreuung 

Familienbeihilfe 

Finanzielle Direktleistungen für Menschen mit Behinde­ Leistungen für Menschen mit Behinderung 
rung (z.B. Pflegegeldergänzungsleistung in Wien) 

Grundversorgung (Taschengeld) Grundversorgung (Unterbringung etc.) 

    Tab. 2: Überblick Sozialleistungen differenziert nach Geld- und Sachleistungen Quelle: MA 24 

   

Leistungen fürs Wohnen 

Mietzinsbeihilfe Mietbeihilfe im Rahmen der BMS 

Wohnbeihilfe 

Wohnungslosenhilfe und -sicherung 

Sonstige soziale Leistungen 

Sucht- und Drogenhilfe 

Schuldnerberatung 

div. Beratungsstellen 

    Tab. 1: Überblick Sozialleistungen nach Zuständigkeit Quelle: MA 24 

   

Grundgesamtheit: 85,8 Milliarden Euro 

70% 

30% 

Geldleistungen 

Sachleistungen 

Diagr. 1: Anteil Sachleistungen versus finanzielle Leistungen, 2011 (Österreich) 
Quellen: BMASK, bearbeitet durch die MA 24 
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Soziale Sicherheit in Österreich und Wien 

1.1.2 Geld- und Sachleistungen 

Sozialleistungen können in Geld- oder Sachleistungen unterteilt werden. Im Ver-

gleich zu den skandinavischen Ländern weist Österreich einen relativ hohen An­

teil an Geldleistungen auf. Davon entfällt der Großteil auf Pensionsleistungen. 

Rund 70% der Sozialausgaben 2011 sind monetäre Leistungen. Die Sachleistun­

gen haben einen Anteil von rund 30%.1 

1 Vgl. BMASK 2012. 

In Österreich ist der Anteil an monetären 

Sozialleistungen sehr hoch. Rund 70% der 

Sozialausgaben sind Geldleistungen. In 

Wien verhält sich der Anteil der Sachleis­

tungen zu den Geldleistungen umgekehrt.  

Rund 76% sind Sachleistungen. 



 

 

  

  

 

  

Versicherungsleistungen Universalleistungen Fürsorgeleistungen 

Krankenversicherung Bundespflegegeld Bedarfsorientierte 
Mindestsicherung 

Arbeitslosenversicherung Familienbeihilfe Pflegesachleistungen 
(Arbeitslosengeld) (Sozialhilfe) 

Unfallversicherung Kinderbetreuungsgeld (teil­ Wohnungslosenhilfe 
weise einkommensabhängig) (Sozialhilfe) 

Pensionsversicherung Opferfürsorgeleistungen Grundversorgung 

Wohnbeihilfe 

Familienzuschüsse 

Ausgleichszulage in der 
Pensionsversicherung 

Notstandshilfe in der 
Arbeitslosenversicherung 

     Tab. 3: Überblick Sozialleistungen differenziert nach Versicherungs-, 
 Universal- und Fürsorgeleistungen 

Quelle: MA 24 

Sonstige Leistungen 

Behindertenleistungen 

Jugendwohlfahrt 

Kinderbetreuung 

Sucht- und Drogenhilfe 

Schuldnerberatung 
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Soziale Sicherheit in Österreich und Wien 

In Wien verhält sich der Anteil der Sachleistungen zu den Geldleistungen um­

gekehrt. Rund 76% sind Sachleistungen und der Anteil der Geldleistungen be­

trägt ca. 24%. Die Sachleistungen finden sich dabei primär bei den Pflege- und 

Betreuungsleistungen, den Leistungen der Behindertenhilfe, dem Pflegekindwe­

sen und im Kindergartenbereich. Finanzielle Leistungen sind vor allem bei der 

Existenzsicherung im Bereich der Sozialhilfe/Mindestsicherung und der Wohn­

beihilfe zu finden. 

1.1.3 Versicherungs-, Universal- und Fürsorgeleistungen 

Eine weitere Einteilung erfolgt nach Versicherungs-, Universal- und Fürsor­

geleistungen. Grundlage der Versicherungsleistungen ist die Entrichtung von 

Beiträgen. Steuerfinanziert und daher weniger abhängig von der Entwicklung 

des Arbeitsmarktes sind die universellen und die bedarfsgeprüften Leistungen. 

Universelle Leistungen werden unabhängig vom Einkommen gewährt. Bei die­

sen Leistungen ist nicht wie bei den Fürsorgeleistungen der finanzielle Bedarf 

explizit nachzuweisen, sondern der Gesetzgeber geht von einem zusätzlichen 

finanziellen Bedarf aufgrund einer typisierbaren Lebenssituation aus (z.B. bei 

Pflegebedürftigkeit). Versicherungs- und Universalleistungen bilden gemein­

sam das erste soziale Sicherungsnetz, die Fürsorgeleistungen zählen hingegen 

überwiegend zum zweiten sozialen Sicherungsnetz. 

Die Länder weisen vor allem Fürsorge-

bzw. bedarfsgeprüfte Leistungen auf. 

Die Leistungen des Bundes funktionieren 

nach dem Universalprinzip bzw. 

sind Versicherungsleistungen. 

1.1.4 Sozialausgaben nach Risiken bzw. Funktion 

Der weitaus größte Teil der Sozialausgaben fällt auf die beiden Bereiche Pensi­

onen (44%) und Gesundheit (25%). Die Anteile im Bereich Familien- und Kinder­

förderung, Arbeitslosigkeit, Invalidität und Hinterbliebene liegen zwischen 5% 

und 10%. Der Anteil für den Bereich Wohnen und soziale Ausgrenzung beträgt 

lediglich 1% der Gesamtausgaben. 

Zwischen 1980 und 2011 haben sich die Anteile der Pensionsausgaben und 

Arbeitslosenleistungen erhöht. Alle anderen Anteile sind gesunken bzw. 

stabil geblieben. 

Die Ausgaben für Pensionen und Gesund­

heit machen den Großteil der Sozialaus­

gaben aus. Der Anteil der Leistungen im 

Bereich Wohnen und soziale Ausgrenzung 

beträgt lediglich 1%. 
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 Diagr. 2: Sozialausgaben nach Funktionen, 1980 (Österreich) 
Quellen: BMASK, bearbeitet durch die MA 24
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 Diagr. 3: Sozialausgaben nach Funktionen, 2011 (Österreich) 
Quellen: BMASK, bearbeitet durch die MA 24 

1.1.5 Sozialausgaben und Sozialquote in Österreich 

Die Sozialausgaben ohne Transferleistungen beliefen sich im Jahr 2011 in Ös­

terreich laut BMASK2 auf rund 88 Mrd. Euro. In diesen Ausgaben sind auch die 

Gesundheits- bzw. Krankheitsversorgungskosten enthalten. Unter Abzug dieser 

Kosten betrugen die Sozialausgaben rund 66,5 Mrd. Euro. 

Der Anteil der Sozialausgaben am Bruttoinlandsprodukt wird als Sozialquote 

bezeichnet. Im Jahr 2011 betrug die Sozialquote 29,3%. Die Sozialquote ist über 

viele Jahre relativ stabil geblieben (zwischen 26% und 28%). Zwischen 2008 und 

2009 ist ein leichter Anstieg festzustellen. Seit 2010 sinkt die Sozialquote wieder. 

Österreich weist damit eine der höchsten Sozialquoten in Europa auf. Nur 

Frankreich und einige skandinavische Länder haben höhere Quoten. 

Damit verbunden ist auch ein 

hoher Lebensstandard und 

sozialer Friede in Österreich. 

Jede Person profitiert im Lau­

fe ihres Lebens vom System 

der sozialen Sicherheit, ob als 

Kind, Erwachsener oder in der 

Pension. Die Sozialleistungen 

tragen zur Umverteilung und 

zu einer geringen Armutsge­

fährdungsquote bei. Laut dem 

EU-SILC-Bericht 20103 läge 

die Armutsgefährdungsquote 

ohne Sozialleistungen nicht 

bei 12,1%, sondern bei 43%. Ös­

terreich hat somit eine der ge­

ringsten Armutsgefährdungs­

quoten. Im EU-Schnitt beträgt 

diese 16,4%. 

Österreich weist mit 29,3% eine der 

höchsten Sozialquoten in Europa auf.   

Dementsprechend zählt Österreich zu 

den Ländern mit der geringsten Armuts­

gefährdungsquote in Europa. 

© Foto: Eskemar – digitalstock.de 

2 Vgl. BMASK 2012.  
3 Vgl. Statistik Austria, Armut und Ausgrenzungsgefährdung in Österreich, 2012.  
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Sozialwesen - Ausgaben 2010 Ausgaben 

Kinder, Jugend und Familie inkl. Kindergarten € 742.785.074,77 

Sozialhilfe/Mindestsicherung € 396.742.843,84 

Pflege und SeniorInnen, Behinderten- € 746.199.971,02 
und Wohnungslosenhilfe 

Integration und Diversität € 9.728.988,86 

Frauenförderung € 8.770.973,32 

Wohnbauförderung € 818.668.763,26 

Gesamt € 2.722.896.615,07 

    Tab. 4: Soziale Sicherheit in Wien – Ausgaben 2010 
Quellen: MA 5, bearbeitet durch die MA 24 

Einnahmen Nettoausgaben 

€ 83.129.470,26 € 659.655.604,51 

€ 35.116.608,91 € 361.626.234,93 

€ 25.948.033,74 € 720.251.937,28 

€ 851.051,02 € 8.877.937,84 

€ 76.703,68 € 8.694.269,64 

€ 373.781.068,42 € 444.887.694,84 

€ 518.902.936,03 € 2.203.993.679,04 

 

   

 

   

20,2%

29,9% 

16,4%32,7% 

0,4% 
0,4% 

20,2% 

Kinder, Jugend und Familie 

Sozialhilfe/Mindestsicherung 

Pflege und SeniorInnen, Behinderten-
und Wohnungslosenhilfe 

Integration und Diversität 

Frauenförderung 

Wohnbauförderung 

Grundgesamtheit: 2,2 Milliarden Euro 

Diagr. 4: Verteilung der Nettosozialausgaben, 2010 (Wien) 
Quellen: MA 5, bearbeitet durch die MA 24 

16 Wiener Sozialbericht 2012 

Soziale Sicherheit in Österreich und Wien 

1.2 Sozialleistungen in Wien 
Die Stadt Wien gab im Jahr 2010 laut dem letzten Rechnungsabschluss nach 

Abzug der Einnahmen (z .B . aus Kostenbeiträgen) rund 2,2 Mrd . Euro4 für 

soziale Leistungen aus . 

Jeweils rund ein Drittel der Nettosozialausgaben entfiel auf die Leistungen im 

Bereich der Pflege und Betreuung, der Behindertenhilfe und der Wohnungslo­

senhilfe (FSW-Aufgaben) sowie auf die Leistungen im Bereich Kinder, Jugend 

und Familie inklusive Kindergärten. Die Wohnbauförderung mit rund einem 

Fünftel und die Sozialhilfe/Mindestsicherung mit 17% sind ebenfalls wichtige 

Ausgabenfaktoren bei den Sozialleistungen. 

Die Nettoausgaben der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales betrugen für 

den Sozialbereich im Jahr 2010 rund 1,1 Mrd. Euro. 

4 Website der Stadt Wien, http://www.wien.gv.at/finanzen/budget/ra10/index.htm (02.05.2012). 

Insgesamt gab die Stadt Wien für Sozial­

leistungen im engeren Sinn im Jahr 2010 

rund 2,2 Mrd. Euro aus. 
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Soziale Sicherheit in Österreich und Wien 

1.3 Organisation des Sozialbereiches in Wien 
Die wichtigsten Sozialleistungen des Landes Wien werden in drei Geschäfts­

gruppen erbracht: in der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information 

und Sport, in der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung 

sowie in der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales . Für den Sozialbe­

reich in der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales sind vorwiegend 

zwei Magistratsabteilungen (MA 24, MA 40) und ein Fonds (FSW) zuständig . 

Darüber hinaus erbringt der Wiener Krankenanstaltenverbund (KAV), das 

Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser (KWP) sowie der Psychosozia­

le Dienst (PSD) soziale Leistungen . Zum PSD zählt auch die Sucht- und Dro­

genkoordination Wien (SDW) . 

Die Magistratsabteilung 24 Gesundheits- und Sozialplanung (MA 24) ist eine 

strategische Abteilung, die sowohl für die Gesundheits- als auch für die Sozi­

alplanung zuständig ist. Zu den zentralen Aufgaben der Gruppe Sozialplanung 

zählen das Berichtswesen (z.B. Sozialbericht), die Programm- und Bedarfspla­

nung für die Bereiche Bedarfsorientierte Mindestsicherung (BMS), Langzeit-

pflege und Betreuung, Wohnungssicherung und Wohnungslosenhilfe sowie 

die Behindertenhilfe. 

Auch die Magistratsabteilung 40 Soziales, Sozial- und Gesundheitsrecht 

(MA 40) erbringt Leistungen im Gesundheits- und Sozialbereich. Die MA 40 

hat mit den beiden Fachbereichen Sozial- und Gesundheitsrecht die Funktion 

einer Rechtsabteilung in der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Mit 

ihren zwölf Sozialzentren (Stand November 2012) ist die MA 40 zuständig für 

die Gewährung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung. Auch das Landes­

pflegegeld wurde bis 31.12.2011 in der MA 40 abgewickelt. 

Der Fonds Soziales Wien (FSW) ist nach den Bestimmungen des Wiener Lan­

des-, Stiftungs- und Fondsgesetzes eine Rechtspersönlichkeit mit einem nicht 

auf Dauer gewidmeten Vermögen,  das ausschließlich der Erfüllung gemein­

nütziger Zwecke dient. Der FSW erbringt Aufgaben und Leistungen für die Ge­

meinde Wien, wobei er inhaltlich und finanziell der Kontrolle der Stadt Wien 

unterliegt. Der FSW fördert Einrichtungen (Objektförderung) und Projekte (Pro­

jektförderung) und unterstützt bedürftige Menschen (Subjektförderung) direkt 

auf Basis von Förderrichtlinien. Die drei Haupttätigkeitsfelder des FSW sind: 

Langzeitpflege und -betreuung, Behindertenhilfe und die Wohnungslosenhilfe. 

Der FSW ist gegliedert in Fachbereiche (strategische Ebene), das KundInnen­

service (Beratung, Case Management, Abwicklung der Subjektförderung) und 

in interne Dienstleister (Finanzmanagement, Personal etc.). Weiters erbringt 

der FSW mit seinen GmbHs auch operative Leistungen (FSW-Wiener Pflege- 

und Betreuungsdienste GmbH, „wieder wohnen“ Betreute Unterkünfte für 

wohnungslose Menschen gemeinnützige GmbH, Schuldnerberatung Wien ge­

meinnützige GmbH). 

Die sozialen Leistungen werden in drei 

Geschäftsgruppen erbracht. In der  

Geschäftsgruppe Gesundheit und 

Soziales sind vor allem die MA 40, 

der KAV sowie der FSW zuständig für 

die Leistungserbringung. 

Wiener Sozialbericht 2012 
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Soziale Sicherheit in Österreich und Wien 

Insgesamt gab die Stadt Wien für Sozial­

leistungen im engeren Sinn im Jahr 2010 

rund 2,2 Mrd. Euro aus. 

Der Großteil der Leistungen wird durch anerkannte Einrichtungen des FSW er­

bracht. Gefördert werden vorwiegend die NutzerInnen und nicht die Organi­

sationen. Diese Art der Förderung wird als Subjektförderung bezeichnet. Nur 

in wenigen Fällen erfolgt eine Förderung der Organisation (Objektförderung). 

Alle vom FSW anerkannten Einrichtungen müssen die Förderrichtlinien erfül­

len. Diese wurden gemeinsam mit dem Dachverband Wiener Sozialeinrichtun­

gen erarbeitet. Um in den Kreis der anerkannten Einrichtungen aufgenommen 

zu werden, ist ein Antrag auf Anerkennung beim FSW einzubringen. Geförderte 

Leistungen können nur von anerkannten Einrichtungen erbracht werden. Diese 

erhalten bei Leistungserbringung den vereinbarten Tarif. 

Die KundInnen des FSW haben die Möglichkeit, aus dem Pool der anerkannten 

Einrichtungen zu wählen. Sie werden dabei von den MitarbeiterInnen des FSW 

unterstützt und beraten. Im Rahmen des Förderassessments werden der indivi­

duelle Bedarf und die Anspruchsberechtigung geprüft. Etwaige Kostenbeiträge 

werden auf Basis der Einkommens- und Vermögenssituation sowie nach Art 

und Umfang der benötigten Leistung festgelegt.Wer eine geförderte Leistung in 

Anspruch nehmen will, muss daher zunächst in den KundInnenzentren des FSW 

einen Antrag auf Förderung einbringen. 

Abb. 1: Subjektförderung im FSW 
Quelle: MA 24    
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Soziale Sicherheit in Österreich und Wien 

1.4 Wichtige Änderungen bei den Sozialleistungen 
Im ersten Wiener Sozialbericht (2010) wurden die einzelnen Leistungen auf 

Bundes- und Landesebene ausführlich beschrieben . Dieser Teil des Berichts 

beschränkt sich daher auf eine kurze Darstellung der Veränderungen in 

den letzten beiden Jahren . Die Landesleistungen werden in den einzelnen 

Kapiteln näher beschrieben . 

1.4.1 Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

Mit 01.09.2010 wurde in mehreren Bundesländern die Bedarfsorientierte Min­

destsicherung eingeführt. Mehr als ein Jahr später (01.10.2011) ist die Bedarfs-

orientierte Mindestsicherung auch im letzten Bundesland (Oberösterreich) in 

Kraft getreten. Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung ersetzt die bisherige 

offene Sozialhilfe und brachte in Wien insbesondere Verbesserungen bei der 

Leistungshöhe, dem Krankenversicherungsschutz und bei der Kooperation mit 

dem Arbeitsmarktservice (AMS). Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung hat 

auch zu Verbesserungen in der Arbeitslosenversicherung (Erhöhung der Not­

standshilfe) sowie im Pensionsrecht geführt (Erhöhung der Kinderzuschläge). 

1.4.2 Schaffung eines Pflegefonds 

Im Sommer 2011 ist das neue Pflegefondsgesetz in Kraft getreten. Länder und 

Gemeinden erhalten unter bestimmten Voraussetzungen in den Jahren 2011 

bis 2014 zusätzliche Mittel für die Finanzierung der Pflegesachleistungen. Für 

die Jahre 2011 bis 2013 stehen insgesamt 685 Mio. Euro zur Verfügung. Die 

Verteilung des Zweckzuschusses auf die Länder erfolgt nach dem Wohnbevöl­

kerungsschlüssel. Durch den Pflegefonds ist es zu einem Paradigmenwechsel 

gekommen: Der Bund hat sich bisher gemäß Artikel 15a B-VG über gemeinsame 

Maßnahmen des Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen pri­

mär auf die Finanzierung des Pflegegeldes konzentriert. Bereits mit der Finan­

zierung der 24-Stunden-Betreuung und nunmehr durch die teilweise Dotierung 

des Pflegefonds (ein Teil wird auch von den Ländern mitfinanziert) steigt der 

Bund in die Sachleistungsfinanzierung ein. Dies auch zu Recht, da diese in den 

letzten Jahren am stärksten gestiegen ist. Im Vergleich dazu hat das Pflegegeld 

durch die Nichtvalorisierung ständig an Wert verloren. 

Der Pflegefonds ist als Übergangslösung konzipiert, um den steigenden Bedarf 

an Pflege- und Betreuungsleistungen und die damit verbundenen steigenden 

Ausgaben der Länder und Gemeinden abzufedern. Das Pflegefondsgesetz sieht 

bestimmte Verpflichtungen bei der Dokumentation vor und definiert Quali­

tätsstandards. Damit sollen eine einheitlichere Pflegevorsorgestatistik und 

schlussendlich auch einheitlichere Leistungsstandards sichergestellt werden. 

Es wurde eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die sich mit der Zukunft der Pflege­

vorsorge und deren Finanzierung beschäftigt. 

Der Pflegefonds stellt zusätzliche Mittel 

für die Langzeitpflege und -betreuung 

zur Verfügung. 

Wiener Sozialbericht 2012 
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© Foto: mopsgrafik – Fotolia.com 

1.4.3 Vereinheitlichung des Pflegegeldes 

Die Anspruchsvoraussetzungen für die Pflegegeldstufen 1 und 2 wurden mit 

Beginn des Jahres 2011 verändert. Pflegegeldstufe 1 gebührt nun ab einem Un­

terstützungsbedarf von mehr als 60 Stunden (bisher 50) und Pflegegeldstufe 2 

ab einem Unterstützungsbedarf von mehr als 85 Stunden (bisher 75). Das Pfle­

gegeld der Stufe 6 wurde um 18 Euro erhöht. 

Mit dem Pflegegeldreformgesetz 2012 ist die Zuständigkeit für Anspruchsbe­

rechtigte nach den bisherigen landesgesetzlichen Bestimmungen von den Län­

dern auf den Bund übergegangen. Das gesamte Pflegegeldwesen ist somit seit 

Anfang des Jahres 2012 ausschließlich Bundeskompetenz. Eine weitere Ände­

rung betrifft die Begutachtung. Seit 01.01.2012 können bei Anträgen auf Erhö­

hung des Pflegegeldes ab der Pflegestufe 4 diplomierte Pflegefachkräfte mit der 

Begutachtung befasst werden, sofern bereits ein monatlicher Pflegebedarf von 

mehr als 180 Stunden festgestellt wurde. 

Wiener Sozialbericht 2012 20 
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Soziale Sicherheit in Österreich und Wien 

1.4.4 Reform der Familienbeihilfe 

Mit 01.01.2011 wurde die Dazuverdienstgrenze für volljährige Kinder von 9.000 

Euro pro Jahr auf 10.000 Euro pro Jahr angehoben. Weiters wurde der Mehr­

kindzuschlag gesenkt und die 13. Familienbeihilfe gestrichen. Familien erhal­

ten stattdessen für jedes Kind zwischen 6 und 15 Jahren ein Schulstartgeld in 

der Höhe von 100 Euro, das im September ausbezahlt wird. 

Mit 01.03.2011 kam es zu weiteren Änderungen bei der Familienbeihilfe. Die 

Familienbeihilfe nach Beendigung der Berufsausbildung (bis zu drei Monate) 

bzw. während der Arbeitssuche (für Jugendliche von 18 bis 21 Jahren) wurde 

gestrichen. Seit Juli 2011 gibt es die Familienbeihilfe außerdem nur noch bis 

zum 24. Lebensjahr (bisher bis zum 26. Lebensjahr). Von dieser Regelung aus­

genommen sind: 

• Mütter bzw. Schwangere 

• Personen, die den Präsenz-, Zivil- oder Ausbildungsdienst absolvieren 

bzw. absolviert haben 

• erheblich behinderte Kinder, die sich in Berufsausbildung befinden 

• Studierende, deren Studium mindestens zehn Semester dauert 

• Personen, die vor dem Studium eine freiwillige praktische Hilfstätigkeit 

bei einer von einem gemeinnützigen Träger der freien Wohlfahrtspflege 

zugewiesenen Einsatzstelle im Inland ausgeübt haben. 

Dieser Personenkreis erhält die Familienbeihilfe bis zur Vollendung des 

25. Lebensjahres. Die erhöhte Familienbeihilfe wird wie bisher gewährt. 

Wiener Sozialbericht 2012 
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Arbeit und  
Arbeitslosigkeit

Kapitel 2

Österreich weist im Vergleich zu anderen europäischen Ländern eine 

sehr geringe Arbeitslosenrate auf. Auch die Wirtschaftskrise hat Öster-

reich bisher relativ unbeschadet überstanden. Aber für einige Gruppen 

hat sich die Situation am Arbeitsmarkt verschärft. Kritischer gewor-

den ist sie für Personen mit geringer Ausbildung, für Menschen mit 

Behinderung sowie für Personen mit anderen Vermittlungsdefiziten. 

Für diese Personengruppen besteht die Gefahr, auf einem prekären 

Arbeitsmarkt bzw. Niedriglohnarbeitsmarkt konkurrieren zu müssen 

oder auf Dauer aus dem Arbeitsleben ausgegrenzt zu bleiben. Immer 

größer wird auch die Zahl derer, die arm sind, obwohl sie arbeiten 

(Working Poor). Daher muss eine nachhaltige Sozial- und Arbeitsmarkt-

politik angemessene Arbeitsplätze schaffen. Sie muss auch die beruf-

liche Integration umfassend unterstützen, also soziale Problemlagen 

beseitigen oder zumindest abmildern und finanzielle Unterstützung 

anbieten. Dieser Active Inclusion-Ansatz wird mit der Bedarfsorien-

tierten Mindestsicherung und dem Wiener Projekt Step2Job umgesetzt. 

Künftig sollen die beiden Systeme sozialer Sicherheit – Arbeitslosen-

versicherung und Bedarfsorientierte Mindestsicherung – noch stärker 

verschränkt werden.

© Foto: FSW
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

2.1 Analyse der Situation 
Der Wiener Arbeitsmarkt war in den letzten Jahren einem strukturellen 

Wandel ausgesetzt . Arbeitsplätze am primären und sekundären Arbeits­

markt wurden abgebaut, Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor aufgebaut . 

Dieser Wandel brachte für einige Menschen Vorteile, für andere Nachtei­

le . Personen mit geringer Ausbildung oder einem zu geringen Ausmaß an 

zeitlicher Flexibilität können mit den wachsenden Anforderungen nicht 

mithalten . Personen in Teilzeitbeschäftigung – unter ihnen vielfach Frau­

en – fanden hingegen bessere Arbeitsmarktchancen vor . Insgesamt zeigt 

sich, dass immer mehr Arbeitskräfte auf den Wiener Arbeitsmarkt strömen . 

Gründe dafür sind unter anderem die höhere Frauenerwerbsquote und der 

längere Verbleib älterer Personen am Arbeitsmarkt . Das Arbeitsvolumen ist 

jedoch kaum gestiegen . Die Arbeitsplätze verschieben sich von Vollzeit- zu 

Teilzeitjobs, insbesondere die neuen Beschäftigungsformen erfahren einen 

hohen Zuwachs . Die Anzahl der Menschen, die trotz Erwerbseinkommen 

armutsgefährdet sind (Working Poor), steigt . Dies zeigt sich auch in der Ein­

kommensentwicklung (siehe Kapitel 3) . 

2.1.1 Arbeitsmarkt- und Beschäftigungsentwicklung 

Das Krisenjahr 2009 hat auf dem Arbeitsmarkt seine Spuren hinterlassen. Auch 

wenn die Stadt Wien aufgrund ihres hohen Dienstleistungsanteils und der Kon­

junkturpakete durch die Krise weit weniger betroffen war als andere Bundes­

länder, waren 2010 und 2011 mehr als 100.000 WienerInnen arbeitslos. Beson­

ders betroffen sind Jugendliche unter 25 Jahren und MigrantInnen. Für alle 

Betroffenen ist die Arbeitslosigkeit mit einem finanziellen Einbruch verbunden. 

Arbeitslosengeld und Notstandshilfe reichen oft nicht aus, um das Auslangen 

zu finden, insbesondere in Anbetracht der steigenden Preise. Arbeitslose Per­

sonen sind immer stärker armutsgefährdet und finden sich immer häufiger im 

Leistungsbezug der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wieder. 

Ein Erwerbseinkommen ist der beste Schutz vor Ar­

mut. Voraussetzung für ein ausreichendes Einkom­

men ist eine gute Ausbildung. Auch wenn sich der 

Bildungsstand der WienerInnen in den letzten Jah­

ren deutlich verbesserte, wird die Schere zwischen 

gut und weniger gut ausgebildeten Personen immer 

größer. Zunehmend sind gravierende Schwächen in 

der Ausbildung festzustellen, die einem erfolgrei­

chen Start ins Arbeitsleben entgegenstehen, etwa 

mangelnde Kompetenz beim Lesen oder beim Lösen 

einfacher Rechenaufgaben. Dies betrifft in einem 

hohen Maße Kinder aus Migrationsfamilien, die 

sprachliche Defizite aufweisen und aufgrund der 

sozialökonomischen Situation benachteiligt sind. 

Hier ist es notwendig, zielgerichtete Maßnahmen zu 

setzen. Die Stadt Wien bietet ihren BürgerInnen ein 

umfassendes Bildungsangebot – vom Gratis-Kinder­

garten bis zur Erwachsenenbildung. Der Großteil 

der Bildungspolitik ist jedoch dem Bund vorbehal­

ten und hier bedarf es umfassender Reformen. 
© Foto: contrastwerkstatt - Fotolia.com 
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Arbeitsmarkt 

Wien weist im Österreichvergleich den höchsten Beschäftigungsanteil im 

Dienstleistungsbereich auf. 2010 waren 85,6% aller Beschäftigten in diesem Be­

reich tätig, bundesweit waren es 73,3%. In den nächsten Jahren wird in Wien 

ein weiterer Anstieg auf 86,9% erwartet (bundesweit: 75,2%).5 

An
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Dienstleistungsanteil 2010 72,3% 71,2% 64,9% 75,1% 68,8% 73,5% 64,2% 85,6% 73,3% 

72,5% 74,4% 73,2% 67,3% 76,8% 71,2% 75,3% 66,6% 86,9% 75,2% 

70,6% 

Dienstleistungsanteil 2016 

Bundesland 

Diagr. 5: Dienstleistungsanteil je Bundesland, 2010 und 2016  
Quellen: WIFO, Mittelfristige Beschäftigungsprognose für Österreich  
und die Bundesländer 2012, bearbeitet durch die MA 24 

Diese Sonderstellung hat dazu geführt, dass Wien von der Wirtschaftskrise, die 

vor allem Auswirkungen auf den exportorientierten Sachgüterbereich hatte, 

nicht im gleichen Ausmaß betroffen war wie andere Bundesländer. Allerdings 

bewirkt der hohe Anteil an Dienstleistungsberufen, dass immer mehr Arbeits­

plätze für gering qualifizierte Personen wegfallen und dass von den Beschäftig­

ten eine hohe Mobilität erwartet wird (siehe Tab. 5). 

Unterschiedliche Entwicklung in den Branchen 

Wien war in den letzten Jahrzehnten in besonderem Ausmaß einem struktu­

rellen Wandel ausgesetzt. Arbeitsplätze in der Sachgütererzeugung gingen ver­

loren, die Beschäftigung im Dienstleistungssektor wuchs. Zwischen 2004 und 

2010 wurden pro Jahr in der Land- und Forstwirtschaft 8,5%, im Maschinen­

bau 9,2% und in der Textil- und Bekleidungsindustrie 10% der Beschäftigten 

abgebaut. Die Energieversorgung konnte hingegen im Vergleichszeitraum pro 

Jahr ein Wachstum von 11,7% verzeichnen, die Überlassung von Arbeitskräften 

ein Plus von 11,6% und die Informationstechnologien sowie -dienstleistungen 

ebenfalls ein Plus von 6,6%. Diese Tendenzen werden sich – wenn auch nicht in 

diesem Ausmaß – in den nächsten Jahren fortsetzen.6 

Vom Beschäftigungszuwachs in den unternehmensbezogenen Dienstleistun­

gen7 profitieren Männer und Frauen gleichermaßen. Im Einzelhandel und im 

Bereich der Beherbergung und Gastronomie werden für Frauen sogar höhere 

Zuwachsraten erwartet. In diesen beiden Bereichen ist die Teilzeitquote jedoch 

sehr hoch, insbesondere bei den weiblichen Angestellten, sodass das Arbeitsvo­

lumen für Vollzeitäquivalente wieder relativiert wird. 

5 Vgl. WIFO, Mittelfristige Beschäftigungsprognose für Österreich und die Bundesländer, 2012.  
6 Vgl. WIFO, Mittelfristige Beschäftigungsprognose – Teilbericht Wien, 2012.  
7 Verkehr, Lagerei, Informationstechnologie und -dienstleistungen, Gebäudebetreuung, Überlassung  

von Arbeitskräften, Rechts-, Steuer- und Unternehmensberatung sowie Werbung, Forschung und 
sonstige Dienstleistungen für Unternehmen oder Privatpersonen. 

Arbeitsplätze in der Sachgütererzeugung 

werden abgebaut,  Arbeitsplätze im 

Dienstleistungssektor nehmen zu. 



 

   

 

 

   

 

 

  
 
 
 

 

Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Höher qualifizierte Tätigkeiten nehmen zu 

Die Beschäftigung in Wien stützt sich stärker auf höher qualifizierte Tätig­

keiten als in Österreich. 15,1% der Wiener Beschäftigten üben einen Beruf auf 

Hochschulniveau aus, 23% einen Beruf auf Maturaniveau. Bundesweit sind es 

10,1% auf Hochschulniveau und 20,9% auf Maturaniveau. 

Bis 2016 wird die Beschäftigung in akademischen Berufen in Wien um 2,6% pro 

Jahr wachsen, für Berufe mit Maturaniveau um 0,9%. Einzig die Arbeitsplätze 

ohne Ausbildungsanforderung werden bis 2016 zurückgehen. Eine gute Ausbil­

dung ist daher die wichtigste Voraussetzung für eine erfolgreiche Teilnahme 

am Arbeitsmarkt. 

Ausbildungsanforderung Wien Österreich 

Akademische Berufe (Skill-Level 4) 2,6% 2,5% 

Berufe mit Maturaniveau (Skill-Level 3) 0,9% 1,2% 

Berufe mit Lehr- und Fachschulabschluss (Skill-Level 2) 0,2% 0,5% 

Berufe mit maximal Pflichtschulabschluss (Skill-Level 1) -0,1% 0,1% 

Gesamt 0,8% 0,9% 

Arbeitsplätze für geringqualifizierte 

Personen gehen immer mehr verloren.

 Tab.  5:  V eränderung des Beschäftigungsniveaus für unselbstständig Beschäftigte   
nach Ausbildungsanforderung pro Jahr, 2010–2016 (Wien – Österreich)  
Quellen:  WIFO, Mittelfristige Beschäftigungsprognose–Teilbericht Wien, bearbeitet durch die MA 24 

Der stärkste Zuwachs der höher qualifizierten Berufe findet sich in technischen 

und naturwissenschaftlichen Berufen auf Hochschulniveau (+3,9% pro Jahr bis 

2016) sowie bei Gesundheitsfachkräften (+3,7% pro Jahr bis 2016).8 

Frühpensionen und Arbeitsunfähigkeit 

In Österreich gehen deutlich mehr Menschen in Frühpension als im EU-weiten 

Durchschnitt. Beinahe jede dritte Person über 50 Jahre ist durch Pensionierung 

inaktiv.9 Gegensätzlich verhält sich die Situation im Bereich der Arbeitsunfä­

higkeit. In Österreich nimmt jede 20. Person über 50 Jahre wegen Krankheit 

oder Erwerbsunfähigkeit nicht am Arbeitsmarkt teil. Dieser Wert liegt deutlich 

unter dem EU-weiten Schnitt.10 

Beschäftigung 

Der Anteil der Erwerbspersonen11 an der Wiener Gesamtbevölkerung liegt bei 

73% und hat sich seit 1999 nicht verändert. Geschlechtsspezifisch hat es jedoch 

unterschiedliche Entwicklungen gegeben. 1999 galten noch 81% aller 15- bis 

64-jährigen Männer als Erwerbspersonen, 2011 waren es nur noch 78%. Bei den 

Frauen ist der Anteil der Erwerbspersonen von 65% im Jahr 1999 auf 68% im 

Jahr 2011 gestiegen. 

8 Vgl. WIFO, Mittelfristige Beschäftigungsprognose – Teilbericht Wien, 2012.  
9 Vgl. Budimir 2012.  
10 Siehe FN 9.  
11 Erwerbspersonen setzen sich aus Erwerbstätigen und Arbeitslosen zusammen.  
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15- bis 64-jährige 
Personen (Anzahl) 

1999 2011 

Männer Frauen Gesamt Männer Frauen Gesamt 

Erwerbspersonen 414.900 348.100 763.000 448.500 408.200 856.700 

davon Erwerbstätige 387.000 332.200 719.200 414.700 380.300 795.000 

davon Arbeitslose 27.900 15.900 43.800 33.800 27.900 61.700 

Nicht-Erwerbspersonen 97.600 190.300 287.900 125.300 190.300 315.600 

Bevölkerung gesamt 512.500 538.400 1.050.900 573.800 598.500 1.172.300 

15- bis 64-jährige 
Personen (Anteile) 

1999 2011 

Männer Frauen Gesamt Männer Frauen Gesamt 

Erwerbspersonen 81% 65% 73% 78% 68% 73% 

davon Erwerbstätige 93% 95% 94% 92% 93% 93% 

davon Arbeitslose 7% 5% 6% 8% 7% 7% 

Nicht-Erwerbspersonen 19% 35% 27% 22% 32% 27% 

Bevölkerung gesamt 49% 51% 100% 49% 51% 100% 

   Tab. 6: Erwerbsstruktur der 15- bis 64-Jährigen (Personenzahl und Anteile), 1999 und 2011 (Wien) 
   Quellen: Statistik Austria, Arbeitsmarktstatistik – Jahresergebnisse 2004 und 2011, 

berechnet durch die MA 24 
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Die Gründe für die Nichtteilnahme am Erwerbsleben sind vielfältig und reichen 

von Ruhestand, dauerhafter Arbeitsunfähigkeit über Ausbildung und Präsenz- 

bzw. Zivildienst bis hin zu Elternkarenz und Haushaltsführung.  Ausschlagge

bend für die geschlechtsspezifischen Entwicklungen sind vor allem zwei Grün

de: Frauen nehmen immer länger am Erwerbsleben teil und die Anzahl der 

Frauen in Wien, die vorzeitig in Pension gehen, sinkt deutlich schneller als jene 

der Männer.  Außerdem sind Frauen seltener dauerhaft arbeitsunfähig, sodass 

die Anzahl der Wienerinnen mit dauerhafter Arbeitsunfähigkeit wesentlich ge

ringer ansteigt als jene der Wiener.12 

Mehr Erwerbstätige, aber kein steigendes Arbeitsvolumen 

Der Zuwachs an Erwerbstätigen (von 708.100 auf 795.000 Personen zwischen 

2004 und 201113) ist aber nicht mit einem Zuwachs an Beschäftigung gleichzu

setzen. Die Anzahl der Erwerbstätigen ist um 12,2% gestiegen, das Arbeitsvolu

men jedoch nur um 3% (von 1,29 Mio.  Arbeitsstunden auf 1,33 Mio.  Arbeitsstun

den pro Jahr14). Die tatsächlich geleisteten Wochenarbeitsstunden pro Person 

sind sogar um 10% gesunken (von 35,7 auf 32,3 Wochenstunden pro Person15). 

Daraus lässt sich ableiten, dass die verfügbare Arbeit auf mehr Personen aufge

teilt wird und mehr Personen einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen.  

­

­

­

­

­

­

­

12  Vgl. Statistik Austria,  Arbeitskräfteerhebung, ISIS-Datenbank, G3N, 2010. 
13  Vgl. Statistik Austria,  Arbeitsmarktstatistik Jahresergebnisse 2004 und 2011.  
14  Siehe FN 13.  
15  Siehe FN 13. 

Das Arbeitsvolumen bleibt gleich, die 

Anzahl der Erwerbstätigen steigt. Die neuen 

Arbeitsverhältnisse sind vor allem Teilzeit­

jobs, geringfügige Beschäftigungen und 

freie Dienstverhältnisse.  
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Neue Beschäftigungsformen16   

Geringfügig Beschäftigte 
Unter geringfügiger Beschäftigung wird ein 

Beschäftigungsverhältnis verstanden, in 

dem die sozial versicherungsrechtlichen Ge

ringfügigkeitsgrenzen17 nicht überschritten 

werden.  Im arbeitsrechtlichen Bereich gibt 

es zwischen normalen und geringfügigen 

Beschäftigungsverhältnissen nahezu keine 

Unterschiede.  Arbeitsrechtlich handelt es 

sich bei der geringfügigen Beschäftigung um 

eine Form von Teilzeitarbeit. 

Freie Dienstverträge 
Eine gesetzliche Definition des freien Dienst

vertrages besteht nicht. Nach der Rechtspre

chung liegt ein freier Dienstvertrag vor, wenn 

sich jemand gegen Entgelt verpflichtet, einer 

Auftraggeberin oder einem Auftraggeber für 

bestimmte oder unbestimmte Zeit ihre oder 

seine Arbeitskraft zur Verfügung zu stel

len, ohne sich in persönliche Abhängigkeit 

zu begeben. 

Freie DienstnehmerInnen arbeiten zwar 

überwiegend mit den Betriebsmitteln der 

Auftraggeberin oder des Auftraggebers. Die  

persönliche Unabhängigkeit zeigt sich aber 

in der fehlenden Weisungsgebundenheit hin

sichtlich Arbeitszeit, Arbeitsort und Verhalten 

bei der Arbeit, in fehlenden Kontrollbefugnis

sen der Auftraggeberin oder des Auftragge

bers und in einer fehlenden Einbindung bzw.  

Eingliederung in den Betrieb.  

Das Recht auf Vertretung durch eine beliebi

ge, fachlich geeignete Person ist ein wichti

ges Indiz für die persönliche Unabhängigkeit 

von freien DienstnehmerInnen. 

Auch der erhebliche Anstieg der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse 

(+19%) zwischen 2008 und 2011 weist darauf hin, dass das Arbeitsvolumen auf 

immer mehr Personen aufgeteilt ist. Insgesamt lässt sich ein Anstieg bei den 

neuen Beschäftigungsformen feststellen (+7%), wobei die freien und geringfügig 

freien Dienstverhältnisse gesunken sind. 

neue Beschäftigungsformen 
2008 2011 Veränderung 2008–2011 (Prozent) 

Männer Frauen Gesamt Männer Frauen Gesamt Männer Frauen Gesamt 

geringfügig Beschäftigte 23.636 34.382 58.018 29.492 39.352 68.844 25% 14% 19% 

freie und geringfügig freie Dienstverträge 11.322 14.307 25.629 9.259 11.799 21.058 -18% -18% -18% 

neue Beschäftigungsformen gesamt 34.958 48.689 83.647 38.751 51.151 89.902 11% 5% 7% 

    Tab. 7: Neue Beschäftigungsverhältnisse, 2008 und 2011 (Wien) 
Quellen: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, berechnet durch den waff, bearbeitet durch die MA 24 

Zwischen Männern und Frauen bestehen bei der geringfügigen Beschäfti

gung deutliche Unterschiede. Frauen sind wesentlich häufiger ausschließ

lich geringfügig beschäftigt, dafür in einem höheren Stundenausmaß.  

Männer üben häufiger eine geringfügige Beschäftigung neben einer Stan

dardbeschäftigung oder einer16Pension17aus.18 100.343 Männer sind 2011 

einer geringfügigen Beschäftigung nachgegangen, was einer Verdoppe

lung im Vergleich zum Jahr 2000 entspricht.  Demgegenüber steht eine Er

höhung von nur 40% bei den Frauen, von 131.094 auf 183.135 Personen.   

Die Anzahl der Männer, die zwei oder mehr geringfügige Beschäftigungen aus

üben, hat sich im Vergleichszeitraum sogar mehr als verdreifacht. Bei den Frau

en gab es einen Anstieg um 50%.19 

16  Website der Wirtschaftskammer Österreich, http://www.wko.at (24.04.2012). 
17  2012 betrugen diese Grenzen 376,26 Euro brutto mona tlich bzw. 28,89 Euro durchschnittlich täglich. 
18  Vgl. Riesenfelder et al., Geringfügige Beschäftigung in Österreich, 2011. 
19  Vgl. Haydn 2012. 
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Der Zuwachs an geringfügiger Beschäftigung ist vor allem bei unqualifizier­

ten Tätigkeiten festzustellen. Während der Anteil höherer und hochqualifizier­

ter Tätigkeiten in den letzten zehn Jahren konstant geblieben ist, verschoben 

sich die mittleren Tätigkeiten vermehrt hin zu geringqualifizierten Jobs. Dies 

bedeutet aber nicht, dass diese Jobs von Personen mit keiner oder geringer 

Ausbildung ausgeübt werden. Vielmehr kommt es immer häufiger zu einer 

Überqualifizierung, d.h. dass Arbeitskräfte einer geringqualifizierten Tätigkeit 

nachgehen, obwohl sie eine höhere Ausbildung haben. Davon sind verstärkt 

Frauen und Personen mit Migrationshintergrund betroffen20. Die Entwicklung 

führt dazu, dass immer mehr Personen trotz einer besseren Ausbildung ein ge­

ringes Einkommen zur Verfügung haben und auch häufiger armutsgefährdet 

sind. Durchschnittlich weisen Personen mit einer geringfügigen Beschäftigung 

mit 1.167 Euro netto monatlich21 ein um 30% geringeres Personeneinkommen 

auf als der österreichische Durchschnitt mit 1.657 Euro netto monatlich.22 Sie 

zählen somit häufiger zu den Working Poor, also jenen Personen, die trotz Er­

werbstätigkeit kein existenzsicherndes Einkommen beziehen. 

Working Poor 

Unter Working Poor werden jene Personen verstanden, die trotz eines Erwerbs­

einkommens nicht ausreichend verdienen, um ein Leben über der Armutsge­

fährdungsgrenze sicherzustellen. Dies ist der Fall, wenn mehrere Personen 

mit nur einem einzigen Einkommen unterstützt werden oder das Einkommen 

aufgrund von Teilzeitarbeit unter der Armutsgefährdungsschwelle liegt. Diese 

wird jährlich neu berechnet und beträgt für das Jahr 2010 1.031 Euro netto.23 

2009 ist die Zahl der Working Poor in Österreich zurückgegangen. Im Jahr 2004 

zählten noch 277.000 Personen zu den Working Poor, im Jahr 2008 insgesamt 

241.000 Personen. 2009 waren es nur noch 206.000 Personen. Viele Betroffene 

sind jedoch auch in die Arbeitslosigkeit abgerutscht24 und sind somit der Ar­

mutsgefährdung noch stärker ausgesetzt als zuvor. 

In Wien stellt sich die Situation ein wenig anders dar.25 Die Zahl der Working 

Poor ist seit 2001 kontinuierlich gestiegen. Dieser Trend ist auch im ersten 

Halbjahr 2009 feststellbar. 2001 zählten 3.780 WienerInnen zu den Working 

Poor, 2008 hatte sich die Anzahl beinahe verdreifacht (9.896 Personen). Es zeigt 

sich auch, dass immer mehr Frauen unter den Working Poor zu finden sind. 

20  Vgl. Riesenfelder et al., Geringfügige Beschäftigung in Österreich, 2011. 
21  Dieses Personeneinkommen beschreibt nicht nur Einkommen aus geringfügiger Beschäftigung. 

Zum einen hat die geringfügige Beschäftigung etwa für die Hälfte der Betroffenen Kombinations­
charakter (wird also mit anderen Beschäftigungsformen und Einkommensquellen kombiniert), zum 
anderen wurde das erhobene Einkommen auf Haushaltsebene zur Berechnung eines äquivalisier­
ten Personeneinkommens herangezogen. 

22  Siehe FN 20. 
23  Vgl. Statistik Austria, Armut und Ausgrenzungsgefährdung in Österreich, 2012. 
24  Siehe FN 23. 
25  Vgl. Riesenfelder et al., Working Poor in Wien, 2011. 

Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Bei der geringfügigen Beschäftigung kommt 

es zu einer Verschiebung von mittleren 

Tätigkeiten hin zu unqualifizierten Tätig­

keiten. Diese werden jedoch weiterhin von 

Personen mit einer mittleren Ausbildung 

ausgeübt, sodass es zu Überqualifizierung 

und geringerer Entlohnung kommt. 

http:netto.23
http:monatlich.22


 

 

 

 

 

 

 

   
  

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008

 Frauen 1.744 2.426 2.944 3.338 3.670 4.122 4.547 4.766

 Männer 2.036 2.667 3.440 4.017 4.422 4.744 4.987 5.130 
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Diagr. 6: Anzahl der Working Poor, 2001–2008 (Wien) 
Quellen: AK Wien, Working Poor in Wien 2011, bearbeitet durch die MA 24 

Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Studie Working Poor in Wien 
2011 veröffentlichte die Arbeiterkammer Wien (AK Wien) die Studie Working Poor in Wien. Gegen­

stand der Studie ist eine Bestandsaufnahme von Wiener SozialhilfebezieherInnen mit parallelem 

Erwerbseinkommen. Untersucht wurde der Zeitraum vom zweiten Halbjahr 2000 bis zum ersten 

Halbjahr 2009, wodurch die Entwicklung und die Verläufe von Working Poor-Phasen analysiert 

werden konnten. 

Aus dem erhobenen Zahlenmaterial und den qualitativen Interviews konnten wesentliche Er­

kenntnisse über die Sozialstruktur (Alter, Geschlecht, Ausbildung, Staatsbürgerschaft etc.), die 

Arbeitsverhältnisse (Arbeitszeit, Beschäftigungsverhältnis etc.) sowie die Problemlagen und Un­

terstützungsbedarfe gewonnen werden. 

Siehe Homepage der AK Wien: http://wien.arbeiterkammer.at 

2.1.2 Entwicklung der Arbeitslosigkeit 

Arbeitslosigkeit in Wien 

Aufgrund des wachsenden Arbeitskräftepotenzials steigt die Arbeitslosigkeit 

in Wien. Gleichzeitig sind jedoch immer mehr Stellen verfügbar (siehe Kapitel 

2.1.1). Die Steigerung des Arbeitskräftepotenzials hat neben demografischen 

auch noch andere Gründe, wie beispielsweise die Ostöffnung des Arbeitsmark­

tes seit Mai 2011 oder die verstärkte Frauenerwerbstätigkeit. Dies trifft vor 

allem auf Wien in hohem Maße zu, da Wien von einer verstärkten Zuwanderung 

betroffen ist und Maßnahmen in der Kinderbetreuung (Gratis-Kindergarten) 

ausgebaut wurden. In Wien wählt nur die Hälfte aller KindergeldbezieherInnen 

die längste Kindergeldvariante, bundesweit sind es zwei Drittel.26 

In Wien waren in den Jahren 2010 und 2011 knapp über 100.000 Personen ar­

beitslos (beim AMS vorgemerkte Arbeitslose und in Schulungen befindliche Per­

sonen). Dies entspricht einem Anstieg von mehr als 27.000 Personen bzw. 37% 

seit 2001. 

26 Vgl. BMWFJ, Kinderbetreuungsgeld-Statistik, 2012. 
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2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009  2010 2011

 Vorgemerkte Arbeitslose 63.463 74.894 79.872 82.025 81.436 78.088 72.264 66.487 73.052 74.179 79.152

 Personen in Schulungen 10.083 10.517 13.025 14.405 17.686 19.501 18.799 18.146 22.810 25.844 21.614 

Pe
rs

on
en

 

Jahr 

0 

20.000 

40.000 

60.000 

80.000 

100.000 

120.000

 Diagr. 7: Arbeitslose Personen, 2001–2011 (Wien) 
Quellen: AMS Wien, AL000 und AF000, berechnet durch die MA 24 

2010 betrug die nationale Arbeitslosenquote in Wien 8,8% (74.179 beim 

AMS vorgemerkte Arbeitslose), 2011 bereits 9,2% (79.152 beim AMS vor­

gemerkte Arbeitslose). 

Die Arbeitslosigkeit verteilt sich sehr unterschiedlich auf die einzelnen Wiener 

Gemeindebezirke. Favoriten, Meidling, Rudolfsheim-Fünfhaus und Brigittenau 

wiesen 2010 mit über 11% eine stark überdurchschnittliche Arbeitslosenquote 

auf, in der Inneren Stadt und der Josefstadt waren hingegen weniger als 

6% Arbeitslose. 
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 Diagr. 8: Arbeitslosenquoten nach Bezirken, 2011 (Wien) 
Quellen: Stadt Wien, Statistisches Jahrbuch 2011, berechnet durch die MA 24 

Arbeitslosigkeit und Altersstruktur 

Der Abbau von Arbeitsplätzen betrifft nicht alle Branchen gleichermaßen. 

Arbeitsplätze in der Sachgütererzeugung wurden in Wien deutlich reduziert, 

während Arbeitsplätze im Dienstleistungsbereich verstärkt aufgebaut wurden. 

Ebenso sind Vollzeitarbeitsplätze vermehrt Teilzeitarbeitsplätzen und neuen 

Beschäftigungsformen gewichen. Daher sind nicht alle Bevölkerungsgruppen 

gleichermaßen von Arbeitslosigkeit betroffen. Frauen sind tendenziell seltener 

arbeitslos (2011: 7,8%) als Männer (2011: 10,6%), da sie öfter im Dienstleistungs­

bereich und im Teilzeitbereich tätig sind. 

© Foto: BilderBox.com 

http:BilderBox.com
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Jugendliche und ältere Männer sind 

häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen. 

Auch in der Altersverteilung zeigen sich deutliche Unterschiede. Zu Beginn und 

am Ende der Arbeitslaufbahn sind Personen besonders häufig von Arbeitslosig­

keit betroffen. Jugendliche unter 25 Jahren sind mit 11,3% überdurchschnitt­

lich häufig arbeitslos, wobei hier der Unterschied zwischen Männern (13%) und 

Frauen (9,5%) besonders hoch ist. Männer ab 45 Jahre sind geringfügig häufiger 

arbeitslos als Männer zwischen 25 und 45 Jahren. Frauen sind in allen Alters­

stufen deutlich seltener arbeitslos als Männer, allerdings weisen sie eine höhe­

re Verweildauer in der Arbeitslosigkeit auf (siehe Diagr. 11). 
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 Diagr. 9: Arbeitslosenquoten nach Alter, 2011 (Wien) 
Quellen: AMS, UB500, 2011, berechnet durch die MA 24 

Arbeitslosigkeit und Staatsbürgerschaft 

Personen mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft sind deutlich häufiger 

von Arbeitslosigkeit betroffen als Personen mit österreichischer Staatsbürger­

schaft. 2011 lag die Arbeitslosenquote von österreichischen StaatsbürgerInnen 

in Wien bei 8,4%, jene von in Wien lebenden nicht-österreichischen Staatsbür­

gerInnen bei 12,5%. Männer zählen dabei wiederum wesentlich häufiger zu den 

Betroffenen als Frauen. 

Arbeitslosenquote Wien gesamt 
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 Diagr. 10: Arbeitslosenquoten nach Staatsbürgerschaft, 2011 (Wien) 
Quellen: AMS, AL090, 2011, bearbeitet durch die MA 24 

Langzeitbeschäftigungslosigkeit und Langzeitarbeitslosigkeit 

2011 waren 20.055 WienerInnen langzeitbeschäftigungslos.27 Das entspricht ei­

ner Langzeitbeschäftigungslosenquote von 2,3% bzw. einem Anteil von knapp 

20% an allen arbeitslos vorgemerkten Personen und Personen in Schulungen. 

27 Vgl. AMS Wien, Arbeitsmarktdaten, GÜ500, 2012. 

http:langzeitbesch�ftigungslos.27


33 Wiener Sozialbericht 2012 

 

 
  

   

  
  

Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Langzeitarbeitslosigkeit (LZAL) 
In Österreich werden Personen, die über 365 Tage arbeitslos gemeldet sind, als langzeitarbeitslos 

gezählt. Unterbrechungen bis 28 Tage (zum Beispiel durch kurze Schulungen, Krankenstand oder 

kurze Beschäftigungsepisoden) unterbrechen die Zählperiode nicht. 

Langzeitbeschäftigungslosigkeit (LZBL) 
Langzeitbeschäftigungslos sind Personen, die mehr als 365 Tage arbeitslos gemeldet sind oder 

sich in Schulungen des AMS befinden. Beschäftigungen und andere Unterbrechungen von weni­

ger als 62 Tagen führen nicht zu einer neuen Arbeitslosenepisode und werden bei der Berechnung 

der LZBL-Dauer nicht mitgezählt. Damit versucht man diejenige Gruppe zu definieren, die sich 

kaum oder nur sehr schwer in nachhaltige Beschäftigungsverhältnisse integrieren lässt. 

Je nach Alter zeigen sich deutliche Unterschiede in der Verweildauer.28
28 Mit 

zunehmendem Alter steigt diese kontinuierlich an. Frauen sind ab 30 Jahren,   
Männer ab 35 Jahren überdurchschnittlich lange in der Arbeitslosigkeit.
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 Diagr. 11: Durchschnittliche Verweildauer in der Arbeitslosigkeit nach Alter, 2011 (Wien) 
Quellen: AMS, AL512, 2011, bearbeitet durch die MA 24 

Personen mit nicht-österreichischer  

Staatsbürgerschaft sind seltener  

langzeitarbeitslos als ÖsterreicherInnen. 

Langzeitarbeitslosigkeit (LZAL)
In Österreich werden Personen, die über 365 Tage arbeitslos gemeldet sind, als langzeitarbeitslos 

gezählt. Unterbrechungen bis 28 Tage (zum Beispiel durch kurze Schulungen, Krankenstand oder 

kurze Beschäftigungsepisoden) unterbrechen die Zählperiode nicht. 

Langzeitbeschäftigungslosigkeit (LZBL)
Langzeitbeschäftigungslos sind Personen, die mehr als 365 Tage arbeitslos gemeldet sind oder 

sich in Schulungen des AMS befinden. Beschäftigungen und andere Unterbrechungen von weni-

ger als 62 Tagen führen nicht zu einer neuen Arbeitslosenepisode und werden bei der Berechnung 

der LZBL-Dauer nicht mitgezählt. Damit versucht man diejenige Gruppe zu definieren, die sich 

kaum oder nur sehr schwer in nachhaltige Beschäftigungsverhältnisse integrieren lässt.

Österreichische StaatsbürgerInnen sind dabei häufiger von Langzeitarbeitslo-

sigkeit betroffen als Personen ausländischer Herkunft. 2010 waren 20,5% der 

arbeitslosen Personen ausländische StaatsbürgerInnen, der Anteil der auslän-

dischen Langzeitarbeitslosen betrug allerdings nur 16,5%.29

Arbeitslosigkeit und finanzielle Absicherung

Wien weist aufgrund seiner Bevölkerungsdichte und -zusammensetzung die 

höchste Arbeitslosenrate in Österreich auf. Eine Sonderstellung nimmt Wien 

auch bei der Höhe der Unterstützungsleistung ein. In Wien erhalten Arbeitslose 

über das AMS die geringste finanzielle Absicherung.  

 
28  Verweildauer: Durchschnittliche Verweildauer (Tage) der Abgänge aus der Arbeitslosigkeit 

im Beobachtungszeitraum. 
29  Vgl. AMS Österreich, Arbeitsmarktlage 2010, 2011. 

http:16,5%.29
http:Verweildauer.28


 

 

 

 

 

  

 
   

 

 

  
 

    

 

Arbeit und Arbeitslosigkeit 

2010 wurde in Wien beim Arbeitslosengeld und bei der Notstandshilfe ein 

durchschnittlicher Tagsatz von 23,60 Euro ausbezahlt. Dies ist im Österreich-

vergleich der mit Abstand niedrigste Wert. Durchschnittlich wurde in Österreich 

ein Tagsatz von 24,90 Euro ausbezahlt. Gemessen an einem 30-Tage-Monat ste­

hen den arbeitslosen Personen in Wien knapp 40 Euro weniger zur Verfügung. 
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 Diagr. 12: Monatliche Leistungshöhe Arbeitslosengeld und Notstandshilfe je Bundesland, 2010 
Quellen: AMS Österreich, LB001 2010, berechnet durch die MA 24 

Wien weist die niedrigsten Tagsatz-

höhen beim Arbeitslosengeld und bei 

der Notstandshilfe auf. 

Die durchschnittlichen Tagsätze in Wien sind nicht nur bundesweit die nied­

rigsten, sie haben sich in den letzten Jahren auch unterdurchschnittlich ent­

wickelt. Die Entwicklung der Leistungshöhen entspricht nicht dem Anstieg des 

allgemeinen Preisniveaus. Zwischen 2002 und 2010 sind die Tagsatzhöhen in 

Wien um 14,3% (von 20,6 Euro auf 23,6 Euro) gestiegen. Der Verbraucherpreis­

index ist im Vergleichszeitraum um 15,9% gestiegen. Wien und Vorarlberg sind 

die beiden einzigen Bundesländer, in denen die finanzielle Leistung für das Ar­

beitslosengeld und die Notstandshilfe in den letzten neun Jahren geringer ge­

wachsen ist als das allgemeine Preisniveau. 

Tagsatzhöhen 2002 Tagsatzhöhen 2010 Veränderung 2002 auf 2010 

Burgenland € 21,4 € 25,1 17,2% 

Kärnten € 21,4 € 25,5 19,0% 

Niederösterreich € 21,6 € 25,1 16,4% 

Oberösterreich € 21,4 € 25,6 19,7% 

Salzburg € 22,1 € 26,1 17,9% 

Steiermark € 21,2 € 24,9 17,7% 

Tirol € 22,2 € 26,0 17,2% 

Vorarlberg € 22,3 € 25,7 15,2% 

Wien € 20,6 € 23,6 14,3% 

Österreich € 21,3 € 24,9 17,1% 

Rundungsdifferenzen nicht ausgeglichen 

Tab. 8: Durchschnittliche Tagsatzhöhen für Arbeitslosengeld und Notstandshilfe je Bundesland, 
2002 und 2010 
Quellen: AMS Österreich, LB001, berechnet durch die MA 24 

Erwerbsarbeit ist der beste Schutz vor Armut. Erwerbsaktive Personen weisen 

mit 9% eine unterdurchschnittlich hohe Armutsgefährdung auf. Ganzjährig Er­

werbstätige sind nur zu 4% armutsgefährdet. Nicht erwerbsaktive Personen30 

weisen mit 18% bereits eine deutlich erhöhte Armutsgefährdung auf. Personen, 

30  Zum Beispiel PensionistInnen, Haushaltsführende, in Ausbildung befindliche oder etwa aus ge­
sundheitlichen Gründen erwerbsinaktive Personen. 

34 Wiener Sozialbericht 2012 



2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

die aus gesundheitlichen Gründen nicht erwerbstätig sind, sind besonders be­

troffen. Hier ist bereits jede dritte Person von Armut bedroht. Am größten ist 

die Armutsgefährdung jedoch unter den arbeitslosen Personen, wobei die Dau­

er der Arbeitslosigkeit in direktem Zusammenhang mit der Armutsgefährdung 

steht. Personen, die sechs Monate oder länger pro Jahr arbeitslos sind, weisen 

eine Armutsgefährdungsquote von 37% auf. Bei den ganzjährig Arbeitslosen ist 

beinahe jede zweite Person von Armut bedroht. 

Erwerbsstatus Armutsgefährdungsquote 2010 

erwerbsaktive Personen 9%

 ganzjährig erwerbstätig 4%

 nicht ganzjährig erwerbstätig 12% 

nicht erwerbsaktive Personen 18%

 aus gesundheitlichen oder sonstigen Gründen nicht erwerbstätig 35% 

arbeitslose Personen 22%

   ein bis fünf Monate arbeitslos 13%

   sechs bis elf Monate arbeitslos 37%

 ganzjährig arbeitslos 43%

Arbeitslosigkeit und der Bezug von 

mindestsichernden Leistungen stehen 

in einem engen Zusammenhang. 

Tab. 9: Armutsgefährdung von arbeitslosen Personen im Vergleich zu nicht arbeitslosen Personen, 
2010 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2010, bearbeitet durch die MA 24 

Arbeitslosigkeit und der Bezug von mindestsichernden Leistungen stehen in 

einem engen Zusammenhang. Steigt die Arbeitslosigkeit, so steigt auch die 

Zahl der MindestsicherungsbezieherInnen. Ein Absinken der Arbeitslosenra­

ten bedeutet hingegen keinen Rückgang bei der Anzahl der BMS-BezieherIn­

nen. Oftmals sind die arbeitslosen BMS-BezieherInnen nicht in der Lage, eine 

Verbesserung der Arbeitsmarktsituation für sich zu nutzen (geringere Bildung, 

schlechterer Gesundheitszustand, Vermittlungshemmnisse etc.). Sehr häufig 

finden sich Langzeitbeschäftigungslose unter den BMS-BezieherInnen. Wäh­

rend die Arbeitslosenzahlen im Jahr 2010 um 4% und im Jahr 2011 um 1% (je­

weils gegenüber dem Vorjahr) gestiegen sind, so ist die Zahl der Langzeitbe­

schäftigungslosen im Jahr 2010 um 17% und im Jahr 2011 um 8% gestiegen.31 

2011 waren 43.211 BMS-BezieherInnen (durchschnittlich pro Monat) arbeits­

fähig, davon knapp mehr als 23.300 Frauen. 
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 Diagr. 13: Gegenüberstellung arbeitsfähige BMS-Bezieher 
und arbeitslose Männer, 2001–2011 (Wien)  
Quellen: AMS, AL000 und AF000 sowie MA 40, 
berechnet durch die MA 24

 Diagr. 14: Gegenüberstellung arbeitsfähige BMS-Bezieherinnen 
und arbeitslose Frauen, 2001–2011 (Wien) 
Quellen: AMS, AL000 und AF000 sowie MA 40, 
berechnet durch die MA 24 

31 Vgl. AMS Wien, Arbeitsmarkdaten, GÜ500, 2012. 
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Durch die Krise 2009 wurden viele 

arbeitsfähige Personen in die Bedarfs-

orientierte Mindestsicherung gedrängt. 

Die Gegenüberstellung der Veränderungsraten von Arbeitslosigkeit und BMS-

Bezug zeigt bis 2008 eine beinahe synchrone Entwicklung. Im Krisenjahr 2009 

war die Arbeitslosigkeit überdurchschnittlich hoch (+13% gegenüber dem Vor­

jahr), die BMS-Leistungen wurden jedoch erst in den darauffolgenden Jahren 

verstärkt in Anspruch genommen. Bei den Männern ist dabei eine stärkere Zeit­

verzögerung (+9% im Jahr 2010, +37% im Jahr 2011) festzustellen als bei den 

Frauen (+22% im Jahr 2010, +32% im Jahr 2011). 
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 Diagr. 15: Veränderungsraten arbeitsfähige BMS-Bezieher  
und arbeitslose Männer, 2001–2011 (Wien)  
Quellen: AMS, AL000 und AF000 sowie MA 40, 
berechnet durch die MA 24

 Diagr. 16: Veränderungsraten arbeitsfähige BMS-Bezieherinnen  
und arbeitslose Frauen, 2001–2011 (Wien) 
Quellen: AMS, AL000 und AF000 sowie MA 40, 
berechnet durch die MA 24 

Es zeigt sich, dass durch das Krisenjahr 2009 und die problematische Situa­

tion am Arbeitsmarkt ein hoher Anteil arbeitsfähiger Menschen in finanzielle 

Schwierigkeiten geraten ist bzw. sich – vor allem in den Folgejahren 2010 und 

2011 – im Leistungsbezug der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wiederfin­

det. Verstärkt wurde dieser Effekt durch die Einführung der Bedarfsorientier­

ten Mindestsicherung im September 2010, da die neuen Mindeststandards über 

den bisherigen Richtsätzen liegen. Auch durch die Einführung der deutlich hö­

heren Kindermindeststandards im März 2011 wurden mehr Personen – insbe­

sondere Familien mit einem bestehenden Einkommen – anspruchsberechtigt. 

Die in den letzten Jahren aufkommende Missbrauchsdebatte trifft daher die 

Falschen. Vielfach sind es arbeitsfähige und arbeitswillige Personen, deren Si­

tuation sich durch die Entwicklungen am Arbeitsmarkt verschärft hat, und zwar 

nicht nur durch den krisenbedingten Abbau von Arbeitsplätzen, sondern auch 

durch die steigenden Anforderungen betreffend Ausbildung und Flexibilität. 

2.1.3 Exkurs: Bildung 

Bildung und Einkommen 

Eine gute Ausbildung erhöht die Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Sie schützt 

vor Arbeitslosigkeit und eröffnet bessere Verdienstchancen. 2011 war in Wien 

das Risiko, arbeitslos zu werden, für Personen mit maximal einer Pflichtschul­

ausbildung (25,6%) mehr als dreimal so hoch wie für Personen, die eine Lehr­

ausbildung (8,3%) abgeschlossen hatten.32 In den nächsten Jahren wird die 

32 Vgl. BMASK, Website des Bali-Web: http://www.dnet.at/bali (21.03.2012). 

36 Wiener Sozialbericht 2012 
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Beschäftigung für Personen mit maximal einem Pflichtschulabschluss in Wien 

zurückgehen,  während die Beschäftigung für alle anderen Ausbildungen wach

sen wird.33 

Auch das Einkommen steht in einem direkten Zusammenhang mit der höchs

ten abgeschlossenen Ausbildung. Personen mit einem Pflichtschulabschluss 

als höchste Ausbildung verdienten im Jahr 2009 in Österreich im Mittel 17.109 

Euro netto, somit um 17% weniger als das mittlere Einkommen aller Personen 

ausmacht (20.618 Euro).  Personen mit einem Universitätsabschluss verdienten 

hingegen 28.938 Euro pro Jahr: Ein Einkommen, das 40% über dem gesamten 

mittleren Einkommen liegt.  

Weiters zeigt sich, dass sich die Einkommenssituation für weniger gut Ausge

bildete verschlechtert. 2003 war das Einkommen einer Person mit Pflichtschul

abschluss nur 10% vom Mittelwert entfernt, 2009 waren es bereits 17%.  Auch 

Personen mit einem Lehrabschluss verdienten 2003 relativ mehr. Ihr Einkom

men lag 2003 rund 5% über dem Durchschnitt, 2009 nur noch 3%.  

­

­

­

­

­

2003 2009 
Verän

Lücke zum Lücke zum Einkommen Einkommen 2003 
Mittelwert Mittelwert 

Pflichtschule € 15.289 -10% € 17.109 -17% 

Lehre bzw. mittlere Schule € 17.787 5% € 21.143 3% 

Matura € 20.203 19% € 24.283 18% 

Universität € 23.663 39% € 28.938 40% 

Insgesamt € 16.969 0% € 20.618 0% 

     Tab. 10: Jährliches Äquivalenzeinkommen nach höchster abgeschlossener Ausbildung, 
2003 und 2009 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2003 und 2010, berechnet durch die MA 24 

derung 
auf 2009

12% 

19% 

20% 

22% 

22% 

­

­

­

­

Das Einkommen hängt vom Bildungs­

niveau ab. Weniger gut Ausgebildete 

verdienen nicht nur weniger, ihre Ein­

kommenssituation verschlechtert sich 

auch zunehmend. 

Eine bessere Ausbildung erhöht die Chancen auf eine Erwerbstätigkeit,  die gut 

entlohnt ist.  Allerdings steigen aufgrund der vielen gut ausgebildeten Personen 

auch die Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt. Dadurch wird es für weniger gut 

ausgebildete Personen immer schwieriger, auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fas

sen.  Arbeitsplätze,  die keine oder nur wenig Ausbildung voraussetzen,  werden 

seltener und deren Entlohnung immer geringer. Die Erwerbstätigenquote für 

Personen mit Pflichtschulabschluss lag 1995 noch bei 52,6%, 2009 sank sie auf 

48,2%. Österreichweit erhöhte sich hingegen die Erwerbstätigenquote um 2,9 

Prozentpunkte. Die Arbeitslosenquote für Personen mit Pflichtschulabschluss 

ist im Vergleichszeitraum von 5,8% auf 10,2% gestiegen, während sich die Ge

samtarbeitslosenquote für Österreich nur um 1,1 Prozentpunkte erhöht hat.34  

Personen mit keiner oder geringer Ausbildung finden sich großteils in unsiche

ren oder prekären Arbeitsverhältnissen und zählen häufiger zu den Verliere

rInnen in Krisenzeiten und bei Veränderungen am Arbeitsmarkt. Es zeigt sich 

auch ein Zusammenhang zwischen dem Bildungsniveau der Eltern und der 

Kinder. Kinder, deren Eltern eine höherwertige Ausbildung haben, erbringen in 

der Schule deutlich bessere Leistungen als jene, deren Eltern nur über einen  

 

33   Vgl.  WIFO, Mittelfristige Beschäftigungsprognose – Teilbericht Wien, 2012. 
34   Vgl. Statistik Austria, Bildung in Zahlen 2009/2010, 2012. 
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Pflichtschulabschluss verfügen.35 Maßnahmen sind daher sowohl im Bereich 

der Erwachsenenbildung als auch im Schulsystem notwendig. Die Stadt Wien 

setzt vielfältige Maßnahmen, um den WienerInnen eine gute Ausbildung zu er­

möglichen. Nicht übersehen werden darf jedoch, dass der Bildungsbereich zu 

einem überwiegenden Teil in die Kompetenz des Bundes fällt und vom Bund 

gelenkt wird. Daher müssen auch hier die Reformen ansetzen, um nachhaltige 

Ergebnisse sicherstellen zu können. Ein gutes Bildungssystem kann Menschen 

vor Armut und Arbeitslosigkeit bewahren. 

Bildungsstand der WienerInnen 

In Wien gibt es eine große Anzahl schlecht ausgebildeter Personen (vier 

Prozentpunkte über dem Österreichdurchschnitt), aber auch überdurchschnitt­

lich viele Personen, die sehr gut ausgebildet sind (acht Prozentpunkte über 

dem Österreichdurchschnitt). 
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 Diagr. 17: Anteile der 25- bis 64-jährigen Personen mit höchstens 
Pflichtschulabschluss nach Bundesländern, 2009 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, Bildung in Zahlen 2010/2011, 
berechnet durch die MA 24

 Diagr. 18: Anteile der 25- bis 64-jährigen Personen mit Universitäts- oder 
Fachhochschulabschluss nach Bundesländern, 2009 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, Bildung in Zahlen 2010/2011, 
berechnet durch die MA 24 

Wien hat die höchste Betreuungsquote bei 

Kleinkindern unter drei Jahren. 

Wien weist bundesweit mit Abstand die höchste Betreuungsdichte bei Klein­

kindern unter drei Jahren auf. 28,1% aller unter Dreijährigen besuchen eine 

Krippe oder einen Kindergarten, österreichweit sind es lediglich 17,1%.36 Be­

stehenden Defiziten (z.B. mangelnde Deutschkenntnisse) kann dadurch bereits 

frühzeitig entgegengewirkt werden. Aufgrund der Bevölkerungsdichte ist in 

Wien die durchschnittliche SchülerInnenzahl pro Klasse am höchsten. In einer 

Volksschulklasse sind in Wien durchschnittlich 21,7 SchülerInnen, bundesweit 

sind es nur 18,3 SchülerInnen.37 

Auch die Zusammensetzung der Bevölkerung trägt zur Sonderstellung Wiens 

bei. In Wien finden sich die meisten MigrantInnen (Personen, die nicht in Ös­

terreich geboren sind)38 und somit auch der größte Anteil an SchülerInnen mit 

nicht-deutscher Erstsprache. Mehr als 40% der SchülerInnen an Wiener Schulen 

hatten im Schuljahr 2009/2010 keine deutsche Erstsprache, bundesweit sind 

es nur 17,3%. Mangelnde Deutschkenntnisse sind eine wesentliche Ursache für 

Schwierigkeiten beim Ausbildungsabschluss und beim Eintritt in den Arbeits­

markt. 2009 haben in Wien beinahe 16% aller 15- bis 34-Jährigen ihre Ausbil­

35 Vgl. Bundesinstitut bifie, PISA 2009, 2010.  
36 Vgl. Statistik Austria, Bildung in Zahlen 2010/2011, Schlüsselindikatoren und Analysen, 2012.  
37 Vgl. Statistik Austria, Bildung in Zahlen 2010/2011, Tabellenband, 2012.  
38 Vgl. Statistik Austria, Migration und Integration, 2011.  

38 Wiener Sozialbericht 2012 

http:Sch�lerInnen.37
http:17,1%.36
http:verf�gen.35
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

dung abgebrochen (Österreich: 9,6%).  Die 

Gründe dafür sind vielfältig, am häufigs

ten werden Schulprobleme für den Ausbil

dungsabbruch genannt.39 

Wien liegt bei den frühen SchulabgängerIn

nen mit einem Anteil von 12% mehr als drei 

Prozentpunkte über dem Österreichdurch-

schnitt (8,6%).40 Die Auswirkungen dieser 

Entwicklung zeigen sich in der Erwerbstä

tigkeit der jungen Erwachsenen.  Wien weist 

2009 eine Erwerbstätigenquote der 15- bis 

34-Jährigen von 63,5% auf, um mehr als 

fünf Prozentpunkte unter dem Österreich

durchschnitt.41  Ebenso liegt die Arbeitslo

senquote der 15- bis 34-Jährigen in Wien 

mit 10,9% um beinahe vier Prozentpunkte 

über dem Österreichschnitt von 7%.42 

­

­

­

­

­

­

Unterschiedlicher Bildungsstand in den Wiener Bezirken 

Innerhalb von Wien ist der Bildungsstand ebenfalls sehr unterschiedlich. In 

den Bezirken Favoriten, Simmering, Meidling, Rudolfsheim-Fünfhaus, Ottak

ring und Brigittenau ist der Anteil jener Personen, die höchstens einen Pflicht

schulabschluss43 haben, überdurchschnittlich hoch. Mehr als 25% der 25- bis 

64-jährigen Bezirksbevölkerung verfügt somit über keine abgeschlossene Aus

bildung, wodurch es in diesen Bezirken zu einer erhöhten Arbeitslosigkeit (sie­

he Diagr. 8) und zu einer erhöhten Inanspruchnahme von mindestsichernden 

Leistungen (siehe Kapitel 3 – Diagr. 52) kommt. Gleichzeitig gibt es in diesen 

Bezirken (zusammen mit den Bezirken Floridsdorf, Donaustadt und Liesing) 

auch den mit Abstand geringsten Anteil an Personen mit einem Universitäts- 

oder Fachhochschulabschluss.  

­

­

­

Bezirke mit einem hohen Anteil an 

geringqualifizierten Personen weisen 

eine höhere Arbeitslosigkeit und eine 

höhere Inanspruchnahme von BMS-

Leistungen auf.  

© Foto: contrastwerkstatt – Fotolia.com 
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 Diagr. 19: Anteile der 25- bis 64-jährigen Personen mit höchstens 
Pflichtschulabschluss nach Wiener Bezirken, 2009 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, Bildung in Zahlen 2010/2011, 
berechnet durch die MA 24

 Diagr. 20: Anteile der 25- bis 64-jährigen Personen mit Universitäts- oder 
Fachhochschulabschluss nach Wiener Bezirken, 2009 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, Bildung in Zahlen 2010/2011, 
berechnet durch die MA 24 

39   Vgl. Statistik Austria, Eintritt junger Menschen in den Arbeitsmarkt, 2010. 
40   Vgl. Bacher et al. 2011. 
41  Siehe FN 39. 
42  Siehe FN 39. 
43  Inkl. jener Personen, die keinen Pflichtschulabschluss besitzen. 
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Schere zwischen gut und schlecht ausgebildeten Personen wird größer 

Immer mehr WienerInnen erlangen eine bessere Ausbildung. Dieser Trend setz­

te sich auch in den letzten Jahren fort. 2001 verfügten nur 11% der WienerInnen 

über einen Hochschulabschluss und 19% über eine Matura, 2010 hatten bereits 

21% einen Hochschulabschluss und 24% die Matura. Der Anteil der Personen 

mit einem Pflichtschulabschluss als höchste Ausbildungsstufe ist im gleichen 

Zeitraum von 31% auf 22% zurückgegangen. 

31% 

29% 

10% 

19% 

11% 

Pflichtschule 

Lehre 

Fachschule 

Matura 

Hochschule 

Grundgesamtheit: 1.074.407 Personen 

22% 

24% 

9% 

24% 

21% 

Pflichtschule 

Lehre 

Fachschule 

Matura 

Hochschule 

Grundgesamtheit: 1.162.466 Personen

 Diagr. 21: Höchste abgeschlossene Ausbildung der 15- bis 64-Jährigen, 
2001 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, Volkszählung 2001, Bildungsstand der 
Bevölkerung, berechnet durch die MA 24

 Diagr. 22: Höchste abgeschlossene Ausbildung der 15- bis 64-Jährigen, 
2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung 2010, 
berechnet durch die MA 24 

Immer mehr Personen erlangen eine 

gute Ausbildung. Doch auch die Anzahl 

der Personen mit großen Bildungs­

schwächen nimmt zu. 

Trotz des insgesamt steigenden Ausbildungsniveaus wächst der Anteil jener, 

die gravierende Bildungsschwächen aufweisen. Der aktuelle PISA-Test für 

Österreich44 zeigt, dass 28% der österreichischen SchülerInnen am Ende ihrer 

Pflichtschulzeit nicht sinnerfassend lesen können und 23% große Probleme ha­

ben, einfachste mathematische Fragestellungen in lebensnahen Situationen 

zu lösen. Insbesondere bei der Lesekompetenz zählt Österreich zu jenen drei 

OECD-Ländern, bei denen die Unterschiede zwischen SchülerInnen mit und 

ohne Migrationshintergrund am höchsten sind. Die Leseschwäche der Schüle­

rInnen der ersten MigrantInnengeneration hat sich seit der letzten PISA-Studie 

sogar weiter verschlechtert. Wer den Anschluss an den Arbeitsmarkt aufgrund 

fehlender Qualifikationen nicht schafft, hat ein erhöhtes (Langzeit-)Arbeits­

losigkeitsrisiko und ist außerdem verstärkt von der Gefahr des sozialen Aus­

schlusses, der sozialen Unsicherheit und der Verarmung bedroht.45 

Bildung und Migrationshintergrund 

Das Erlernen und Anwenden der deutschen Sprache ist eine wichtige Voraus­

setzung für eine erfolgreiche Integration. Das Fehlen von Deutschkenntnissen 

bzw. das Aufrechterhalten einer nicht-deutschen Erstsprache führt insbeson­

dere bei Kindern und Jugendlichen später zu einer Erschwernis beim Einstieg 

ins Berufsleben. Die Sprachstandsfeststellung in den Wiener Kindergärten 

zeigt, dass nur knapp 10% aller Kinder mit deutscher Erstsprache Bedarf an 

sprachlicher Förderung haben. Kinder mit nicht-deutscher Erstsprache hin­

gegen benötigen zu mehr als 55% sprachliche Förderung, wobei es innerhalb 

der Gruppe der MigrantInnen große Unterschiede gibt. Kinder mit türkischer 

Erstsprache haben zu 80% einen sprachlichen Förderbedarf, bei Kindern mit 

sonstigen Erstsprachen sind es rund 50%.46 

44  Bundesinstitut bifie, PISA 2009, 2010.   
45   Vgl. Bacher et al. 2011.  
46   Vgl. Bundesinstitut bifie, Frühkindliche Sprachstandfeststellung, 2009.  

http:bedroht.45
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 Diagr. 23: Sprachlicher Förderbedarf in Kindergärten nach Erst- und Zweitsprache, 2008 (Wien) 
Quellen: bifie, Sprachstandsfeststellung 2008, berechnet durch die MA 24 

Das Nicht-Erlernen der deutschen Sprache in der Kindheit beeinflusst auch 

den weiteren schulischen Erfolg. SchülerInnen mit deutscher Erstsprache bre­

chen unterdurchschnittlich oft die Schule ab, SchülerInnen mit nicht-deutscher 

Erstsprache mehr als doppelt so oft. Dabei zeigt sich wiederum, dass Kin­

der mit türkischem Sprachhintergrund am häufigsten betroffen sind. Bereits 

jede sechste Person unter den 14-jährigen SchülerInnen mit türkischer Erst­

sprache bricht die Schule ab, jede siebte Person mit bosnischer, kroatischer 

oder serbischer Erstsprache und jede neunte Person mit einer anderen nicht­

deutschen Erstsprache.47 

Jugendliche mit nicht-deutscher 

Erstsprache brechen deutlich häufiger 

ihre Ausbildung ab. 

5% 

14% 14% 

17% 

11% 

7% 

0% 

2% 

4% 

6% 

8% 

10% 

12% 

14% 

16% 

18% 

Deutsche 
Umgangssprache 

Nicht-deutsche 
Umgangssprache – 

alle 

Nicht-deutsche 
Umgangssprache – 
Bosnisch, Kroatisch, 

Serbisch 

Nicht-deutsche 
Umgangssprache – 

Türkisch 

Nicht-deutsche 
Umgangssprache – 

andere 
Umgangssprache 

An
te

il 

Erst- und Zweitsprache 
Anteil der SchulabbrecherInnen nach Sprache Anteil der SchulabbrecherInnen gesamt 

 Diagr. 24: SchulabbrecherInnen nach Erstsprache, 2007/2008 (Wien) 
Quellen: bifie, Sprachstandsfeststellung 2008, berechnet durch die MA 24 

Nicht nur die Sprache ist für den Erfolg der Schulleistungen ausschlaggebend. 

Ein Drittel des Leistungsvorsprungs der SchülerInnen ohne Migrationshinter­

grund ist ausschließlich auf die besseren sozioökonomischen Rahmenbedin­

gungen zurückzuführen.48 Einwandererfamilien sind mit schlechteren sozialen 

Bedingungen konfrontiert, wie geringeres Einkommen, höhere Arbeitslosigkeit, 

eine schlechtere oder nicht anerkannte Ausbildung. 

MigrantInnen in Wien weisen sehr unterschiedliche Ausbildungsniveaus auf. 

Jede vierte Person mit Migrationshintergrund verfügt über maximal einen 

47 Vgl. Bundesinstitut bifie, Frühkindliche Sprachstandfeststellung, 2009. 
48 Vgl. Bundesinstitut bifie, PISA 2009, 2010. 

http:zur�ckzuf�hren.48
http:Erstsprache.47
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Kinder aus Migrationsfamilien sind 

bereits von Beginn an mit Nachteilen 

konfrontiert, die sich auf das gesamte 

Arbeitsleben auswirken. 

Pflichtschulabschluss, jede fünfte Person mit Migrationshintergrund hat je­

doch einen akademischen Abschluss.WienerInnen ohne Migrationshintergrund 

weisen hingegen nur zu 9% einen Pflichtschulabschluss und zu 23% einen aka­

demischen Titel auf.49 

Ein Drittel der MigrantInnen wird unter ihrem eigentlichen Ausbildungslevel 

eingesetzt. Eine niedrige Entlohnung trotz einer guten Ausbildung ist die Fol­

ge.50 Ein Hauptgrund für die niedrige Entlohnung ist die Nichtanrechnung von 

im Ausland erworbener Qualifikation. Nur 17% der zugewanderten Personen 

mit Bildungsabschluss beantragen die Nostrifikation – meist aufgrund unüber­

sichtlicher Regelungen.51 Nur 5% der MigrantInnen erzielen ein Nettoeinkom­

men von mehr als 2.400 Euro pro Monat. Bei den Wiener ArbeitnehmerInnen 

erreichen hingegen 20% dieses Einkommensniveau.52 

Einwandererfamilien weisen daher eine schlechtere sozioökonomische Stellung 

auf und geben diese an ihre Kinder weiter. Die Leistungen von SchülerInnen 

mit Migrationshintergrund sind deutlich schlechter als jene von SchülerIn­

nen ohne Migrationshintergrund. Sie finden sich sehr viel seltener unter den 

SpitzenschülerInnen und überdurchschnittlich häufig unter den Risikoschüle­

rInnen, und zwar in allen schulischen Bereichen wie Lesen, Mathematik und 

Naturwissenschaften. Es zeigt sich auch, dass MigrantInnen der ersten Gene­

ration (nach der Geburt nach Österreich eingewandert) größere Schwächen auf­

weisen als MigrantInnen der zweiten Generation (in Österreich geboren, Eltern 

jedoch eingewandert).53 

2.2   Leistungen der Geschäftsgruppe 
Gesundheit und Soziales 

2.2.1  Arbeitsintegration von BMS-BezieherInnen 

Die berufliche Reintegration von Sozialhilfe- bzw . Mindestsicherungsbezie­

herInnen wurde insbesondere in den letzten Jahren ein wichtiges Thema in 

der Sozialpolitik . Dies ist darauf zurückzuführen, dass nicht nur die Anzahl 

der BezieherInnen, sondern auch der Anteil der arbeitsfähigen Personen in 

der Sozialhilfe bzw . Mindestsicherung stark gestiegen ist . Vor allem die An­

zahl der ErgänzungsbezieherInnen, der Großteil davon in Bezug einer Leis­

tung des AMS, hat sich erhöht . Der Schwerpunkt der Sozialhilfe bzw . Min­

destsicherung liegt daher nicht mehr bei arbeitsunfähigen Personen bzw . 

Personen mit offensichtlichen Einschränkungen, sondern bei Personen, die 

durchaus eine Nähe zum Arbeitsmarkt aufweisen . Die geänderten Rahmen­

bedingungen am Arbeitsmarkt haben aber zu neuen Anforderungen und 

zur Exklusion bisher von Arbeitslosigkeit verschonter Gruppen (z .B . Perso­

nen mit geringer Bildung) geführt . Damit beginnt ein Teufelskreis: Längere 

Arbeitslosigkeit führt zu sozialen Folgeproblemen, die letztlich die Rück­

kehr in den Arbeitsmarkt noch weiter erschweren . 

49 Vgl. Riesenfelder et al., Beschäftigungssituation von Personen mit Migrationshintergrund in 
Wien, 2011. 

50 Siehe FN 49. 
51 Siehe FN 49. 
52 Siehe FN 49. 
53 Vgl. Bundesinstitut bifie, PISA 2009, 2010. 

http:eingewandert).53
http:Einkommensniveau.52
http:Regelungen.51
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Die Sozialhilfe war bis weit in die 1980er-Jahre vorwiegend auf die Versor­

gung der Betroffenen mit den nötigen Existenzmitteln ausgerichtet. Anfang der 

1990er-Jahre starteten erste Projekte zur Reintegration von Sozialhilfebeziehe­

rInnen. Das Land Wien war mit dem Projekt Jobchance eines der ersten Bun­

desländer, das Maßnahmen zur Arbeitsintegration finanzierte. Das AMS selbst 

bot nur vereinzelt Maßnahmen für SozialhilfebezieherInnen an und schloss 

diese sogar teilweise von einzelnen Maßnahmen aus. 

Trotz der Verpflichtung zur Arbeitssuche und zur Meldung beim AMS war nur 

ein Teil der BezieherInnen beim AMS durchgehend gemeldet. Die Gründe dafür 

sind vielfältig, z.B. Krankheit, Pensionsantrag, Bezugsunterbrechung oder feh­

lende Konsequenzen. Die Auswirkungen der nicht durchgängigen Meldeverläu­

fe sind folgenschwer. SozialhilfebezieherInnen erreichten nur sehr selten den 

Status langzeitarbeitslos. Dieser ist jedoch für bestimmte Maßnahmen erfor­

derlich. Die Studie Erwerbspotential in der Sozialhilfe54 belegt, dass besonders 

problembehaftete KlientInnen nur unzureichende Unterstützung durch das 

AMS erhalten haben. 

Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Sozialhilfe bzw. Mindestsicherung wird  

in den letzten Jahren verstärkt von arbeits­

fähigen Menschen in Anspruch genommen. 

Der Zugang zu arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen war für BezieherInnen ohne 

AMS-Einkommen aus unterschiedlichsten 

Gründen sehr eingeschränkt. 

Die MA 24 veröffentlichte 2011 die Studie 

Erwerbspotential in der Sozialhilfe, die als 

dritter Band der Wiener Sozialpolitischen 

Schriften erschien. 

Im Zentrum der Studie stand eine Analyse 

der erwerbsfähigen Wiener Sozialhilfe-Bezie­

herInnen im Zeitraum 2000–2008. 

Als wesentliches Ergebnis wurde eine Ty­

pologie von Sozialhilfe-BezieherInnen 

erstellt: mehr als ein Viertel sind Langzeit­

bezieherInnen (länger als drei Jahre), etwa 

ein Sechstel sind Kürzest- und Kurzzeitbe­

zieherInnen (maximal ein Jahr); die größte 

Gruppe stellen jedoch Personen dar, die nach 

einem oder mehreren Ausstiegen wieder ins 

Sozialhilfe-System zurückfallen (40%) und 

aufgrund prekärer Beschäftigung oder der 

persönlichen Situation nur schwer nachhaltig 

integriert werden können. 

Im Rahmen der Studie wurde auch nach spe­

zifischen Risikogruppen von erwerbsfähi­

gen Sozialhilfe-BezieherInnen geforscht. 

Grundsätzlich finden sich häufig multiple 

Problemlagen, d.h. die Betroffenen haben 

nicht nur mit einem, sondern mit mehreren 

Problemen zu kämpfen. Fast jede oder jeder 

Zweite ist davon betroffen, keine verwertbare 

berufliche Ausbildung vorweisen zu können, 

eine zweite Risikogruppe sind Personen mit 

gesundheitlichen Einschränkungen. 

Auch die Frage nach dem Abgang aus der 

Sozialhilfe und der Integration in das Er­

werbssystem ist ein wichtiger Inhalt der 

Studie. So zeigt sich, dass der dauerhafte 

Abgang aus der Sozialhilfe bei Personen in 

Ehe- oder Lebensgemeinschaften deutlich 

höher ist als bei Alleinunterstützten. Zuneh­

mendes Alter, steigende Kinderzahl oder 

Asylberechtigung verringern die Wahrschein­

lichkeit eines kurzen Sozialhilfebezugs. We­

niger als die Hälfte der aus der Sozialhilfe 

ausgeschiedenen Personen ist gleichzeitig 

auch in den Arbeitsmarkt integriert. Wo die 

Integration aber gelingt, stehen die Betrof­

fenen – vor allem wegen prekärer Beschäf­

tigung oder einer Beschäftigung im Nied­

riglohnsystem – trotzdem häufig vor nicht 

gesicherten Lebensverhältnissen. 

Zentrale Ergebnisse können rund um die 

Frage der Aktivierung von Sozialhilfe-Be­

zieherInnen festgemacht werden: nur etwas 

mehr als jede oder jeder Dritte (34%) hat 

im Beobachtungszeitraum an einer arbeits­

marktpolitischen Maßnahme teilgenommen, 

was jedoch nicht am fehlenden Willen der 

Betroffenen, sondern an den zur Verfügung 

stehenden Angeboten bzw. am mangelnden 

Zugang zu den Maßnahmen liegt (Sozialhilfe-

BezieherInnen sind oft nicht durchgängig 

beim AMS vorgemerkt). 

Der Anstieg von Sozialhilfe-BezieherInnen 

in Wien ist vor allem durch Veränderungen am 

Arbeitsmarkt (prekäre Beschäftigung, Teil­

zeitbeschäftigung etc.) und durch veränderte 

Familienverhältnisse erklärbar. Er verdeut­

licht aber auch die Brüchigkeit des vorge­

lagerten ersten sozialen Sicherungssystems 

(z.B. Arbeitslosenversicherung), das die neu­

en sozialen Risiken nur unzureichend auffan­

gen kann, wodurch es zu einer Verschiebung 

ins zweite soziale Sicherungsnetz (Bedarfs­

orientierte Mindestsicherung) kommt. 

Studie Erwerbspotential in der Sozialhilfe 

54 Vgl. Riesenfelder et al., Erwerbspotential in der Sozialhilfe, 2011. 
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© Foto: Alexandra Kromus 

Der kontinuierliche Anstieg der SozialhilfebezieherIn­

nen, vor allem der arbeitsfähigen BezieherInnen, ver­

anlasste die Stadt Wien, das bestehende Angebot an 

Maßnahmen auszuweiten. Im Rahmen des EU-Förder­

programms Equal wurden neue Beschäftigungsmaßnah­

men für SozialhilfebezieherInnen entwickelt. In Folge 

wurden mehrere Beschäftigungsprojekte als ergänzen­

des Angebot zur Jobchance initiiert und finanziert. 

Bereits vor Einführung der Bedarfsorientierten Mindest­

sicherung startete ein Pilotversuch zur Reintegration von 

SozialhilfebezieherInnen. Die neue Einrichtung Step2Job 

sollte den SozialhilfebezieherInnen passgenaue Qualifi­

zierungsmaßnahmen ermöglichen, soziale Unterstützung 

anbieten (z.B. Schuldenberatung) und Vermittlungsaufga­

ben übernehmen. Das zugrundeliegende Konzept baute 

auf den Erfahrungen der Stadt Wien bei der Reintegrati­

on von SozialhilfebezieherInnen (Jobchance) auf, ebenso 

auf den Erfahrungen des AMS bei der Reintegration von 

arbeitsmarktpolitischen Problemgruppen, und orientiert 

sich am Case Management-Konzept. 

Case Management 
Case Management ist ein Verfahren zur koordinierten Bearbeitung komplexer Fragestellungen 

im Sozial- und Gesundheitsbereich. In einem systematisch geführten, kooperativen Prozess wird 

eine auf den individuellen Bedarf abgestimmte Dienstleistung erbracht. Gemeinsam vereinbar­

te Ziele und Wirkungen sollen dadurch mit hoher Qualität und Effizienz erreicht werden. Case 

Management stellt einen Versorgungszusammenhang über professionelle (SozialarbeiterInnen, 

medizinisches oder pflegerisches Personal etc.) und institutionelle Grenzen hinweg her. Es re­

spektiert die Autonomie der KlientInnen bzw. KundInnen, nutzt und schont die Ressourcen im 

KlientInnen- sowie im Unterstützungssystem. Der Case Management-Prozess setzt sich aus den 

Elementen Assessment (Einschätzung), Hilfeplanung, Organisation der Hilfen, Monitoring und Eva­

luierung – eventuell mit einem Reassessment – zusammen. 

Sowohl die Beschäftigungsprojekte als 

auch das Projekt Step2Job haben das 

Ziel, MindestsicherungsbezieherInnen 

wieder in den Arbeitsmarkt zu integ­

rieren. Das Land Wien war bereits in 

der Vergangenheit Vorreiter bei der 

Finanzierung von speziellen Maßnahmen 

für SozialhilfebezieherInnen. 

Zielgruppe des Pilotprojektes waren SozialhilfebezieherInnen, die keine Leis­

tung des AMS beziehen (VollsozialhilfebezieherInnen und BezieherInnen einer 

Richtsatzergänzung ohne Anspruch auf eine Leistung des AMS). 

Nach einer einjährigen Pilotphase wurde das Projekt Step2Job mit Einführung 

der Bedarfsorientierten Mindestsicherung auf ganz Wien ausgeweitet. Wien 

war damit das erste Bundesland, das bei Inkrafttreten der Bedarfsorientierten 

Mindestsicherung bereits ein erprobtes Instrument zur Reintegration von Min­

destsicherungsbezieherInnen vorweisen konnte. 

Nähere Details zu Step2Job sowie die Ergebnisse der Evaluierungsstudie werden 

in diesem Kapitel noch näher beschrieben. Außerdem steht auf der Homepage 

der MA 2455 der gesamte Evaluierungsbericht zum Pilotprojekt zur Verfügung. 

55 http://www.wien.gv.at/gesundheit/einrichtungen/planung/soziales/mindestsicherung.html 

http://www.wien.gv.at/gesundheit/einrichtungen/planung/soziales/mindestsicherung.html
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Arbeitskräftepotenzial in der Mindestsicherung 

Die Einführung der Mindestsicherung hat eine Diskussion über Missbrauch 

und fehlende Arbeitsanreize entfacht. Der Anteil an arbeitsfähigen BezieherIn­

nen ist zwar in den letzten Jahren sukzessive gestiegen, in der Öffentlichkeit 

wird jedoch übersehen, dass nur ein Teil der BezieherInnen dem Arbeitsmarkt 

zur Verfügung steht. Im Jahr 2011 gab es rund 129.000 Mindestsicherungs­

bezieherInnen. Die Hälfte dieser BezieherInnen, also rund 64.900 Personen, 

sind schulpflichtige Kinder, PensionistInnen (MietbeihilfenbezieherInnen) 

sowie Personen, die mehr als ein Jahr arbeitsunfähig sind oder bereits das 

Regelpensionsalter erreicht haben und keinen Anspruch auf eine Pension 

haben (DauerleistungsbezieherInnen). 

Das Arbeitskräftepotenzial in der Mindest­

sicherung wird meist überschätzt. 

Viele der BezieherInnen stehen dem 

Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung. Dazu 

gehören etwa Kinder, PensionistInnen, 

arbeitsunfähige Personen oder Personen 

mit Betreuungsverpflichtungen. 

Abb. 2: Arbeitsfähige BMS-BezieherInnen, 2011 (Wien) Quelle: MA 24 
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* Die Einkommen werden nach Prioritäten gereiht. Eine Person, die ein Erwerbseinkommen und ein AMS-Einkommen aufweist, wird dem Erwerbseinkommen zugeteilt. 
Eine Person, die ein AMS- und ein anderes Nicht-Erwerbseinkommen aufweist, wird dem AMS-Einkommen zugeteilt. 

** Unter sonstigen Vermittlungshemmnissen finden sich mangelnde Deutschkenntnisse, Kombinationen von unterschiedlichen Vermittlungshemmnissen  
(z.B.: Pflege und altersbedingt) sowie andere nicht näher definierte Vermittlungshemmnisse. 

Zusätzlich sind Personen mit Betreuungspflichten (Betreuung von Kleinkindern 

bis zum 3. Geburtstag oder Pflege von Angehörigen) von der Arbeitssuche 

befreit. Teilweise ausgenommen sind auch Personen, die nur kurzfristig auf die 

Mindestsicherung angewiesen sind (z.B. weil sie bereits Arbeit gefunden haben) 

oder Personen, deren Arbeitsfähigkeit gerade überprüft wird. 

Die Anzahl der Personen, die nicht zur Vermittlung stehen, hat sich durch das 

Projekt Step2Job erhöht. Vielfach sind vordergründige Teilnahmeverweigerun­

gen auf gesundheitliche Probleme oder andere Vermittlungshemmnisse zurück­

zuführen, die bis dato in der Betreuung nicht angesprochen wurden. Auch im 

Assessment stehen sehr oft gesundheitliche Fragen im Vordergrund. Weiters ist 

ein kleiner Teil der BezieherInnen trotz eines legalen Aufenthalts in Österreich 
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

nicht auf dem Arbeitsmarkt zugelassen. Das Projekt Step2Job liefert daher in­

direkt detailliertere Erkenntnisse und Planungsgrundlagen über die Mindest­

sicherungsbezieherInnen. 

Die Anzahl der arbeitsfähigen Personen in der Sozialhilfe ist überdurchschnitt­

lich stark gestiegen und hat sich seit 2001 mehr als verdoppelt.56 Dies ist darauf 

zurückzuführen, dass sich immer mehr Personen mit Ergänzungsleistungen in 

der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wiederfinden. Die Steigerungsrate 

der arbeitsfähigen Personen von +230% ist mit der Steigerungsrate der Ergän­

zungsbezieherInnen beinahe ident (siehe Kapitel 3.3.1 – Tab. 24). 

Arbeitsfähigkeit 2001 2009 2010 2011 Veränderung 2001–2011 

arbeitsfähig1 18.148 30.742 43.506 59.978 230% 

befristet arbeitsunfähig2 987 974 1.492 769 -22% 

dauerhaft arbeitsunfähig3 4.596 3.647 3.632 4.479 -3% 

unbekannt bzw. 
keine Erwerbspflicht4 

13.857 35.546 24.887 21.797 57% 

Gesamt5 37.588 70.909 73.517 87.023 132% 

1 alle arbeitsfähigen Voll- und ErgänzungsbezieherInnen (vermittelbar und nicht vermittelbar)  
2 alle befristet arbeitsunfähigen Voll- und ErgänzungsbezieherInnen  
3 alle unbefristet arbeitsunfähigen BezieherInnen (Dauerleistung, Vollbezug, Ergänzungsbezug)  
4 alle übrigen BezieherInnen (z.B.: Personen im Pensionsalter oder mit Kinderbetreuungspflichten)  
5 Die Gesamtsumme ist ohne minderjährige Kinder bzw. volljährige Kinder mit Familienbeihilfenbezug  

Tab. 11: BMS-BezieherInnen nach Arbeitsfähigkeit, 2001–2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Mehr als zwei Drittel aller erwachsenen 

BezieherInnen 2011 waren arbeitsfähig. 

Der Anteil der arbeitsfähigen Personen an allen erwachsenen BMS-BezieherIn­

nen hat sich somit von 48% im Jahr 2001 auf 69% im Jahr 2011 erhöht. Vielfach 

handelt es sich hier um arbeitslose Personen (mit Arbeitslosengeld oder Not­

standshilfe) oder um Working Poor, unter ihnen Familien mit vielen Kindern 

oder AlleinerzieherInnen. 
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 Diagr. 25: BMS-BezieherInnen nach Arbeitsfähigkeit, 2001 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24

 Diagr. 26: BMS-BezieherInnen nach Arbeitsfähigkeit, 2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Es sind immer mehr Frauen unter den arbeitsfähigen Personen. 2001 lag ihr 

Anteil bei 47,2%, zehn Jahre später bereits bei 51%. Dies lässt sich auf die hö­

here Frauenerwerbsquote zurückführen, die sowohl durch eine kostengünstige 

Kinderbetreuung (Wiener Gratis-Kindergarten seit Herbst 2009) als auch durch 

eine Änderung der Kinderbetreuungsgeldpolitik (kürzere Bezugszeiten durch 

das einkommensabhängige Kindergeld seit Jänner 2010) unterstützt wird. 

56 Aufgrund des Datenbruchs ist es nicht möglich, die arbeitsfähigen BMS-BezieherInnen in gleicher 
Weise wie in Abb. 2 darzustellen, da keine historischen Daten vor 2011 vorliegen. 
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2001 2011 

Männer Frauen Frauenquote Männer Frauen Fr

9.581 8.567 47,2% 29.387 30.591 

558 429 43,5% 341 428 

2.538 2.058 44,8% 2.463 2.016 

3.629 10.228 73,8% 7.805 13.992 

16.306 21.282 56,6% 39.996 47.027 

Innen nach Arbeitsfähigkeit und Geschlecht, 2001–
, berechnet durch die MA 24 

Veränderung 
Frauenquote in 
Prozentpunkten 

auenquote 

51,0% 4 

55,7% 12 

45,0% 0 

64,2% -10 

54,0% -3 

2011 (Wien) 
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

KritikerInnen unterstellen den Betroffenen und dem System der Mindestsiche

rung sehr oft eine mangelnde Erwerbsorientierung. Die Instrumente haben sich 

aber im Vergleich zur früheren Sozialhilfe verbessert (Datenabgleich,  Angebote 

für BMS-BezieherInnen, Sanktionsmöglichkeiten) und die gesetzten Maßnah

men zeigen ihre Wirkung.  Die Erfolge dürfen aber nicht über die Situation der 

Zielgruppe am Arbeitsmarkt sowie die zum Teil massiven Vermittlungsein

schränkungen hinwegtäuschen.  MindestsicherungsbezieherInnen verfügen

aufgrund eines niedrigen Bildungsstandes über sehr eingeschränkte Chancen 

am Arbeitsmarkt. Ein nachhaltiger Ausstieg gelingt daher nicht immer bzw. oft 

nurüber den Niedriglohnsektor.  

Zu den wichtigsten Aufgaben für die Zukunft zählt die Entwicklung von Maß

nahmen für jene Personen, die es in den vom AMS vorgegebenen Fristen nicht 

schaffen, wieder am Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Mit dieser Problematik ist 

auch das AMS konfrontiert, da durch die Gesundheitsstraße nur sehr wenige 

BezieherInnen einer Mindestsicherung als arbeitsunfähig eingestuft werden. In 

vielen Fällen besteht eine Teil- oder Restarbeitsfähigkeit mit geringen Chancen 

am Arbeitsmarkt. Zuletzt stellt sich auch die Frage,  wie mit jenen Personen um

zugehen ist, die auf Mindestsicherungsleistungen angewiesen sind, obwohl sie 

einer Arbeit nachgehen. Für sie ist die Mindestsicherung mit Sicherheit nicht 

die geeignete Leistung. 

Gesundheitsstraße 
AMS Wien  und Stadt Wien  sind im Zuge der Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

übereingekommen, die Prüfung der Arbeitsfähigkeit von MindestsicherungsbezieherInnen über 

die Gesundheitsstraße der Pensionsversicherungsanstalt abzuwickeln. Die Ergebnisse der Begut

achtung werden von beiden Organisationen anerkannt. Die Zuweisung erfolgt über das AMS. Bei 

der MA 40 vorsprechende Personen, die offensichtlich arbeitsunfähig sind (Vorlage eines Gutach

tens etc.) und keinen Anspruch auf eine Leistung des AMS haben, werden im Auftrag der MA 40  

von anderen Einrichtungen begutachtet. 

­

­

­

 

­

­

­

­

Ein geringer Bildungsstand verringert 

die Chancen auf dem Arbeitsmarkt.  

Längere Arbeitslosigkeit führt zu sozialen 

Folgeproblemen, die zu einer weiteren 

Verschärfung der Situation führen. Min­

destsicherungsbezieherInnen sind von 

diesen Risiken besonders bedroht. 

Die gesetzten Maßnahmen sind erfolgreich,  

erreichen aber nicht alle KlientInnen. Die 

zentrale Frage wird sein, wie jene Personen­

gruppen unterstützt werden, die aufgrund 

ihrer Einschränkungen auf dem ersten 

Arbeitsmarkt keinen passenden Job finden. 
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Die Projektfördersumme für die 

Beschäftigungsprojekte beträgt 

2012 rund 2,15 Mio. Euro. 

45 MindestsicherungsbezieherInnen 

konnten durch JE_TZT in den ersten 

Arbeitsmarkt vermittelt werden. 

25 Transitarbeitskräfte wurden durch Job­

TransFair-TRAIN3 erfolgreich in den ersten 

Arbeitsmarkt vermittelt. 

Beschäftigungsprojekte 

Das vorrangige Ziel der Beschäftigungsprojekte, die von der Stadt Wien mit­

finanziert werden, ist die Integration der MindestsicherungsbezieherInnen in 

den ersten Arbeitsmarkt. Im Rahmen der Projekte wird eine bezahlte Beschäf­

tigung sowie Unterstützung angeboten. Die Dauer der Teilnahme ist befristet, 

danach sollten die TeilnehmerInnen eine fixe Beschäftigung am ersten Arbeits­

markt gefunden haben. Die Beschäftigung dient der Stabilisierung und Arbeits­

erprobung und soll den Kontakt zu möglichen DienstgeberInnen herstellen. 

Die Projekte wurden vor ein paar Jahren in einem Verbund organisiert, um eine 

bessere Abstimmung zu ermöglichen. LEA – Lernen Erfahren Arbeiten ist ein 

stufenweise aufgebautes Angebot für MindestsicherungsbezieherInnen. Die 

Projekte JE_TZT, Job-TransFair-TRAIN³ und markt_platz bilden den LEA-Ver­

bund. Durch die enge Kooperation wird der Zielgruppe ein breiteres Angebot 

ermöglicht (gemeinsame Informationstage) und die ProjektträgerInnen können 

sich mit den AuftraggeberInnen z.B. über Abläufe oder die Nutzung von Res­

sourcen intensiver austauschen. Die Zuweisung zu den Projekten erfolgt durch 

Step2Job bzw. durch andere Beratungseinrichtungen. Die Finanzierung der Be­

schäftigungsprojekte erfolgt durch die Stadt Wien, das AMS und aus Mitteln 

des Europäischen Sozialfonds. Die Fördersumme für das Jahr 2012 beträgt 

nach Abzug einer kalkulierten Eigenerwirtschaftung von knapp 88.000 Euro 

rund 2,15 Mio. Euro. 

Das Projekt JE_TZT ist ein Gemeinschaftsprojekt der Caritas Wien und der 

Volkshilfe Beschäftigung und richtet sich an arbeitsfähige Mindestsiche­

rungsbezieherInnen im Alter von 18 bis 35 Jahre (im Einzelfall bis 49 Jahre) 

mit geringen Vermittlungshemmnissen und wenig Arbeitserfahrung. Durch die 

Absolvierung von Praktika und den Erwerb von Berufserfahrung – unterstützt 

durch Einzelcoaching – sollen die TeilnehmerInnen innerhalb von sieben Mo­

naten in den ersten Arbeitsmarkt dauerhaft integriert werden. Während der 

Teilnahme bei JE_TZT befinden sich die TeilnehmerInnen in einem Dienstver­

hältnis (25 oder 30 Stunden) bei der Caritas Wien oder der Volkshilfe Beschäf­

tigung. Im Jahr 2011 wurden 262 Bewerbungsgespräche geführt, davon traten 

112 Personen in die Clearingphase ein. Insgesamt konnten 45 TeilnehmerIn­

nen direkt in den ersten Arbeitsmarkt vermittelt werden, drei Personen wur­

den in einen Sozialökonomischen Betrieb (SÖB) in den zweiten Arbeitsmarkt 

vermittelt, weitere fünf Personen konnten eine längerfristige Ausbildung bzw. 

Qualifizierung beginnen. 

Die Zielgruppe von Job-TransFair-TRAIN³ des bfi sind ebenfalls arbeitsfähige 

MindestsicherungsbezieherInnen im Alter von 18 bis 35 Jahre (im Einzelfall 

bis 49 Jahre). Die Personen weisen mittlere Vermittlungshemmnisse auf, verfü­

gen über keine oder wenig Arbeitserfahrung und haben einen psychosozialen 

Betreuungsbedarf. Die Zielsetzung ist die Überleitung in eine Qualifizierungs­

maßnahme oder die Vermittlung in einen SÖB am zweiten Arbeitsmarkt bzw. 

die (Re-)Integration in den ersten Arbeitsmarkt innerhalb eines Zeitraumes von 

sechs Monaten. Die Arbeitszeit der ProjektteilnehmerInnen beträgt 30 Stunden 

pro Woche. 2011 wurde mit 251 Personen ein Vorstellungsgespräch geführt. 

Eine erfolgreiche Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt konnte 25 Transit­

arbeitskräften ermöglicht werden, zwei weitere TeilnehmerInnen absolvieren 

längerfristige Ausbildungs- bzw. Qualifizierungsmaßnahmen. 



 

 

 

 

 

  

 

  

 

 

 

    

 
 

 

 
 

 

   

Arbeit und Arbeitslosigkeit 

markt_platz, ein Projekt der Caritas Wien, unterscheidet sich 

von den beiden vorhin erwähnten Projekten insofern, als es sich 

um ein niederschwelliges gemeinwesenorientiertes Beschäf­

tigungsprojekt für besonders arbeitsmarktferne Mindestsi­

cherungsbezieherInnen handelt. Die volle Arbeitsfähigkeit der 

TeilnehmerInnen wird nicht vorausgesetzt. Das Projekt ist auf 

Personen der Altersgruppe 18 bis 35 Jahre (im Einzelfall bis 49 

Jahre) ausgerichtet, die aufgrund multipler sozialer Probleme 

und psychischer und/oder physischer Probleme keinen Zugang 

zum Arbeitsmarkt finden. Im Vordergrund steht nicht die Ver­

mittlung in den ersten Arbeitsmarkt. Vielmehr sollen die Teil­

nehmerInnen befähigt werden, in weiterführende höherschwel­

lige Projekte überzutreten und/oder Qualifizierungsmaßnahmen 

zu beginnen. Die TeilnehmerInnen arbeiten geringfügig oder bis 

zu 30 Stunden. Im abgelaufenen Jahr waren 48 Personen bei 

markt_platz beschäftigt. Davon konnten sieben in den ersten 

Arbeitsmarkt und neun in den zweiten Arbeitsmarkt vermittelt 

werden. Weiters konnten zwei TeilnehmerInnen eine Qualifi­

zierungsmaßnahme beginnen. In den Bereichen Dienstleistung 

und Verkauf konnte ein Jahresumsatz von knapp 60.000 Euro 

erwirtschaftet werden. 

Ein weiteres Projekt der Caritas Wien war bis Anfang des Jahres 

2012 hke. Die Zielgruppe und die Zielsetzung des Projekts ent­

sprachen jenen von markt_platz. Zwischen den beiden Projek­

ten wurde eine intensive Kooperation aufgebaut, insbesondere 

in den Bereichen Administration und Coaching. Darüber hinaus 

markt_platz ist ein niederschwelliges 

gemeinwesenorientiertes Beschäfti­

gungsprojekt, das 2011 16 Mindest­

sicherungsbezieherInnen in den ersten 

bzw. zweiten Arbeitsmarkt integriert hat. 

© Foto: Stefanie Steindl  

wurden Produkte aus der hke-Werkstatt im Shop von markt_platz verkauft. Von 

den 71 Personen, die 2011 bei hke entweder geringfügig beschäftigt waren oder 

Teilzeit (bis zu 30 Stunden) arbeiteten, konnte eine Person in den ersten Arbeits­

markt vermittelt werden, elf Personen fanden einen Arbeitsplatz am zweiten 

Arbeitsmarkt und sieben Personen wurden Aus- und Weiterbildungsmaßnah­

men ermöglicht. Aus der hke-Taschenproduktion konnte der Verkaufserlös ge­

genüber dem Vorjahr auf rund 43.000 Euro gesteigert werden. Die beiden Pro­

jekte wurden 2012 zu markt_platz fusioniert. 

Elf TeilnehmerInnen von hke fanden 

2011 am zweiten Arbeitsmarkt 

einen Arbeitsplatz. 

Die beiden Projekte markt_platz 

und hke wurden Anfang des Jahres 

2012 zusammengelegt. 

Projektname Zielgruppe Angebot Laufzeit Entlohnung Kosten/Finanzierung 2010/11 Plätze 

Je_tzt 
(Caritas und 
Volkshilfe) 

arbeitsfähige Mindestsicherungsbeziehe­
rInnen zwischen 18–35 (49) Jahren mit 
geringen Vermittlungshemmnissen; wenig 
Arbeitserfahrung; soziale Unsicherheiten; 
50% mit Migrationshintergrund; 50% Frauen 

Beschäftigungsprojekt (30 
Stunden): Berufsorientie­
rung, begleitende Betreuung, 
Coaching, Qualifikationen, 
Praktikum 

01.01. – 
31.12. 2012 

ca. 790 Euro netto Gesamtkosten ca. 720.000 Euro 
(ESF, AMS, MA 40); die Stadt Wien 
finanziert im Wege der MA 40 das 
Projekt mit ca. 216.000 Euro 

30 

Job-TransFair-Train³  
(bfi) 

arbeitsfähige Mindestsicherungsbeziehe­
rInnen zwischen 18–35 (49) Jahren mit 
mittleren Vermittlungshemmnissen; kein/ 
wenig Arbeitserfahrung; psychosozialer 
Betreuungsbedarf; 50% mit Migrations­
hintergrund; 50% Frauen 

Beschäftigungsprojekt (30 
Stunden): Berufsorientie­
rung, begleitende Betreuung, 
Coaching, Qualifikationen, 
Praktikum; Überlassung am 
freien Arbeitsmarkt 

01.01. – 
31.12. 2012 

ca. 800 Euro  
netto bzw. nach 
Kollektivvertrag  
bei Personalle­
asing 

Gesamtkosten ca. 800.000 Euro 
(ESF, AMS, MA 40); die Stadt Wien 
finanziert im Wege der MA 40 das 
Projekt mit ca. 210.000 Euro 

52 

markt_platz  MindestsicherungsbezieherInnen zwischen niederschwelliges Beschäf­ 01.01. – geringfügige Gesamtkosten ca. 630.000 Euro 25 
(Caritas) 18–35 (49) Jahren; multiple soziale 

Probleme; kein Schulabschluss und/oder 
tigungsprojekt; Berufsorien­
tierung, begleitende Betreu­

31.12. 2012 Beschäftigung: 
4,20–5 Euro/Std. ; 

(ESF, AMS, MA 40); die Stadt Wien 
finanziert im Wege der MA 40 das 

Berufsausbildung; psychische und physische ung, Coaching, Erlernen von ca. 790 Euro netto Projekt mit ca. 203.000 Euro 
Einschränkungen; 50% mit Migrationshinter- Arbeitstugenden für 30 Stunden 
grund; 50% Frauen 

Tab. 13: Beschäftigungsprojekte, 2012 (Wien) Quellen: MA 40, bearbeitet durch die MA 24 

49Wiener Sozialbericht 2012 
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© Fotos: Aleksandra Pawloff 

Der Case Management-Ansatz von 

Step2Job ist ein strukturiertes und 

ganzheitliches Betreuungskonzept. 

Step2Job 

Bereits vor Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wurde in 

Wien ein Pilotprojekt zur beruflichen Reintegration von Sozialhilfebeziehe­

rInnen installiert. Finanziert wurde das Pilotprojekt aus Mitteln des ESF und 

des AMS. 

Die Zielgruppe des Projektes setzte sich aus arbeitsfähigen und auch dem Ar­

beitsmarkt zur Verfügung stehenden BezieherInnen von Sozialhilfeleistungen 

aus den Bezirken Floridsdorf und Donaustadt zusammen. Ein weiteres Merk­

mal der Zielgruppe war, dass diese keine Leistungen des AMS erhielt und so­

mit entweder zu den VollsozialhilfebezieherInnen oder zu den Richtsatzergän­

zungsbezieherInnen ohne eigenes AMS-Einkommen zählten. Es handelt sich 

daher großteils um eine sehr weit vom Arbeitsmarkt entfernte Gruppe von 

BezieherInnen, die entweder noch nie oder schon lange nicht mehr gearbeitet 

haben. Weiters war die Zielgruppe dadurch gekennzeichnet, dass sie beim AMS 

meist nicht durchgängig gemeldet war und sie dadurch die Qualifizierungs­

angebote des AMS kaum nutzen konnte. Angesichts dieser Zielgruppendefini­

tion wurde bei der Konzeption des Projektes besonderes Augenmerk auf die 

Vielfalt der Unterstützungsangebote gelegt. Als geeignete Maßnahme wurde 

ein Case Management-Ansatz gewählt. Dieser ermöglicht nicht nur eine umfas­

sende Einschätzung (Assessment) der Potenziale und Kompetenzen der Betrof­

fenen, sondern auch einen strukturierten Betreuungsprozess mit den Eckpfei­

lern Hilfeplanung/Zielvereinbarung, Organisation der Hilfen inkl. Monitoring 

und Evaluierung. 

Intake/Aufnahme Assessment 
Hilfeplanung und 
Zielvereinbarung 

Organisation der 
Hilfen sowie 
Monitoring 

Evaluation 

Abb. 3: Phasen des Case Management-Prozesses 
Quelle: MA 24 
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Übergeordnete Zielsetzung war die Reintegration der SozialhilfebezieherInnen 

in den Arbeitsmarkt. Zusätzlich sollte der Zugang zu arbeitsmarktpolitischen 

Maßnahmen nicht nur ermöglicht, sondern auch entsprechend vorbereitet wer­

den. Durch diesen Ansatz, der alle in Bezug auf die Arbeitsmarktintegration 

erforderlichen Lebensbereiche umfasst, sollten die Voraussetzungen zur Re­

integration geschaffen werden. Der Zugang war relativ niederschwellig, und 

zusätzlich umfasste das Angebot auch einen nachgehenden bzw. aufsuchen­

den Ansatz, um die Annahme des Angebotes hoch und die Abbruchquote gering 

zu halten. 

n
Das Pilotprojekt startete im September 2009 und dauerte bis Mai 2011. Die Be­

treuungsdauer betrug maximal zwölf Monate. Am Projekt nahmen 802 Personen 

teil. Die Zielsetzungen wurden bewusst ehrgeizig formuliert. 

Abb. 4: Arbeitsmarktpolitische Zielsetzungen von Step2Job 
Quelle: MA 24 

• 75% der zugewiesenen Personen nehmen das Beratungs-
angebot an und werden länger als drei Monate betreut Ziel 

Ziel 
• 30% der eingetretenen Personen sind im ersten Jahr nach Eintritt 

mindestens 90 Tage in vollversicherungspflichtiger Beschäftigung 

Das Projekt wurde begleitevaluiert.57 So konnten bereits während der Pro­

jektlaufzeit geringfügige Adaptierungen vorgenommen werden und eine Ent­

scheidung über das Rollout mit Einführung der Bedarfsorientierten Mindest­

sicherung getroffen werden. Die Evaluierung bestätigte nicht nur, dass die 

Maßnahmen bei der richtigen Zielgruppe angekommen sind (hoher Bedarf an 

Unterstützung), sondern dass diese auch greifen. Die Ausfallsquote war – im 

Vergleich zu anderen Projekten – relativ gering und die Arbeitsaufnahmen ent­

sprachen den Vorgaben. 

Rund 45% der TeilnehmerInnen wiesen mindestens einen Beschäftigungstag 

auf. Rund 26% der TeilnehmerInnen standen im ersten Jahr nach Eintritt min­

destens 90 Tage in vollversicherungspflichtiger Beschäftigung. Damit wurde 

die Zielvorgabe fast erreicht. Vor allem Jüngere (unter 45 Jahren), besser Ge­

bildete, Nicht-ÖsterreicherInnen und nicht behinderte Personen kommen häu­

figer am Arbeitsmarkt unter. 

27% der TeilnehmerInnen konnten im Zuge der Beratung ihre Beschäftigungs­

fähigkeit durch Qualifizierung verbessern und 6% ihre Situation stabilisieren. 

In rund 8% der Fälle führte die Betreuung zur Klärung, dass eine Arbeitsmarkt­

integration nicht in Frage kommt (Betreuungspflichten, Krankheit etc.). Nur in 

14% der Fälle konnte kein Ergebnis erzielt werden. 

Die zweite Zielvorgabe, möglichst viele SozialhilfebezieherInnen für dieses 

Programm zu gewinnen, wurde mit 81% überschritten. 

26% der TeilnehmerInnen waren im  

ersten Jahr nach Eintritt mindestens 

90 Tage in Beschäftigung. 

57 Vgl. Hausegger et al. 2012. © Foto: FAB Wien 

http:begleitevaluiert.57
http:Monate.Am
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Arbeit und Arbeitslosigkeit 

Abb. 5: Arbeitsmarktpolitische Ergebnisse von Step2Job 
Quelle: MA 24 

• 75% der zugewiesenen Personen nehmen das Beratungs-
angebot an und werden länger als drei Monate betreut 

Ergebnis 

Ergebnis 

• 26% der eingetretenen Personen sind im ersten Jahr nach Eintritt 
mindestens 90 Tage in vollversicherungspflichtiger Beschäftigung 

Neben diesen eher kurzfristigen arbeitsmarktpolitischen Zielsetzungen sollte 

das Projekt auch eine nachhaltige Integration und einen dauernden Ausstieg 

aus der Sozialhilfe bzw. Mindestsicherung ermöglichen. Die MA 24 hat dazu die 

Mindestsicherungsverläufe der ProjektteilnehmerInnen analysiert. 

243 Personen sind zum 31.12.2011 nicht mehr im Bezug von Mindestsicherung. 

Rund 66% davon sind schon mindestens ein Jahr, die restlichen 34% zumindest 

schon sieben Monate nicht mehr im Bezug von Mindestsicherung. 

43% davon (104 Personen) weisen eine Beschäftigung, 16% (38 Personen) einen 

Arbeitslosengeldbezug auf. Zusätzlich hat sich die Anzahl jener Personen in 

der Mindestsicherung, die über ein Erwerbseinkommen verfügen, um 39 Perso­

nen erhöht. Diese Veränderung ist auch bei den Leistungsarten in der Bedarfs-

orientierten Mindestsicherung erkennbar. So hat sich die Anzahl der Beziehe­

rInnen einer Ergänzungsleistung von 46% bei Eintritt ins Projekt auf 58% bei 

Bezugsende bzw. zum 31.12.2011 erhöht und die Zahl der VollbezieherInnen von 

53% auf 41% reduziert. 

Somit weisen rund 18% der TeilnehmerInnen (143 Personen) eine nachhalti­

ge Integration in den Arbeitsmarkt auf. Der Großteil davon ist nicht mehr auf 

die Mindestsicherung angewiesen. Auch jene 38 Personen, die zum 31.12.2011 

arbeitslos waren, weisen einen längeren Kontakt zum Arbeitsmarkt auf, da sie 

in der Zwischenzeit einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erworben haben. Da­

mit erhöht sich die Erfolgsquote auf ca. 23%. Dieses Ergebnis ist umso über­

raschender, als rund 60%58 der TeilnehmerInnen bereits drei Jahre und länger 

Sozialhilfe bezogen haben. 

23% der TeilnehmerInnen des Pilotprojektes 

Step2Job sind bzw. 81% waren für längere 

Zeit in Beschäftigung. Der Großteil ist nicht 

mehr auf die Mindestsicherung angewiesen. 

Abb. 6: Nachhaltiger Integrationserfolg des Pilotprojektes Step2Job 
Quellen: Datenbank der MA 24 und des AMS 

Nicht mehr im Bezug: 
243 Personen (30%) 

Sonstiges: 101 
Personen (13%) 

Erwerbstätigkeit 
neu: 39 Personen 

(5%) 

Arbeitslos: 38 
Personen (5%) 

Erwerbstätigkeit 
vor Eintritt: 30 
Personen (4%) 

ProjektteilnehmerInnen: 
802 Personen (100%) 

Noch im Bezug: 
559 Personen (70%) 

Erwerbstätigkeit: 
104 Personen 

(13%) 

Sonstiges: 490 
Personen (61%) 

23%Rundungsdifferenzen nicht ausgeglichen 

58  Dieser Wert bezieht sich auf die aus der Mindestsicherung ausgeschiedenen Personen. 
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Dieses Ergebnis soll aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Dauer des 

Bezuges stark mit den Integrationschancen korreliert. So sind 84% der noch in 

Bezug stehenden Personen bereits länger als drei Jahre im Bezug. Die lange Be­

zugsdauer weist aber auch auf die Probleme der Zielgruppe hin. Im Rahmen des 

Case Management-Prozesses werden die Problemlagen der TeilnehmerInnen in 

den eigens für dieses Projekt entwickelten Integracharts sowie im Betreuungs­

plan erfasst. Das Dokumentationssystem bildet auch die angestrebten und die 

erreichten Veränderungen ab. So gelingt es auch zusätzliche Erfolge zu messen, 

die über die arbeitsmarktpolitischen Zielsetzungen hinausgehen. Weiters er­

möglichen sie eine detaillierte Auskunft über die Beschaffenheit der Zielgruppe. 

Frauen und Männer waren im Pilotprojekt annähernd gleich verteilt. Die Al­

tersstruktur der TeilnehmerInnen weist keine Besonderheiten auf. Gemäß der 

Zielgruppendefinition waren die TeilnehmerInnen zwischen 18 und 64 Jahre alt. 

Besonders auffällig – aber nicht überraschend – ist der hohe Anteil an Perso­

nen, die über keinen bzw. nur über einen Pflichtschulabschluss verfügen. Hier 

wird ein Problem im Zusammenhang mit der Migration evident. MigrantInnen 

verfügen sehr oft über einen (höheren) Schulabschluss, der jedoch in Österreich 

nicht anerkannt wird. 

Erwähnenswert ist der hohe Anteil an Personen, deren Muttersprache nicht 

Deutsch ist. Dies zeigt, dass diese Gruppe in besonders hohem Maße von Armut 

und sozialer Ausgrenzung betroffen ist. 

Abb. 7: Sozialstruktur der TeilnehmerInnen im Pilotprojekt  
Quelle: MA 24 

56% verfügen über 
keinen oder nur über 
einen Pflichtschulab­

schluss 

53% Frauen 
47% Männer 

34% sind 45 
Jahre oder älter 

11% sind bis 
24 Jahre 

55% haben 
Deutsch nicht als 

Muttersprache / 53% 
haben ihre Bildung ent­
weder vollständig oder 

zum Teil im Ausland 
erworben 

Die Zielgruppe ist mit vielen Problemlagen konfrontiert. Rund 45% der Teilneh­

merInnen haben drei oder mehr Belastungen. 31% der TeilnehmerInnen weisen 

nur eine geringe Problematik auf (max. eine Belastung). Im Gegensatz zu den 

LangzeitbezieherInnen handelt es sich hierbei um vorwiegend jüngere Beziehe­

rInnen. Auch ihre Chancen sind am Arbeitsmarkt durch oftmals abgebrochene 

Schullaufbahnen beeinträchtigt, doch weisen sie (noch) eine geringere Problem­

anhäufung auf. 

Erwähnenswert ist, wie die BeraterInnen das verwertbare Kompetenzniveau 

der TeilnehmerInnen einschätzen. Rund 61% benötigen eine Qualifizierungs­

maßnahme vor Aufnahme einer Arbeit. Diese Zahl korrespondiert sehr stark 

mit dem Bildungsniveau, zeigt aber auch, dass Personen mit einer Ausbildung 

nicht immer vor Arbeitslosigkeit gefeit sind (veraltete Ausbildung, die auf dem 

Arbeitsmarkt nicht gebraucht wird, bzw. fehlende Zusatzqualifikationen wie 

z.B. EDV). Sehr hoch ist auch der Anteil jener Personen, die nur über eine einge­

schränkte schriftliche Kommunikationsmöglichkeit verfügen. 

Die TeilnehmerInnen weisen zu 45% Mehr­

fachproblematiken auf, d.h. sie haben drei 

oder mehr Belastungen. 

61% der TeilnehmerInnen sind auf­

grund ihres Kompetenzniveaus nicht 

auf dem Arbeitsmarkt vermittelbar. 

Das Projekt Step2Job bietet dafür 

entsprechende Unterstützung an. 
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36% der TeilnehmerInnen weisen 

gesundheitliche Probleme auf. 

Sehr oft, insbesondere bei älteren Personen, sind auch gesundheitliche Ein­

schränkungen vorherrschend. 

In rund 26% der Fälle gibt es Betreuungs- und Pflegeaufgaben, die Einfluss auf 

die künftige Erwerbstätigkeit haben (z.B. nur Teilzeit- oder eine geringfügige 

Beschäftigung möglich). Dies ist bei Frauen bei Weitem öfter der Fall (45%) als 

bei Männern (4%). 

Etwas weniger oft treten finanzielle Schwierigkeiten und Wohnungsprobleme 

auf. Diese finden sich vor allem bei der am schwierigsten integrierbaren Gruppe 

der TeilnehmerInnen. 

43% der Teilneh­
merInnen weisen drei 
und mehr Belastungen 
auf / 31% weisen keine 
oder max. eine Belas­

tung auf 

61% kommen ohne 
vorausgehende Qualifi­

zierung nicht am Arbeits­
markt unter 

25% haben Schulden 
bzw. eine unübersicht­

liche finanzielle Situation 
mit Auswirkungen auf die 

Arbeitsaufnahme 

22% haben keine 
Wohnung, keine 

adäquate Wohnung 
bzw. Mietschulden 

13% weisen Vorstra­
fen bzw. ein laufendes 
Gerichtsverfahren auf 

bzw. müssen eine Haft­
strafe antreten 

28% scheuen 
schriftliche 

Kommunikation 

36% weisen 
gesundheitliche 

Probleme auf, die 
Auswirkungen auf die 

Arbeitsaufnahme 
haben 

Abb. 8: Vermittlungseinschränkungen der TeilnehmerInnen im Pilotprojekt 
Quelle: MA 24 

In allen Problembereichen erfolgten Interventionsvorschläge von Seiten der 

BeraterInnen von Step2Job. Entsprechend der arbeitsmarktpolitischen Aus­

richtung des Projektes erfolgten diese zumeist in den Bereichen Qualifizierung 

und Kompetenzaufbau (Bewerbung und Sprache). Eine hohe Deckung zwischen 

Problem- und Interventionshäufigkeit ist im Bereich Gesundheit und Kompe­

tenzaufbau festzustellen. Auffällig ist die eher geringe Anzahl an Interventi­

onsvorschlägen im Vergleich zur Problemhäufigkeit in den Bereichen Pflege und 

Betreuung sowie bei Wohnproblemen. Die Erfolgsquote (positive Veränderung) 

belief sich bei den meisten Vorschlägen auf über 50%. 
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Step2Job – Sozialarbeit für den Arbeitsmarkt 
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Step2Job soll Menschen helfen, sich wie­

der in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Das 

aus einem Pilotprojekt hervorgegangene 

Programm wird seit Einführung der Bedarfs-

orientierten Mindestsicherung (BMS) in Wien 

in institutionalisierter Form für BMS-Beziehe­

rInnen angeboten. Die Erfahrungen im Projekt 

bestätigen den hohen Unterstützungsbedarf 

der Zielgruppe. 

Gewiss, es gibt Gemeinsamkeiten. Woh­

nungsprobleme, Schulden, Gesundheitsfra-

gen. Oft sind es auch Sprachprobleme. „Aber 

unsere Klientel ist so inhomogen, wie man 

sie sich nur vorstellen kann“, sagt Step2Job­

Projektleiterin Sabine Roitner vom Verein 

zur Förderung von Arbeit und Beschäftigung 

(FAB) Wien. Da ist zum Beispiel der erst kürz­

lich anerkannte Konventionsflüchtling, der 

jahrelang mit Arbeitsverbot im Flüchtlings-

heim lebte. Oder der 40-jährige Mediziner, 

der erst jetzt einen Job sucht, nachdem sein 

Vater gestorben ist, der ihm sein Leben finan­

zierte. „Wir müssen uns bei unseren Bera­

tungsgesprächen jedes Mal neu einstellen.“ 

Step2Job ist mehr als nur die Vermittlung 

eines Arbeitsplatzes. Anders als bei Bera­

tungen beim AMS, bei der Jobvermittlung 

und Jobqualifizierung im Vordergrund ste­

hen, geht es bei Step2Job um ein umfas­

sendes Fitmachen für die Arbeitssuche und 

den Arbeitsmarkt. Und gearbeitet wird mit 

den Voraussetzungen, die vorhanden sind. 

„Wir leisten in dem einjährigen Einzelcoa­

ching oft grundlegende Entwicklungsarbeit“, 

sagt Roitner. Es geht um Fragen der Organi­

sation des eigenen Lebens, nicht selten um 

Gesundheitsfragen oder um Fragen des Auf­

tretens und des äußeren Erscheinungsbildes. 

„Es sind oft basale Hürden, die es auf dem 

Weg zum Job abzubauen gilt“, sagt Roitner. 

Barrieren gibt es viele. Da wären einmal 

Sprachprobleme. Mehr als die Hälfte der 

Klientinnen und Klienten haben damit zu 

kämpfen. Doch vom Arbeitsmarkt kommt 

eine eindeutige Botschaft: Wer nicht Deutsch 

beherrscht, hat so gut wie keine Job-Chance. 

Die erste Maßnahme, die über Step2Job ver­

mittelt wird, ist daher oft ein Deutschkurs. 

Oder noch besser: Ein Konversationstraining. 

Denn im Alltag geht es nicht um die perfekte 

Grammatik, sondern darum, sich in schnell 

wechselnden, aber immer wiederkehrenden 

Situationen gut verständigen zu können. 

Da wären die Wohnungsprobleme. „Es geht 

dabei nicht in erster Linie um Obdachlosig­

keit“, sagt Roitner, „sondern oft um desolate 

Wohnverhältnisse“. Um verschimmelte Woh­

nungen oder um Überbelag. „Wenn sechs 

Menschen auf 30 Quadratmeter wohnen 

müssen, dann ist das keine förderliche Situa­

tion für die Arbeitssuche.“ 

Sabine Roitner 

Genauso ist es mit den Schulden. „Viele 

wissen nicht, wie sie aus der Schulden-

falle herauskommen können, dass es eine 

Schuldnerberatung gibt und die Möglich­

keit des Privatkonkurses.“ Hier gilt es 

zu beraten und an die entsprechenden 

Stellen weiterzuvermitteln. 

Auch bei Gesundheitsfragen herrscht oft Un­

wissen vor. „Viele unserer Klientinnen und 

Klienten waren oft schon jahrelang nicht 

mehr beim Arzt und es ist gar nicht sicher, 

ob jemand überhaupt arbeitsfähig ist.“ Die 

Step2Job-Beraterinnen und Berater klären 

dann darüber auf, dass es mit der E-Card die 

kostenlose Möglichkeit für medizinische Hilfe 

gibt. Und nicht selten hat sich nach einer ar­

beitsmedizinischen Untersuchung herausge­

stellt, dass Arbeitsunfähigkeit vorliegt. 

Zu informieren, selbst über grundlegende 

Fragen des sozialen Hilfssystems in Wien, ist 

eine essentielle Notwendigkeit. „Wir dürfen 

bei der Beratung kein Wissen darüber vor­

aussetzen“, sagt Step2Job-Beraterin Monika 

Maier. Und mehr noch: Auch soziales Ver­

halten muss oft erst vermittelt werden. Wie 

man richtig grüßt, wie man sich am Telefon 

meldet, wie man Kontakt mit potenziellen Ar­

beitgebern aufnimmt. „Wir haben die Erfah­

rung gemacht, dass man nichts als selbst­

verständliches Wissen voraussetzen darf“, 

sagt Maier. 

„Man kann daher auch nicht davon ausge­

hen, dass jemand, der seit Jahren nicht mehr 

oder vielleicht noch nie in seinem Leben ge­

arbeitet hat, davon überzeugt ist, dass Arbeit 

sinnstiftend sei“, ergänzt Roitner. 

Beispiel: Traditionelles Rollenbild. Frauen mit 

Migrationshintergrund leben noch häufig in 

ihrem Heimatland als Hausfrau und dürfen 

aufgrund traditioneller Kulturvorstellungen 

des Ehemannes oder ihres Umfeldes keiner 

Erwerbsarbeit nachgehen. Kommt es dann 

aber zu einer Änderung der Lebenssituation 

in Österreich, stehen Frauen vor einer völlig 

neuen Situation. Um soziale Hilfe zu bekom­

men, heißt es auf einmal nicht nur, dass sie 

arbeiten dürfen, sondern dass sie arbeiten 

müssen. „Diese Spannung und diese Unter­

schiede muss man erst einmal aushalten. 

Das heißt für uns in unserer Arbeit, dass wir 

immer auch die jeweiligen Familiensysteme 

in unserer Beratung mitberücksichtigen müs­

sen“, sagt Roitner. 

© Foto: FAB Wien
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Oft verfügen Klientinnen und Klienten zu­

dem über keine sozialen Systeme, weder 

institutionelle noch private, die ihnen helfen 

könnten, Informationen zu bekommen und 

aus ihrer Situation herauszukommen. „Wir 

sehen oft auch soziale Verwahrlosung und 

müssen auf dem Weg zum Job zunächst die­

se Problematik lösen.“ 

Manchmal steht daher auch das äußere 

Erscheinungsbild im Mittelpunkt des sozial­

arbeiterischen Beratungsprozesses. Nägel, 

Haare, Körperpflege. Ein großes Thema: die 

Zähne. „Es ist unmöglich, ohne Zähne oder 

mit desolatem Gebiss einen Job zu finden“, 

bringt es Projektleiterin Roitner auf den 

Punkt. „Es reicht aber nicht, Klientinnen und 

Klienten zu empfehlen, sich die Zähne rich­

ten zu lassen. Hier arbeiten wir stark an der 

Motivation und auch daran, die Angst vor 

dem Zahnarzt zu nehmen.“ Ist das einmal 

geschafft, gilt es, das nächste Problem zu 

lösen: Die Finanzierung. „Aufwändige Zahn­

behandlungen kosten Geld und werden nur 

zum Teil von den Krankenkassen bezahlt. Wir 

wenden uns daher auch an private Vereine.“ 

Wie man ein Bewerbungsschreiben richtig 

formuliert und ein Bewerbungsgespräch 

erfolgreich absolviert, ist daher bereits eine 

„High-End“-Kompetenz, die in vielen Fällen 

erst am Ende des einjährigen Coachingpro­

zesses von Step2Job steht. Man könnte auch 

sagen, zuerst müssen die Step2Job-Bera­

terinnen und Berater Sozialarbeit betreiben, 

damit die vielschichtigen Barrieren, die man 

unter dem Begriff Arbeitsmarktferne subsu­

miert, überwunden werden. „Oft ist ein Jahr 

zu kurz, um soziale Kompetenz und Wissen 

für die erfolgreiche Jobsuche zu vermit­

teln“, sagt Step2Job-Beraterin Maier. Selbst 

im niedrigschwelligen Jobmarkt, der wenig 

Ausbildung verlangt, ist es derzeit schwierig, 

einen Job zu finden. 

Denn die Arbeitsmarktsituation ist nicht ro­

sig. In der Produktion gibt es derzeit kaum 

Stellen, in der Reinigung werden meistens 

nur Frauen akzeptiert. Jede Firma will Mit­

arbeiterinnen und Mitarbeiter mit perfekten 

Deutschkenntnissen, der Abwäscher ist als 

Job meist nicht heiß begehrt. Berufserfah­

rung ist immer erwünscht. 

In der Regel gilt: man muss hartnäckig sein, 

lästig bleiben. Keine Beraterin lässt sich 

durch ein erstes Nein entmutigen, wenn sie 

bei einer Firma anruft, um ihre Klientinnen 

und Klienten bei der Bewerbung zu unter­

stützen. „Wir versuchen auch immer wieder, 

Jobs aus dem verdeckten Arbeitsmarkt zu 

vermitteln, der ja in Wirklichkeit größer als 

die ausgeschriebenen Stellen ist“, sagt Step­

2Job-Beraterin Maier. Viele Klientinnen und 

Klienten orientieren sich auch an Jobs, die es 

in ihrem Bekanntenkreis gibt und wollen die­

sen und keinen anderen. „Unsere Aufgabe ist 

es, auch andere Möglichkeiten aufzuzeigen 

und Hilfe zur Selbsthilfe zu geben.“ 

Weiterbildung ist daher bei Step2Job ein 

großes Thema. Ausbildungen zur Heimhel­

ferin oder Kindergartengehilfin, das sind 

Berufe, die für Frauen oft infrage kommen. 

Männer entscheiden sich oft für Berufe wie 

Chauffeur oder Taxifahrer. Oder sie ma­

chen den Staplerfahrer-Führerschein, eine 

Voraussetzung für viele Tätigkeiten. Diese 

Ausbildungen werden nach Empfehlung der 

Step2Job-Beraterinnen und Berater seitens 

des AMS finanziert. 

Wenn es einmal soweit ist, sind die ersten 

Hürden bereits genommen. Das multiprofes­

sionelle Step2Job-Team aus Psychologen, 

Sozialarbeitern, Juristen und Pädagogen 

hat dann bereits gemeinsam mit seinen 

Klientinnen und Klienten die Problemlage 

in überschaubare Teilprobleme aufgesplit­

tet, Ziele gesetzt und Lösungskonzepte auf 

Schiene gestellt. 

Das heißt freilich noch nicht, dass ein fixer 

Job am Ende des einjährigen Coachingpro­

zesses die Regel wäre. Die Vermittlungsquo­

te beträgt bei Step2Job insgesamt 26,2%. 

18,7% am ersten Arbeitsmarkt, 7,5% am 

zweiten. 9,2% der vermittelten Personen be­

halten ihren Job. 

Aber es gibt auch erfolgreiche Beispiele: ein 

Langzeitarbeitsloser, der nach 15 Jahren Ar­

beitslosigkeit einen 40-Stunden-Job als Por­

tier bekommen hat. Oder ein 34-Jähriger, der 

zuerst berufsunfähig war und nach drei Mo­

naten einen Teilzeitjob bekam. „Der Traumjob 

für Viele wäre natürlich bei der MA 48. Aber 

bis jetzt haben wir noch niemanden dorthin 

vermitteln können.“ 

Auch wenn der Erfolg nicht immer sofort in 

Form eines Jobs sichtbar wird: Verbesse­

rungen in der Lebenssituation bringt das 

Step2Job-Programm auch für jene, die noch 

keinen fanden: Es kommt die Motivation, es 

steigt das Selbstwertgefühl. „Für viele unse­

rer Klientinnen und Klienten war unsere Be­

ratung das erste Mal, dass sich jemand mit 

ihnen intensiv auseinandersetzte.“ Nach dem 

Betreuungsjahr durch das Step2Job-Team 

sehen daher viele erstmals Licht am Ende des 

Tunnels, selbst wenn es mit dem Job noch 

nicht geklappt hat. „Das merken wir auch am 

Verhalten. Die Verbindlichkeit steigt, Termine 

werden pünktlich eingehalten, man ist moti­

viert, sein Leben zu ordnen und wieder auf 

die Reihe zu kriegen.“ Diese Erfahrung ma­

chen Roitner und das Step2Job-Team immer 

wieder. „Ich habe in meinem Berufsleben 

schon mit vielen schwierigen Klientinnen und 

Klienten gearbeitet. Aber keine andere Grup­

pe war so dankbar für die Hilfe wie die im 

Step2Job-Programm. Und das ist ein Grund, 

der auch uns motiviert weiterzumachen.“ 

© Foto: FAB Wien
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Mehrfachproblematiken 
sind die Regel 
Die Evaluation von Step2Job zeigte eines: 

Drei von vier Personen, die an Step2Job 

teilnehmen, leiden an einer sogenannten 

Mehrfachproblematik. Das heißt, die häufigs­

ten Probleme, mangelnde Deutschkenntnis­

se (54%), Wohnungsproblematiken (34%), 

Schulden (34%) und Gesundheitsprobleme 

(41%) treten in Kombination auf. Der Evalu­

ationsbericht zeigte auch eines: Die Hälfte 

aller Klientinnen und Klienten verfügt nur 

über einen Pflichtschulabschluss. Doch auch 

Personen mit höherer Bildung sind im Pro­

gramm: Ein Fünftel verfügt über eine Matura, 

immerhin ein Zehntel über einen Universi­

tätsabschluss. 

Was Step2Job bietet: 
Neben dem individuellen Einzelcoaching 

über ein Jahr, gibt es für Klientinnen und Kli-

enten in Kooperation mit dem AMS ein flexi­

bles Gruppenangebot, zum Beispiel Sprach­

kurse, Telefontraining, Workshops für das 

Vorstellungsgespräch sowie Workshops zum 

Thema „Sinn der Arbeit“. „Viele, die noch nie 

gearbeitet haben, wissen nicht, in welch gro­

ßem Ausmaß Arbeit Sinn stiften kann“, sagt 

Projektleiterin Sabine Roitner. 

Was Step2Job nicht bietet: 
Manche Step2Job-Klientinnen und -Klienten 

sind enttäuscht, wenn sie erfahren, dass 

Step2Job keine Jobs zur Verfügung stellt, 

sondern nur bei der Suche hilft. „Zwar gibt es 

ein paar Firmen, die auch immer wieder Info­

veranstaltungen bei uns im Hause machen“, 

sagt Roitner. „Zum Beispiel Versicherungen, 

oder Unternehmen aus der Gastronomie oder 

Reinigungsfirmen. Aber wir haben keine ei­

gene Unternehmensdatei, in der wir nach 

Jobs Ausschau halten könnten.“ 

Case Management: 
Insgesamt nimmt Step2Job in Österreich 

eine Vorreiterrolle ein. Zugute kommt dem 

Case Management-Ansatz des Arbeitsmarkt­

integrationsprogrammes, dass es in Wien 

eine ausgebaute soziale Infrastruktur gibt. 

„Wir kooperieren mit vielen sozialen Ein­

richtungen der Gemeinde Wien, wie Schuld­

nerberatung oder Wohnungslosenhilfe, aber 

etwa auch mit Frauenhäusern, wenn wir von 

aktueller Gewalt erfahren.“ Vor allem mit 

dem AMS und der MA 40 gibt es eine sehr 

enge Zusammenarbeit. Gewährleistet wird 

ein erfolgreiches Hilfesystem durch regel­

mäßige Koordinierungstreffen und ständigen 

Kontakt und Austausch mit den Sozialzentren 

und den Regionalen Geschäftsstellen des 

AMS Wien (MA 40 Schlachthausgasse und 

AMS Esteplatz). 

Motivation für Neues 
Klientinnen und Klienten von Step2Job erzählen: 

Die Schüchternheit überwinden 
Frau P. stammt aus Tschechien und hat kei­

ne Sprachprobleme mehr. Aber die Schüch­

ternheit sei ihr in manchen Situationen ein 

Problem. Deshalb habe sie nach dem letzten 

Bewerbungsgespräch auch den Job nicht be­

kommen. „Ich bin zu schweigsam gewesen.“ 

Gemeinsam mit Step2Job-Beraterin Monika 

Maier analysiert Frau P. im Beratungsge­

spräch die Situation und erarbeitet eine neue 

Strategie. Mehr auf Fragen eingehen, von 

sich und der Jobmotivation erzählen, auf die 

Körperhaltung achten. Jetzt will Frau P. einen 

Workshop machen, damit sie lernt, sich rich­

tig zu verhalten. 

Motivation auch im Alter 
Herr M. ist gerade 60 Jahre alt geworden und 

hat eben das Step2Job-Programm beendet. 

In der Woche war er an drei bis vier Tagen 

pro Woche in Seminaren und Workshops. Er 

habe sich weitergebildet, viel Neues erfahren 

und viel gelernt. „Ich bin motiviert, einen Job 

zu finden“, sagt der ehemalige Großhandels­

kaufmann. Sein Alter störe ihn dabei über­

haupt nicht. „Ich will nicht in Pension gehen. 

Ich möchte noch einmal das Ruder herumrei­

ßen.“ Offen spricht er seine Zahnlücken an. 

Ja, die gehören endlich gerichtet und jetzt ist 

endlich auch die Finanzierung gesichert. „Ich 

freu mich auf die neuen Zähne, die Behand­

lung hat schon begonnen.“ Herr M. sagt, bei 

Step2Job habe er seinen Lebensmut zurück-

gewonnen. „Ich finde es schade, dass dieses 

Jahr vorbei ist. Jetzt hoffe ich, dass endlich 

einmal eine Bewerbung funktionieren wird.“ 

Raus aus der Depression 
Frau W. hat zwei Töchter, ist Alleinerziehe­

rin und hat bis vor Kurzem noch ihren Vater 

gepflegt. Jetzt, nach seinem Tod, wolle sie 

unbedingt wieder einen Job finden. „Noch 

muss ich mich um die Kinderbetreuung küm­

mern, aber ich bin mir sicher, ich schaffe es“, 

sagt die 33-Jährige. Das war freilich nicht 

immer so. „Zuhause bin ich schon depressiv 

geworden, habe mich zurückgezogen. Erst 

mit Step2Job änderte sich das. Da habe ich 

begonnen, einen neuen Plan zu entwickeln.“ 

Mit der Motivation kamen auch neue Ideen. 

Jetzt beginnt Frau W. mit der Ausbildung 

zur Heimhelferin. 
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Rollout von Step2Job auf ganz Wien 

Aufgrund des sich abzeichnenden Erfolges des Pilotprojektes wurde Step2Job  

mit Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung (1. September 2010) 

auf ganz Wien ausgeweitet. Neun Träger im Auftrag des AMS setzen nun das 

Projekt um. Die Finanzierung erfolgt weiterhin über Mittel des ESF und des 

AMS und ist bis Ende 2012 gesichert.  Ab 2013 wird ausschließlich das AMS  

die Finanzierung des Projektes übernehmen. Geplant sind eine Zusammenfüh

rung der bisherigen Beratungs- und Betreuungseinrichtungen (BBE) mit den 

Mindestsicherungs-Beratungs- und Betreuungseinrichtungen (MBBE) und die 

Übernahme des Betreuungskonzeptes von Step2Job.  Das Konzept von Step2Job  

hat sich bewährt, wie auch die Begleitevaluierung bestätigte. 

Im nachfolgenden Schaubild werden das Zusammenspiel von Arbeitsmarkt- 

und Sozialhilfeverwaltung sowie die Abläufe dargestellt. Durch den in der 

Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG verankerten Datenaustausch zwischen 

Arbeitsmarkt- und Sozialhilfeverwaltung ist das AMS über die BezieherInnen 

einer Mindestsicherung informiert. Die Zuweisung zu den Projekten erfolgt da

her direkt durch das AMS. Ist aufgrund mangelnder Deutschkenntnisse eine 

Aufnahme in das Projekt nicht sinnvoll, weist das AMS einen Deutschkurs zu.  

Treten während der Projektteilnahme Zweifel an der Arbeitsfähigkeit auf, so 

erfolgt die Klärung durch die bei der Pensionsversicherungsanstalt angesie

delte Gesundheitsstraße.  Treten im Vorfeld der Aufnahme ins Projekt Zweifel 

an der Arbeitsfähigkeit auf, so erfolgt in der Regel der Rückverweis ins Sozi

alzentrum und eine Zuweisung zum Beruflichen Bildungs- und Rehabilitati

onszentrum (BBRZ). 

­

­

­

­

­

    Abb. 9: Ablauf Step2Job Quelle: MA 24 

Sozialzentrum 
der MA 40 

Regionale 
Geschäftsstelle 

AMS Wien 

Sozialberatung etc. 
2. Arbeitsmarkt 

(SÖB etc.) 
1. Arbeitsmarkt 

Gesundheitsstraße (PVA) 

Qualifizierung 

Deutschkurs 

Step2Job 

* 

* * 

* nach Rücksprache mit dem AMS 

Step2Job erstellt nach einem Assessment spätestens drei Monate nach Aufnah

me in das Projekt gemeinsam mit den Betroffenen einen Hilfeplan und unter

stützt die TeilnehmerInnen bei dessen Umsetzung. Die einzelnen Projekte bie

ten unterschiedliche Unterstützungssettings, von der Schuldnerberatung bis 

hin zur psychologischen Beratung.  Vielfach wird mit anderen Organisationen 

und Sozialberatungsstellen zusammengearbeitet. Sofern ein Qualifizierungs

bedarf vorliegt, ergeht ein Vorschlag an das AMS,  das diese Vorschläge in der 

Regel akzeptiert und zuweist. Ebenfalls möglich ist die Aufnahme in eine Maß

nahme des zweiten Arbeitsmarktes. Step2Job kann dabei auf die Projekte des 

LEA-Verbundes direkt zugreifen und analog zu den Qualifizierungsmaßnah-

­

­

­

­

­

Der Erfolg des Pilotprojektes führte dazu,  

dass dieses auf ganz Wien ausgeweitet 

und verlängert wurde. Step2Job  ist Vorbild 

für weitere arbeitsintegrative Angebote für 

BezieherInnen der Mindestsicherung in 

ganz Österreich. 
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men einen Vorschlag für die Aufnahme in einen Sozialökonomischen Betrieb 

(SÖB) oder einen Gemeinnützigen Beschäftigungsbetrieb (GBB) machen. Sollten 

innerhalb des Projektes Zweifel an der Arbeitsfähigkeit der Betroffenen ent­

stehen, kann über das AMS eine Begutachtung durch die Gesundheitsstraße 

veranlasst werden. 

Vorrangiges Ziel ist die Reintegration in den ersten Arbeitsmarkt. Während 

der Dauer einer Kursmaßnahme sind die BeraterInnen und TeilnehmerInnen in 

Kontakt. Die BeraterInnen von Step2Job sind auch angehalten, für eine durchge­

hende Projektteilnahme und für die erforderliche Meldung beim AMS zu sorgen. 

Im Zuge der Einführung von Step2Job wurde auch eine neue Kooperation zwi­

schen dem AMS und dem Land Wien auf strategischer und regionaler/operati­

ver Ebene eingerichtet. Vor Ort stimmen sich die Sozialzentren der MA 40 mit 

den Regionalen Geschäftsstellen des AMS und den zuständigen TrägerInnen­

vereinen von Step2Job ab (Regionale Steuergruppen). Auf Ebene des Manage­

ments wurde außerdem eine Zentrale Koordinationsgruppe eingerichtet, die 

ungelöste Fragen aus den Regionalen Steuergruppen klären sowie strategische 

Entscheidungen (z.B. über die Weiterentwicklung von Step2Job) treffen. Das 

AMS lädt außerdem zu regelmäßigen TrägerInnentreffen zwecks Informations­

austausch ein. Die Abstimmung mit dem AMS hat zu einer neuen Qualität in der 

Zusammenarbeit geführt, die vor allem den Betroffenen zugutekommt. 

Neu eingerichtete Kommunikationsebenen 

unterstützen die Abstimmung zwischen 

dem AMS und der Stadt Wien und führen 

zu einer verbesserten Zusammenarbeit. 

Abb. 10: Abstimmungsebenen Step2Job Quelle: MA 24 

Regionale Steuergruppe 
MitarbeiterInnen der Sozialzentren der MA 40 und der regionalen Geschäftsstellen sowie die 

jeweils zuständigen TrägerInnenvereine 

Trägerinnentreffen 
Landesgeschäftsstelle des AMS, MA 24 
MA 40, waff, TrägerInnenorganisationen 

Zentrale Koordinationsgruppe 
MitarbeiterInnen des AMS Wien (Landesgeschäftsstelle und regionale Geschäftsstellen), der MA 24 und 

der MA 40 sowie des waff und prospect (Evaluationsinstitut) 

Die ersten Ergebnisse der Begleitevaluierung des Rollout von Step2Job zei­

gen nicht nur eine sehr ähnliche Struktur der Zielgruppe wie im Pilotprojekt, 

sondern auch ähnliche Erfolge. Zum 31.12.2011 wurden bereits mehr als 5.300 

Personen in das Projekt aufgenommen und über 1.300 können einen Beschäf­

tigungsantritt am ersten oder zweiten Arbeitsmarkt verzeichnen. Rund 2.000 

Personen haben an einer Schulungsmaßnahme teilgenommen. Bis Ende 2012 

können rund 7.200 Personen an dem Projekt teilnehmen; das Kontingent an 

Plätzen wird voraussichtlich ausgeschöpft werden. 

Zusätzlich werden BezieherInnen einer Bedarfsorientierten Mindestsicherung, 

die eine Leistung des AMS erhalten, vom AMS betreut. Eine bundesweite Evalu­

ierung gibt Auskunft darüber, welche Arbeitsmarkteffekte zu beobachten sind 

(www.lrsocialresearch.at). 

Darüber hinaus finanziert die Stadt Wien über den waff, den FSW und die SDW 

weitere Projekte für arbeitsmarktferne Personen, die auch den Mindestsiche­

rungsbezieherInnen zugänglich sind. 

Auch die neuen Projekte dürften die 

gesetzten Ziele erreichen. Per 31.12.2011 

wurden bereits 5.300 Personen in das 

Projekt Step2Job aufgenommen. 

http:www.lrsocialresearch.at
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Menschen mit keinem oder nur einem geringen Einkommen können un-

ter bestimmten Voraussetzungen Mindestsicherung oder Grundversor-

gung in Anspruch nehmen. Das sind Leistungen des zweiten sozialen 

Netzes. Für AsylwerberInnen stellt die Grundversorgung die einzige 

Einkommensquelle dar, da sie nur einen äußerst eingeschränkten Zu-

gang zum Arbeitsmarkt haben und daher auch keine anderen Leistun-

gen (des ersten sozialen Sicherungsnetzes) in Anspruch nehmen können. 

Auch ein Teil der MindestsicherungsbezieherInnen hat keinen Anspruch 

auf eine Versicherungsleistung, da sie aus den verschiedensten Gründen 

noch nie gearbeitet haben (z.B. Menschen mit Behinderung, Jugendli-

che, Asylberechtigte), keine Ansprüche mehr haben (z.B. bei längerem 

Auslandsaufenthalt) oder ein zu geringes Einkommen aufweisen (z.B. 

Working Poor). Vor allem die Anzahl der BMS-BezieherInnen ist in den 

letzten Jahren stark gestiegen. Dieser anhaltende Trend deutet auf eine 

strukturelle Veränderung der Einkommensverhältnisse hin. Die seit Jah-

ren gleichbleibende Armutsgefährdungsquote täuscht über eine ständig 

steigende Ungleichheit in unserer Gesellschaft hinweg: Menschen wer-

den ärmer und müssen verstärkt auf Leistungen des zweiten sozialen 

Sicherungsnetzes sowie flankierende Maßnahmen wie die Schuldner

beratung zurückgreifen.

Einkommen und Armut

Kapitel 3

© Foto: StefanieB. – Fotolia.com
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3.1 Analyse der Situation 
Die Einkommen der WienerInnen sind in den letzten Jahren gestiegen, aber 

nicht alle WienerInnen haben gleich stark von diesem Zuwachs profitiert . 

Mit dieser Entwicklung geht einher, dass BesserverdienerInnen immer 

mehr verdienen und der Mittelstand vergleichsweise immer weniger .  2010 

waren bereits 100 .000 Personen mehr im untersten Einkommensviertel zu 

finden als noch sechs Jahre zuvor . Je nach Haushaltsform sind die Wiene­

rInnen unterschiedlich stark betroffen, insbesondere Familien mit meh­

reren Kindern oder AlleinerzieherInnen sind zunehmend mit finanziellen 

Engpässen konfrontiert . 

Diese Entwicklung ist auch bei der Armutsgefährdung erkennbar. Zwar ist 

die Armutsgefährdungsquote für Wien in den letzten Jahren konstant geblie­

ben. Die Anzahl manifest armer WienerInnen59 hat sich jedoch erhöht. Es sind 

auch hier wieder Familien mit Kindern, die besonders betroffen sind. Oftmals 

schützt Erwerbsarbeit alleine nicht vor einer Armutsgefährdung und so finden 

sich Familien häufig unter den BezieherInnen von Mindestsicherung wieder. 

3.1.1 Einkommensentwicklung und Einkommensverteilung 

Seit 1999 haben sich die Bruttoeinkommenshöhen der ArbeitnehmerInnen in 

Wien um 19% erhöht und sind von 25.276 Euro60 jährlich auf 30.119 Euro61 ge­

stiegen. Allerdings profitieren nicht alle gleichermaßen von dieser Einkom­

menssteigerung. Dies zeigt sich in der Einkommensschere der gut und weniger 

gut verdienenden WienerInnen. Das monatliche Bruttoeinkommen von Perso­

nen im unteren Einkommensviertel ist zwischen 1999 und 2010 um 13,9% ge­

stiegen. Bei den Männern ist diese Steigerung mit nur 8% besonders gering. Gut 

verdienende WienerInnen hingegen (das oberste Viertel) haben eine monatliche 

Bruttoeinkommenssteigerung im Vergleichszeitraum von 25,7% erfahren. 

Veränderungsrate 1999 2009 2010 Euro 1999–2010 
Geschlecht 

Euro betroffene Personen1 Euro betroffene Personen2 Euro betroffene Personen3 

Männer  1.592 102.903 1.752 103.904 1.719 104.571 8,0% 
25% der WienerInnen verdie­ Frauen  1.137 90.421 1.354 105.319 1.377 105.779 21,1% 
nen weniger als ... Euro 

Gesamt  1.350 193.324 1.532 209.223 1.537 210.350 13,9% 

Männer  2.157 205.806 2.597 207.808 2.590 209.142 20,1% 
50% der WienerInnen verdie­

Frauen  1.624 180.843 2.000 210.638 2.023 211.557 24,6% 
nen weniger als ... Euro 

Gesamt  1.892 386.649 2.298 418.446 2.314 420.699 22,3% 

Männer  3.148 308.709 4.012 311.711 4.018 313.713 27,6% 
75% der WienerInnen verdie­ Frauen  2.294 271.264 2.918 315.957 2.955 317.336 28,8% 
nen weniger als ... Euro 

Gesamt  2.760 579.973 3.455 627.668 3.470 631.049 25,7% 

1 Grundlage: 773.297 unselbstständig Beschäftigte 1999  2 Grundlage: 836.891 unselbstständig Beschäftigte 2009  3 Grundlage: 841.398 unselbstständig Beschäftigte 2010 

Tab. 14: Bruttoeinkommenshöhen nach Quartilen 1999, 2009 und 2010 (Wien) 
Quellen: Stadt Wien, Statistisches Jahrbuch 2001, 2010 und 2011, berechnet durch die MA 24 

59   Als manif est arm wird jene Bevölkerungsgruppe bezeichnet, die sowohl von einem Einkommen 
unter der Armutsgefährdungsschwelle wie auch von finanzieller Deprivation betroffen ist (siehe 
Kapitel 3.1.3). 

60    Vgl. Stadt Wien, Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien 2001, 2001. 
61    Siehe FN 60. 



Immer mehr WienerInnen rutschen vom 

Mittelstand in die untere Einkommens-

schicht ab. 2010 zählten bereits knapp 

100.000 Personen mehr zum untersten 

Einkommensviertel als sechs Jahre zuvor.
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Nicht nur die Bruttoeinkommen sind unterschiedlich gestiegen.  Auch die Belas

tungen auf das Arbeitseinkommen62 haben sich ähnlich entwickelt. Für Familien 

mit Kindern, die üblicherweise ein geringeres äquivalisiertes Haushaltseinkom

men63 als kinderlose Personen oder Paare aufweisen, stieg die Abgabenquote um 

mehr als einen Prozentpunkt,  während Einzelpersonen mit überdurchschnittli

chem Einkommen 2010 die gleiche Abgabenlast wie 2001 vorfinden.64 

Somit kommt es zu einer Verschiebung innerhalb der Einkommensklassen. Der 

klassische Mittelstand nimmt kontinuierlich ab.  Während 2004 noch 715.000 

Personen bzw. 46% der Wiener Bevölkerung der Mittelschicht angehörten, wa

ren es 2010 – trotz Zunahme der Bevölkerung – nur noch 665.000 Personen bzw.  

40% der Wiener Bevölkerung.  

­

­

­

­

Veränderung 
Verände­

der Personen­
rung der 

Einkommens­ anteile 
2004 2009 2010 Personen­

quartile 2004–2010 
anzahl 

in Prozent­
2004–2010 

punkten 
Einkommensquartil Anzahl Anteil Einkommensquartil Anzahl Anteil Einkommensquartil Anzahl Anteil 

in EUR jährlich Personen Personen in EUR jährlich Personen Personen in EUR jährlich Personen Personen 
unterstes Ein­ 0–12.869  448.000 29% 0–14.879  525.000 32% 0–15.570  546.000 33% 98.000 4 
kommensquartil 
zweites Ein­ 12.869–16.968  354.000 23% 14.879–19.885  328.000 20% 15.570–20.617  323.000 19% -31.000 -4 
kommensquartil 
drittes Ein­ 16.969–22.403  361.000 23% 19.886–26.615  339.000 21% 20.618–27.504  342.000 21% -19.000 -2 
kommensquartil 
oberstes Ein­ ab 22.404  406.000 26% ab 26.616  460.000 28% ab 27.504  453.000 27% 47.000 1 
kommensquartil 

Gesamt 1.569.000 100% 1.652.000 100%  1.664.000 100% 95.000 

Rundungsdifferenzen nicht ausgeglichen 

   Tab. 15: Personenanzahl nach Einkommensquartilen 2004, 2009 und 2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2004, 2009 und 2010, berechnet durch die MA 24 

2010 finden sich um 98.000 WienerInnen mehr im untersten Einkommensquar

til als noch 2004. Diese knapp 100.000 Personen müssen mit einem Jahres

einkommen von unter 15.570 Euro netto bzw. mit weniger als 1.300 Euro pro 

Monat auskommen.  Viele dieser Betroffenen leben unter oder knapp über der 

Armutsgrenze und sind daher potenzielle BezieherInnen von finanziellen Hilfe

leistungen wie der Bedarfsorientierten Mindestsicherung.  

­

­

­

62    Einkommensteuer inkl.  Arbeitnehmer- und Arbeitgeberabgabe abzüglich Sozialtransfers als Pro
zentsatz der Gesamtarbeitskosten. 

63    Unter äquivalisiertem Haushaltseinkommen wird die Summe der Erwerbseinkommen sowie der 
Kapitalerträge, Pensionen und Sozialtransfers pro Haushalt, gewichtet nach der Anzahl der Er-
wachsenen und der Kinder im jeweiligen Haushalt, verstanden.  

64    Taxing Wages: Country note for Austria,  Website der OECD, http://www.oecd.org (16.02.2012). 

­
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Einkommen und Armut

3.1.2 Preis- und Abgabenentwicklung 

Seit 2000 ist der Verbraucherpreisindex um 25% gestiegen.65 Das sind durch­

schnittlich 2,3% pro Jahr. Allerdings sind nicht alle Preise im gleichen Ausmaß 

gestiegen. Überdurchschnittlich hoch waren die Preissteigerungen der letzten 

zehn Jahre in den Bereichen Alkohol und Tabak (+41,2%), Wohnen, Wasser und 

Energie (+38,9%) sowie Erziehung und Unterricht (+40,1%). 
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 Diagr. 27: Verbraucherpreisindex 2000 nach COICOP-Hauptgruppen, 2011 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 

Besonders die Ausgaben für Alkohol 

und Tabak, Wohnen, Wasser und 

Energie und Erziehung und Unterricht 

sind überdurchschnittlich gestiegen. 

Gerade die Ausgaben für Wohnen, Wasser und Energie sowie Erziehung und 

Unterricht besitzen wenig Einsparungspotenzial und betreffen überwiegend 

Familien mit Kindern. Ein Wohnungswechsel oder eine Umstellung des Ener­

gieverbrauchs ist häufig mit hohen Einmalkosten verbunden (Übersiedlungs­

kosten, zu hinterlegende Mietkautionen, Anschaffung eines treibstoffsparen­

den Neuwagens, Investition in neue Heizungssysteme etc.). Einsparungen im 

Bereich Erziehung und Unterricht sind oft nicht möglich (z.B. Schulbücher oder 

Studiengebühren) oder mit Nachteilen für die Kinder verbunden (z.B. Nichtteil­

nahme am Schulskikurs, Einsparung bei Nachhilfestunden). 

Vergleich Lohnsteigerungen und Preissteigerungen 

Werden die Preissteigerungen der letzten zehn Jahre den Lohn- und Gehalts­

steigerungen gegenübergestellt, so zeigt sich die finanzielle Problematik noch 

deutlicher. Die Einkommen sind seit 2000 um 30,3% gestiegen66 und reichen 

somit aus, die Erhöhung des Verbraucherpreisindex abzufangen, da dieser im 

Vergleichszeitraum um nur 25% gestiegen ist. Doch die Ausgabenbereiche Woh­

nen, Wasser und Energie sowie Erziehung und Unterricht liegen weit über den 

Einkommenssteigerungen der letzten Jahre. 

65  VPI 2000, Website der Statistik Austria, http://www.statistik.at/web_de/statistiken/preise/ver­
braucherpreisindex_vpi_hvpi/index.html (02.02.2011). 

66  Tariflohnstatistik 06 für Hauptreihen, Website der Statistik Austria, http://www.statistik.at/web_ 
de/statistiken/soziales/tariflohnindex/index.html (14.03.2012). 

http://www.statistik.at/web
http://www.statistik.at/web_de/statistiken/preise/ver
http:gestiegen.65
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 Diagr. 28: Vergleich ausgewählte VPI Teilgruppen und Tariflohnindex, 2000–2011 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, Tariflohnindex 2000–2011 sowie VPI 2000 nach COICOP- 
Hauptgruppen, 2011, berechnet durch die MA 24 

Dass gerade Familien mit Kindern zu den betroffenen Personenkreisen zählen, 

wird deutlich, wenn das monatliche Äquivalenzeinkommen den monatlichen 

Äquivalenzausgaben gegenübergestellt wird.67 Bei einem Vergleich aller Haus­

haltskonstellationen zeigt sich, dass Familien mit drei oder mehr Kindern so­

wie AlleinerzieherInnen nicht nur am wenigsten verdienen (1.440 Euro bzw. 

1.480 Euro netto), sie haben relativ gesehen auch den höchsten Anteil an mo­

natlichen Ausgaben. Bei Familien mit drei oder mehr Kindern wird 94% des 

Monatseinkommens für Ausgaben aufgewendet, bei AlleinerzieherInnen sind 

die monatlichen Ausgaben sogar höher als das monatliche Einkommen. Allein­

lebende erwerbstätige Männer oder Paare ohne Kinder verwenden hingegen nur 

knapp 85% ihres Monatseinkommens für die laufenden Ausgaben. 
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 Diagr. 29: Monatliche Einkommen und Ausgaben nach Haushaltskonstellation, 
2009/2010 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 

67 Vgl. Statistik Austria, Verbrauchsausgaben 2009/2010, 2012.
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Oftmals besteht das Haushaltseinkommen nicht nur aus Erwerbseinkommen.  

Bei nicht erwerbstätigen AlleinerzieherInnen liegt beispielsweise der Anteil der 

familienbezogenen finanziellen Unterstützungen bei ca. 37%, bei erwerbstäti

gen AlleinerzieherInnen immerhin noch bei 17%.68 Dieser Teil des Haushaltsein

kommens ist von Seiten der Familien nicht steuerbar und Kürzungen in diesem 

Bereich wirken sich unmittelbar aus. Beispielsweise wurde 2011 die erst 2008 

eingeführte 13. Familienbeihilfe eingestellt und als Schulstartgeld nur noch für 

Kinder im Alter von 6 bis 15 Jahren mit einem Pauschalbetrag von 100 Euro 

ausbezahlt. Junge Erwachsene über 24 Jahre haben den Anspruch auf Famili

enbeihilfe zur Gänze verloren, ebenso Arbeitssuchende zwischen dem 18. und 

dem 21. Lebensjahr.  

Da besonders Familien mit Kindern von den Preissteigerungen betroffen sind,  

ist es notwendig, mit zielgerichteten Maßnahmen gegenzusteuern. Die Stadt 

Wien hat beispielsweise im Jahr 2010 mit der Einführung des Gratis-Kinder

gartens für alle Wiener Kinder einen entscheidenden Schritt zur Entlastung 

von Familien mit Kleinkindern geleistet. Die finanzielle Auswirkung zeigte 

sich sofort. Im Jahr 2008 lag die Preissteigerung im Bereich Erziehung und 

Unterricht noch bei 60% (VPI 2000).  2010 reduzierte sich der VPI auf 40%,  was 

sowohl durch den Wiener Gratis-Kindergarten als auch durch den teilweisen 

Wegfall der Studiengebühren 2010 ermöglicht wurde.69  

3.1.3  Armutsentwicklung und finanzielle Deprivation 

Armutsgefährdung 

Laut EU-SILC 2010 liegt die Armutsgefährdungsschwelle bei 12.371 Euro net

to pro Jahr bzw. 1.031 Euro netto pro Monat.70 Personen, deren Einkommen 

unter dieser Schwelle liegen, werden als armutsgefährdet bezeichnet. In  

Österreich sind somit 12,1% der Bevölkerung bzw. 1.004.000 Menschen im Jahr 

2010 armutsgefährdet.  

In Wien galten 2010 mehr als 300.000 Personen bzw. 18% der Bevölkerung als 

armutsgefährdet. Dies entspricht in etwa der Armutsgefährdung der Vorjahre.71 

­

­

­

­

­

Durch treffsichere Maßnahmen wie den 

Gratis-Kindergarten für alle Wiener Kinder 

konnten die Preissteigerungen abgefangen 

und Familien deutlich entlastet werden.  

2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 

Armutsgefährdete Personen 231.000 249.000 204.000 276.000 276.000 280.000 283.000 305.000 

Armutsgefährdungsquote 15% 16% 13% 17% 17% 17% 17% 18% 

    Tab. 16: Armutsgefährdung, 2003–2010 (Wien) Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2003–2010, bearbeitet durch die MA 24 

Finanzielle Deprivation 
Nicht alle WienerInnen mit einem Einkom

men unter der Armutsgefährdungsschwelle 

sind auch von finanziellen Engpässen bzw.  

finanzieller Deprivation betroffen.  Als finanzi

ell depriviert gelten Personen, die sich min

­

­

­

destens zwei der folgenden sieben Ausgaben 

nicht leisten können:  

• unerwartete Ausgaben zu tätigen 

• Freunde zum Essen einzuladen 

• neue Kleider zu kaufen 

• jeden  zweiten Tag Fleisch,  Fisch oder eine 

gleichwertige vegetarische Speise zu essen 

• Zahlungen rechtzeitig zu begleichen 

• die Wohnung angemessen warm zu halten 

• notwendige Arztbesuche zu tätigen 

68   Vgl. Zartler et al. 2010. 
69   VPI 2000,   Website der Statistik Austria, http://www.statistik.at/web_de/statistiken/preise/ver-

braucherpreisindex_vpi_hvpi/index.html (02.02.2012). 
70   Vgl. Statistik Austria,  Armut und Ausgrenzungsgefährdung in Österreich, 2012. 
71    Aufgrund der geringen Stichprobengröße auf Bundesländerebene gibt es eine hohe Schwankungs­

breite im Konfidenzintervall. Somit kann keine Vergleichbarkeit zwischen den Jahren 
hergestellt werden.  
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Finanzielle Deprivation in Wien 

Personen, die mit ihrem Einkommen zwar unter der Armutsgefährdungsschwel­

le liegen, aber nicht von mindestens zwei Benachteiligungen gemäß der Defini­

tion der finanziellen Deprivation betroffen sind, gelten als einkommensarm. 

2010 waren 120.000 WienerInnen von diesem Einkommensmangel betroffen. 

Demgegenüber stehen Personen, die über ein ausreichendes Einkommen über 

der Armutsgefährdungsschwelle verfügen und sich dennoch mindestens zwei 

der Ausgaben nicht leisten können. Dies kann beispielsweise durch eine hohe 

Verschuldung der Fall sein. Diese Personen werden als teilhabearm bezeich­

net. 2010 lag die Anzahl der WienerInnen mit Teilhabemangel bei 218.000 Per­

sonen. Als manifest arm hingegen wird jene Bevölkerungsgruppe bezeichnet, 

die sowohl von einem Einkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle als 

auch von zwei der aufgezählten Benachteiligungen betroffen sind. 2010 galten 

185.000 WienerInnen als manifest arm. 

Armutsgefährdung Mangel 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
Veränd. 

2004–2010 

nicht armutsgefähr­
dete WienerInnen 

kein Mangel 834.000 959.000 973.000 1.153.000 1.067.000 1.127.000 1.142.000 37% 

Teilhabemangel 488.000 441.000 352.000 161.000 301.000 243.000 218.000 -55% 

Summe 1.322.000 1.400.000 1.325.000 1.314.000 1.368.000 1.370.000 1.360.000 3% 

armutsgefährdete 
WienerInnen 

Einkommensmangel 103.000 113.000 139.000 129.000 110.000 103.000 120.000 17% 

manifeste Armut 146.000 91.000 137.000 148.000 170.000 180.000 185.000 27% 

Summe 249.000 204.000 276.000 277.000 280.000 283.000 305.000 22% 

WienerInnen 
gesamt 

1.571.000 1.604.000 1.601.000 1.591.000 1.648.000 1.653.000 1.665.000 6% 

Tab. 17: Armutsgefährdung und finanzielle Deprivation, 2004–2010 (Wien) Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2004–2010, bearbeitet durch die MA 24 

Der Anteil der armutsgefährdeten WienerInnen zur gesamten Wiener Bevölke­

rung (Armutsgefährdungsquote) ist in den letzten Jahren zwischen 13% und 

18% konstant geblieben. Allerdings haben sich die Anteile innerhalb der ar­

mutsgefährdeten bzw. nicht armutsgefährdeten Personen verschoben. Immer 

weniger WienerInnen gelten als teilhabearm und weisen keinen Mangel auf. 

Somit sind Personen, die ein Einkommen über der Armutsgefährdungsschwelle 

aufweisen, immer häufiger in der Lage, die oben genannten Ausgaben zu täti­

gen. 2004 betrug das Verhältnis von WienerInnen ohne Mangel zu WienerInnen 

mit Teilhabemangel noch 63:37, im Jahr 2010 lag das Verhältnis bei 84:16. 

Das Verhältnis zwischen WienerInnen ohne 

Teilhabemangel zu WienerInnen mit Teil­

habemangel hat sich in den letzten Jahren 

stark verändert: 2004 betrug das Verhältnis 

noch 63:37, im Jahr 2010 bereits 84:16. 
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 Diagr. 30: Nicht armutsgefährdete Personen, 2004 und 2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2004 und 2010, berechnet durch die MA 24 
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Der Anteil der armutsgefährdeten WienerIn­

nen ist konstant, jedoch sind immer mehr 

Menschen von manifester Armut betroffen. 

Innerhalb der Gruppe der armutsgefährdeten Personen finden sich jedoch im­

mer mehr manifest arme Menschen. 2004 betrug das Verhältnis von manifest 

armen Personen zu einkommensarmen Personen 59:41, im Jahr 2010 bereits 

61:39. Dies zeigt, dass immer mehr WienerInnen mit einem Einkommen unter 

der Armutsgefährdungsschwelle auch finanzielle Benachteiligungen spüren 

und sie beispielsweise keine unerwarteten Ausgaben tätigen können, Zahlun­

gen nicht rechtzeitig begleichen oder ihre Wohnung nicht angemessen warm 

halten können. Gerade hier versucht die Stadt Wien die Wiener Bevölkerung 

durch die Hilfe in besonderen Lebenslagen zu unterstützen. 
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 Diagr. 31: Armutsgefährdete Personen, 2004 und 2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2004 und 2010, berechnet durch die MA 24 

Armut und Erwerbstätigkeit 

Die Teilnahme am Erwerbsleben ist die beste Voraussetzung für Armutsvermei­

dung. Allerdings spielen dabei die Intensität und die Kontinuität der Erwerbs­

tätigkeit eine entscheidende Rolle. Ganzjährig erwerbstätige Personen, die ei­

ner Vollzeitbeschäftigung nachgehen, haben eine Armutsgefährdungsquote von 

lediglich 4% (österreichweit 12%). Bei ganzjährig teilzeitbeschäftigten Personen 

liegt die Quote bei 7%. Wenn die Erwerbstätigkeit unterbrochen wird, steigt 

die Armutsgefährdung bereits auf 12%, bei Arbeitslosigkeit über sechs Monate 

sogar auf 40%.72 

Oftmals genügt ein Erwerbseinkommen jedoch nicht, um ein Leben über der Ar­

mutsgefährdungsschwelle sicherzustellen. Personen, die trotz einer Erwerbstä­

tigkeit ein Einkommen unter der Armutsgefährdungsgrenze beziehen, werden 

als Working Poor bezeichnet (siehe Kapitel 2). Dies kann der Fall sein, wenn meh­

rere Personen in einem Haushalt mit nur einem Einkommen auskommen müssen 

oder wenn die Einkommenshöhe aufgrund einer prekären Beschäftigung oder 

Teilzeitbeschäftigung zu gering ist. 2010 zählten österreichweit 127.000 Perso­

nen trotz ganzjähriger Erwerbstätigkeit zu den Working Poor, 70% von ihnen 

waren vollzeitbeschäftigt. Knapp die Hälfte aller Working Poor in Österreich 

war zwischen 40 und 64 Jahre alt. Das zeigt auf, dass nicht nur Berufseinsteige­

rInnen von prekären Beschäftigungsverhältnissen und niedrigem Einkommen 

betroffen sind, sondern auch Personen mitten in der Erwerbslaufbahn.73 

Working Poor sind Personen, die trotz 

eines Erwerbseinkommens armutsge­

fährdet sind. Der Großteil der Working 

Poor ist vollzeitbeschäftigt und knapp die 

Hälfte ist bereits älter als 40 Jahre. 

72 Vgl. Statistik Austria, Armut und Ausgrenzungsgefährdung in Österreich, 2012. 
73 Siehe FN 72. 
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Studien zu Armut und Erwerbstätigkeit (siehe Kapitel 2) 

Studie Erwerbspotential in der Sozialhilfe 
Die MA 24 veröffentlichte 2011 die Studie Erwerbspotential in der Sozialhilfe, die als dritter Band 

der Wiener Sozialpolitischen Schriften erschienen ist. 

Studie Working Poor in Wien 
Ende 2011 veröffentlichte die AK Wien die Studie Working Poor in Wien, die eine Bestandsaufnah­

me von SozialhilfebezieherInnen mit parallelem Erwerbseinkommen darstellt. 

3.2   Leistungen der Geschäftsgruppe 
Gesundheit und Soziales 

3.2.1. Wiener Bedarfsorientierte Mindestsicherung 

Vor rund zwei Jahren (1 . September 2010) wurde in Wien die Bedarfsorien­

tierte Mindestsicherung eingeführt . In den politischen Diskussionen und 

der Berichterstattung stand die Frage des Missbrauchs im Vordergrund . Oft 

entstand der Eindruck, die Mindestsicherung wäre eine völlig neue Leistung 

und hätte dem Missbrauch Tür und Tor geöffnet . Tatsächlich hat die Min­

destsicherung die bisherige Sozialhilfe ersetzt und die Veränderungen sind 

– zumindest in Wien – überschaubar . Trotzdem hat die Bedarfsorientierte 

Mindestsicherung zu einem starken Anstieg der Bezugszahlen geführt . Die 

Gründe dafür liegen nicht nur in der Erhöhung der Mindeststandards (zu­

sätzliche Anspruchsgruppen) und der erleichterten Antragsstellung, son­

dern auch in einer bereits seit Jahren beobachtbaren und möglicherweise 

durch die Krise verstärkten Einkommens- und Arbeitslosenentwicklung . 

Die beiden ersten Gründe sind beabsichtigt, der dritte Grund gibt Anlass zur 

Besorgnis: Eine zunehmend größere Gruppe ist auf längere Zeit bzw . dauer­

haft auf Leistungen des zweiten sozialen Sicherungsnetzes angewiesen . Die 

Diskussion über den Anstieg in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

verdeckt aber auch die Erfolge, die die arbeitsmarktpolitischen Maßnah­

men mit sich gebracht haben . Weitere Ausführungen zu diesem Thema fin­

den sich sowohl in diesem Teil des Berichtes als auch in Kapitel 2 .2 .1 . 

Bereits vor Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wurde die 

Sozialhilfe in Wien modernisiert und weiterentwickelt. Viele der nun öster­

reichweit geltenden Bestimmungen und Standards basieren auf den Reformen 

bzw. Erfahrungen der Stadt Wien. Daher ist für die Wiener Mindestsicherungs­

bezieherInnen der Unterschied zur bisherigen Sozialhilfe auf den ersten Blick 

kaum erkennbar. 

Neben einer Erhöhung der Mindeststandards (insbesondere für Kinder) und 

Verbesserungen im Leistungs- und Verfahrensrecht erfolgte eine enge Verzah­

nung des ersten mit dem zweiten sozialen Sicherungsnetz. Alle Mindestsiche­

rungsbezieherInnen sind nun krankenversichert. Die arbeitsfähigen Beziehe­

rInnen sind wie bisher verpflichtet, sich um Arbeit zu bemühen bzw. eine Arbeit 

aufzunehmen. Ihnen steht jedoch auch das breite Angebot an Unterstützungs­

angeboten des AMS ohne Einschränkungen zur Verfügung. Durch die enge Zu­
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sammenarbeit mit dem AMS und durch den Datenaustausch konnte auch die 

Arbeitsmarktorientierung in der Mindestsicherung verstärkt werden. Arbeits­

fähige MindestsicherungsbezieherInnen, die keinen Anspruch auf eine Leistung 

des AMS haben, erhalten nun ein verpflichtendes Unterstützungsangebot. Wird 

die Teilnahme verweigert, kann dies dank des Datenaustausches unmittelbarer 

und konsequenter sanktioniert werden. 

Weit weniger im Fokus der politischen Diskussion standen die Menschen 

selbst, die auf Mindestsicherung angewiesen sind, bzw. die gesellschaftliche 

Entwicklung, die die Anzahl der BezieherInnen rapide steigen lässt. Ein Trend, 

der bereits vor Einführung der Mindestsicherung in Österreich zu beobachten 

war. Vor allem der analytische Teil des Berichtes (siehe Kapitel 3.1) zeigt diese 

Entwicklungen auf. 

Ziele der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung stellt eine finanzielle Leistung für 

Menschen mit keinem bzw. nur einem geringen Einkommen dar. Wie die bis­

herige Sozialhilfe zählt die Bedarfsorientierte Mindestsicherung zu den Leis­

tungen des zweiten sozialen Sicherungsnetzes. Sie ist keine Versicherungs­

leistung, ist daher auch nicht von Beitragsleistungen abhängig und wird aus 

allgemeinen Steuermitteln finanziert. Die Zuständigkeit liegt bei den Ländern 

bzw. Gemeinden. 

Vereinheitlichung 

Die zwischen dem Bund und den einzelnen Bundesländern abgeschlossene Ver­

einbarung gemäß Artikel 15a B-VG über eine bundesweite Bedarfsorientierte 

Mindestsicherung dient als Grundlage für die jeweiligen Ländergesetze. Sie soll 

auch zu einer Vereinheitlichung der Bestimmungen zur materiellen Grundsi­

cherung beitragen. Inwieweit eine solche Harmonisierung tatsächlich erreicht 

wurde, ist derzeit noch offen. Die Vereinbarung regelt die zwischen dem Bund 

und den Ländern ausverhandelten Mindeststandards. Es steht jeder Vertrags­

partnerin bzw. jedem Vertragspartner frei, weitergehende Leistungen zu erbrin­

gen. Gerade diese Bestimmung sowie das vereinbarte Verschlechterungsverbot 

tragen nach wie vor zu sehr unterschiedlichen Regelungen in den Landesgeset­

zen bei. Auch der Vollzug der Mindestsicherung ist von Bundesland zu Bundes­

land unterschiedlich. 

Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung 

In der Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG wurden einige Ziele der Bedarfs-

orientierten Mindestsicherung formuliert. So soll die Bedarfsorientierte Min­

destsicherung Armut und soziale Ausgrenzung bekämpfen bzw. zu deren Über­

windung beitragen. Die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung 

kann entweder durch die entsprechende Absicherung im Rahmen der Mindest­

sicherung (oder anderer sozialer Leistungen) oder durch die Aufnahme einer 

existenzsichernden Beschäftigung erfolgen. Im Vergleich zu den früheren So­

zialhilfegesetzen wird der Integration in das Erwerbsleben ein weit höherer 

Stellenwert eingeräumt. 

In Österreich liegt die Armutsgefährdungsschwelle für eine Person für das Jahr 

2010 laut EU-SILC bei rund 1.031 Euro netto. Die Bedarfsorientierte Mindest­

© Foto: Andre Bonn – Fotolia.com sicherung beträgt für eine Person dagegen 774 Euro. Sie liegt daher auf den 

http:Fotolia.com
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ersten Blick weit unter der Armutsgefährdungsschwelle und unter dem Aus­

gleichszulagenrichtsatz in der Höhe von 868 Euro netto (Jahreszwölftel). Unbe­

rücksichtigt bleiben aber zusätzliche Sozialleistungen, die trotz Mindestsiche­

rung bezogen werden können. Es handelt sich dabei vorwiegend um Wohn- und 

Mietbeihilfen und um Familienleistungen wie die Familienbeihilfe, die Kinder­

absetzbeträge und die Familienzuschüsse der Länder. Nicht berücksichtigt sind 

auch Einmalleistungen (Hilfe in besonderen Lebenslagen), die zusätzlich zur 

Regelleistung im Rahmen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung bezogen 

werden können. 

In Wien beträgt bei einem entsprechenden Wohnbedarf die zusätzliche Miet­

beihilfe im Rahmen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung für eine Person 

95,68 Euro.74 Zusätzlich kann unter bestimmten Voraussetzungen noch Wohn­

beihilfe bezogen werden. Rund 39% der Bedarfsgemeinschaften in der Mindest­

sicherung75 beziehen Wohnbeihilfe und rund 54% der Bedarfsgemeinschaften 

erhalten eine Mietbeihilfe. Rund 68% beziehen entweder Mietbeihilfe,Wohnbei­

hilfe oder beide Leistungen. Es kann daher durchaus von einer Annäherung der 

Mindeststandards in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung an die Armuts­

gefährdungsschwelle gesprochen werden (siehe Diagr. 36). Auch bei Familien 

gelingt durch die per 1. März 2011 angehobenen Mindeststandards für Kinder 

eine solche Annäherung. Zusätzlich müssen auch Sachleistungen und das ge­

samte Infrastrukturangebot der Stadt sowie die Begünstigungen berücksich­

tigt werden, die durch den Wiener Mobilpass in Anspruch genommen werden 

können. Für die BezieherInnen einer Bedarfsorientierten Mindestsicherung hat 

sich somit durch die Anhebung der Mindeststandards eine Einkommensverbes­

serung ergeben, die zwischen 37 und 70 Euro76 pro Bedarfsgemeinschaft und 

Monat liegt. Minderjährige Kinder erhalten seit 1. März 2011 die höchsten Min­

deststandards in ganz Österreich. Dies entspricht einer Erhöhung um rund 68 

Euro pro Kind und Monat. 

Reintegration in das Erwerbsleben 

Die dritte Zielsetzung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung setzt bei der 

Reintegration der MindestsicherungsbezieherInnen in das Erwerbsleben an. 

Erwerbsarbeit wird dabei als entscheidende Voraussetzung gesehen, Armut 

und soziale Ausgrenzung zu überwinden. Obwohl diese Integration nicht im­

mer gelingt und Arbeit im Niedrigstlohnbereich sehr oft ein Verharren in Armut 

bedeutet (Working Poor), kann eine entsprechende Unterstützung zum schritt­

weisen, teilweisen oder gänzlichen Ausstieg aus der Mindestsicherung führen. 

Die Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG bietet die erforderlichen Grundlagen 

für diese verstärkte Unterstützung der MindestsicherungsbezieherInnen. Mit 

Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung sind alle Mindestsiche­

rungsbezieherInnen – somit auch jene, die keine Leistung des AMS erhalten 

– den BezieherInnen von Arbeitslosenleistungen gleichgestellt. Vor allem für 

arbeitsfähige VollbezieherInnen bzw. ErgänzungsbezieherInnen ohne Anspruch 

auf eine Leistung des AMS ist dadurch eine deutliche Verbesserung eingetreten. 

Sie erhalten in einem weit höheren Ausmaß Förderungen des AMS (Qualifizie­

rung etc.), als dies vor Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

der Fall war. 

74    Für das Jahr 2012.  
75    Stand: März 2011.  
76    Je nach Haushaltskonstellation auch darüber.  

Die Leistungen, die zusätzlich zu den 

Mindeststandards bezogen werden können, 

sowie die Vergünstigungen für BMS-Bezie­

herInnen ermöglichen eine Annäherung an 

die Armutsgefährdungsschwelle. 

Durch die Einführung der Bedarfs-

orientierten Mindestsicherung ist eine 

bessere Anbindung der BezieherInnen 

an das Service des AMS und an den 

Arbeitsmarkt gelungen. 
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Verbesserter Zugang zu den Leistungen der Mindestsicherung 

Auch der Zugang zu den Leistungen sollte mit der Bedarfsorientierten Mindest­

sicherung verbessert und die Non-Take-Up-Rate77 reduziert werden. Laut in- und 

ausländischen Untersuchungen wird die Sozialhilfe bzw. die Bedarfsorientierte 

Mindestsicherung nicht immer beantragt, auch wenn die Anspruchsvorausset­

zungen erfüllt sind. Zurückzuführen ist dies vor allem auf Antragshürden (z.B. 

Regress, 100%-Vermögensanrechnung), Informationsdefizite und eine zum Teil 

stigmatisierende Antragstellung (Bittstellgang, fehlende Anonymität vor allem 

in den Bundesländern, Offenlegung der Einkünfte und persönlichen Verhält­

nisse etc.). Durch die Einführung eines Vermögensfreibetrages, eine sechsmo­

natige Behaltemöglichkeit von nicht sofort liquidierbarem Vermögen (z.B. Auto 

oder Lebensversicherung) sowie die Abschaffung des Verwandtenregresses der 

direkten Linie78 und des Regresses auf Erwerbseinkommen wurden die Zu­

gangsbarrieren reduziert. Der Zugang zur Leistung wurde ebenfalls verändert. 

In Wien ist es für (potenzielle) BezieherInnen einer Leistung des AMS möglich, 

den Antrag auf Mindestsicherung direkt beim AMS abzugeben. Das AMS lei­

tet den Antrag an die zuständige MA 40 weiter, die den Antrag prüft und den 

Bescheid erstellt. Es ist daher – sofern alle Unterlagen dem Antrag beigelegt 

werden – nicht mehr erforderlich, bei Erstantragstellung in einem Sozialzent­

rum vorzusprechen. Dadurch ersparen sich die AntragstellerInnen einen Weg.79 

Diese Vorgehensweise hat allerdings den administrativen Aufwand für das AMS 

und für die MA 40 erhöht, da viele Anträge von Nicht-Anspruchsberechtigten 

gestellt werden. Die erleichterte Antragstellung hat jedoch die Zugangsschwelle 

reduziert und wird daher zu einer Reduktion der ohnehin schon niedrigen Non-

Take-Up-Rate in Wien führen. Ein Vergleich mit den anderen Bundesländern, 

die keinen One-Stop-Shop80 haben, legt die Vermutung nahe, dass sich gerade 

diese organisatorische Änderung auf die Antragszahlen ausgewirkt hat. Zusätz­

lich hat die Erhöhung der Mindeststandards, insbesondere die Erhöhung der 

Mindeststandards für minderjährige Kinder, neue Schichten beim Bezug der 

Mindestsicherung erschlossen. 

Verschränkung des ersten mit dem zweiten sozialen Sicherungsnetz 

Eine nicht explizit in der Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG verankerte Ziel­

setzung betrifft die engere Verschränkung des ersten mit dem zweiten sozialen 

Sicherungsnetz. Neben der engeren Kooperation mit der Arbeitsmarktverwal­

tung ist vor allem die Einbeziehung der MindestsicherungsbezieherInnen in 

die gesetzliche Krankenversicherung als Meilenstein anzusehen. Mindestsi­

cherungsbezieherInnen können nun medizinische Leistungen mittels E-Card 

beziehen. BMS-BezieherInnen erhalten nun die gleichen Vergünstigungen wie 

AusgleichszulagenbezieherInnen (z.B. Rezeptgebührenbefreiung). Die Versiche­

rungsbeiträge werden vom jeweiligen Sozialhilfeträger übernommen. Folgen 

dieser Maßnahme sind über die Entstigmatisierung hinaus eine Verwaltungs­

vereinfachung und eine Kostenersparnis auf Seiten der Länder. 

Durch die Einführung eines Vermögens­

freibetrages, eine sechsmonatige Behalte­

möglichkeit von nicht sofort liquidierbarem 

Vermögen (z.B.  Auto oder Lebensversiche­

rung) sowie die Abschaffung des Verwand­

tenregresses der direkten Linie und des 

Regresses auf Erwerbseinkommen wurden 

die Zugangsbarrieren reduziert. 

77  Maßzahl für die Nicht-Inanspruchnahme von Sozialleistungen. 
78 In Wien gab es auch vor Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung keinen Regress 

auf Verwandte der direkten Linie (Eltern für ihre volljährigen Kinder bzw. volljährige Kinder für 
ihre Eltern). 

79 Anträge können seit einigen Jahren auch schriftlich bei der MA 40 eingebracht werden. 
80 Auch beim AMS kann ein Antrag auf Bedarfsorientierte Mindestsicherung abgegeben werden. 
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Krankenversicherung 
Für alle BezieherInnen einer Mindestsicherung, die nicht als Pflichtversicherte von der gesetz­

lichen Krankenversicherung erfasst sind, sowie für die ihnen zugehörigen Personen übernimmt 

die MA 40 die Krankenversicherungsbeiträge. Der von der MA 40 zu entrichtende Krankenver­

sicherungsbeitrag entspricht der Höhe nach dem Beitrag für AusgleichszulagenbezieherInnen. 

Übersteigt der tatsächliche Leistungsaufwand der Träger der Krankenversicherung die Summe 

der zu entrichtenden Beiträge, übernimmt der Bund die Differenz. 

Organisation der Bedarfsorientierten Mindestsicherung in Wien 

In Wien wird die Bedarfsorientierte Mindestsicherung über die Sozialzentren 

der MA 40 abgewickelt. Die Sozialzentren sind für einzelne Regionen zustän­

dig. Die MitarbeiterInnen der Sozialzentren bieten neben der Information, An­

spruchsprüfung, Bescheiderstellung und Auszahlung der Mindestsicherung 

bzw. Anmeldung zur Versicherung auch Beratung an. Angesichts der steigenden 

Fallzahlen in Wien wurde der Personalstand in der MA 40 erhöht. Zusätzlich 

wurden im ersten Halbjahr 2012 zwei weitere Sozialzentren eröffnet. 

Fachstelle für Wohnungssicherung (FAWOS) 
Magistratsabteilung 40 Zentrale 
Sozialzentrum 

Abb. 11: Sozialzentren der MA 40, 2012 
Quellen: MA 40, bearbeitet durch die MA 24 

NAME ADRESSE 

Sozialzentrum 1., 2. und 8. Bezirk Mexikoplatz 13-14, 1020 

Sozialzentrum 3. und 14. Bezirk Schlachthausgasse 41a, 1030 

Sozialzentrum 4., 5., 6. und 7. Bezrik Ramperstorffergasse 67-69, 1050 

Sozialzentrum 9. und 11. Bezirk Wilhelmstraße 64, 1120 

Sozialzentrum 10. (Teil1) Bezirk Favoritenstraße 211, 1100 

Sozialzentrum 10. (Teil2) und 23. Bezirk Wilhelmstraße 64, 1120 

Sozialzentrum 12. und 13. Bezirk Arndtstraße 65, 1120 

Sozialzentrum 15. und 17. Bezirk Schanzstraße 18, 1150 

Sozialzentrum 16. und 18. Bezirk Spetterbrücke 4, 1160 

Sozialzentrum 19. und 20. Bezirk Winarskystraße 12, 1200 

Sozialzentrum 21. Bezirk Morsegasse 1c, 1210 

Sozialzentrum 22. Bezirk Puchgasse 1, 1220 

Fachstelle für Wohnungssicherung (FAWOS) Schiffamtsgasse 14, 1020 

Magistratsabteilung 40 Zentrale Thomas-Klestil-Platz 8, 1030 

   Tab. 18: Zuständigkeit und Adressen der Sozialzentren der MA 40, 2012  
Quellen: MA 40, bearbeitet durch die MA 24 

© Foto: MA 24 MitarbeiterInnen des Sozialzentrums für den 12. und 13. Bezirk 
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Gesetzliche Grundlage 

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung ist im Wiener Mindestsicherungsge

setz (WMG) geregelt.  Viele Bestimmungen der Vereinbarung gem.  Artikel 15a 

B-VG über die Einführung einer bundesweiten Bedarfsorientierten Mindestsi

cherung wurden in das WMG übernommen bzw. im WMG präzisiert. Das WMG  

weicht in folgenden Punkten von der Vereinbarung ab: 

	 •		 höhere	 Mindestsicherungsleistung	 für	 Personen,	 die	 das	 Regelpensions-

alter erreicht haben bzw. länger als ein Jahr arbeitsunfähig sind (Dauer

leistungen) 

	 •		 keine	 Staffelung	 der	 Mindeststandards	 sowie	 höhere	 Standards	 für	 

minderjährige Kinder 

	 •		 pauschalierter	 Grundbetrag	 zur	 Deckung	 des	 Wohnbedarfes	 (auch	 für	 Per	 

sonen, die keine bzw. niedrigere Unterkunftskosten aufweisen können) 

	 •		 zusätzliche	 Mietbeihilfe. 

­

­

­

Abweichend von der Vereinbarung wurden im WMG auch zusätzliche Leistun

gen geregelt. Diese Leistungen können sowohl von Mindestsicherungsbeziehe

rInnen als auch von Personen beantragt werden, die aufgrund ihrer besonde

ren persönlichen, familiären oder wirtschaftlichen Verhältnisse oder in Folge 

außergewöhnlicher Ereignisse von Armut und sozialer Ausgrenzung betroffen 

oder bedroht sind. Mit dieser neuen Bestimmung (§ 39 WMG) wird der bishe

rige Sonderbedarf und die Hilfe in besonderen Lebenslagen zu einer Leistung 

(= Hilfe in besonderen Lebenslagen) zusammengeführt.  Auf die Leistung gibt es 

keinen Rechtsanspruch. Somit sind MindestsicherungsbezieherInnen und Per-

sonen, die über ein etwas höheres Einkommen verfügen und sich in einer sozi

alen Notlage befinden, gleichgestellt. Die Hilfe in besonderen Lebenslagen kann 

wie bereits bisher an Auflagen gebunden sein bzw. auch rückzahlbar gemacht 

werden. Die FördernehmerInnen haben ebenso durch den Einsatz ihrer Kräfte 

und Mittel an der Beseitigung der Notlage mitzuwirken. In der Regel sind diese 

Leistungen als Einmalleistungen anzusehen (z.B. zur Abdeckung von Mietzins

rückständen oder zur Unterstützung bei einer Wohnungsbesiedelung). Dritt

staatsangehörige ohne Daueraufenthalt EG können bei Vorliegen einer sozialen 

Härte auch vorübergehend Regelleistungen (ohne Rechtsanspruch) erhalten. 

Anspruchskreis 

Im Vergleich zur bisherigen Sozialhilfe hat sich beim Kreis der Anspruchsbe

rechtigten nichts verändert.  

­

­

­

­

­

­

­

­

Der bisherige Sonderbedarf und die Hilfe in 

besonderen Lebenslagen wurden zu einer 

Leistung zusammengeführt.  

Anspruchsberechtigte Personen 

Österreichische StaatsbürgerInnen 

Asylberechtigte 

Subsidiär Schutzberechtigte 

Staatsangehörige eines EU- oder EWR-Staates bzw. der Schweiz (unter bestimmten Bedingungen ) 

Personen mit einem Daueraufenthalt EG oder Daueraufenthalt – Familienangehöriger oder einem Aufenthaltstitel, der als 
solcher weiter gilt bzw. Personen mit einem Daueraufenthalt EG eines anderen Mitgliedstaates der EU 

   Tab. 19: Anspruchskreis im Rahmen der Wiener Mindestsicherung, 2010 
 Quellen: WMG-VO, 2010, bearbeitet durch die MA 24 
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AsylwerberInnen haben keinen Anspruch auf die Bedarfsorientierte Mindest

sicherung. Sie erhalten Grundversorgung. Grundsätzlich ausgeschlossen ist 

der Bezug einer Mindestsicherungsleistung für Personen, die sich nicht le

gal im Inland aufhalten bzw. die zum Zwecke des Mindestsicherungsbezuges 

eingereist sind. 

Begriffsdefinition Bedarfsgemeinschaft 
Eine Leistung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wird immer an eine Bedarfsgemeinschaft 

ausbezahlt. Eine Bedarfsgemeinschaft kann aus Einzelpersonen oder Paaren, die alleine bzw. mit 

unterhaltsberechtigten Kindern im gemeinsamen Haushalt leben, bestehen. In einem Haushalt 

sind mehrere Bedarfsgemeinschaften möglich (beispielsweise eine 50-jährige Mutter und ihr 

30-jähriger Sohn). 

Mindeststandards und Höhe der Mindestsicherung 

Die Höhe der Bedarfsorientierten Mindestsicherung ist einerseits abhängig 

vom Einkommen,  andererseits von der Familienkonstellation und den dazu im 

Gesetz festgelegten Mindeststandards. 

Im § 8 WMG werden die Mindeststandards definiert.  Alleinstehende Personen 

und AlleinerzieherInnen erhalten 100% des Ausgleichszulagenrichtsatzes. Die

ser wird gemäß § 8 Abs. 4 WMG jährlich mit dem gleichen Prozentsatz wie der 

Ausgleichszulagenrichtsatz erhöht. Die bereits seit vielen Jahren gelebte Praxis 

der Erhöhung wurde somit auch gesetzlich fixiert.  Die Mindeststandards wer

den jährlich durch Verordnung der Landesregierung festgelegt. Die Mindestsi

cherung für arbeitsfähige Personen wird im Unterschied zur Ausgleichszulage 

zwölf Mal ausgezahlt. 

­

­

­

­

­

Mindeststandards 

Alleinstehende und AlleinerzieherInnen 

Ehepaare und LebensgefährtInnen je 

Volljährige Personen mit Anspruch auf Familienbeihilfe sowie volljährige Personen bis zum 
Lebensjahr ohne Einkommen bzw. mit einem Einkommen bis zur Geringfügigkeitsgrenze 

Minderjährige Kinder mit Anspruch auf Familienbeihilfe 

   Tab. 20: Mindeststandards im Rahmen der Wiener Mindestsicherung per 
 Quellen: WMG-VO, 2012, bearbeitet durch die MA 24 

 21. 

1. Jänner 2012 (Wien) 

Höhe 

100% 

75% 

50% 

27% 

Weitere volljährige Personen im Haushalt gelten als eigene Bedarfsgemein

schaft (z.B. volljährige Kinder über dem 21. Lebensjahr) und werden wie Allein

stehende behandelt. Im Mindeststandard ist ein Grundbetrag zur Deckung des 

Wohnbedarfes enthalten.81 Dieser beträgt 25% des Mindeststandards. 

Darüber hinaus kann noch eine zusätzliche Mietbeihilfe gewährt werden. Der 

Grundbetrag zur Deckung des Wohnbedarfes und die Mietbeihilfe dürfen nicht 

höher sein als die jeweiligen Mietbeihilfenobergrenzen. 

Für Personen, die das Regelpensionsalter erreicht haben bzw. die länger als ein 

Jahr arbeitsunfähig sind, wird die Mindestsicherung 14-mal ausgezahlt (zwei 

81  Mit Ausnahme der Mindeststandards für minderjährige Kinder. 

­

­
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Sonderzahlungen). Für die Gruppe der Dauerleistungs- und Mietbeihilfenbe

zieherInnen wurde ein geringerer Grundbetrag zur Deckung des Wohnbedarfes 

festgelegt. Sie können daher eine höhere zusätzliche Mietunterstützung (Miet

beihilfe) in Anspruch nehmen. 

­

­

Mindeststandards September bis Dezember 2010 Jänner bis März 2011 März bis Dezember 2011 Jänner bis Dezember 2012 

 Mindeststandard für eine alleinunterstützte bzw. € 744,01 € 752,94 € 752,94 € 773,26 
alleinerziehende Person 

davon Grundbetrag zur Deckung des Wohnbedarfs € 186,00 € 188,24 € 188,24 € 193,32 

Mindeststandard pro Person in Paargemeinschaften € 558,01 € 564,71 € 564,71 € 579,95 

davon Grundbetrag zur Deckung des Wohnbedarfs € 139,50 € 141,18 € 141,18 €144,99 

Mindeststandard pro Kind mit Familienbeihilfe € 133,92 € 135,53 € 203,29 € 208,78 

davon Grundbetrag zur Deckung des Wohnbedarfs € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 

Maximal zusätzliche Mietbeihilfe (Obergrenzen) 

1 und 2 Personen € 279,00 € 282,00 € 282,00 € 289,00 

3 und 4 Personen € 292,00 € 295,00 € 295,00 € 303,00 

5 und 6 Personen € 310,00 € 313,00 € 313,00 € 321,00 

ab 7 Personen € 327,00 € 330,00 € 330,00 € 338,00 

    Tab. 21: Höhe der Mindeststandards, 2010–2012 (Wien) Quellen: MA 40, bearbeitet durch die MA 24 

Für Alleinunterstützte und AlleinerzieherInnen beträgt der aktuelle Mindest

standard 773,26 Euro. Darin enthalten ist ein Grundbetrag zur Deckung des 

Wohnbedarfs (GDW), der in der Regel 25% des Mindeststandards ausmacht.  Al

leinunterstützte und AlleinerzieherInnen müssen also aktuell 193,32 Euro des 

Mindeststandards für die Miete verwenden. Ist der Mietaufwand jedoch höher,  

so kann zusätzlich eine Mietbeihilfe ausbezahlt werden.82 Die Auszahlungshö

he der Mietbeihilfe ist von der Anzahl der in der Wohnung lebenden Personen 

abhängig und beträgt aktuell bis zu 338 Euro (siehe Tab.  21), wobei von dieser 

Summe der GDW noch in Abzug gebracht werden muss.  

­

­

­

82 Zuvor muss jedoch ein Antrag auf Wohnbeihilfe bei der MA 50 gestellt worden sein. 

Leistungen der Wiener Mindestsicherung 

Dauerleistung 
Personen, die kein oder ein zu geringes Ein

kommen (z.B.  Waisenpension) haben und 

das 65. Lebensjahr (Männer) bzw. das 60.  

Lebensjahr (Frauen) vollendet haben oder 

für mindestens zwölf Monate für arbeitsun

fähig befunden wurden, können eine Dauer

leistung beantragen. Diese wird 14-mal pro 

Jahr ausbezahlt.  Die Höhe der Dauerleistung 

entspricht der Höhe des Mindeststandards,  

wobei der Grundbetrag zur Deckung des 

Wohnbedarfs nur 13,5% anstelle von 25% 

ausmacht. Die Dauerleistung ist eine reine 

Wiener Leistung, die in keinem anderen 

Bundesland ausbezahlt wird.  

­

­

­

Mietbeihilfe für 
BMS-BezieherInnen 
Die Mietbeihilfe ist ebenfalls eine Leistung 

der Bedarfsorientierten Mindestsicherung.   

Übersteigt die monatliche Miete den 

Grundbetra g zur Deckung des Wohnbe

darfs,  besteht für BMS-BezieherInnen die 

Möglichkeit,  Mietbeihilfe zu beantragen. Die 

Mietbeihilfe kann zusätzlich zu einer Wohn

beihilfe bezogen werden. 

Mietbeihilfe für 
PensionsbezieherInnen 
Die Mietbeihilfe für PensionsbezieherInnen 

dient als Unterstützung für PensionistInnen,  

­

­

die über eine geringe Pension (in der Regel 

Pension mit Ausgleichszulage) und eine 

hohe Miete verfügen. Die Mietbeihilfe für 

PensionsbezieherInnen ist eine Leistung, die 

nur in Wien gewährt wird.  

Vollbezugs- und  
Ergänzungsleistung 
Arbeitsfähige Personen im Erwerbsalter bzw.  

Personen, die nur kurzfristig arbeitsunfähig 

sind oder nur kurzfristig dem Arbeitsmarkt 

nicht zur Verfügung stehen (z.B. aufgrund 

von Kinderbetreuungspflichten), erhalten 

eine Voll- oder Ergänzungsleistung.  Vollbe

zieherInnen sind Personen in Bedarfsge-

­
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meinschaften, die über kein Einkommen 

(z.B. Erwerbseinkommen oder Arbeitslo­

sengeld) verfügen. Zu dieser Gruppe zählen 

sehr oft junge (arbeitslose) BezieherInnen 

der Mindestsicherung, die noch keinen 

Anspruch auf Arbeitslosengeld erworben 

haben, aber auch ältere (arbeitslose) Men­

schen, die keinen Anspruch auf eine Leis­

tung aus dem Versicherungssystem haben 

(z.B. weil sie Ansprüche nicht rechtzeitig 

geltend machen konnten und diese mittler­

weile verjährt sind). Sobald ein Mitglied der 

Bedarfsgemeinschaft über ein eigenes Ein­

kommen verfügt, wird die Mindestsicherung 

als Ergänzungsleistung ausgezahlt. 

Hilfe in besonderen Lebenslagen 
Im Einzelfall und nach individueller Prüfung 

übernimmt die Bedarfsorientierte Mindest­

sicherung auch einmalige Kosten für die 

Beschaffung einer Unterkunft, Miet- und 

Energierückstände oder die Nachzah­

lung von Pensionsbeiträgen zur Erlangung 

einer Pension. 

Mobilpass 
Mit dem Mobilpass sind Vergünstigungen 

bei der Fahrt mit den Wiener Linien, beim 

Besuch städtischer Bäder oder Bücherei­

en, auf die Hundeabgabe und auf Angebo­

te der Wiener Volkshochschulen erhältlich. 

BezieherInnen einer Mindestsicherung und 

MietbeihilfenbezieherInnen bekommen den 

Mobilpass automatisch zugestellt, Aus­

gleichszulagenbezieherInnen ohne Bezug 

einer Mietbeihilfe müssen einen Antrag bei 

der MA 40 stellen. 

Wiener Energieunterstützung 2013 
Der bisherige Wiener Heizkostenzuschuss 

wird im Jahr 2013 durch die neue Wiener 

Energieunterstützung ersetzt. Diese setzt 

sich aus drei Maßnahmen zusammen: 

Tauschaktion von Durchlauferhitzern: 

5l Gas-Kleinwasserheizer stellen oft ein 

erhöhtes Sicherheitsrisiko dar. Der Tausch 

eines solchen Gerätes wird daher für Besit­

zerInnen eines gültigen Mobilpasses von der 

Stadt Wien mit einem Betrag von bis zu 700 

Euro gefördert. 

Energieberatung: Veraltete Elektrogeräte 

belasten das Haushaltsbudget einkom­

mensschwacher Haushalte. Die Stadt Wien 

bietet daher für ausgewählte Haushalte eine 

kostenlose Energieberatung an. Pro Haus­

halt werden einmalig bis zu 1.000 Euro für 

den Tausch von Altgeräten übernommen. Die 

Haushalte werden von der MA 40 zur Teil­

nahme eingeladen. 

Unterstützung einkommensschwacher 

Haushalte in Energiefragen: Im Einzelfall 

und nach eingehender individueller Prüfung 

übernimmt die MA 40 – wie bisher – in be­

sonderen Notsituationen Energiekosten (z.B. 

Energie-Jahresabrechnungen). Die Förder­

ansuchen sind in den regionalen Sozialzen­

tren zu stellen. 

Der Umstieg von einer Geld- zu einer Sach­

leistung wurde auch im Zusammenhang mit 

der Bewertung der Wirksamkeit des Wiener 

Heizkostenzuschusses in einer von der MA 

24 beauftragten Studie empfohlen. 

Subsidiaritätsprinzip und Pflichten der AntragstellerInnen 

Analog zur früheren Sozialhilfe gilt auch in der Bedarfsorientierten Mindestsi­

cherung das Subsidiaritätsprinzip. Dies bedeutet die Nachrangigkeit der Min­

destsicherung. Im WMG wurde die Verpflichtung zum Einsatz von Einkommen, 

Vermögen und der Arbeitskraft in den §§ 10 bis 14 verankert. Die Antragstelle­

rInnen sind auch dazu verpflichtet, Ansprüche zu verfolgen, sofern die Geltend­

machung nicht aussichtslos oder unzumutbar ist. Den Anträgen sind verschie­

dene Unterlagen beizufügen und die AntragstellerInnen haben am Verfahren 

mitzuwirken (Mitwirkungspflicht). 

Anhand der Angaben und Unterlagen sowie durch diverse Abfragen prüft die 

MA 40 den Anspruch auf Mindestsicherung. Bei der Bemessung der Leistung 

wird das Einkommen der in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen her­

angezogen. Bestimmte Einkommensarten wie Familienbeihilfe und Pflegegelder 

bleiben dabei anrechenfrei. Zusätzlich gibt es unter bestimmten Bedingungen 

einen Einkommensfreibetrag auf Erwerbseinkommen. 



78 Wiener Sozialbericht 2012 

 

 

 

  

 

 

 

  

 

 

 

Einkommen und Armut

Einige Einkommensarten bleiben 

anrechenfrei. Außerdem besteht eine 

sechsmonatige Schonfrist für nicht 

sofort liquidierbares Vermögen, um 

verlustreiche Notverkäufe zu vermeiden. 

Ebenfalls geprüft wird ein etwaiger Vermögensbesitz. Grundsätzlich muss Ver­

mögen verwertet werden. Neu ist der Vermögensfreibetrag in Höhe des fünf­

fachen Mindeststandards für Alleinstehende (2012: 3.866,30 Euro). Außerdem 

ist nicht sofort liquidierbares Vermögen (z.B. Auto) maximal sechs Monate an­

rechenfrei. Diese Frist ermöglicht den Betroffenen nicht nur den beschränkten 

Bezug von Mindestsicherung trotz Vermögen, sondern gibt ihnen auch die Mög­

lichkeit, das Vermögen entsprechend zu verwerten und Notverkäufe zu vermei­

den. Sofern es jedoch nicht gelingt, innerhalb der Frist den Mindestsicherungs­

bezug zu beenden (z.B. durch Arbeitsaufnahme), ist das Vermögen nach einer 

sechsmonatigen Schonfrist zu verwerten. Eigentumswohnungen oder Eigenhei­

me, die selbst bewohnt werden, sind nicht zu verwerten, sondern sicherzustel­

len (Grundbucheintragung). 

Arbeitsfähige und auch dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehende Antragstel­

lerInnen haben sich nachweislich um Arbeit zu bemühen und sich regelmäßig 

beim AMS zu melden. Sie haben auch an Maßnahmen zur Reintegration in den 

Arbeitsmarkt teilzunehmen. Im Falle der Verweigerung wird nach vorangehen­

der Belehrung die Mindestsicherung gekürzt. Aufgrund des neu eingerichteten 

Datenaustausches mit dem AMS kann eine Sanktion rascher ausgesprochen 

werden. Kürzungen haben schrittweise zu erfolgen und können bis zu 100% 

betragen. Davon ausgenommen sind die Leistungen für Angehörige sowie der 

Grundbetrag zur Deckung des Wohnbedarfes. 

Wesentlich eingeschränkt wurden die Verpflichtungen zur Rückzahlung der 

Mindestsicherung. Wie bereits bisher ist die Mindestsicherung zurückzuzah­

len, wenn die Anzeigepflicht verletzt wurde und Leistungen zu Unrecht emp­

fangen wurden. Gelangen die BezieherInnen innerhalb einer bestimmten Frist 

zu Einkommen (ausgenommen aus Erwerbsarbeit) und Vermögen, haben sie 

ebenfalls die Mindestsicherung zurückzuzahlen. Der Angehörigenregress (El­

tern für ihre volljährigen Kinder bzw. Kinder für ihre Eltern) wurde in der Ar­

tikel 15a B-VG Vereinbarung ausgeschlossen. Weiterhin regresspflichtig sind 

die ErbInnen nach dem Tod der Bezieherin oder des Beziehers im Umfang des 

Nachlasses. Die Regressregelungen entsprechen großteils den bisherigen Be­

stimmungen in Wien. Ein Angehörigenregress war in Wien schon bisher gesetz­

lich ausgeschlossen, und ein Rückgriff auf Erwerbseinkommen erfolgte nur in 

den seltensten Fällen. 

© Foto: Alexandra Kromus 
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Dani H. fällt das Leben mit der BMS schwer.  

Nicht so sehr wegen des Geldes, sondern 

wegen der Situation an sich. „Sicher war ich 

froh, dass ich Hilfe bekommen habe, als ich 

sie gebraucht habe.  Aber lustig ist das alles 

nicht.“ Die ehemalige Unternehmerin ist vor 

einigen Jahren in Konkurs gegangen. Der 

Prozess ist immer noch im Laufen und die 

Unsicherheit macht ihr zu schaffen: Unklar ist 

nach wie vor, ob ein Privatkonkurs möglich 

ist und wie viele Schulden sie nun wirklich 

hat. Jetzt lebt sie mit ihren beiden Kindern 

von der BMS. Es ist ein bisschen mehr als 

die frühere Sozialhilfe, aber nicht um so viel 

mehr,  dass eine völlig neue Qualität in ihr 

Leben eingezogen wäre. „Es ist wenig, aber 

jetzt treibt mich zumindest nicht jede außer

tourliche Ausgabe in die Krise.“ Außertourli

ches kommt immer, sagt Dani H. Es ist nicht 

nur die vielzitierte kaputte Waschmaschine,  

es sind auch komplizierte Zahnbehandlungen 

oder eine Schullandwoche für die Kinder. Und 

wie soll man mit den Wünschen der Kinder 

umgehen? Der soziale Druck steigt, wenn 

plötzlich die besten Freundinnen und Freun

de teure Handys haben. Schnell werden die 

Kinder zu Außenseitern.  Was tut man,  wenn  

sich die Kinder Spielkonsolen oder Computer 

wünschen? Immer nur Nein sagen? Darf man 

­

­

­

überhaupt an Handys, Fernse

hen oder Internet denken, wenn 

man BMS bezieht? 

Mag.a Irmgard Kilic 

Wenig Spielraum.  Vom Gesetz her betrach

tet ist eines klar:  Das Existenzminimum muss 

ein soziales Leben ermöglichen. Und: Die 

BMS-Leistungen sind keine Almosen. Wer 

einen Anspruch hat, hat ein Recht auf diese 

Leistung. Die BMS wird per Bescheid aus

gestellt,  es gibt das Einspruchsrecht und es 

gibt Rechtssicherheit. Doch die Diskussionen 

in der Öffentlichkeit zeigten eines deutlich:  

Die Unterstützungsleistung darf nicht höher 

sein als unbedingt notwendig.  Dass die BMS 

14-mal ausbezahlt wird, wie ursprünglich 

überlegt wurde, war daher nicht mehrheits

fähig. Eine Mindestsicherung darf nicht mehr 

ausmachen als unbedingt notwendig. 

Dennoch wurde es auch anders verstanden.  

„Manche glaubten, die BMS sei jetzt ein Zu

satzeinkommen, um das man ansuchen kön

ne“, sagt die Leiterin des Sozialzentrums für 

den 12. und 13. Bezirk, Mag. Irmgard Kilic.  

Viele Anträge mussten daher mit einem ne

gativen Bescheid abgelehnt werden. „Jetzt 

kommen solche Irrtümer nur mehr selten vor.  

Der Andrang auf die BMS ist aber weiterhin 

hoch“, sagt Frau Kilic. Durch die öffentliche 

Diskussion ist die Information über die Ein

führung der BMS auch dort angekommen, wo 

­

­

­

­

­

­

­

­

sie gebraucht wird. 

Erfreulich ist, dass die BMS bei denjenigen 

angehoben wurde, die Kinder zu versorgen 

haben. Um den sozialen Druck von ihren 

Kindern zu nehmen, hat Dani. H. in der Zeit, 

als sie Sozialhilfe bezog, schon einmal den 

einen oder anderen 50-Euro-Schein von 

Freunden angenommen, der ihr zugesteckt 

wurde. „Freilich, man sagt da nicht Nein, 

man braucht es ja. Aber es war zugleich eine 

demütigende Situation“, erzählt Dani. Als die 

Sozialhilfe auf die BMS umgestellt wurde, 

hatte sie dann ein wenig mehr Geld zur Verfü­

gung. „In den ersten Monaten habe ich nichts 

anderes getan als mit dem bisschen Mehr an 

Geld diese Schulden zurückzubezahlen.“ 

Eisernes Sparen. Auch Monika R. ist Allein­

erzieherin und auch sie ist eisernes Sparen 

gewöhnt. Monika war mit ihrem Mann lange 

Jahre in der Tourismusbranche außerhalb 

Österreichs tätig. Als sie nach Österreich 

zurückkehren, weil ihr Mann immer häufiger 

über Kopfschmerzen klagt, ist sie schwanger. 

Ihr Mann lässt sich untersuchen und be­

kommt eine niederschmetternde Diagnose: 

Gehirntumor. Drei Monate später ist er tot. 

Ihr Sohn kommt mit multipler Behinderung 

auf die Welt, sein Autoimmunsystem ist ge­

stört. Er hat epileptische Anfälle. Eine Arbeit 

zu finden, die sich mit dem Pflegeaufwand 

vereinbaren lässt, ist so gut wie unmöglich. 

Monika R. fördert ihn, wo immer es möglich 

ist. So wie Dani will auch sie nicht, dass ihr 

Kind sozial stigmatisiert wird, möchte ihm 

auch einmal etwas Schönes zum Anziehen 

kaufen. Dafür muss sie sparen, auch wenn 

das schwer möglich ist. „Man muss zum 

Schnäppchenjäger werden, Secondhand-

Läden durchforsten oder über ebay Klei­

derpakete ersteigern. Da kann auch Mar­

kenware dabei sein.“ An ihrem System des 

Haushaltens hat sie nichts geändert, als in 

Wien die BMS eingeführt wurde: Zuerst die 

Rechnungen zahlen, Miete, Telekommuni­

kation, Strom und Gas. Dann einen Teil zu­

rücklegen und den Rest durch die Anzahl der 

Tage dividieren. Als dann vor Kurzem das 

Couchbett kaputt gegangen war, konnte sie 

ein neues mit dem mühsam ersparten Geld 

kaufen. „Darauf bin ich stolz, auch wenn jetzt 

Mindestsicherung – „Nicht rausdrängen lassen“ 
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Wie lässt es sich mit der Bedarfsorientierten Mindestsicherung (BMS) leben?  

Es lässt sich leben.  Aber es bedarf einer guten Organisation. 

© Fotos: MA 24  
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die Kasse wieder fast leer ist.“ Um von dem 

Wenigen auch noch Rücklagen zu machen, 

müssen die alltäglichen Ausgaben gut orga­

nisiert werden. „Man kann auch bei den So­

zialmärkten einkaufen, da gibt es gute Ware 

um ein Drittel des normalen Preises.“ Und 

mit dem Mobilpass bekommt man eine Mo­

natskarte bei den Wiener Linien um 15 Euro. 

Urlaub? Auch Urlaub ist möglich. Nicht auf 

den Seychellen, aber ein paar Tage in den 

Schulferien in der Steiermark bei Bekann­

ten. „Mit der Familienkarte der ÖBB fährt 

man zum Halbpreis und die Kinder gratis. 

Das geht sich aus.“ 

Was weiterhin nicht möglich ist: Fortgehen, 

abends essen gehen. Kein Alkohol, keine 

Zigaretten. „Eine Packung Kaffee, ja, das 

leiste ich mir.“ 

Vorurteile. Soziales Leben ist möglich, auch 

wenn man die Mindestsicherung bezieht. 

„Aber man ist oft mit Vorurteilen konfron­

tiert“, sagt Dani H. „Es gehört schon viel 

Mut dazu, Menschen, die man neu ken­

nengelernt hat, zu sagen, dass man von 

der Mindestsicherung lebt. Denn für Viele 

bist du dann plötzlich ein anderer Mensch.“ 

Immer wieder wurde ihr Sozialschmarot­

zertum vorgeworfen. „Ich hab‘ gedacht, das 

gibt´s doch nicht. Da wird mir unterstellt, ich 

will aus Jux und Tollerei auf Kosten der All­

gemeinheit leben.“ Sie habe sich dann zu 

wehren gelernt. Nicht nur einstecken, nicht 

den Kopf in den Sand stecken. Selbstbe­

wusst bleiben. „Man muss auch mutig sein, 

sonst wird man aus dem sozialen Leben 

rausgepresst.“ Das hat sie jetzt gelernt. 

Und wenn Freunde in eine Notlage geraten, 

dann hilft sie ihnen jetzt, begleitet sie auch 

zum Arbeitsamt oder ins Sozialzentrum. „Es 

gibt noch immer einige, die sich vor lauter 

Scham lieber verstecken. Aber das bringt 

doch nichts. Das sind ja keine Almosen, 

die man bekommt. Man hat ein Recht auf 

Hilfe. Aber zuerst muss das einmal in den 

Kopf hinein.“ 

Wenn das Sozialzentrum für den 12. und 13. 

Bezirk Kundenverkehr hat, ist der Andrang 

hoch. „Jeden Vormittag werden ca. 150 bis 

200 Klientinnen und Klienten persönlich be­

treut“, sagt die Leiterin, Mag.a Irmgard Kilic. 

Möglich ist das nur durch ein gut durchdach­

tes System und eine schriftliche Antrags­

stellung. In der Servicezone werden Fragen 

geklärt, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

haben Zugriff auf das zentrale Computersys­

tem. Durch Nutzung von Datenschnittstellen 

kann z.B. schnell geklärt werden, ob Arbeits­

losengeld oder Notstandshilfe beim AMS oder 

Wohnbeihilfe bezogen wird. So können An­

träge relativ schnell bearbeitet werden. „Die 

schriftliche Antragsstellung und ein neues 

EDV-System haben die Antragsabwicklung 

jedenfalls beschleunigt“, sagt Frau Kilic. Es 

gibt aber auch weiterhin die Möglichkeit, ei­

nen Klienten zu einem persönlichen Termin 

ins Sozialzentrum einzuladen. 

Verbesserungsmöglichkeiten sieht Frau Kilic 

noch in manchen Punkten im Beihilfensys­

tem. So gibt es zum Beispiel eine Wohnbei­

hilfe, eine Mietbeihilfe und eine Mietzinsbei­

hilfe, die von verschiedenen Stellen gewährt 

werden. „Eine Zusammenführung würde die 

Bearbeitung vereinfachen und das Verfahren 

noch weiter beschleunigen.“ 

Mit Einführung der BMS haben Bund und 

Land die Verfassungsvereinbarung getroffen, 

dass BMS-Bezieherinnen und -Bezieher das 

volle Leistungsangebot des AMS erhalten. 

In der Kooperation von AMS und den Sozi­

alzentren spielt Wien eine Vorreiterrolle. „Wir 

haben in der Zusammenarbeit Standards für 

Österreich gesetzt“, sagt Martin Kainz vom 

AMS Wien. Eingerichtet wurden regionale 

Arbeitskreise von AMS-Geschäftsstellen und 

Sozialzentren sowie Arbeitskreise vom AMS 

Wien, der MA 40 und MA 24 auf Landesebe­

ne. Kontakte, die es zuvor eher sporadisch 

beziehungsweise informell gegeben hat, 

wurden auf diese Art systematisiert und in­

stitutionalisiert. „Durch diese engere Koope­

ration können Erfahrungen schnell ausge­

tauscht werden und bei Bedarf Maßnahmen 

getroffen werden.“ Eine gute Kooperation 

zwischen AMS und Gemeinde ist notwendig 

geworden, weil im Mindestsicherungsgesetz 

festgelegt ist, dass BMS-Bezieherinnen und 

-Bezieher ihre Arbeitskraft zur Verfügung zu 

stellen haben. Im Gegenzug können sie auf 

das volle Leistungsangebot des AMS zugrei­

fen und ihre Anträge auf BMS auch gleich 

beim Arbeitsamt abgeben. Sie sind in der 

AMS-Datei als Arbeitssuchende vorgemerkt 

und es steht ihnen – mit dem Step2Job­

Programm – das gesamte Kursangebot des 

AMS zur Verfügung. 

Die enge Kooperation zwischen der Stadt 

Wien und dem AMS wurde dabei durch eine 

elektronische Datenschnittstelle realisiert. 

Das AMS und die Sozialzentren der MA 40 

können nun wechselseitig auf Daten ihrer 

Kundinnen und Kunden zugreifen. Kainz: 

„Das AMS wird so informiert, ob jemand BMS 

bezieht. Die Sozialzentren können Daten über 

AMS-Leistungen ihrer Kundinnen und Kun­

den abfragen.“ 

Wartezonen 

Kooperation auf allen Ebenen 

© Foto: MA 24 
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Armut und BMS-Bezug 

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung ist als Leistung für einkommens

schwache Menschen konzipiert.  Allerdings erhalten nicht alle WienerInnen, die 

ein Einkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle haben, eine Leistung 

der Bedarfsorientierten Mindestsicherung, da die Armutsgefährdungsschwel

le von 1.031 Euro netto pro Monat (2010) über dem BMS-Mindeststandard 

von 752 Euro (2011) liegt.  Außerdem bestehen neben der Bedarfsorientierten 

Mindestsicherung noch andere mindestsichernde Leistungen (z.B. die Pension 

mit Ausgleichszulage).  

In den letzten Jahren ist die Anzahl der Personen im BMS-Leistungsbezug83 kon

tinuierlich gewachsen. 2004 erhielten 74.445 WienerInnen eine Unterstützung,  

2010 waren es bereits 106.675 WienerInnen. Dies entspricht einer Steigerung 

von 43%. Demgegenüber steht eine Steigerungsrate von 22% bei den armutsge

fährdeten Personen, wobei sich die Anzahl der einkommensarmen Personen um 

17% und jene der manifest armen Personen um 27% erhöht hat. Dieser Vergleich 

zeigt deutlich, dass die Wiener Bedarfsorientierte Mindestsicherung treffsicher 

konzipiert ist und die Zielgruppe der einkommensarmen bzw. manifest armen 

Personen erreicht.   

­

­

­

­

2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 
 Veränd. 

2004–2010 

BMS-BezieherInnen 74.445 78.854 83.523 88.629 93.547 100.031 106.675 43% 

Armutsgefährdete Personen 249.000 204.000 276.000 276.000 280.000 283.000 305.000 22% 

 davon einkommensarm 103.000 113.000 139.000 129.000 110.000 103.000 120.000 17% 

 davon manifest arm 146.000 91.000 137.000 148.000 170.000 180.000 185.000 27% 

    Tab. 22: Armutsgefährdung und BMS-Bezug, 2004–2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2004–2010 sowie MA 40, berechnet durch die MA 24 

 

Armutsgefährdete Risikogruppen in Wien 

Besonders von Armut bedroht sind Familien mit Kindern, unter ihnen vor allem 

AlleinerzieherInnen. Die Anzahl an Kindern, die von mindestsichernden Leis

tungen unterstützt werden, ist überdurchschnittlich stark gestiegen.  Während 

die Anzahl der BMS-BezieherInnen von 2006 bis 2010 um 27,8% (von 83.523 auf 

106.675 Personen) gestiegen ist, ist die Anzahl von Personen bis 19 Jahre in 

der Bedarfsorientierten Mindestsicherung um 34,9% gestiegen (von 25.161 auf 

33.952 Personen). Ein ähnliches Bild zeichnet sich auch in der Armutsgefähr-

dung ab. Der Anteil armutsgefährdeter Kinder bis 19 Jahre in Wien ist von 2006 

auf 2010 um 19,5% gestiegen, der Anteil armutsgefährdeter WienerInnen ins

gesamt nur um 10,5% (von 276.000 auf 305.000 Personen). Im März 2011 wurde 

in Wien der höchste Mindeststandard für Kinder bundesweit eingeführt. Der 

bisherige Mindeststandard von 135,53 Euro wurde auf 203,29 Euro angehoben,  

um insbesondere kinderreiche Familien finanziell stärker zu unterstützen. 

­

­

83   A us Gründen der Lesbarkeit wird im nachfolgenden Text grundsätzlich vom BMS-Bezug gespro
chen, obwohl die Bedarfsorientierte Mindestsicherung erst mit 01.09.2010 in Wien eingeführt wur
de und davor das Wiener Sozialhilfegesetz gegolten hat.  

­
­

Der Anteil armutsgefährdeter Kinder  

wächst überdurchschnittlich schnell.   

Auch unter den BMS-BezieherInnen finden 

sich immer mehr Kinder. Die Stadt Wien  

reagierte 2011 auf diese Entwicklung  

mit einer deutlichen Anhebung der  

Mindeststandards für Kinder.  



  

2006 2007 2008 2009 2010 Veränderung 2006–2010 

MindestsicherungsbezieherInnen bis 19 Jahre 25.161 27.237 28.771 29.790 33.952 34,9% 

Armutsgefährdete Kinder bis 19 Jahre 77.000 83.000 88.000 80.000 92.000 19,5% 

    Tab. 23: Armutsgefährdung und BMS-Bezug von Personen bis 19 Jahre, 2006–2010 (Wien)  
Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2006–2010 sowie MA 40, berechnet durch die MA 24 
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Neben Kindern sind auch noch andere Personengruppen häufiger von Armut 

bedroht. Zu ihnen zählen Frauen, insbesondere alleinerziehende Frauen, und 

Personen mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft.  

Beinahe zwei Drittel aller Alleinerzieherinnen ohne Erwerbstätigkeit sind ar-

mutsgefährdet. Bei bestehender Erwerbsarbeit ist immer noch jede fünfte Al

leinerzieherin armutsgefährdet.  Im Vergleich dazu ist im Durchschnitt nur jede 

achte Österreicherin (über 19 Jahre) von Armut bedroht.84  

Auch die Staatsbürgerschaft ist ein Kriterium bei der Armutsgefährdung. Jede 

zehnte Person mit österreichischer Staatsbürgerschaft, aber jede vierte Person 

ohne österreichische Staatsbürgerschaft lebt unterhalb der Armutsgefähr-

dungsschwelle.  MigrantInnen sind jedoch keine homogene Gruppe,  sondern 

sind – je nach Staatsbürgerschaft – unterschiedlichen Armutsrisiken ausge

setzt. Eine besonders niedrige Armutsgefährdung mit nur 15% weisen Staats

bürgerInnen der EU bzw.  EFTA sowie des ehemaligen Jugoslawien (ohne Slo

wenien) auf. Personen mit einer anderen Staatsbürgerschaft sind hingegen mit 

einer deutlich höheren Armutsgefährdung konfrontiert. Besonders betroffen 

sind wiederum Kinder und abhängige junge Erwachsene, deren Armutsgefähr

dung je nach Staatsbürgerschaft bis zu 71% beträgt.85  

In der Bedarfsorientierten Mindestsicherung finden sich die gleichen 

Risikogruppen.  Überdurc hschnittlich häufig (gemessen an der jeweili

gen Bevölkerungsgruppe) sind  AlleinerzieherInnen, Familien mit drei 

oder mehr Kindern sowie Nicht-ÖsterreicherInnen im Leistungsbezug der  

Bedarfsorientierten Mindestsicherung. 

84   Vgl. Statistik Austria,  Armut und Ausgrenzungsgefährdung in Österreich, 2012. 
85  Siehe FN 84. 
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In der Bedarfsorientierten Mindestsiche­

rung finden sich die gleichen Risiko­

gruppen wie unter den armutsgefährdeten 

WienerInnen. Besonders betroffen sind  

AlleinerzieherInnen und Personen mit 

nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft. 
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 Diagr. 32: Armutsgefährdung von Risikogruppen, 2010 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, EU-SILC 2010, berechnet durch die MA 24

 Diagr. 33: BMS-Bezug von Risikogruppen, 2010 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Armut und BMS-Bezug in Österreich 

Ein österreichweiter Vergleich von Armutsgefährdung und BMS-Bezug gestaltet 

sich schwierig, da die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

nicht in allen Bundesländern86 zugleich erfolgte. Wien setzte die Bedarfsorien­

tierte Mindestsicherung als eines der ersten Bundesländer im September 2010 

um, in der Steiermark und in Oberösterreich erfolgte die Umsetzung jedoch erst 

2011. Diese unterschiedlichen Umsetzungszeitpunkte müssen bei der Interpre­

tation der Ergebnisse berücksichtigt werden. 

Der Versorgungsgrad armutsgefährdeter Menschen durch die Bedarfsorientier­

te Mindestsicherung lässt sich sowohl für Österreich als auch für die einzelnen 

Bundesländer ermitteln. Die Armutsgefährdungsschwelle von 60% des Median­

äquivalenzeinkommens87 bzw. 1.031 Euro pro Monat ist hier jedoch verzerrend, 

da der BMS-Richtsatz 2010 für Einzelpersonen bei 837 Euro netto pro Monat88 

lag. Um den Versorgungsgrad armutsgefährdeter Personen aussagekräftig dar­

zustellen, ist es notwendig, eine andere Armutsgefährdungsschwelle zu wäh­

len. 50% des Medianäquivalenzeinkommens machen einen Betrag von 859 Euro 

monatlich89 aus. Dieser Wert liegt somit deutlich näher an der BMS-Leistung 

von 837 Euro. 

Vergleicht man nun die Anzahl armutsgefährdeter Personen, die mit einem Ein­

kommen von weniger als 859 Euro monatlich (50% des Medianäquivalenzein­

kommens) auskommen müssen, mit der Anzahl der BMS-BezieherInnen 2010, so 

wird ein unterschiedlich hoher Versorgungsgrad der armutsgefährdeten Perso­

nen je Bundesland deutlich. In Kärnten kommen mehr als 33 Armutsgefährdete 

auf eine Person mit BMS-Bezug, im Burgenland mehr als 16 Armutsgefährde­

te. Durchschnittlich sind es knapp drei armutsgefährdete ÖsterreicherInnen 

je BMS-Bezieherin bzw. -Bezieher. Wien weist mit 1,6 Armutsgefährdeten pro 

BMS-Bezieherin bzw. -Bezieher den besten Versorgungsgrad österreichweit auf. 

Der Versorgungsgrad armutsgefährde­

ter Personen ist in Wien am höchsten. 

Auf eine Person, die Bedarfsorientierte 

Mindestsicherung bezieht, kamen 2010 

weniger als zwei Armutsgefährdete. 

In Kärnten waren es mehr als 33, im 

Burgenland mehr als 16. 

86  Zeitgleich mit Burgenland, Niederösterreich und Salzburg.   
87  Mittleres gewichtetes verfügbares Haushaltseinkommen.  
88  Mindeststandard inkl. Mietbeihilfe.  
89   Vgl. Statistik Austria,  Armut und Ausgrenzungsgefährdung in Österreich, 2012.  
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 Diagr. 34: Versorgungsgrad armutsgefährdeter Personen je Bundesland, 2010 
Quellen: Statistik Austria, Sozialleistungen auf Landesebene 2010 sowie EU-SILC 2010, 
berechnet durch die MA 24 

Aufgrund der geringen Stichprobenzahl bei der Erhebung der Armutsgefähr­

dung je Bundesland unterliegt der Anteil der Armutsgefährdeten einer sehr ho­

hen Schwankungsbreite und die Ergebnisse sind vor allem in kleineren Bundes­

ländern mit Vorsicht zu genießen. Daher wurde 2011 von den Bundesländern 

eine Studie zu Armut und sozialer Eingliederung in den Bundesländern in 

Auftrag gegeben, die 2013 von der Statistik Austria veröffentlicht werden soll. 

Für 2011 wird es erstmals eine BMS-Statistik geben, die aussagekräftigere Ver­

gleiche zwischen den Bundesländern ermöglichen wird. 

Leistungs- und Ausgabenentwicklung 

Seit 2001 hat sich sowohl die Anzahl der Personen wie auch die Anzahl der 

Bedarfsgemeinschaften in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung mehr als 

verdoppelt. Die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften ist mit +125,2% weniger 

stark gestiegen als die Anzahl der Personen (+152,6%). Somit werden 2011 pro 

Bedarfsgemeinschaft mehr Personen (1,7 Personen) unterstützt als noch 2001 

(1,5 Personen). Dies liegt vor allem daran, dass immer mehr Familien mit vielen 

Kindern bzw. immer mehr AlleinerzieherInnen Leistungen der Bedarfsorien­

tierten Mindestsicherung beziehen (siehe Tab. 29). 

Der größte Zuwachs an Personen war bei den Ergänzungsleistungen festzustel­

len. 2011 gab es bereits mehr als fast dreieinhalb so viele Personen bzw. Be­

darfsgemeinschaften wie im Jahr 2001. Auch absolut gesehen ist die Gruppe 

der BezieherInnen der Ergänzungsleistung mit 92.660 Personen bzw. 72% al­

ler BezieherInnen die größte. Für den starken Zuwachs 2011 sind insbesonde­

re zwei Gründe ausschlaggebend: Ein hoher Zulauf an Personen (Neuzugänge, 

Wiederanfälle) in den Leistungsbezug und der Wechsel von Personen aus dem 

Vollbezug in den Ergänzungsbezug (siehe Abb. 14). 

Unterdurchschnittlich stark gewachsen ist hingegen die Zahl der Vollbeziehe­

rInnen. 2011 wurde sogar erstmalig ein Rückgang bei den BMS-BezieherInnen 

ohne Einkommen verzeichnet. Die Gründe hierfür liegen im intensiveren Ein­

satz von arbeitsmarktpolitischen Instrumenten (siehe Kapitel 2.2.1). Dadurch 

konnten BMS-BezieherInnen wieder dem Arbeitsmarkt zugeführt werden, so­

dass sie entweder aus dem BMS-Bezug aussteigen konnten oder nur noch im 

Bezug einer Ergänzungsleistung sind. 

Die Anzahl der WienerInnen, die eine 

Ergänzungsleistung beziehen, ist am 

stärksten gestiegen und macht bereits 

drei Viertel aller BMS-BezieherInnen aus. 



    

Einkommen und Armut

Personen 2001 2009 2010 2011 Veränderung 2001–2011 

Mietbeihilfe für PensionsbezieherInnen 7.125 9.204 9.810 10.635 49,3% 

Dauerleistung 3.795 5.913 6.208 8.509 124,2% 

Vollbezugsleistung 9.732 13.070 14.357 12.313 26,5% 

Ergänzungsleistung 26.802 66.982 72.013 92.660 245,7% 

Sonstiges (Hilfe in besonderen Lebenslagen) 3.622 4.862 4.287 4.903 35,4% 

Gesamt 51.076 100.031 106.675 129.020 152,6% 

Bedarfsgemeinschaften 2001 2009 2010 2011 Veränderung 2001–2011 

Mietbeihilfe für PensionsbezieherInnen 7.125 8.881 9.373 10.065 41,3% 

Dauerleistung 3.682 5.596 5.912 8.102 120,0% 

Vollbezugsleistung 7.901 10.664 11.580 9.631 21,9% 

Ergänzungsleistung 12.697 34.380 35.181 44.410 249,8% 

Sonstiges (Hilfe in besonderen Lebenslagen) 1.965 3.059 2.634 2.948 50,0% 

Gesamt 33.370 62.580 64.680 75.156 125,2%

Tab. 24: Anzahl der Personen und Bedarfsgemeinschaften, 2001–2011 (Wien) Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

­

­

   

 

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 

Sonstiges 3.622 5.792 5.644 4.888 4.199 4.338 4.743 4.827 4.862 4.287 4.903 

Ergänzungsleistung 26.802 35.648 41.311 46.698 51.347 55.078 58.945 62.760 66.982 72.013 92.660 

Vollbezugsleistung 9.732 11.004 11.642 12.049 12.370 12.683 12.575 12.595 13.070 14.357 12.313 

Dauerleistung 3.795 3.943 4.006 4.053 4.160 4.400 4.856 5.393 5.913 6.208 8.509 

7.125 6.965 6.837 6.757 6.779 7.024 7.510 7.972 9.204 9.810 10.635 
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 Diagr. 35: BMS-BezieherInnen nach Leistung, 2001–2011 (Wien) Quellen: MA 40, bearbeitet durch die MA 24 

Begriffsdefinition Jahreszahlen, Monatszahlen und Stichtagszahlen 

Generell sind alle ermittelten Zahlen kumulierte Jahres- bzw. Mo

natszahlen und keine Stichtagszahlen. Es werden somit alle Personen 

bzw. Bedarfsgemeinschaften gezählt, die irgendwann innerhalb des 

jeweiligen Monats bzw. Jahres eine Leistung der Bedarfsorientierten 

Mindestsicherung erhalten haben.  Stichtagszahlen (Anzahl der Per

sonen oder Bedarfsgemeinschaften, die zu einem gewissen Stichtag 

eine Leistung erhalten haben) werden nur in Ausnahmefällen ermittelt 

und explizit gekennzeichnet.  

EDV-Umstellung November 2009 
Im November 2009 wurde das bisherige EDV-Programm SOKO, das 

bereits seit 1993 in Verwendung war, durch das neue EDV-Programm 

SOWISO ersetzt. Dies führte dazu, dass es ab November 2009 zu einer 

Veränderung der Datenqualität gekommen ist. Einige Datenbereiche 

wurden wesentlich verbessert (Auszahlungshöhen, Einkommensart 

und -höhen etc.), andere Datenbereiche wurden hingegen aufgelassen 

(beispielsweise die Unterteilung in Haupt- und Mitunterstützte).  

Leistungsumstellung September 2010 
Die Erfassungssystematik wurde durch die Einführung der Bedarfsori

entierten Mindestsicherung neuerlich geändert, sodass die Datenkon

tinuität nicht bei allen Datensätzen gewährleistet ist (beispielsweise 

die Einführung eines Grundbetrags zur Deckung des Wohnbedarfes).  

Auch ist zu berücksichtigen, dass sich aufgrund der höheren Mindest­

standards (im Gegensatz zur bisherigen Sozialhilfe) die Anzahl an 

Anspruchsberechtigten erhöhte.  Da die Bedarfsorientierte Mindestsi

cherung unterjährig 2010 eingeführt wurde, ist erstmals mit den Daten 

von 2011 eine Analyse möglich.  

­

­

­
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Die Ausgaben der Sozialhilfe bzw. Bedarfsorientierten Mindestsicherung 

sind im Vergleichszeitraum ähnlich stark gestiegen. Die Gesamtausgaben 

haben sich seit 2000 sogar mehr als verdoppelt,  die Ausgaben für die Geld

leistungen haben sich vervierfacht und liegen 2011 bei knapp 351 Mio. Euro 

(exkl. Krankenversicherungsbeiträge).  

Der Kostenanstieg bei Einführung der Mindestsicherung, der auf den Fallan

stieg und die höheren Mindeststandards zurückzuführen ist, wird größtenteils 

durch den Wegfall der Krankenhilfekosten90 kompensiert. Diese werden im Jahr 

2012 weiter sinken, da die Rechnungen aus Vorperioden (aus der Zeit der Sozial

hilfe) nicht mehr anfallen werden.  Werden die Rechnungen aus Vorperioden im 

Jahr 2011 unberücksichtigt gelassen, so belaufen sich die Mehrkosten von 2010 

auf 2011 in etwa auf 24,4 Millionen Euro. Damit liegt diese Steigerung unter 

den Vorjahressteigerungen. 

­

­

­

2000 2008 2009 2010 

 Ausgaben für Sozialhilfe / BMS gesamt (inkl. 
171.440.143 320.369.409 365.509.864 396.742.844 

Personal- und Sachkosten sowie Krankenhilfe) 

Ausgaben für Sozialhilfe / BMS 
87.521.638 216.987.378 255.185.027 286.368.502 

(Geldleistungen exkl. Krankenversicherung) 

davon Ausgaben für Dauerleistung 25.195.864 46.275.837 53.530.837 65.255.223 

davon Ausgaben für Mietbeihilfe 
7.337.744 8.869.694 11.980.376 12.073.665 

(PensionistInnen) 

 davon Ausgaben für Sicherung des Lebensbedarfs 
48.822.919 148.316.504 166.370.079 183.079.818 

(Ergänzungsleistung und Vollbezug) 

  davon Anderes (Hilfe in besonderen Lebenslagen, 
6.165.112 13.525.342 23.303.735 25.959.796 

Sonderbedarf, Taschengelder etc.) 

Ausgaben für Krankenhilfe 
81.356.438 52.250.338 53.675.418 51.559.768 

und Krankenversicherungsbeiträge 

davon Ausgaben für Krankenhilfe 81.356.438 52.216.283 53.638.565 48.019.520 

davon Ausgaben für Krankenversicherungs­
0 34.056 36.853 3.540.248 

beiträge (Geldleistung) 

    Tab. 25: Ausgaben in der Sozialhilfe bzw. BMS in Euro, 2001–2010 (Wien) 
Quellen: Rechnungsabschluss der Stadt Wien 2000 sowie MA 40, berechnet durch die MA 24 

2011 

436.087.699 

350.940.354 

76.247.292 

12.034.641 

237.504.476 

25.153.944 

27.700.073 

14.966.586 

12.733.487 

Veränderung 2000–2011 

154% 

301% 

203% 

64% 

387% 

308% 

-66% 

-82% 

-

 

Ein Großteil der Ausgabensteigerungen geht auf die Erhöhung der Richtsätze 

bzw. Mindeststandards zurück.  Während 2001 der Richtsatz für einen Allein

unterstützten noch 379,35 Euro pro Monat betrug,  waren es 2010 bereits 461,00 

Euro pro Monat. Das entspricht einem Anstieg von 22%. Mit der Einführung der 

Bedarfsorientierten Mindestsicherung im September 2010 wurde ein Mindest

standard (ohne GDW) von 558,01 Euro für Alleinunterstützte eingeführt. 2011 

wurde dieser Mindeststandard ohne GDW auf 564,70 Euro erhöht, was eine 

Steigerung von 49% gegenüber 2001 bedeutete.  

Der Verbraucherpreisindex ist im Vergleichszeitraum (2001–2011) um 22% ge

stiegen, einzelne Teilbereiche des Verbraucherpreisindex sogar um 35% (Woh

nen,  Wasser und Energie) bzw. um 27% (Erziehung und Unterricht).  

­

­

­

­

90    Seit 01.09.2010 sind alle MindestsicherungsbezieherInnen in der gesetzlichen Krankenversiche
rung versichert. Das Land Wien übernimmt dafür die Beiträge, die in Summe geringer sind als die 
bisherigen Krankenhilfekosten. 

­
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Richtsatz bzw. Mindeststandard für Alleinunterstützte Betrag in EUR Veränderungsrate (Basisjahr 2001) 

2001 (Sozialhilferichtsatz) 379,35 

2009 (Sozialhilferichtsatz) 454,00 20% 

Jänner bis August 2010 (Sozialhilferichtsatz) 461,00 22% 

September bis Dezember 2010 (Mindeststandard ohne GDW) 558,01 47% 

Jänner bis Dezember 2011 (Mindeststandard ohne GDW) 564,70 49% 

Tab. 26: Richtsatzerhöhungen, 2001–2011 (Wien)  
Quellen: WSHG-VO 2001, 2009 und 2010 sowie WMG-VO 2010 und 2011,  
berechnet durch die MA 24  

2011 bezog eine Bedarfsgemeinschaft durchschnittlich 441 Euro pro Mo­

nat, davon 393 Euro Mindeststandard inkl. GDW und 48 Euro Mietbeihil­

fe. Die Leistungshöhen sind jedoch je nach der bezogenen Leistungsart sehr 

unterschiedlich. Überdurchschnittlich hoch sind die Leistungsbezüge der 

VollbezieherInnen (794 Euro pro Bedarfsgemeinschaft inkl. 27 Euro Mietbei­

hilfe) und der DauerleistungsbezieherInnen (695 Euro pro Bedarfsgemein­

schaft inkl. 96 Euro Mietbeihilfe). ErgänzungsleistungsbezieherInnen be­

ziehen nur 394 Euro pro Bedarfsgemeinschaft, wobei die durchschnittliche 

Mietbeihilfe 30 Euro beträgt. Bedarfsgemeinschaften, die eine Mietbeihilfe 

für PensionistInnen erhalten, beziehen durchschnittlich 109 Euro pro Monat. 

Eine Bedarfsgemeinschaft erhielt 2011 

durchschnittlich 441 Euro, davon 393 Euro 

Mindeststandard und 48 Euro Mietbeihilfe. 

Dauerleist. Mietbeih. Erg.leist.  Vollbez. alle Leist. 
durchschnittl. Leistungshöhe 
Mietbeihilfe 96 109 30 27 48 

durchschnittl. Leistungshöhe 
BMS (exkl. Mietbeihilfe) 

599 0 363 767 393 
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 Diagr. 36: Leistungshöhe der BMS nach Leistungsart in Euro, 2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

72.207 Personen aller 124.117 BMS-BezieherInnen91,  also weit mehr als die Hälf

te aller BMS-BezieherInnen, weisen ein eigenes Einkommen auf.92  Vier von zehn 

BMS-BezieherInnen erhielten eine Leistung von Seiten des AMS.  Jede sechste 

Person mit BMS-Bezug bezog hingegen ein Erwerbseinkommen bzw. eine Pensi

on oder wurde durch Unterhalt und Alimentationszahlungen unterstützt.  

­

­

Mehr als die Hälfte aller BMS-BezieherInnen 

weisen ein Einkommen auf. Am häufigsten 

ist eine Leistung des AMS. 

91     Ohne BezieherInnen von Sonstigen Leistungen (= Hilfe in besonderen Lebenslagen),   
siehe Tab.  24. 

92     Hier wird das tatsächliche Personeneinkommen, nicht das Haushaltseinkommen herangezogen. 
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 Diagr. 37: Einkommensarten der BMS-BezieherInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Durchschnittlich beziehen die BMS-BezieherInnen ein Einkommen (exkl. BMS) 

von etwas mehr als 300 Euro pro Monat. Je nach Einkommenshöhe variiert die 

Höhe der BMS-Leistung. DauerleistungsbezieherInnen hatten durchschnittlich 

ein monatliches Einkommen von knapp über 100 Euro, BezieherInnen einer Er­

gänzungsleistung ein monatliches Einkommen von knapp über 300 Euro. Perso­

nen mit einer Mietbeihilfe für PensionistInnen hatten ein Einkommen von knapp 

600 Euro pro Monat zur Verfügung. Unter den DauerleistungsbezieherInnen be­

finden sich auch viele WaisenpensionistInnen, die nur eine Ergänzungsleistung 

erhalten. Daher liegt die Höhe der Dauerleistung unter den Mindeststandards. 
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 Diagr. 38: Durchschnittliches Einkommen je Leistungsart, 2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Zielgruppenanalyse mit statistischem Vergleich zwischen  
Sozialhilfe und Bedarfsorientierter Mindestsicherung 

Die Einführung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung im September 2010 

hat offenbar zu einer Erhöhung der Take-Up-Rate93 geführt. 2009 und 2010 be­

trug der Anteil der Erstanfälle pro Monat94 ca. 2%. 2011 stieg dieser Anteil auf 

3%, allein im ersten Quartal auf knapp 5%. 

93  Maßzahl für die Inanspruchnahme von Sozialleistungen. Personen, die erstmalig in der Bedarfs-
orientierten Mindestsicherung registriert sind und seit 1998 noch keine Leistung der Sozialhilfe 
bzw. Bedarfsorientierten Mindestsicherung bezogen haben. 

94  Personen, die erstmalig in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung registriert sind und 
seit 1998 noch keine Leistung der Sozialhilfe bzw. Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
bezogen haben. 
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 Diagr. 39: BMS-BezieherInnen nach Erstanfall, Wiederanfall und Bestand, 2001–2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 
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Nur ein geringer Teil der Personen, die 2011 erstmalig im BMS-System regist

riert wurden95, wurde aufgrund der höheren Leistungen anspruchsberechtigt 

(Erhöhung der Leistung im Rahmen der BMS-Einführung sowie Erhöhung der 

Mindeststandards für Kinder). Die meisten Fälle wären auch schon vor Einfüh

rung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung aufgrund ihres geringen Ein

kommens anspruchsberechtigt gewesen. Es spricht sehr viel dafür, dass die Be

darfsorientierte Mindestsicherung zu einer Reduktion der Non-Take-Up-Rate  

beigetragen hat. Inwieweit die Folgen der Krise einen Anstieg bei den Fallzahlen 

bewirkt haben, kann erst durch eine längerfristige Betrachtungsweise festge

stellt werden. 

Auch im Jahresvergleich ist diese Tendenz ablesbar. 2011 wurden 28.492 Perso

nen erstmalig in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung registriert. Das ent

spricht einem Anteil von ca. 22%.  Auch der Anteil an Wiederanfällen96 erreich

te 2011 den höchsten Wert seit Beginn der EDV-Aufzeichnungen und liegt bei 

knapp 11%. Das bedeutet, dass nicht nur mehr Personen erstmalig eine BMS-

Leistung beziehen,  sondern auch mehr Personen wieder in das Leistungssystem 

zurückgekehrt sind.  

­

­

­

­

­

­

­

­

2011 wurde eine Leistung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung durch

schnittlich 8,5 Monate pro Jahr bezogen. 2001 waren es 8,1 Monate. Die Steige

rung der Bezugsdauern geht großteils auf die BezieherInnen der Ergänzungs

leistungen zurück. Diese sind nicht nur häufiger in der Bedarfsorientierten 

Mindestsicherung zu finden, sondern verbleiben auch ein wenig länger im Leis

tungsbezug. Bedingt durch die Anspruchsvoraussetzungen bzw. die Zielgruppe 

(Arbeitsunfähige und PensionistInnen) werden Dauerleistungen (11,2 Monate 

pro Jahr) bzw. Mietbeihilfe für PensionsbezieherInnen (10,8 Monate pro Jahr) 

am längsten bezogen.  

95    2011 wurden 28.492 Personen erstmalig im BMS-Bezug registriert.  2.229 Personen bzw. knapp 8% 
davon bezogen eine Ergänzungsleistung unter 50 Euro monatlich.  

96    Personen,  die im jeweiligen Jahr eine BMS-Leistung bezogen haben,  im Vorjahr jedoch nicht.  
Beispielsweise eine Person, die im Jahr 2005 eine BMS-Leistung bezogen hat, im Jahr 2006 keine 
BMS-Leistung bezogen hat und im Jahr 2007 wieder im System registriert wird, gilt als Wieder-
anfall für das Jahr 2007. 

­

­

­

­

22% aller BMS-BezieherInnen im Jahr 2011 

hatten noch nie zuvor eine mindestsichern­

de Leistung in Anspruch genommen. 
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Ergänzungsleist. Vollbezugsleist. 

Mietbeihilfe 
für Pens.bez. Gesamt 

2001 7,2 8,1 11,1 10,6 8,1 

2009 7,9 8,2 11,4 10,3 8,4 

2010 8,1 8,6 11,4 11,1 8,7 

2011 8,2 9,1 11,2 10,8 8,5 

 Diagr. 40: Durchschnittliche Bezugsdauern in Monaten pro Jahr, 2001–2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Der Ausstieg aus der Bedarfsorientierten 

Mindestsicherung wird für einen Teil der 

BezieherInnen immer schwieriger. 

Der Anstieg bei den Bezugsdauern – der bereits in den letzten Jahren festzustel­

len war – lässt darauf schließen, dass der Ausstieg aus der Bedarfsorientierten 

Mindestsicherung für einen Teil der BezieherInnen immer schwieriger wird. 

Betrachtet man die jährlichen Abgänge97, so erkennt man deutlich, dass immer 

weniger Personen der Ausstieg für zumindest ein ganzes Kalenderjahr gelingt. 

2010 schafften 20.266 Personen den Ausstieg. Diese Personen waren somit 2011 

nicht mehr im Leistungsbezug. Das entspricht einer Abgangsquote von 19%98 – 

der niedrigste Wert an Abgängen seit Beginn der EDV-Aufzeichnungen im Jahr 

1998. Diese Darstellung lässt allerdings außer Acht, dass immer mehr Bezie­

herInnen in die Ergänzungsleistung wechseln. Insgesamt gelingt zwar immer 

weniger Personen der endgültige Ausstieg. Die Zahl der VollbezieherInnen ist 

jedoch rückläufig und die Zahl derer, die es vom Vollbezug in die Ergänzungs­

leistung schaffen, steigt kontinuierlich. 
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 Diagr. 41: Abgangsquote von BMS-BezieherInnen, 2001–2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

97  Personen, die im Vorjahr im Leistungsbezug waren. Beispielsweise eine Person, die im Jahr 2006 
eine BMS-Leistung bezogen hat, im Jahr 2007 keine BMS-Leistung bezogen hat und sich im Jahr 
2008 wieder im System findet, gilt für das Jahr 2007 als Abgang. 

98  Anzahl aller abgegangenen Personen (kein Leistungsbezug 2011) im Verhältnis zur Gesamtperso­
nenzahl des Vorjahres (Leistungsbezug 2010). 
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Den größten Teil der BMS-BezieherInnen stellen mit 75% die BezieherInnen ei­

ner Ergänzungsleistung dar (92.660 Personen – siehe Diagr. 35). Die Steigerung 

der Personenanzahl in dieser Leistungsgruppe ist gegenüber 2010 überdurch­

schnittlich hoch und beträgt 28,7%. Dafür gibt es folgende Gründe: 

• Jede vierte Person im Vollbezug wird zu einer Person im Ergänzungsbezug 

3.327 Personen, die 2010 noch VollbezieherInnen waren, konnten 2011 ein 

Einkommen aufweisen und in die Ergänzungsleistung wechseln. Dieser Er­

folg ist auf den intensiven Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instrumente zu­

rückzuführen (siehe Kapitel 2). 

• Mehr als ein Drittel aller ErgänzungsbezieherInnen 2011 war im Vorjahr 

nicht im Leistungsbezug 

35.197 Personen bzw. 38% beziehen 2011 eine Ergänzungsleistung, ohne im 

Vorjahr eine Leistung bezogen zu haben. 14.223 Personen bzw. 20% aller 

BezieherInnen einer Ergänzungsleistung schafften 2011 den Ausstieg aus 

dem BMS-Bezug. 

BMS-BezieherInnen nach Alter 

Von den 129.020 BezieherInnen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung im 

Jahr 2011 waren ein Drittel aller Personen jünger als 20 Jahre (42.980 Personen 

bzw. 33,3%). Jede fünfte Person war zwischen 30 und 44 Jahre alt (28.098 Perso­

nen bzw. 21,8%). Nur jede zehnte Person unter den BezieherInnen war 60 Jahre 

oder älter (13.364 Personen bzw. 10,4%). 

Betrachtet man die Altersverteilung von 2001, so ist festzustellen, dass der Al­

tersdurchschnitt niedriger wird. Während 2001 nur 42% aller BMS-BezieherIn­

nen unter 30 Jahre alt waren, so lag der Anteil 2011 bereits bei über 50%. Dabei 

zeigt sich, dass besonders der Anteil der Kinder unter 15 Jahren stark gestiegen 

(von 23% auf 26%) und gleichzeitig der Anteil der 30- bis 44-Jährigen sowie der 

über 60-Jährigen zurückgegangen ist. 

75% aller BMS-BezieherInnen 

beziehen eine Ergänzungsleistung. 

Die Hälfte aller BMS-BezieherInnen 

2011 war unter 30 Jahre alt. 
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 Diagr. 42: BMS-BezieherInnen nach Alter, 2001 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24

 Diagr. 43: BMS-BezieherInnen nach Alter, 2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

In den letzten zehn Jahren ist die Anzahl der BezieherInnen in allen Altersgrup­

pen gestiegen. Einzige Ausnahme bildet die Altersgruppe der über 75-Jährigen, 

bei der ein leichter Rückgang von über 4% zu verzeichnen war. Ein besonders 

hoher Anstieg wird in der Altersgruppe der Jugendlichen (15–19 Jahre) und jun­

gen Erwachsenen (20–29 Jahre) verzeichnet. Die Anzahl der BezieherInnen hat 
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sich hier mehr als verdreifacht, wenngleich auch die absoluten Zahlen nicht 

sehr hoch sind. 

Alter 2001 2009 2010 2011 
Steigerung 
2001–2011 

0–14 11.922 23.518 26.956 33.924 184,5% 

15–19 2.441 6.272 6.996 9.056 271,0% 

20–24 3.592 8.511 8.725 10.998 206,2% 

25–29 3.561 8.460 8.843 10.943 207,3% 

30–44 12.545 23.134 23.832 28.098 124,0% 

45–59 8.804 18.074 19.091 22.637 157,1% 

60–74 4.836 8.822 9.166 10.135 109,6% 

75+ 3.375 3.240 3.066 3.229 -4,3% 

Gesamt 51.076 100.031 106.675 129.020 152,6% 

Familien mit Kindern haben oft niedrige 

Einkommen. Jedes 9. Wiener Kind unter 14 

Jahren und jedes 13. Wiener Kind zwischen 

15 und 18 Jahren befindet sich in einer 

Bedarfsgemeinschaft mit Leistungsbezug. 

Tab. 27: BMS-BezieherInnen nach Alter, 2001–2011 (Wien)  
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24  

Die Gruppe der Kinder bis 14 Jahre hat im Gegensatz zu den 15- bis 19-Jähri­

gen zahlenmäßig nur eine moderate Steigerung erfahren (+184% seit 2001). Ge­

messen an der Gesamtbevölkerung ist ihr Anteil mit 11% allerdings überdurch­

schnittlich hoch. Das bedeutet, dass sich jedes neunte Wiener Kind in einer 

Bedarfsgemeinschaft mit BMS-Leistung befindet. Auch die Altersgruppen der 

15- bis 19-Jährigen (8% BMS-Dichte) sowie der 20- bis 24-Jährigen (7% BMS-

Dichte) sind überdurchschnittlich oft im Leistungsbezug. Dies lässt sich mit 

dem hohen Anteil an frühen SchulabgängerInnen und der geringeren Erwerbs­

tätigenquote bzw. höheren Arbeitslosenquote der 15- bis 34-jährigen WienerIn­

nen erklären99 (siehe Kapitel 2.1.3). Mit steigendem Alter nimmt die BMS-Dichte 

ab. Nur jede 40. Person ab 75 Jahren bezieht eine mindestsichernde Leistung. 
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 Diagr. 44: BMS-Dichte nach Alter, 2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, ISIS-Datenbank, K8X, 2011 sowie MA 40, berechnet durch die MA 24 

Männer und Frauen sind in den einzelnen Altersgruppen nicht in gleichem 

Maße betroffen. In der Altersgruppe ab 60 Jahren ist der Anteil der weiblichen 

BezieherInnen rückläufig. 2001 waren 68% aller 60- bis 74-Jährigen und 87,3% 

aller 75-Jährigen und älteren BMS-BezieherInnen Frauen. 2011 lag ihr Anteil 

nur noch bei 57,5% (60- bis 74-Jährige) bzw. bei 79% (75-Jährige und Ältere). 

Dies deutet darauf hin, dass Frauen im Alter immer besser abgesichert sind 

und über mehr Einkommen verfügen. Beeinflusst wird dieser Trend aber auch 

durch die stark steigende Lebenserwartung von Männern, die sich im Alter nun 

verstärkt im BMS-Bezug wiederfinden. 

99 Vgl. Bacher et al. 2011. 
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Frauen zwischen 30 und 59 sind häufiger im BMS-Bezug zu finden als noch vor 

zehn Jahren. Hier hat sich der Frauenanteil zwischen 2001 und 2011 von 50,9% 

auf 55,6% erhöht (30- bis 44-Jährige) bzw. von 47,5% auf 49,2% (45- bis 59-Jäh­

rige). Dies ist darauf zurückzuführen, dass immer mehr Frauen am Erwerbsle­

ben teilnehmen. Die aktuellen Regelungen des Kinderbetreuungsgeldes führen 

auch dazu, dass Frauen nach der Karenz früher auf den Arbeitsmarkt zurück­

kehren.100 Oft ist die Entlohnung jedoch nicht ausreichend. Es ist ein Anstieg 

des Frauenanteils bei den Working Poor (siehe Kapitel 2) festzustellen. Dazu 

kommt, dass es immer mehr AlleinerzieherInnen unter den BMS-BezieherInnen 

gibt, darunter wesentlich mehr Frauen als Männer, die aufgrund eines fehlen­

den Partnereinkommens auf mindestsichernde Leistungen angewiesen sind 

(siehe Tab. 30). 

2001 2011 Veränderung Frauenquote in 
ProzentpunktenAlter Männer Frauen Frauenquote Männer Frauen Frauenquote 

0–14 6.061 5.861 49,2% 17.434 16.490 48,6% -0,6 

15–19 1.205 1.236 50,6% 4.609 4.447 49,1% -1,5 

20–24 1.648 1.944 54,1% 5.567 5.431 49,4% -4,7 

25–29 1.479 2.082 58,5% 5.017 5.926 54,2% -4,3 

30–44 6.163 6.382 50,9% 12.476 15.622 55,6% 4,7 

45–59 4.623 4.181 47,5% 11.491 11.146 49,2% 1,7 

60–74 1.546 3.290 68,0% 4.310 5.825 57,5% -10,6 

75+ 427 2.948 87,3% 677 2.552 79,0% -8,3 

Gesamt 23.152 27.924 54,7% 61.581 67.439 52,3% -2,4 

Tab. 28: BMS-BezieherInnen nach Alter und Geschlecht, 2001 und 2011 (Wien)  
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24  

Betrachtet man nun die Gruppe der BezieherInnen einer Ergänzungsleistung 

nach ihrer Altersstruktur, so zeigt sich, dass es sich bei den Neuzugängen 

hauptsächlich um Kinder unter 19 Jahren handelt. 40% aller Neuzugänge wa­

ren Personen unter 19 Jahren. Dies macht deutlich, dass die Einführung der 

Bedarfsorientierten Mindestsicherung bzw. die höheren Mindeststandards für 

Kinder insbesondere Familien mit vielen Kindern in den Leistungsbezug ge­

führt haben. Der höhere Frauenanteil bei den 25- bis 29-Jährigen (11%) und bei 

den 30- bis 44-Jährigen (25%) zeigt, dass auch viele alleinerziehende Frauen mit 

Kindern zu den neuen Leistungsbezieherinnen zählen. 

40% aller Neuzugänge in der 

Ergänzungsleistung 2011 waren 

Kinder und Jugendliche. 

0–18 19–24 25–29 30–44 45+ 

Anteil Männer 42% 13% 9 %  21% 16% 

Anteil Frauen 39% 13% 11% 25% 13% 

Anteil gesamt 40% 13% 10% 23% 14% 
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 Diagr. 45: Neuzugänge in die Ergänzungsleistung nach Alter, 2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

100 Vgl. Stadt Wien, Erwerbsarbeit und Elternschaft, 2011. 
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Jede vierte Person in Vollbezug, die 2011 

in die Ergänzungsleistung wechselte, 

war zwischen 30 und 44 Jahre alt. Ihnen 

folgte ein ebenso großer Anteil an mit­

unterstützten Kindern. 

3.327 BezieherInnen gelang es 2011, vom Vollbezug auf den Bezug einer Ergän­

zungsleistung umzusteigen, davon 1.603 Männer und 1.724 Frauen. Auch hier 

ist wieder der gelungene Einsatz der arbeitsmarktpolitischen Instrumente zu 

erkennen. Überdurchschnittlich häufig waren es Frauen zwischen 25 und 44 

Jahren, die die Leistungsform wechselten. Während der Anteil der Frauen im 

Vollbezug bei 14% (25- bis 29-Jährige) bzw. bei 24% (30- bis 44-Jährige) liegt, ist 

der Anteil jener, die den Wechsel zu einer Ergänzungsleistung geschafft haben, 

deutlich höher: 16% (25- bis 29-Jährige) bzw. 27% (30- bis 44-Jährige). In sehr 

vielen Fällen war bei minderjährigen Kindern ein Wechsel vom Vollbezug zur 

Ergänzungsleistung festzustellen. 

Altersgruppe Anzahl Männer Anteil Männer 
0–18 1.139 14% 
19–24 1.589 20% 
25–29 1.010 12% 
30–44 1.884 23% 
45+ 2.513 31% 
Gesamt 8.135 100% 

Altersgruppe Anzahl Frauen Anteil Frauen 
0–18 1.039 17% 
19–24 1.311 21% 
25–29 840 14% 
30–44 1.465 24% 
45+ 1.567 25% 
Gesamt 6.222 100% 

Altersgruppe Anzahl Männer Anteil Männer 
0–18 406 25% 
19–24 308 19% 
25–29 191 12% 
30–44 370 23% 
45+ 328 20% 
Gesamt 1.603 100% 

Altersgruppe Anzahl Frauen Anteil Frauen 
0–18 355 21% 
19–24 318 18% 
25–29 269 16% 
30–44 467 27% 
45+ 315 18% 
Gesamt 1.724 100% 

Altersgruppe Anzahl Männer Anteil Männer 
0–18 19.161 43% 
19–24 4.481 10% 
25–29 3.356 8% 
30–44 8.814 20% 
45+ 8.630 19% 
Gesamt 44.442 100% 

Altersgruppe Anzahl Frauen Anteil Frauen 
0–18 18.211 38% 
19–24 4.692 10% 
25–29 4.618 10% 
30–44 12.938 27% 
45+ 7.759 16% 
Gesamt 48.218 100% 

Abb. 12: Wechsel vom Vollbezug 2010 zum Ergänzungsbezug 2011  
nach Alter (Männer) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Vollbezieher 
2010 

Vollbezieherinnen 
2010 

Wechsel vom 
Vollbezug (2010) 
zum Ergänzungs­

bezug (2011) 

Wechsel vom 
Vollbezug (2010) 
zum Ergänzungs­

bezug (2011) 

Ergänzungs­
bezieher 2011 

Ergänzungs­
bezieherinnen

 2011 

M
än

ne
r

Fr
au

en
 

Abb. 13: Wechsel vom Vollbezug 2010 zum Ergänzungsbezug 2011 
nach Alter (Frauen) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

BMS-BezieherInnen nach Haushaltskonstellation 

Die Zahl der Bedarfsgemeinschaften hat sich seit 2001 mehr als verdoppelt. 

2011 waren bereits 75.157 Bedarfsgemeinschaften im Leistungsbezug der Be­

darfsorientierten Mindestsicherung. 

Haushaltskonstellation 2001 2009 2010 2011 Veränderung 2001–2011 

Alleinunterstützte 25.313 44.614 45.326 50.257 98,5% 

AlleinerzieherInnen 3.973 7.176 8.784 11.792 196,8% 

Paare ohne Kinder 1.159 3.277 3.218 3.886 235,3% 

Paare mit Kindern 2.924 7.513 7.352 9.222 215,4% 

Gesamt 33.369 62.580 64.680 75.157 125,2% 

Tab. 29: Bedarfsgemeinschaften nach Haushaltskonstellation, 2001–2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 
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Jedoch hat sich nicht nur die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften erhöht, son­

dern auch die Haushaltszusammensetzung verändert. Im Jahr 2001 bestanden 

noch drei Viertel aller Bedarfsgemeinschaften aus einer einzigen Person. Der 

Anteil der AlleinerzieherInnen betrug 12%, jener von Paaren mit Kindern 9%. 

2011 waren nur noch zwei Drittel Alleinunterstützte, der Anteil der Alleinerzie­

herInnen (16%) und der Paare mit Kindern (12%) ist hingegen stark gestiegen. 

Auch der Anteil von kinderlosen Paaren hat sich erhöht. 

67% aller Bedarfsgemeinschaften 

bestehen nur aus einer Person. 

16% sind AlleinerzieherInnen. 

67% 

16% 

5% 

12% 

Grundgesamtheit: 75.157 Bedarfsgemeinschaften 

Alleinunterstützte 

AlleinerzieherInnen 

Paare ohne Kinder 

Paare mit Kindern 

76% 

12% 

3% 
9% 

Alleinunterstützte 

AlleinerzieherInnen 

Paare ohne Kinder 

Paare mit Kindern 

Grundgesamtheit: 33.369 Bedarfsgemeinschaften

 Diagr. 46: Bedarfsgemeinschaften nach Haushaltskonstellation, 
2001 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24

 Diagr. 47: Bedarfsgemeinschaften nach Haushaltskonstellation, 
2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Besonders häufig auf Mindestsicherung angewiesen sind Familien mit Kindern. 

Seit 2001 hat sich die Anzahl der Bedarfsgemeinschaften von 6.897 auf 21.014 

mehr als verdreifacht. Setzt man nun den Anteil der einzelnen Familienkonstel­

lationen in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung mit den Familienkonstel­

lationen in Wien (BMS-Dichte) in Beziehung, zeigt sich deutlich, dass insbeson­

dere AlleinerzieherInnen und Familien mit mehr als zwei Kindern Leistungen 

der Bedarfsorientierten Mindestsicherung in Anspruch nehmen. 

8% aller Familien mit Kindern in Wien bezogen 2010 Leistungen der Bedarfs-

orientierten Mindestsicherung. Besonders dramatisch ist die Einkommenssi­

tuation von AlleinerzieherInnen. Über 40% aller AlleinerzieherInnen mit drei 

oder mehr Kindern bzw. 20% aller AlleinerzieherInnen mit zwei Kindern und 

immerhin noch 18% aller AlleinerzieherInnen mit einem Kind sind auf BMS-

Leistungen angewiesen. Kinder in einem Zwei-Eltern-Haushalt sind deutlich 

seltener betroffen. Nur jede 40. Familie mit einem Kind bzw. jede 28. Familie mit 

zwei Kindern findet sich in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung wieder. 

Erst bei drei oder mehr Kindern ist die Inanspruchnahme von BMS-Leistungen 

mit ca. 13% überdurchschnittlich hoch. 

Insbesondere AlleinerzieherInnen und 

Familien mit mehr als zwei Kindern müssen 

Leistungen der Bedarfsorientierten Mindest­

sicherung in Anspruch nehmen. 
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 Diagr. 48: BMS-Dichte von Familien mit Kindern, 2010 (Wien) 
Quellen: MA 40 sowie Statistik Austria, Mikrozensus-Arbeitskräfteerhebung 2010, 
berechnet durch die MA 24 

39% aller BMS-BezieherInnen sind 

Alleinunterstützte, 32% sind Kinder. 

Innerhalb der Bedarfsgemeinschaften stellen Kinder101 nach Alleinunterstütz­

ten (50.393 Personen bzw. 39%) die zweitgrößte Gruppe der BMS-BezieherInnen 

dar (41.959 Personen bzw. 33%). 

Beinahe jedes zweite Kind findet sich 2011 bei einer Alleinerzieherin bzw. einem 

Alleinerzieher. Der hohe Anteil an AlleinerzieherInnen in der BMS zeigt deren 

prekäre finanzielle Situation. AlleinerzieherInnen müssen mit nur einem Ein­

kommen im Haushalt mehrere Personen versorgen. Sie sind auch häufiger er­

werbstätig und öfter in einem höheren Stundenausmaß beschäftigt als Mütter 

in einem Zwei-Eltern-Haushalt.102 Die Erwerbstätigkeit reicht jedoch oft alleine 

nicht aus, um das finanzielle Auslangen zu finden. Unerwartete Ausgaben kön­

nen 78% der nicht erwerbstätigen AlleinerzieherInnen und 48% der erwerbstä­

tigen AlleinerzieherInnen nicht finanzieren.103 

Die hohe Steigerungsrate von 2010 auf 2011104 bei den BMS-BezieherInnen 

(rund 21%) ist zum Großteil auf die Steigerungsrate bei den AlleinerzieherInnen 

(+35%) und deren Kindern (+33%) zurückzuführen. Weniger stark, aber immer 

noch überdurchschnittlich hoch ist die Steigerungsrate bei Familien mit Kin­

dern (+26% PartnerIn in Familie mit Kindern, +25% Kind in Familie mit Kindern). 

Rolle in der BG Personen gesamt 2010 Personen gesamt 2011 Veränderung 2010–2011 

Alleinunterstützte/r 45.331 50.393 11% 

AlleinerzieherIn 8.403 11.325 35% 

Kind bei AlleinerzieherIn 14.959 19.872 33% 

PartnerIn in Familie mit Kindern 14.095 17.724 26% 

Kind in Familie mit Kindern 17.633 22.087 25% 

PartnerIn in Familie ohne Kinder 6.254 7.619 22% 

Summe 106.675 129.020 21% 

Tab. 30: BMS-BezieherInnen nach Rolle in der Bedarfsgemeinschaft, 2010–2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

101     Minderjährige Kinder und volljährige Kinder mit aufrechtem Familienbeihilfenbezug. 
102     Vgl. Zartler et al. 2010. 
103     Siehe FN 102. 
104     Die Rollenverteilung innerhalb der Bedarfsgemeinschaft ist erst mit dem neuen EDV-Programm 

SOWISO möglich, das seit Ende 2009 in Verwendung ist. 
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Einkommen und Armut

35.197 Personen haben 2011 erstmals eine Ergänzungsleistung im Rahmen der 

Bedarfsorientierten Mindestsicherung erhalten, darunter 14.447 Kinder. Das 

entspricht einem Anteil von über 40%. Tendenziell zeigt sich, dass Neuzugän­

ge bei der Ergänzungsleistung eine höhere Kinderanzahl aufweisen als andere 

Familien in der Bedarfsorientierten Mindestsicherung (Bestand und Neuzu­

gang). Bei den Neuzugängen (Ergänzungsleistung) liegt der Anteil an Kindern 

in AlleinerzieherInnen-Haushalten bei knapp 20%, wohingegen der Anteil aller 

Kinder in AlleinerzieherInnen-Haushalten 2011 (Bestand und Neuzugang) nur 

bei 15% liegt. Ebenso ist bei den Neuzugängen der Anteil der Kinder in Familien 

um fünf Prozentpunkte höher (22%) als jener bei allen Kindern in Familien (17%). 

AlleinerzieherInnen und Familien mit 

Kindern zählen besonders häufig zu den 

Neuzugängen bei der Ergänzungsleistung. 
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 Diagr. 49: Neuzugänge bei der Ergänzungsleistung nach Rolle in der Bedarfsgemeinschaft, 
2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Einen Wechsel vom Vollbezug in die 

Ergänzungsleistung schafften überra­

schenderweise am häufigsten Alleiner­

zieherInnen. Ihr Anteil ist mit 17% mehr 

als dreimal so groß wie der Anteil der 

AlleinerzieherInnen im Vollbezug (5%). 

Der etwas niedrigere Anteil an Kindern 

bei AlleinerzieherInnen (13% resp. 8%) 

zeigt allerdings auf, dass häufig nur Al­

leinerzieherInnen mit einem Kind den 

Wechsel schaffen und eine höhere Kin­

deranzahl die Erzielung eines Einkom­

mens erschwert. 

© Foto: Gina Sanders - Fotolia.com 
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Rolle in Bedarfsgemeinschaft Anzahl Personen Anteil Personen 
Alleinunterstützte/r 10.062 70% 
AlleinerzieherIn 713 5% 
Kind bei AlleinerzieherIn 1.159 8% 
PartnerIn in Familie mit Kindern 842 6% 
Kind in Familie mit Kindern 945 7% 
PartnerIn in Familie ohne Kinder 636 4% 
Gesamt 14.357 100% 

Rolle in Bedarfsgemeinschaft Anzahl Personen Anteil Personen 
Alleinunterstützte/r 1.255 38% 
AlleinerzieherIn 554 17% 
Kind bei AlleinerzieherIn 442 13% 
PartnerIn in Familie mit Kindern 425 13% 
Kind in Familie mit Kindern 433 13% 
PartnerIn in Familie ohne Kinder 218 7% 
Gesamt 3.327 100% 

Rolle in Bedarfsgemeinschaft Anzahl Personen Anteil Personen 
Alleinunterstützte/r 23.157 25% 
AlleinerzieherIn 10.208 11% 
Kind bei AlleinerzieherIn 18.043 19% 
PartnerIn in Familie mit Kindern 16.107 17% 
Kind in Familie mit Kinder 20.359 22% 
PartnerIn in Familie ohne Kinder 4.786 5% 
Gesamt 92.660 100% 

VollbezieherInnen 
2010 

Wechsel vom 
Vollbezug (2010) 
zum Ergänzungs­

bezug (2011) 

Ergänzungs­
bezieherInnen

 2011 

Abb. 14: Wechsel vom Vollbezug 2010 zum Ergänzungsbezug 2011 
nach Rolle in der Bedarfsgemeinschaft 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 
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BMS-BezieherInnen nach Bezugsdauern 

Neben den unterjährigen Bezugsdauern105  (siehe Diagr. 40) können auch die Be

zugsepisoden der BMS-BezieherInnen analysiert werden. Sie geben Aufschluss 

darüber, wie lange sich die BezieherInnen im Leistungsbezug befinden. Ebenso 

kann ermittelt werden, ob durchgehende Bezugsepisoden vorliegen oder ob die 

BezieherInnen immer wieder in den Leistungsbezug zurückfallen. Für die Ana

lyse wird ein Beobachtungszeitraum von vier Jahren herangezogen.  106 

­

­

­
­

BezieherInnen der Bedarfsorientierten Mindestsicherung 
werden für die Analyse der Bezugsdauern in fünf Kategorien eingeteilt:106  

KurzzeitbezieherInnen 
BezieherInnen,  die in einem Zeitraum

von vier Jahren einen durchgehenden

Bezug bis zu einem Jahr ohne Unterbre

chungen aufweisen. 

Mittellange BezieherInnen 
BezieherInnen, die in einem Zeitraum von 

vier Jahren einen durchgehenden Bezug

zwischen einem Jahr und drei Jahren auf

 

 

­

 

­

weisen,  wobei eine Unterbrechung von bis zu 

sechs Monaten möglich ist. 

LangzeitbezieherInnen 
BezieherInnen, die in einem Zeitraum von 

vier Jahren einen Bezug von drei Jahren und 

mehr aufweisen, wobei eine Unterbrechung 

von bis zu sechs Monaten möglich ist. 

Wiederanfälle 
BezieherInnen, die in einem Zeitraum von

vier Jahren zwei Bezugsepisoden aufweisen,  

die für die Dauer von zwei Jahren oder mehr 

unterbrochen wurden. 

PendlerInnen 
Alle übrigen Bezugsepisoden, die nicht in

eine der obigen Kategorien eingereiht wer

den können.  

 

 

­

105    Anzahl der Bezugsmonate pro Jahr. 
106   Diese Einteilung ermöglic ht den Vergleich mit den gängigsten internationalen und nationa

len Statistiken. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass je nach Interessenschwerpunkt die Be
zugsdauern anders definiert werden können (beispielsweise in der Studie Erwerbspotential in 
der Sozialhilfe). 



Immer mehr Personen verweilen 

länger im Leistungsbezug.

Auch bei den BezieherInnen einer 

Ergänzungsleistung lässt sich eine 

Verfestigungstendenz erkennen.
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Anhand der Entwicklung der Bezugsdauern lässt sich erkennen, dass immer 

mehr Personen länger im Leistungsbezug verweilen und weniger Personen den 

Ausstieg aus dem BMS-Bezug schaffen. Im Beobachtungszeitraum 2008 bis 

2011 wurden 183.725 BezieherInnen gezählt, 36.628 (20%) davon waren Lang­

zeitbezieherInnen. Im Beobachtungszeitraum 1998 bis 2001 gab es insgesamt 

76.622 BezieherInnen, davon 7.717 (10%) LangzeitbezieherInnen. 

Bezugsdauern 1998–2001 2006–2009 2007–2010 2008–2011 

Kurzzeit 36.089 61.621 60.189 65.992 

Mittellang 19.639 34.674 35.365 36.792 

Langzeit 7.717 29.838 32.892 36.628 

Pendler 11.650 30.124 33.945 40.402 

Wiederanfall 1.527 3.242 3.267 3.911 

Gesamt 76.622 159.499 165.658 183.725 

Tab. 31: BMS-BezieherInnen nach Bezugsdauern, 1998–2011 (Wien)  
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24  

Der Anteil an KurzzeitbezieherInnen ist von 47% (1998–2001) auf 36% (2008– 

2011) zurückgegangen, der Anteil der Mittellangen BezieherInnen von 26% auf 

20%. Dafür hat sich der Anteil der LangzeitbezieherInnen, also Personen, die in 

den letzten vier Jahren mindestens drei Jahre lang Leistungen der Bedarfsori­

entierten Mindestsicherung bezogen hatten, von 10% auf 20% verdoppelt. Auch 

der Anteil der PendlerInnen, die mit einzelnen Unterbrechungen immer wieder 

in den Leistungsbezug zurückkehren, ist von 15% auf 22% gestiegen. 
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 Diagr. 50: BMS-BezieherInnen nach Bezugsdauern 2001–2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 

Drei Viertel aller BezieherInnen weisen einen durchgehenden Bezug von nur 

einer Leistungsart auf. Auch bei den BezieherInnen einer Ergänzungsleis­

tung107 ist eine Erhöhung der Bezugsdauer und somit eine Verfestigungsten­

denz erkennbar. Der Anteil der Kurzzeit- bzw. Mittellangen BezieherInnen ist 

von insgesamt 78% auf 64% gesunken. Stark erhöht hat sich im Gegenzug der 

Anteil der PendlerInnen, also jener Personen, die immer wieder in den Ergän­

zungsbezug zurückkehren. 

107 Personen, die im Beobachtungszeitraum ausschließlich eine Ergänzungsleistung bezogen haben. 
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Diagr. 51: ErgänzungsleistungsbezieherInnen nach Bezugsdauern, 2001–2011 (Wien) 
Quellen: MA 40, berechnet durch die MA 24 
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Regionale Verteilung nach Bezirken 

Die regionale Verteilung der BMS-BezieherInnen ist in Wien sehr unterschied

lich. Überdurchschnittlich viele BMS-BezieherInnen (gemessen an der Gesamt

bevölkerung des jeweiligen Bezirkes) finden sich in der Leopoldstadt, in Mar-

gareten, Favoriten, Simmering, Meidling, Rudolfsheim-Fünfhaus, Brigittenau,  

Floridsdorf und in der Donaustadt.  Während wienweit jede 16. Person eine 

Leistung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung bezieht, ist es in Meidling 

und in der Brigittenau bereits jede 12. Person. In der Inneren Stadt hingegen ist 

es nur jede 67., in der Josefstadt nur jede 45. Person. 

­

­
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 Diagr. 52: BMS-Dichte je Bezirk, 2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, SDB – statistische Datenbank, 2011, berechnet durch die MA 24 

Bezirke mit einer hohen BMS-Dichte sind auch häufig von einer überdurch

schnittlichen Zuwachsrate betroffen.  Wienweit hat sich die BMS-Dichte zwi

schen 2001 und 2010 von 3,2% auf 6,1% beinahe verdoppelt. 

­

­

Bezirke mit einer hohen BMS-Dichte 

weisen auch eine überdurchschnittliche 

Zuwachsrate auf.  
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Die Ursachen für die regionalen Unterschiede sind vielfältig. So ist der Bil­

dungsstand in der Bezirksbevölkerung sehr unterschiedlich. In der Inneren 

Stadt und in der Josefstadt haben 40% der Bevölkerung (von 25 bis 64 Jahre) ei­

nen akademischen Abschluss. Die Bezirke Rudolfsheim-Fünfhaus, Brigittenau 

und Favoriten weisen hingegen den größten Anteil an Personen mit höchstens 

einem Pflichtschulabschluss auf. Jede dritte Person zwischen 25 und 64 Jah­

ren in diesen Bezirken hat keinen Schulabschluss oder keine weiterführende 

Ausbildung nach der Pflichtschule.108 Personen mit geringer Schulausbildung 

üben oft schlecht bezahlte Tätigkeiten aus und sind häufiger von Arbeitslosig­

keit betroffen. 

Dies zeigen auch die Arbeitslosenquoten in den betroffenen Bezirken. Die meis­

ten arbeitslosen Personen waren 2010 in den Bezirken Rudolfsheim-Fünfhaus, 

Meidling, Favoriten und Brigittenau zu verzeichnen. Die Arbeitslosenquote be­

trug hier mehr als 11% (siehe Kapitel 2). 

Die BMS-Dichte wird auch durch die Höhe des MigrantInnenanteils bestimmt. 

MigrantInnen sind häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen oder sind nicht ent­

sprechend ihrer Qualifikation eingesetzt, was zu einer geringen Entlohnung 

führt.109 Außerdem haben sie meist mehr Kinder, die mitunterstützt werden.110 

Wienweit beträgt der Anteil an Personen mit ausländischer Herkunft 33,4%, in 

den Bezirken Rudolfsheim-Fünfhaus und Brigittenau über 40%.111 

Die genannten Gründe führen zu einem geringeren Einkommen, das sich in der 

Inanspruchnahme von mindestsichernden Leistungen bzw. Sozialhilfeleistun­

gen niederschlägt. Es zeigt sich, dass die Bedarfsorientierte Mindestsicherung 

die Zielgruppe gut erreicht: Bezirke mit den niedrigsten Nettoeinkommen112 

weisen die höchste BMS-Dichte auf. 

Die BMS-Dichte pro Bezirk wird durch 

die regionale Einkommensverteilung, die 

Arbeitslosenquote, aber auch durch den 

MigrantInnenanteil bestimmt. 

108    Vgl. Stadt Wien, Erwerbsarbeit und Elternschaft, 2011  
109    Vgl. Statistik Austria: Migration und Integration, 2011.  
110    Siehe FN 109.  
111    Siehe FN 109.  
112    Vgl. Stadt Wien, Statistisches Jahrbuch der Stadt Wien 2011, 2011.  
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Durchschnittliches Nettojahreseinkommen 
der Wiener ArbeitnehmerInnen 2009 

Nettojahreseinkommen 2009 
Nettojahreseinkommen über dem Wiener Durchschnitt 
Nettojahreseinkommen unter dem Wiener Durchschnitt 

Sozialhilfedichte 2009 
(Anteil der SozialhilfebezieherInnen je 100 EinwohnerInnen) 

Sozialhilfedichte 2009 
Sozialhilfedichte unter dem Wiener Durchschnitt 
Sozialhilfedichte über dem Wiener Durchschnitt 

Abb. 15: Gegenüberstellung Nettojahreseinkommen der unselbstständig Beschäftigten und Sozialhilfeleistungen nach Bezirken 2009 (Wien) 
Quellen: Stadt Wien, Statistisches Jahrbuch 2011 sowie MA 40, bearbeitet durch die MA 24 
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Erstes Resümee nach Einführung der Mindestsicherung 

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung bietet partielle Verbesserungen für 

die Betroffenen. Sie erhalten etwas höhere Leistungen, verfügen über einen um­

fassenden Krankenversicherungsschutz und haben Zugang zu arbeitsmarktpo­

litischen Maßnahmen. 

Der Anstieg der MindestsicherungsbezieherInnen in ganz Österreich zeigt sehr 

deutlich die Problematik der Bedarfsorientierten Mindestsicherung. Sie wird 

zu einer (teilweise dauernden) Einkommensabsicherung für einen nicht unbe­

trächtlichen Teil der Bevölkerung. Besonders betroffen sind Personen mit ei­

nem geringen Bildungsstand. Ihre Situation am Arbeitsmarkt hat sich in den 

letzten Jahren verschärft. Die Mindestsicherung kann diese Probleme des Ar­

beitsmarktes und des Bildungswesens nicht lösen, sondern in vielen Fällen 

nur kaschieren. 

Die Bedarfsorientierte Mindestsicherung stellt daher einen Zwischenschritt 

dar, da die strukturellen Probleme und das Verhältnis zwischen dem ersten und 

dem zweiten sozialen Sicherungsnetz nicht gelöst wurden: Nach wie vor ist 

eine Verschiebung vom ersten in das zweite Sicherungsnetz zu beobachten. Da­

ran hat auch die geringfügige Erhöhung der Notstandshilfe im Zuge der Einfüh­

rung der Bedarfsorientierten Mindestsicherung nichts geändert. 
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Analog zum Pensionsrecht müsste auch im Arbeitslosenversicherungsrecht 

eine Art Ausgleichszulage eingeführt werden. Dies würde vor allem dazu füh­

ren, dass die Sozial(hilfe)verwaltung der Länder mit dem AMS (teilweise) ver­

schmolzen wird. Finanzielle Unterstützung und Vermittlungsunterstützung aus 

einer Hand würde die Qualität des Angebots erhöhen und den Abstimmungs­

aufwand reduzieren. Zusätzlich würde sich die Governance erhöhen. Die ak­

tuelle Situation ist noch immer geprägt durch unterschiedliche Logiken und 

Zielsetzungen. Die Mindestsicherung als letztes soziales Netz hat praktisch kei­

ne Steuerungsmöglichkeiten, da sie weder für die Arbeitsmarktpolitik noch für 

andere relevante Politikfelder zuständig ist. Ein derart expandierendes System 

braucht aber Möglichkeiten zur Einflussnahme und Steuerung. 

Eine solche Zusammenführung, die bereits europaweit in vielen Ländern umge­

setzt wurde, würde auch bestehende Unterschiede zwischen Sozialhilfeverwal­

tung und Arbeitsmarktbehörde (z.B. unterschiedliche Regelungen hinsichtlich 

Sanktionsmaßnahmen) und zwischen den Bundesländern weiter reduzieren. Zu­

gleich könnte der administrative Aufwand verringert und die Kernkompetenzen 

der einzelnen Akteure (z.B. individuelle Hilfestellung durch die Sozialbehörden) 

geschärft werden. Die Zuständigkeit sowohl für die finanzielle Absicherung als 

auch die Reintegration für arbeitsfähige Personen läge in einem solchen Mo­

dell ausschließlich bei der Arbeitsmarktverwaltung. Die Länder würden sich 

dann auf die Existenzsicherung und die individuelle Hilfestellung der nicht 

arbeitsfähigen und der nicht dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehenden Per­

sonen konzentrieren. 

Nach wie vor ist eine Verschiebung vom 

ersten in das zweite soziale Sicherungsnetz 

zu beobachten. Im Arbeitslosenversiche­

rungsrecht müsste eine Art Ausgleichszulage 

eingeführt werden. 

© Foto: MA 24 
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3.2.2 Grundversorgung 

Hilfs- und schutzbedürftige Fremde werden in Wien im Rahmen der Grund­

versorgung vorübergehend versorgt und betreut . Ziel der Grundversorgung 

ist die Sicherung der menschlichen Grundbedürfnisse . Die Leistungen der 

Grundversorgung umfassen Wohnmöglichkeiten in betreuten Unterkünften 

oder in Privatunterkünften, Bekleidung, Schulbedarf, Krankenversicherung 

und weiterführende Information, Beratung und Betreuung . Grundlage für 

die Grundversorgung ist eine Vereinbarung zwischen Bund und Ländern, 

die 2004 geschlossen wurde . Aufgrund der allgemeinen Teuerung wurde es 

sowohl für AsylwerberInnen als auch für die Träger der Grundversorgung 

immer schwieriger, mit den gewährten Mitteln das Auslangen zu finden . 

Daher wurde 2012 von Bund und Ländern eine Erhöhung der Kostensät­

ze in der Grundversorgung beschlossen . Eine weitere Herausforderung für 

die AsylwerberInnen in der Grundversorgung stellt der beschränkte Zu­

gang zum österreichischen Arbeitsmarkt während der oft lange dauernden 

Asylverfahren dar . Der eingeschränkte Zugang zum Arbeitsmarkt erlaubt 

es AsylwerberInnen nicht, für sich selbst zu sorgen . Endet das Asylverfah­

ren mit der Anerkennung als Asylberechtigte oder als Asylberechtigter, ist 

es aufgrund der fehlenden Praxis oft schwierig, am österreichischen Ar­

beitsmarkt Fuß zu fassen . Für jugendliche AsylwerberInnen wurde 2012 die 

Möglichkeit geschaffen, eine Lehre zu absolvieren . 

Im Jahr 2010 waren weltweit 44 Mio. 

Menschen auf der Flucht. Europa ist 

nur in geringem Ausmaß davon be­

troffen, da die Flucht meist im eigenen 

Land bzw. ins Nachbarland erfolgt. 

Ausgangslage 

Gemäß dem Flüchtlingshochkommissariat der Vereinten Nationen waren im 

Jahr 2010 weltweit beinahe 44 Mio. Menschen aufgrund von Konflikten oder 

Verfolgung auf der Flucht.113 Europa und andere westliche Industrienationen 

sind von den globalen Flüchtlingsströmen nur in geringem Ausmaß betroffen, 

in der Regel erfolgt die Flucht innerhalb des eigenen Landes oder in das Nach­

barland. 27,5 Mio. Menschen waren 2010 im eigenen Land auf der Flucht. Von 

den 15,4 Mio. Menschen, die das eigene Land auf der Flucht verlassen haben, 

wurden vier Fünftel von Entwicklungsländern aufgenommen. Ungefähr 800.000 

Personen haben im Jahr 2010 auf den Ausgang ihres Asylverfahrens gewartet. 

In der EU wurden im Jahr 2011 insgesamt 227.400 Asylanträge gestellt, das 

sind um 15% mehr als im Jahr 2010. Der Anstieg bei den Asylanträgen ist vor 

allem auf die Konflikte in Afghanistan, an der Elfenbeinküste, in Libyen, Syri­

en und Tunesien zurückzuführen. Dementsprechend ist der Anstieg der Asyl­

anträge in den südlichen EU-Ländern wie Italien oder Malta überproportional 

stark ausgefallen. 

2011 ist die Anzahl von Asylanträgen  

in der EU um 15% gestiegen. 

113 UNHCR Global Trends 2010, Website der UNHCR, http://www.unhcr.at/fileadmin/user_upload/ 
dokumente/06_service/zahlen_und_statistik/UNHCR_GLOBAL_TRENDS_2010.pdf (04.04.2012). 

http://www.unhcr.at/fileadmin/user_upload
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Asyl und Migration 

Der Entschluss, die eigene Heimat zu ver-

lassen, kann viele Gründe haben: Politische 

Unruhen und Krieg, Verfolgung aufgrund der 

Religion oder der Zugehörigkeit zu einer so-

zialen Gruppe oder der Wunsch nach einem 

besseren Leben. Aus völkerrechtlicher Sicht 

muss unterschieden werden, ob jemand auf-

grund von Verfolgung flüchten musste oder 

ob sich jemand freiwillig in ein anderes Land 

begeben hat. Flüchtlinge unterliegen der 

Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) und ha-

ben das Recht auf Sicherheit in einem ande-

ren Land. Darüber hinaus sollten Flüchtlinge 

die gleichen Rechte haben wie andere Aus-

länder, die sich rechtmäßig im betreffenden 

Land aufhalten. 114

Die Voraussetzungen für die Gewährung von 

Schutz gemäß der GFK sind im Asylgesetz 

2005 geregelt. Der Antrag auf Asyl kann 

nur im Inland gegenüber der Polizei bzw. in 

einem Erstaufnahmezentrum des Bundes 

erfolgen. Im folgenden Zulassungsverfahren 

wird geprüft, ob Österreich oder gemäß der 

Dublin II-Verordnung ein anderer EU-Staat 

bzw. ein sicherer Drittstaat für die Gewäh-

rung von Asyl zuständig ist. Ist Österreich 

zuständig, wird im Asylverfahren geprüft, ob 

Fluchtgründe gemäß der GFK vorliegen. Wer-

den diese glaubhaft nachgewiesen und lie-

gen keine Asylausschlussgründe bzw. inner-

staatliche Fluchtmöglichkeiten vor, so wird 

dem Asylantrag stattgegeben und der Status 

des Asylberechtigten zuerkannt. Liegen die 

Voraussetzungen für die Gewährung von Asyl 

nicht vor, wird geprüft, ob die Ausweisung in 

das Herkunftsland eine Gefahr für Leben und 

Gesundheit darstellt. Trifft dies zu, wird den 

Betroffenen subsidiärer Schutz gewährt.

Zuwanderung nach Österreich, geregelt im 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, 

gestaltet sich je nach Herkunftsland unter-

schiedlich. BürgerInnen von EWR-Staaten 

und der Schweiz können im Vergleich zu 

Dritt staatsangehörigen unter erleichterten 

Bedingungen nach Österreich einreisen und 

sich hier aufhalten.115 Ein Aufenthalt bis zu 

drei Monaten ist an keinerlei Bedingungen 

geknüpft. Für einen längeren Aufenthalt 

müssen eine Erwerbstätigkeit oder eine Aus-

bildung an einer Schule bzw. Bildungsein-

richtung, ausreichende Mittel zur Existenz-

sicherung sowie eine Krankenversicherung 

nachgewiesen werden.

Für Personen aus Drittstaaten, die dauerhaft 

nach Österreich zuwandern wollen, hat sich 

mit der Einführung der Rot-Weiß-Rot-Karte 

am 01.07.2011 einiges verändert. Beson-

ders Hochqualifizierte, Fachkräfte in Man-

gelberufen sowie sonstige Schlüsselkräfte 

und StudienabsolventInnen österreichischer 

Hochschulen können einen Antrag auf eine 

Rot-Weiß-Rot-Karte stellen. Entscheidend für 

die Ausstellung der Karte sind personenbe-

zogene und arbeitsmarktpolitische Kriterien 

wie Ausbildung, Alter, Sprachkompetenz 

und die Berufserfahrung.116 Von Juli bis De-

zember 2011 wurden 494 Rot-Weiß-Rot-

Karten ausgestellt.117 

Neben der Rot-Weiß-Rot-Karte besteht für 

Drittstaatsangehörige die Möglichkeit, über 

die Blaue Karte EU zuzuwandern, wenn die 

Kriterien für eine Zulassung als Schlüsselar-

beitskraft erfüllt werden. Schlüsselarbeits-

kräfte müssen ein abgeschlossenes Studium 

sowie ein verbindliches Beschäftigungsan-

gebot mit entsprechendem Einkommen vor-

weisen, wobei für die beabsichtigte Beschäf-

tigung keine beim AMS als arbeitssuchend 

vorgemerkte Person verfügbar sein darf.

Personen, die sich in Österreich dauerhaft 

niederlassen wollen, ohne dabei eine Er-

werbstätigkeit auszuüben (Niederlassungs-

bewilligung – ausgenommen Erwerbstä-

tigkeit) müssen über ein Einkommen über 

dem Zweifachen des Ausgleichs zu lagen-

richtsatzes verfügen. Im Jahr 2012 liegt der 

entsprechende Wert für eine alleinstehende 

Person bei 1.629,64 Euro. 

Drittstaatsangehörige, die in den letzten 

fünf Jahren ununterbrochen zur Nieder-

lassung in Österreich berechtigt waren, 

können einen Antrag auf Daueraufenthalt 

– EG stellen, wenn entsprechende Deutsch-

kenntnisse, ausreichende Existenzmittel,

ein Krankenversicherungsschutz und eine 

Wohnung vorliegen.

Für Familienangehörige von ÖsterreicherIn-

nen, die einen Antrag auf Daueraufenthalt 

– Familienangehöriger stellen, gelten ähn-

liche Bestimmungen. Familienangehörige

von Personen, die über eine Rot-Weiß-Rot-

Karte, über eine Blaue Karte EU oder einen 

Daueraufenthalt – EG verfügen, können den 

Aufenthaltstitel Rot-Weiß-Rot-Karte plus 

er halten. Dieser Aufenthaltstitel ermöglicht 

einen unbeschränkten Zugang zum österrei-

chischen Arbeitsmarkt.

Die Zahl der Personen, die über Familien-

nachzug, Blaue Karte EU, Daueraufenthalt 

– EG und Niederlassungsbewilligung – aus-

genommen Erwerbstätigkeit zuwandern

können, wird jährlich von der österreichi-

schen Bundesregierung per Verordnung fest-

gelegt.118 Im Jahr 2012 dürfen bis zu 5.213 

Personen nach Österreich zuwandern, in 

Wien dürfen 2.540 quotenpflichtige Aufent-

haltstitel erteilt werden.

 

 

 

114   GFK (namentlich Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge), Website der UNHCR, http://www.unhcr.at/fileadmin/rechtsinfos/fluecht-
lingsrecht/1_international/1_1_voelkerrecht/1_1_1/FR_int_vr_GFK-GFKundProt_GFR.pdf (04.04.2012).

115   Der Aufenthalt von UnionsbürgerInnen ist in der sogenannten Freizügigkeitsrichtlinie geregelt. Siehe dazu: Amtsblatt der Europäischen Union, 
Richtlinie 2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:229:0035:0
048:DE:pdf (04.04.2012).

116   Migrationsplattform der Österreichischen Bundesregierung, http://www.migration.gv.at/de/formen-der-zuwanderung.html (19.04.2012).
117   Niederlassungs- und Aufenthaltsstatistik 2011, Website des BMI, http://www.bmi.gv.at/cms/BMI_Niederlassung/statistiken/files/2011/Niederlas-

sungs_und_Aufenthaltsstatistik_2011.pdf (19.04.2012).
118   Niederlassungsverordnung 2012, BGBl. II Nr. 445/2011, Rechtsinformationssystem des Bundeskanzleramtes, http://www.ris.bka.gv.at/Geltende-

Fassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007607 (19.04.2012).

http://www.migration.gv.at/de/formen-der-zuwanderung.html


Auch in Österreich haben die Anträge auf Asyl 

im Jahr 2011 stark zugenommen (+30%).

Sie liegen aber nach wie vor weit unter den 

Antragszahlen der Jahre 2002 bis 2005.
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 Diagr. 53: Asylanträge 2002–2011 (Österreich) 
Quellen: Bundesministerium für Inneres, bearbeitet durch die MA 24 
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Auch in Österreich haben die Anträge auf Asyl im Jahr 2011 stark zugenommen.  

Im Vergleich zum Vorjahr ist die Zahl der Anträge um mehr als 30% gestiegen.  

Insgesamt haben 14.426 Personen einen Asylantrag gestellt, ungefähr ein Vier-

tel der Anträge wurde dabei von Frauen gestellt. Die Zahl der Asylanträge liegt 

aber dennoch deutlich unter dem Niveau der Jahre 2002 (39.354 Anträge) bis 

2005 (22.461 Anträge). 

Der starke Rückgang der Asylanträge in diesen Jahren ist vor allem auf die re

striktivere Fremdenrechtsgesetzgebung des Bundes zurückzuführen. Darüber 

hinaus spiegelt sich in den Antragszahlen die geopolitische Situation wider.  

Mehr als 50% der AsylwerberInnen in Österreich stammen aus Afghanistan,  der 

Russischen Föderation, Pakistan oder Somalia. Im Vergleich zum Vorjahr sind 

die Asylanträge von Personen aus Pakistan, Somalia,  Afghanistan und Syrien 

am stärksten gestiegen. Den 14.426 Asylanträgen im Jahr 2011 standen 16.746 

Erledigungen von Asylanträgen gegenüber. 21% der Asylverfahren endeten mit 

der Gewährung von Asyl.119 Gegenüber dem Vorjahr hat die Anerkennungsquote,  

also der Anteil der positiven rechtskräftigen Erledigungen an allen rechtskräf

tigen Erledigungen um fünf Prozentpunkte zugenommen. Die Anerkennungs

quote ist allerdings stark vom Herkunftsland abhängig. Bei AntragstellerInnen 

aus Somalia, Syrien, dem Iran, dem Irak, der Russischen Föderation und aus 

Afghanistan liegt die Anerkennungsquote deutlich über, bei AntragstellerInnen 

aus Indien, Pakistan und Algerien deutlich unter dem Durchschnitt. 

­

­

­

Die Antragsbewegungen hängen sehr 

stark von der geopolitischen Situation 

ab. So spiegelt sich die aktuelle Krise in 

Syrien auch in den Antragszahlen wider. 

 
Erledigungen Anerkennungs­

Anträge 
Gesamt positiv negativ sonst. quote

Afghanistan 3.623  1.714 792 762 160 46% 
Russische Föderation 2.319  3.172 1.000 1.898 274 32% 
Pakistan 952  391 2 275 114 1% 
Somalia 611  329 256 48 25 78% 
Irak 484  505 197 237 71 39% 
Indien 463  572 1 504 67 0% 
Iran 457  407 272 98 37 67% 
Algerien 446  473 8 311 154 2% 
Syrien 423  447 338 83 26 76% 
Türkei 414  834 64 677 93 8% 
Sonstige 4.234  7.902 536 6.274 1.092 7% 
Gesamt  14.426 16.746 3.466 11.167 2.113 21% 

   Tab. 32: Anträge, Erledigungen und Anerkennungsquoten, 2011 (Österreich) 
Quellen: Bundesministerium für Inneres, berechnet durch die MA 24 

119   Beziehungs weise bei der sogenannten Refoulment-Prüfung mit der Feststellung, dass die 
Zurückw eisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den Herkunftsstaat nicht zulässig ist. 



107 Wiener Sozialbericht 2012 

Einkommen und Armut

 

 

 

 

 

  

Gesetzliche Grundlagen und Ziele 
. 

Im Rahmen der Grundversorgung werden hilfs- und schutzbedürftige Fremde 

in Österreich vorübergehend versorgt und betreut. Ziel ist, die menschlichen 

Grundbedürfnisse Nahrung, Kleidung, Wohnraum, Gesundheit und Bildung 

abzudecken, vor allem während der schwierigen Zeit des Asylverfahrens. Da 

AsylwerberInnen nur sehr eingeschränkt Zugang zum österreichischen Arbeits­

markt haben, ist es für diese Personengruppe beinahe unmöglich, sich ausrei­

chend aus eigenen Mitteln zu versorgen. Die Grundversorgung nimmt damit 

nicht nur eine wichtige Versorgungsrolle ein, sondern ist auch Mittel zur Siche­

rung des sozialen Friedens und zur Kriminalprävention. 

Die Grundversorgung ist eine vorläufige 

Existenzsicherung für hilfs- und schutz­

bedürftige Fremde, vor allem für Personen 

während des Asylverfahrens. 

­

­

werden, die Beschäftigung darf dabei nicht 

in Konkurrenz mit dem regulären Arbeits

markt stehen. Bezahlt wird für diese vorü

bergehenden Hilfstätigkeiten in der Regel 

ein Anerkennungsbeitrag, der deutlich unter 

dem vergleichbaren Marktlohn liegt. Durch 

diese Einschränkungen haben AsylwerberIn

nen keine Möglichkeit, unabhängig von der 

Grundversorgung selbstständig für ihren Le

bensunterhalt zu sorgen. In Kombination mit 

der oft mehrjährigen Dauer der Asylverfah

ren stellt dies eine unerträgliche Belastung 

der Betroffenen dar.  Darüber hinaus gehen 

berufliche Qualifikationen verloren. Die Fol

ge ist eine berufliche Dequalifizierung, die 

­

­

­

­

­

­

eine spätere Arbeitssuche als Asylberech

tigte oder Asylberechtigter bzw. als subsidiär 

Schutzberechtigte oder subsidiär Schutzbe

rechtigter erschwert.  

Für jugendliche AsylwerberInnen bis zur Voll

endung des 18. Lebensjahres wurde 2012 

die Möglichkeit geschaffen, eine Lehre zu 

absolvieren. Zur Erteilung der Beschäfti

gungsbewilligung muss die Zulassung zum 

Asylverfahren vor mindestens drei Monaten 

erfolgt sein und ein Arbeitgeber mit einer 

konkreten Lehrstelle vorhanden sein, für die 

keine bevorzugte oder gleich qualifizierte Er

satzarbeitskraft zur Verfügung steht. 

­

­

­

­

­

Asyl und Arbeit 

AsylwerberInnen ist der Zugang zum  

österreichischen Arbeitsmarkt grundsätzlich 

verwehrt.  

Ausgenommen sind: 

 • Hilfstätigkeiten im Quartier  

 • Gemeinnützige Beschäftigung  

 • Saisonarbeit  

 • Selbstständige Tätigkeit 

Für die saisonale Beschäftigung ist die Zu

stimmung des AMS notwendig, für eine 

selbstständige Tätigkeit muss das Gewer

be bei der Wirtschaftskammer angemeldet 

werden. Gemeinnützige Beschäftigung kann 

nur bei Gebietskörperschaften ausgeübt 

Als hilfsbedürftig im Sinne der Grundversorgung gilt, wer den Lebensbe­

darf für sich und die im gemeinsamen Haushalt lebenden unterhaltsberech­

tigten Angehörigen nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften und 

Mitteln beschaffen kann und ihn auch nicht oder nicht ausreichend von an­

deren Personen oder Einrichtungen erhält. 

© Foto: FSW 
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Die Grundversorgung soll den Lebens­

unterhalt der AsylwerberInnen während 

des Verfahrens sichern. Sie besteht bei in 

AsylwerberInnenunterkünften unterge­

brachten Personen primär in der Bereit­

stellung von Unterkunft und Verpflegung 

sowie einem Taschengeld. Personen, die 

außerhalb von organisierten Unterkünften 

leben, erhalten ein geringes Verpfle­

gungsgeld sowie Mietkostenersatz. 

Schutzbedürftig sind: 

	 •		 Menschen,	 die	 einen	 Asylantrag	 gestellt	 haben	 (AsylwerberInnen),	 über	 den	 

noch nicht rechtskräftig entschieden wurde, 

	 • 		Menschen 	 mit	 Aufenthaltsrecht	 gemäß		 § 8 Asylgesetz 2005 (subsidiär 

Schutzberechtigte), § 69a Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (Auf­

enthaltsgenehmigung Besonderer Schutz), 

	 •		 Menschen	 ohne	 Aufenthaltsrecht,	 die	 aus 	 rechtlichen	 oder	 tatsächlichen 	

Gründen nicht abschiebbar sind, 

	 • 		Menschen,	 die	 nach	 einem	 negativen	 Asylbescheid 	 auf 	 ihre 	Abschiebung	 

warten oder in Kürze selbst ausreisen, 

	 •		 Menschen,	 denen	 Asyl	 in	 Österreich	 gewährt	 wird	 (Asylberechtigte),	 wäh

rend der ersten vier Monate nach Asylgewährung. 

Unterstützung im Rahmen der Grundversorgung gibt es für AsylwerberInnen,  

subsidiär Schutzberechtigte, Personen mit humanitärem Aufenthaltstitel und 

Fremde, die aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht abschiebbar 

sind.  Wenn das Asylverfahren mit einer Anerkennung als Asylberechtigte oder 

Asylberechtigter endet, wird die Unterstützung im Rahmen der Grundversor

gung noch vier Monate fortgesetzt.  Asylberechtigte, die nicht in AsylwerberIn

nenunterkünften wohnen und ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln 

bestreiten können, haben die Möglichkeit, beim zuständigen Sozialzentrum der 

MA 40 eine Leistung aus der Bedarfsorientierten Mindestsicherung zu bean

tragen. In AsylwerberInnenunterkünften lebende Asylberechtigte erhalten in 

den ersten vier Monaten der Zuerkennung keine Leistungen der Bedarfsorien

tierten Mindestsicherung. 

Grundlage der Grundversorgung in Österreich bildet die am 01.05.2004 in Kraft 

getretene Vereinbarung zwischen Bund und Ländern über gemeinsame Maß

nahmen zur vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürf

tige Fremde in Österreich. In dieser Vereinbarung wird die Aufgabenverteilung 

zwischen Bund und Ländern bei der Betreuung von AsylwerberInnen geregelt.  

Der Bund ist zuständig für die Betreuung der AsylwerberInnen im Zulassungs

verfahren, der AsylwerberInnen, deren Antrag im Zulassungsverfahren zurück

gewiesen wurde,  und für die Betreuung der AsylwerberInnen,  deren Antrag 

unter Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der Berufung abgewiesen 

wurde. Die Betreuung der übrigen schutz- und hilfsbedürftigen Personen ist 

den Bundesländern übertragen. Die Kosten der Grundversorgung werden von 

Bund (60%) und Ländern (40%) gemeinsam getragen. Dauert das Asylverfahren 

länger als 12 Monate, übernimmt der Bund die gesamten Kosten. In Wien wurde 

die Grundversorgung mit dem Landesgesetz über Maßnahmen zur vorüberge

henden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Fremde (Asylwer

ber,  Asylberechtigte,  Vertriebene und andere aus rechtlichen oder faktischen 

Gründen nicht abschiebbare Menschen),  Wiener Grundversorgungsgesetz – 

WGVG umgesetzt. 

­

­

­

­

­

­

­

­

­

­

­
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Organisation der Leistung und Leistungsbeschreibung 

AsylwerberInnen werden nach der Einreise vorerst in einer Erstaufnahmestelle 

des Bundes versorgt. Im Anschluss an die Erstaufnahme werden die Antragstel

lerInnen in den Bundesländern untergebracht. Die Unterbringung erfolgt dabei 

entweder in betreuten Unterkünften oder in Privatunterkünften. In Wien ist der 

FSW für die Steuerung der Angebote und die Gewährung der Unterstützungs

leistungen aus der Grundversorgung verantwortlich. Er hat dafür die Landes­

leitstelle Grundversorgung Wien eingerichtet.  

Für die Leistungserbringung und Auszahlung der Unterstützung an privat 

wohnende BezieherInnen der Grundversorgung ist die Servicestelle der Caritas 

Wien in Abstimmung mit der Landesleitstelle Grundversorgung Wien zustän­

dig. Die Abrechnung der Grundversorgungseinrichtungen erfolgt über die Lan­

desleitstelle Grundversorgung Wien.  Die gesetzlich geregelten Leistungen der 

Grundversorgung setzen sich wie folgt zusammen: 

­

­

Leistungen der Grundversorgung 
Betreuung in Unterkünften Privatunterkünfte 

Unterbringung und Verpflegung: 19 Euro/Tag Mietkostenersatz Einzelpersonen: 120 Euro/Monat 
Taschengeld in der Höhe von 40 Euro/Monat Mietkostenersatz Familien: 240 Euro/Monat 

Verpflegungsgeld für Erwachsene: 200 Euro/Monat 
Verpflegungsgeld für Kinder: 90 Euro/Monat 
Taschengeld in der Höhe von 40 Euro/Monat 

Allgemeine Leistungen 
Bekleidungshilfe: nach Bedarf, maximal 150 Euro/Jahr 
Schulbedarf für SchülerInnen: nach Bedarf, maximal 200 Euro/Schuljahr 
Krankenversicherung bei der Wiener Gebietskrankenkasse 
Information, Beratung und Betreuung 
Übernahme der Fahrtkosten bei behördlichen Ladungen und Überstellungen 

    Tab. 33: Leistungen der Grundversorgung Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Die finanziellen Unterstützungsleistungen für hilfs- und schutzbedürftige 

Fremde sind damit wesentlich geringer als die aktuellen Mindeststandards in 

der Bedarfsorientierten Mindestsicherung. 2012 wurden die Kostenhöchstsät

ze ausgewählter Leistungen der Grundversorgung, wie der Unterbringung und 

Verpflegung in organisierten und privaten Unterkünften, erstmals seit der Ein

führung im Jahr 2004 erhöht. Damit wurde, zumindest teilweise, die seither 

erfolgte Teuerung ausgeglichen. 

­

­
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Fünf Einrichtungen beraten und unterstüt­

zen AsylwerberInnen. Zusätzlich finanziert 

die Stadt Wien auch Einrichtungen, die 

sich auf die Beratung von neu anerkannten 

AsylwerberInnen spezialisiert haben. Ziel ist 

die Unterstützung bei der Reintegration. 

© Foto: FSW 

Beratungsstellen im Rahmen der Grundversorgung 

Fünf Beratungseinrichtungen (Caritas Asylzentrum, Diakonie – Evangelischer 

Flüchtlingsdienst, Verein Projekt Integrationshaus, Verein Ute Bock, Volks­

hilfe Wien) bieten Information, Beratung und Betreuung für die Bezieher-

Innen von Leistungen der Grundversorgung. Die Zuordnung zur jeweiligen 

Beratungseinrichtung erfolgt nach Bezirk bzw. nach der betreuenden Unter­

kunft. Die GrundversorgungsbezieherInnen können aus einem vielfältigen 

Beratungsangebot wählen: 

• Hilfestellung bei Problemen im sozialen Umfeld 

• Unterstützung bei behördlichen Angelegenheiten 

• Begleitung bei Behördenwegen 

• Beratung bei Fragen zur Kinderbetreuung, Kindergarten- und Schulbesuch 

• 		Hilfestellung	 bei	 Arbeitssuche,	 Aus-	 und	 Weiter-

bildungsfragen 

•		 Orientierung	 betreffend 	 Wohnungsmarkt	 und	 

Wohnungssuche 

•	 	Weitervermittlung	 an	 zuständige	 spezialisierte	 

Einrichtungen 

•		 Orientierung	 in	 der	 österreichischen	 Gesellschaft	 

und Kultur 

•		 Perspektivenabklärung 

Darüber hinaus bietet die Stadt Wien ein vielfältiges 

Beratungs- und Unterstützungsangebot für Perso­

nen, die als Asylberechtigte anerkannt wurden bzw. 

denen subsidiärer Schutz gewährt wurde. 

Die Interface Wien – Startbegleitung unterstützt Asylberechtigte und sub­

sidiär Schutzberechtigte bei Fragen zu den Themen Arbeit, Wohnen, Bildung 

und Spracherwerb. 

Die Perspektive – Anerkennungs- und Weiterbildungsberatungsstelle des Be­

ratungszentrum für Migranten und Migrantinnen berät Asylberechtigte und 

subsidiär Schutzberechtigte zum Berufs- und Ausbildungssystem in Öster­

reich, begleitet durch Anerkennungsverfahren und unterstützt bei der berufli­

chen Weiterbildung. 

Asylberechtigte erhalten von der Wohndrehscheibe der Volkshilfe Wien Bera­

tung und Betreuung bei der Suche einer Wohnung am privaten Wohnungsmarkt. 

Gemeinsam mit den asylberechtigten Personen werden passende Wohnungsan­

gebote gesucht und der weitere Prozess bis zur Unterzeichnung des Mietvertra­

ges begleitet. 
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Grundversorgung in den österreichischen Bundesländern 

In der Grundversorgungsvereinbarung wurde festgelegt, dass hilfs- bzw.  

schutzbedürftige Fremde gemäß dem Anteil der EinwohnerInnen an der Ge

samtbevölkerung auf die Bundesländer zu verteilen sind.  Wien ist für ungefähr 

20% der im Rahmen der Grundversorgung betreuten Personen zuständig. Die 

so definierte Sollquote wurde von Wien im Gegensatz zu anderen Bundeslän

dern in den letzten Jahren mehr als erfüllt. Im Jahr 2011 wurden 5.195 Per

sonen (Sollquote: 3.616) in der Wiener Grundversorgung betreut. Die in der 

Grundversorgungsvereinbarung definierte Sollquote wurde damit um mehr als 

43% übererfüllt. 

­

­

­

­

­

­
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 Diagr. 54: Soll- und Istquoten der Grundversorgung, 2005–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Gründe dafür sind nicht nur das Fehlen entsprechender Unterkunftseinrich

tungen in den Bundesländern.  Viele Einrichtungen sind auch zu abgeschieden 

oder aus anderen Gründen wenig attraktiv. Ballungszentren wie Wien, Linz 

oder Graz ziehen daher sowohl AsylwerberInnen als auch Asyl- und subsidiär 

Schutzberechtigte an.  

Zielgruppenanalyse 

Im Jahr 2011 wurden in Wien nur geringfügig weniger Menschen im Rahmen 

der Grundversorgung betreut als im Jahr 2010. Der starke Rückgang in den Vor

jahren hat sich damit nicht fortgesetzt. Der Anstieg bei den Asylanträgen zeigt 

sich noch nicht in der Zahl der GrundversorgungsbezieherInnen, da dieser vor 

allem in der zweiten Jahreshälfte 2011 zu verzeichnen war.  

Ungefähr 70% der GrundversorgungsbezieherInnen leben in privaten Unter

künften, 30% werden in betreuten Unterkünften versorgt.  

Wien hat nicht nur in vorbildlicher Weise 

die in der Grundversorgungsvereinba­

rung definierten Quoten erfüllt, sondern 

diese auch aufgrund fehlender Plätze in 

den Bundesländern übererfüllt. Zusätz­

lich übt Wien auch eine Anziehungs­

wirkung aus. Für viele der Betroffenen 

bieten die oft in entlegenen Gegenden 

befindlichen Quartiere kaum Perspekti­

ven und soziale Kontaktmöglichkeiten. 

In Wien leben rund 70% der grundver

sorgten Menschen in Priva tquartieren. 

­
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2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 

Grundversorgte gesamt 8.621 7.059 6.493 6.111 5.846 5.321 5.212 

Kostenübernahme für Personen 
in privaten Unterkünften 

6.017 4.665 4.459 4.274 4.081 3.661 3.659 

Grundversorgte in 
betreuten Unterkünften 2.441 2.240 2.093 1.896 1.803 1.719 1.691 
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 Diagr. 55: GrundversorgungsbezieherInnen nach Art der Unterkunft, 2005–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Neben der Entwicklung der Asylanträge hängt die Zahl der Grundversorgungs­

bezieherInnen auch von der Dauer der Asylverfahren ab. Diese ist in den letzten 

Jahren gesunken. Ersichtlich wird dies an der Zahl der sogenannten 100%-Fälle, 

also jener Fälle, in denen das Asylverfahren länger als zwölf Monate dauert und 

der Bund die gesamten Kosten der Grundversorgung trägt. Im Jahr 2006 waren 

noch beinahe 70% aller GrundversorgungsbezieherInnen 100%-Fälle, 2011 lag 

der Anteil nur noch bei 21%. 
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 Diagr. 56: Anteil der 100%-Fälle an allen GrundversorgungsbezieherInnen, 2005–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Die Mehrheit der Grundversorgungsbeziehe­

rInnen ist männlich. Der Anteil der Männer ist 

aber in den letzten Jahren konstant gesunken. 

Die Mehrheit der GrundversorgungsbezieherInnen ist männlich, der Anteil der 

Männer in der Grundversorgung ist jedoch in den letzten Jahren konstant ge­

sunken, der Anteil der Frauen entsprechend gestiegen. Lag der Frauenanteil in 

der Grundversorgung 2005 noch bei 24%, so waren 2011 bereits 39% der Grund­

versorgungsbezieherInnen weiblich. 
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 Diagr. 57: Geschlechterverhältnis in der Grundversorgung, 2005–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Auch in der Altersstruktur der GrundversorgungsbezieherInnen sind Verände

rungen feststellbar. Der Anteil der minderjährigen Grundversorgungsbeziehe

rInnen ist seit 2007 von 20% auf beinahe 28% gestiegen.  Auffällig ist insbeson

dere die starke Zunahme bei der Gruppe der GrundversorgungsbezieherInnen 

zwischen 6 und 17 Jahren.  

Nicht nur der Anteil der jungen, sondern auch der Anteil der älteren Grundver

sorgungsbezieherInnen hat seit 2007 zugenommen. 
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 Diagr. 58: Alter der Grundversorgten, 2007 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24
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 Diagr. 59: Alter der Grundversorgten, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24 

113Wiener Sozialbericht 2012 

Einkommen und Armut 

­

­

­

­

3.2.3 Schuldnerberatung Wien 

Schuldenmachen ist im marktwirtschaftlich orientierten Wirtschafts- und 

Gesellschaftssystem ein erwünschter Vorgang .  Verschuldung kann eine ge

plante Entscheidung sein oder auch ungewollt eintreten . Die Verschuldung 

der Republik Österreich beträgt im dritten Quartal 2012 rund 227 Mrd . Euro,  

das bedeutet eine Pro-Kopf-Verschuldung je Staatsbürgerin bzw . Staatsbür

ger von rund 30 .000 Euro . Die Verschuldung von Privathaushalten ist in Ös

terreich wie auch in vielen anderen Ländern in den vergangen Jahren ge

stiegen . Schätzungen zufolge sind rund 200 .000 bis 300 .000 Privathaushalte 

in Österreich überschuldet . Im internationalen Vergleich sind österreichi

sche Haushalte relativ gering verschuldet .  Aus dem Global Wealth Report 

2010120  geht hervor,  dass Österreich mit 57,7% (Privatverschuldung in Prozent 

des BIP) die zweitniedrigste Schuldenquote aufweist .  Trotzdem ist bei der 

Anzahl der Personen, die ein gerichtliches Schuldenregulierungsverfahren  

 
120    Vgl. Steck et al. 2010. 

­

­

­

­

­
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beantragen, nach wie vor ein Zuwachs zu verzeichnen . Überschuldung ist 

vielfach auch der Auslöser für soziale Folgeprobleme bzw . die Folge von Ar

mut und sozialer Ausgrenzung . Die Klärung und Lösung der Schuldensitua

tion ist daher fast immer Gegenstand sozialer Interventionen . 

­

­

Situation in Österreich 

Private Haushalte geraten häufig in prekäre finanzielle Situationen, wenn die 

monatlichen Ausgaben nicht oder nur knapp mit dem Monatseinkommen ge

deckt werden können (siehe Kapitel 3.1.2 – Diagr. 29). Die Zahlen der Klein­

kreditevidenz121 des Kreditschutzverbandes (KSV) zeigen, dass die Anzahl der 

KreditnehmerInnen, Privatkredite, Neukredite und massiven Zahlungsstörun

gen stabil ansteigt. Im Jahr 2011 stieg die Zahl der KreditnehmerInnen auf über 

2,98 Mio., das bedeutet eine Steigerung von 5,2% seit 2009. Bedingt durch die 

finanziell angespannte Lage vieler Menschen kommt es jedoch immer häufiger 

zu Problemen bei der Rückzahlung der offenen Kredite. Lag die Anzahl der Per

sonen mit massiven Zahlungsstörungen (damit gemeint sind Klagen und Fällig

stellungen von Krediten) im August 2009 bei 145.402, so erreichte sie im August 

2011 bereits 155.165. Das entspricht einem Anstieg von 6,7%.  Aber nicht nur 

die Anzahl der betroffenen Personen ist gestiegen, sondern auch die Anzahl der 

Zahlungsstörungen pro Person – plus 7,2% gegenüber 2009. 

­

­

­

­

Immer mehr Personen haben Probleme 

bei der Rückzahlung offener Kredite.  

August 2009 August 2010 August 2011 
Veränderung 
2009–2011 

Anzahl KreditnehmerInnen Österreich 2.835.085 2.915.893 2.983.145 5,2% 

Anzahl der Privatkredite gesamt 3.896.706 4.001.556 4.078.038 4,7% 

Personen mit massiven Zahlungsstö­
rungen 

145.402 151.241 155.165 6,7% 

Anzahl an Zahlungsstörungen 425.258 438.642 455.885 7,2% 

   Tab. 34: Zahlungsstörungen bei Privatkrediten, 2009–2011 (Österreich) 
Quellen: BMASK, Krisenmonitoring, 7. Bericht, 2011, bearbeitet durch die MA 24 

Laut der Oesterreichischen Nationalbank ist das aushaftende Volumen an 

privaten Haushalten (inklusive der privaten Organisationen ohne Erwerbs

zweck wie z.B. Stiftungen,  Vereine, Kirchen) im zweiten Quartal 2011 im Ver-

gleich zum Vorjahr um rund 1,3 Mrd. Euro auf 137,4 Mrd. Euro gestiegen. Zu

letzt gab es Ende 2007 einen vergleichbar hohen Quartalsanstieg.  Unterstützt 

wird dieses Kreditwachstum auch durch den Anstieg bei der Neukreditvergabe 

an Privathaushalte.122 

­

­

So wie in vielen europäischen Ländern ist die Datenlage in Österreich zum Thema 

Überschuldung und Menschen mit finanziellen Problemen eher dürftig.  Im Rah

men des Sondermoduls der EU-SILC Erhebung 2008  wurden jedoch umfassende 

Daten zum Thema Verschuldung,  Überschuldung und finanzielle Ausgrenzung 

von Privathaushalten erhoben.123 Daraus geht unter anderem hervor, dass rund 

die Hälfte der österreichischen Bevölkerung in Haushalten mit Kreditverbind

lichkeiten lebt, wobei die Verschuldung für Wohnraum die häufigste Kreditform 

darstellt. Die Häufigkeit von Verschuldung nimmt mit dem Alter ab und erhöht 

sich mit steigendem Einkommen.  Von Überschuldung sind über proportional  

 
121    Vgl. BMASK, Krisenmonitoring 7. Bericht,  Tabellenanhang, 2011. 
122   Kreditmonitor:  Erhöhtes Kreditwachstum bei Privaten und Unternehmen,  Website der OeNB,  

http://www.oenb.at/de/stat_melders/presse/oenb/pa_20110901_kreditmonitor__erhoehtes_kre
ditwachstum_bei_privaten_und_unternehmen.jsp (20.03.2012). 

123    Vgl.  Angel et al. 2009.  

­

­

­

Das aushaftende Volumen an 

Privatkrediten steigt stetig an. 

Rund die Hälfte der Bevölkerung lebt in 

Haushalten mit Kreditverbindlichkeiten. 
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vor allem jüngere Personengruppen (bis 39 Jahre), Ein-Eltern-Haushalte, Fami­

lien mit drei oder mehr Kindern, Drittstaatsangehörige, Personen mit geringer 

Ausbildung, Personen mit niedrigen Einkommen und Mitglieder von Privat­

haushalten mit keiner bzw. eingeschränkter Erwerbstätigkeit betroffen. 

Die Daten zeigen weiters, dass 55% der Bevölkerung, die in Privathaushalten 

leben, in den letzten fünf Jahren ernsthafte oder immer wieder kleinere finanzi­

elle Schwierigkeiten hatten. 9% waren zum Zeitpunkt der Befragung oder wäh­

rend der letzten zwölf Monate mit Zahlungen im Rückstand. 1,5 Mio. Personen 

(18%) leben in Privathaushalten, in denen zumindest ein Haushaltsmitglied sein 

Konto überzogen hat. 

Von finanzieller Exklusion (kein oder nur erschwerter Zugang zu finanziellen 

Basisdienstleistungen wie einem Konto, einer Versicherung und einem einfa­

chen Kredit) sind vor allem ältere Menschen, Personen mit geringen Einkom­

men und mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft betroffen. Rund 2% der 

Bevölkerung verfügt über kein Konto im Haushalt. 

Unterschied Verschuldung – Überschuldung 
Verschuldung ist ein wertfreier Begriff. Er bezeichnet lediglich die Tatsache, dass eine bestimmte 

Schuld besteht. Bei Verschuldeten wird von Personen gesprochen, die Schulden haben, diese 

jedoch zurückzahlen können. Dagegen wird bei einer Überschuldung von einer problematischen 

Verschuldungssituation gesprochen, bei der das erwirtschaftete Einkommen und Vermögen nach 

Abzug der Lebenshaltungskosten nicht ausreicht, um die offenen Verbindlichkeiten über einen 

bestimmten Zeitraum oder auf Dauer abzudecken. 

Arbeitslosigkeit als Schuldenfalle 

Aus dem Schuldenreport 2012124 der Dachorganisation ASB Schuldnerberatun­

gen GmbH geht hervor, dass KlientInnen der Schuldenberatungen häufiger eine 

geringe Schulausbildung aufweisen und über deutlich weniger Einkommen ver­

fügen als der Bevölkerungsdurchschnitt. Einen Lehrabschluss bzw. eine berufs­

bildende Fachschule können rund 55% der KlientInnen als höchste Ausbildung 

vorweisen, rund 35% haben die Pflichtschule als höchste Ausbildung beendet. 

Nur rund 7% verfügen über Matura und nur knapp 3% haben eine Ausbildung 

über dem Maturaniveau oder ein Studium abgeschlossen. Ein Viertel der Klien­

tInnen haben 2011 weniger als das für dieses Jahr geltende Existenzminimum 

von 793 Euro verdient, was eine Schuldenregulierung schwierig gestaltet. Über­

durchschnittlich hoch ist die Zahl der Arbeitslosen, die sich an die Schuldenbe­

ratungen wenden. Die Gruppe ist elfmal häufiger vertreten als in der Gesamtbe­

völkerung. Im Jahr 2011 waren rund 36% der KlientInnen arbeitslos, 49% waren 

erwerbstätig. Die Hauptgründe für Überschuldung liegen mit rund 43% bei Ar­

beitslosigkeit bzw. Einkommensverschlechterung. Schwierigkeiten im Umgang 

mit Geld geben rund 21% als Überschuldungsursache an, rund 18% nennen eine 

gescheiterte Selbstständigkeit. Bei einer Vielzahl der KlientInnen der Schulden­

beratungen tritt eine Kombination aus mehreren Gründen auf. 

Die Auswirkungen der Wirtschaftskrise und der damit verbundenen Arbeits­

marktkrise sind, wie dem Schuldenreport 2011125 zu entnehmen ist, nun auch 

124 Vgl. ASB Schuldnerberatungen GmbH, Schuldenreport 2012, 2012. 
125 Vgl. ASB Schuldnerberatungen GmbH, Schuldenreport 2011, 2011. 

Vor allem ältere Menschen, Personen 

mit geringem Einkommen und nicht­

österreichische StaatsbürgerInnen sind 

von finanzieller Exklusion betroffen. 
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In Österreich gibt es derzeit zehn staatlich 

anerkannte Schuldenberatungsstellen, die 

den SchuldnerInnen zur Verfügung stehen. 

© Foto: FSW 

deutlich in den Schuldenberatungsstellen zu spüren. Demnach gaben 43% der 

NeuklientInnen österreichweit an, dass Arbeitslosigkeit bzw. Einkommensver­

schlechterung die Ursache für ihre Schuldenproblematik ist. Im Jahr 2008 ha­

ben nur rund 19% diese Gründe als Überschuldungsursache genannt. In Wien 

gaben 2010 und 2011 bereits mehr als die Hälfte der NeuklientInnen an, ar­

beitslos zu sein. Arbeitslosigkeit birgt somit ein hohes Überschuldungsrisiko 

in sich. Diese Entwicklung ist beunruhigend, da überschuldete Menschen mit 

strukturellen Benachteiligungen am Arbeitsmarkt zu kämpfen haben. Kommt es 

zu einer Lohn- bzw. Gehaltspfändung, führt das zu einer Belastung der Dienst­

geberInnen als DrittschuldnerInnen, was nicht selten den Verlust des Arbeits­

platzes zur Folge hat. Eine weitere Verschärfung der Situation bringt auch der 

Verlust des Girokontos mit sich. Die Suche nach einem neuen Arbeitsplatz wird 

dadurch erheblich erschwert. 

Schuldenberatungsstellen 

In Österreich bestehen derzeit zehn staatlich anerkannte Schuldenberatungs­

stellen mit 20 Regionalstellen. Die Schuldenberatungen arbeiten im öffentlichen 

Auftrag, kostenlos und schuldnerInnenorientiert. Die Beratungen sind vertrau­

lich und erfolgen auf Grundlage der Freiwilligkeit und Eigenverantwortlichkeit, 

wobei die Hilfe zur Selbsthilfe im Mittelpunkt steht. Die staatlich anerkannten 

Schuldenberatungsstellen unterliegen besonderen Qualitätskriterien und sind 

berechtigt, SchuldnerInnen im Schuldenregulierungsverfahren bei Bedarf zu 

vertreten. Die speziell für ihre Tätigkeit ausgebildeten MitarbeiterInnen sind 

bemüht, gemeinsam mit den KlientInnen eine nachhaltige Lösung zu erarbei­

ten. Schuldenberatungsstellen arbeiten mit hohem gesellschaftlichem Nutzen. 

Eine Studie des NPO-Instituts an der Wirtschaftsuniversität Wien 2006126 be­

stätigt die positiven Effekte der Schuldenberatung auf die soziale und gesund­

heitliche Situation der SchuldnerInnen. Die Schuldenberatung trägt dazu bei, 

dass SchuldnerInnen weniger Sozialleistungen in Anspruch nehmen, dass sie 

ihre Erwerbstätigkeit erhalten bzw. im Fall der Arbeitslosigkeit wieder eine 

Erwerbsarbeit aufnehmen können und dadurch 

wieder zu aktiven BeitragszahlerInnen werden. 

Die Regulierung der Schulden hat darüber hinaus 

auch positive Auswirkungen auf die Wohnsituati­

on sowie auf die Fähigkeit, Unterhaltsverpflich­

tungen nachzukommen. 

Aus den erhobenen Daten der Schuldenbera­

tungsstellen127 geht hervor, dass die Zahl der be­

ratenen Personen in den Jahren 2009 und 2010 

unverändert hoch geblieben ist. Im Jahr 2011 war 

wieder ein Anstieg zu verzeichnen. 54.324 Per­

sonen haben von den Schuldenberatungsstellen 

Unterstützung erhalten, das sind um 1.874 Per­

sonen mehr als im Vorjahr. Gemeinsame Merkma­

le von KlientInnen der Schuldenberatungen sind 

die geringere Schulausbildung und ein niedriges 

Einkommen. Die Altersstruktur der KlientInnen 

der Schuldenberatungen im Jahr 2011 spiegelt 

mit einer Ausnahme die Gesamtbevölkerung wi­

126 Vgl. Hollerweger et al. 2006.  
127 Vgl. ASB Schuldnerberatungen GmbH, Schuldenreport 2012, 2012.  
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der. Die Altersgruppe der 51- bis 60-Jährigen ist bei den KlientInnen der Schul

denberatung mit rund 13% auffällig schwächer vertreten als in der Gesamtbe

völkerung mit 22%. Knapp 30% sind nicht älter als 30 Jahre. Die Altersgruppen 

der 21- bis 30-Jährigen (26,7%), der 31- bis 40-Jährigen (26,4%) und der 41- bis 

50-Jährigen (26%) sind nahezu gleich stark vertreten, d.h. fast vier Fünftel der 

KlientInnen der Schuldenberatungen sind zwischen 21 und 50 Jahre alt. Die 

Durchschnittsverschuldung der Personen, die im Jahr 2011 eine Erstberatung 

in Anspruch genommen haben, liegt bei rund 73.100 Euro. Männer weisen mit 

durchschnittlich 83.700 Euro deutlich höhere Schulden auf als Frauen mit rund 

57.600 Euro. Die Medianverschuldung128 lag im Jahr 2011 in Österreich bei rund 

35.000 Euro. 

­

­

Medianverschuldung 
Bei der Berechnung der Medianverschuldung wird die Anzahl der jeweiligen Verschuldungshöhen 

halbiert. Das heißt die Hälfte der KlientInnen liegt mit der Schuldenhöhe über dem Median und 

die andere Hälfte darunter. 

Neben der Beratung von SchuldnerInnen befassen sich die einzelnen Bera­

tungsstellen auch mit der Schuldenprävention. Ein Schwerpunkt dabei stellt 

die Präventionsarbeit in Schulen dar. In Oberösterreich ist seit 1999 Klartext, 

eine eigenständige Präventionsstelle der Schuldnerberatung OÖ, tätig.129 Ne­

ben den bundesländerspezifischen Angeboten haben die PräventionsexpertIn­

nen aller Schuldenberatungen gemeinsam die DVD The Cash konzipiert. Die 

DVD richtet sich in erster Linie an Personen, die in der Jugendarbeit tätig sind, 

wie z.B. LehrerInnen und JugendarbeiterInnen, und Informationen zum Thema 

Schulden benötigen. 

Im Rahmen des EU-Equal-Projekts Schulden-Shredder wurde das Kooperations­

modell FinanzCoaching für die Zusammenarbeit zwischen Schuldenberatungen 

und arbeitsmarktpolitischen bzw. sozialen Einrichtungen entwickelt. Die 

FinanzCoaching-Seminare sind seit 2005 fixer Bestandteil des Fortbildungs­

programms der ASB Schuldnerberatungen GmbH und richten sich an Perso­

nen, die im Rahmen ihrer Tätigkeit verschuldete Personen beraten, begleiten 

oder betreuen. Ziel des Seminars ist es, einen Überblick über die Problem­

felder im Zusammenhang mit Schulden zu vermitteln, über Instrumente der 

Schuldenregelung zu informieren und dadurch verschuldete Personen bei der 

Vorbereitung auf die Schuldenregulierung kompetent zu unterstützen. 

Schuldenregulierungsverfahren (Privatkonkurs) 

Ist eine außergerichtliche Schuldenregulierung zwischen SchuldnerInnen 

und GläubigerInnen nicht möglich, kann auf Antrag der Schuldnerin bzw. 

des Schuldners oder der Gläubigerin bzw. des Gläubigers ein Schuldenregu­

lierungsverfahren (Privatkonkurs) eingeleitet werden. Diese gerichtliche Mög­

lichkeit einer Schuldenregulierung gibt es in Österreich seit 1995. Ziel des 

Schuldenregulierungsverfahrens ist es, redlichen und bemühten SchuldnerIn­

nen die Möglichkeit zu bieten, ihre Schulden zu regulieren und damit einen 

wirtschaftlichen Neubeginn zu realisieren. Zu den Voraussetzungen zählen die 

128 Der Median ist der Wert, der eine nach der Größe geordnete Datenverteilung in zwei gleich große 
Hälften teilt. 50% der Fälle liegen unterhalb, 50% oberhalb des Medians. 

129 Nähere Infos unter: www.klartext.at. 

Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung weist 

die Klientel der Schuldenberatungen eine 

geringe Schulausbildung auf und hat deut­

lich weniger Einkommen zur Verfügung. 

Präventionsarbeit ist ein weiterer Schwer­

punkt der Schuldenberatungsstellen. 

http:www.klartext.at
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Seit der Einführung des Privatkonkurses 1995 

wurden 83.968 Verfahren eröffnet. 2012 wird 

der 100.000 Privatkonkursantrag erwartet. 

Zahlungsunfähigkeit, ein regelmäßiges Einkommen, die Verpflichtung, keine 

neuen Schulden zu machen, sowie die Möglichkeit, einen bestimmten Betrag 

für die monatliche Rückzahlung zur Verfügung stellen zu können. Im Zuge der 

Insolvenzeröffnung kommt es zu einem Exekutions- und Zinsenstopp und zur 

Vermögensverwertung. Die Schuldnerin bzw. der Schuldner muss den Gläubi­

gerInnen einen Zahlungsplan mit einer Zahlungsquote, die dem voraussichtlich 

pfändbaren Einkommen der nächsten fünf Jahre entspricht, anbieten. Akzep­

tiert die GläubigerInnenmehrheit das Angebot und werden die Raten vereinba­

rungsgemäß bezahlt, erlöschen die restlichen Schulden. Erfolgt im Verfahren zu 

dem von der Schuldnerin bzw. dem Schuldner vorgelegten Zahlungsplan keine 

Zustimmung durch die GläubigerInnenmehrheit, entscheidet das Gericht über 

die Einleitung des sogenannten Abschöpfungsverfahrens. Im Abschöpfungsver­

fahren unterliegen SchuldnerInnen strengen Obliegenheiten, die GläubigerIn­

nen erhalten keine vorbestimmte Quote und ihre Zustimmung ist nicht mehr 

erforderlich. Über einen Zeitraum von sieben Jahren verwaltet eine bestellte 

Treuhänderin bzw. ein bestellter Treuhänder den pfändbaren Teil des Ein­

kommens und verteilt diesen einmal jährlich an die GläubigerInnen. In diesen 

sieben Jahren müssen mindestens zehn Prozent der Schulden zurückbezahlt 

werden. Das Gericht überprüft nach dem Abschöpfungszeitraum, ob die Gläu­

bigerInnen mindestens zehn Prozent der ursprünglichen Forderungen erhalten 

haben. Wenn dies der Fall ist, wird die Restschuldbefreiung erteilt. Wird die 

Quote nicht erreicht, kann das Gericht nach Billigkeit festlegen, ob und wie viel 

die Schuldnerin bzw. der Schuldner zusätzlich zahlen muss. 

Die häufigste Form der Regulierung im Rahmen des Schuldenregulierungsver­

fahrens ist der Zahlungsplan. Im Jahr 2011 beträgt der Anteil an Zahlungsplä­

nen rund 72%, bei 27% wurde das Abschöpfungsverfahren eingeleitet. 

     

 

-
  
 

-

 
  

-

 -

Verfahrensablauf Schuldenregulierungsverfahren 

Außergerichtlicher 
Ausgleich 

Zustimmung 
aller Gläubiger 

erforderlich 

Bei Zustimmung und 
fristgerechter Zahlung 

erlöschen die Restschulden 

bei Annahme bei Scheitern 

scheitert der außer 
gerichtliche Ausgleich, 

besteht die Möglichkeit, 
einen Antrag auf Privat­

konkurs zu stellen 

Antrag auf Eröffnung 
des Schulden 

regulierungsverfahrens 
Insolvenzeröffnung, 

Veröffentlichung, 
Exekutions- und 

Zinsenstopp 

Vermögensverwertung 

z.B. Auto, Haus 

Zahlungsplan 

Mindestangebot entsprechend 
dem voraussichtlich pfändbaren 

Einkommen der nächsten 5 Jahre; 
Teilzahlungen für max. 7 Jahre; 
Zustimmung der Gläubiger 

mehrheit erforderlich 

Abschöpfungsverfahren 

7 Jahre Pfändung aufs 
Existenzminimum; mind. 

10% der Schulden müssen 
nach 7 Jahren bezahlt sein; 
Zustimmung der Gläubiger 

nicht erforderlich 

Restschuld 
befreiung 

Abb. 16: Verfahrensablauf Schuldenregulierungsverfahren Quellen: ASB Schuldnerberatung GmbH, bearbeitet durch die MA 24 
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Entwicklung der Privatkonkurse in Österreich 

Seit Einführung des Privatkonkurses 1995 wurden 97.763 Insolvenzanträge ge­

stellt, davon wurden 83.968 Schuldenregulierungsverfahren eröffnet. Rund 70% 

der Schuldenregulierungsverfahren werden von staatlich anerkannten Schul­

denberatungsstellen betreut. Die Zahl der Schuldenregulierungsverfahren ist 

nach wie vor im Steigen begriffen. Gegenüber dem Vergleichsjahr 2010 kam es 

im Jahr 2011 zu einem Anstieg von 5,7% bei den Insolvenzanträgen. Von den 

10.970 gestellten Anträgen wurden 9.633 Insolvenzverfahren eröffnet, das ent­

spricht einem Plus von 6,5% zum Vorjahr. Rund 64% der 10.970 Insolvenzanträ­

ge wurden von Männern gestellt. Für das Jahr 2012 wird der 100.000 Privatkon­

kursantrag erwartet. 

2007 2008 2009 2010 2011 

Eröffnungen 
Schuldenregulierungsverfahren 7.388 8.599 9.089 9.048 9.633 

0 

1.000 

2.000 

3.000 

4.000 

5.000 

6.000 

7.000 

8.000 

9.000 

10.000 

An
za

hl
 

Jahr 

 Diagr. 60: Eröffnungen Schuldenregulierungsverfahren, 2007–2011 (Österreich) 
Quellen: ASB Schuldnerberatungen GmbH, bearbeitet durch die MA 24 

Entwicklung der Privatkonkurse in Wien 

Sowohl die Anzahl der eröffneten Schuldenregulierungsverfahren, der Konsul­

tationen der Schuldnerberatung Wien als auch die Anzahl der Begleitungen 

zu Gericht erhöhen sich jedes Jahr. Rund 40% aller eröffneten Privatkonkurse 

werden in Wien abgewickelt. Im Jahr 2011 wurden in Wien 3.900 Schuldenregu­

lierungsverfahren eröffnet. 

Die Privatkonkurse in Wien sind nach 

wie vor im Steigen begriffen. 2011 

wurden 3.900 Verfahren eröffnet. 

 
 

  

2007 2008 2009 2010 2011 

Schuldenregulierungsverfahren eröffnet 2.628 3.406 3.639 3.707 3.900 

4.000 

3.500 

3.000 

2.500 

2.000 

1.500 

1.000 

500 

0 

An
za

hl
 

Konsultation der Schuldnerberatung 1.790 2.466 2.518 2.616 2.793 

Begleitung durch die Schuldnerberatung 1.332 1.944 2.045 2.020 2.184 

Jahr 

 Diagr. 61: Entwicklung der Privatkonkurse, 2007–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 
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Exekution 
Die Exekution ist die gerichtliche Zwangs­

vollstreckung von Rechten. GläubigerInnen 

stehen als Exekutionsmittel die Exekution auf 

Forderungen (Geldforderung), die Exekution 

auf bewegliche Sachen (Fahrnisexekution) 

und die Exekution auf unbewegliche Sachen 

(Liegenschaften) zur Verfügung. Die Zwangs­

vollstreckung setzt einen Vollstreckungstitel 

wie z.B. ein rechtskräftiges Urteil oder einen 

Zahlungsbefehl voraus und unterliegt den 

Vorschriften der Exekutionsordnung. Die häu­

figsten Formen der Exekution sind die For­

derungs- und Fahrnisexekutionen. Im Jahr 

2011 wurden in Österreich 727.386 Anträge 

auf Forderungsexekution gestellt. Bei einer 

Forderungsexekution wird das Einkommen 

der SchuldnerInnen bis auf das Existenzmi­

nimum gepfändet. Den darüber hinausge­

henden Betrag müssen die ArbeitgeberInnen 

an die GläubigerInnen überweisen. Bei einer 

Fahrnisexekution wird die Zwangsvollstre­

ckung auf bewegliche Sachen (die nicht zu 

einer einfachen Lebensführung benötigt 

werden) mithilfe von GerichtsvollzieherInnen 

durchgeführt. Das bewegliche Vermögen 

wird gepfändet und verwertet. Die Fahrnis­

exekutionen beliefen sich im Jahr 2011 auf­

insgesamt 871.336 Anträge. 

Existenzminimum 
Im exekutionsrechtlichen Sinn handelt es sich 

beim Existenzminimum um jenen Betrag, der 

bei der Exekution auf beschränkt pfändbare 

Forderungen (z.B. Arbeitseinkommen) un­

pfändbar ist und somit der Schuldnerin bzw. 

dem Schuldner verbleiben muss. Die Höhe 

des jeweils unpfändbaren Betrages hängt 

von der Höhe des Einkommens ab und da­

von, ob das Einkommen 12- oder 14-mal im 

Jahr ausbezahlt wird, sowie von der Anzahl 

der Unterhaltspflichten. Für 2012 beträgt der 

allgemeine Grundbetrag 814 Euro und der 

erhöhte allgemeine Grundbetrag 950 Euro. 

Vergleich Privatinsolvenz in Europa 

Die Situation in Europa scheint laut einer aktuellen Untersuchung der Credit­

reform Wirtschaftsforschung130 zweigeteilt zu sein: In jenen europäischen Län­

dern, in denen eine entsprechende Privatinsolvenzstatistik geführt wird, haben 

2011 wurden 727.386 Forderungs­

exekutionen und 871.336 Fahrnis­

exekutionen beantragt. 

Immer mehr SchuldnerInnen wandern 

vorübergehend in Länder aus, in denen 

eine Entschuldung leichter möglich ist. 

.2011 Frankreich (+26,4%), die Niederlande (+26%) und Finnland (+19,7%) den 

stärksten Zuwachs bei Privatinsolvenzen zu verzeichnen. Deutschland (–5,5%) 

und Großbritannien (–8,8%) können hingegen den größten Rückgang melden. 

Trotz des Rückganges wurden in Großbritannien zum dritten Mal in Folge die 

meisten Privatinsolvenzen innerhalb Europas registriert, 143.871 Personen 

meldeten 2011 Privatinsolvenz an. In kaum einem anderen Industrieland ist 

eine dermaßen hohe Verschuldung privater Haushalte zu finden. Die hohe Zahl 

an Privatinsolvenzen hängt aber auch mit der Neustrukturierung des Insol­

venzrechts und der Einführung neuer Verfahren zusammen. Damit wurde die 

Anmeldung der Privatinsolvenz für die VerbraucherInnen erleichtert und die 

Restschuldbefreiung beschleunigt. Aufgrund einer fehlenden Harmonisierung 

des Insolvenzrechts auf EU-Ebene gestaltet sich eine Entschuldung für Privat­

personen in Europa sehr unterschiedlich, weshalb SchuldnerInnen in Länder 

übersiedeln, in denen eine Entschuldung leichter möglich ist. Man spricht mitt­

lerweile von einem sogenannten Insolvenztourismus. In vielen osteuropäischen 

Ländern ist ein geregeltes Insolvenzverfahren für Privatpersonen nach wie vor 

nicht möglich. In jenen Ländern, in denen es Entschuldungsmöglichkeiten gibt, 

werden diese auch stark genützt. So gab es z.B. in der Tschechischen Republik 

2011 eine Steigerung um 66,7% (von 10.600 auf 17.600 Privatinsolvenzen) gegen­

über dem Vorjahr.131 

Europäisches Insolvenzrecht 
Die EuInsVO Nr. 1346/2000 regelt in Art. 3, 

dass für die Eröffnung des Insolvenzverfah­

rens die Gerichte des Mitgliedstaates der EU 

(mit Ausnahme von Dänemark) zuständig 

sind, in dessen Gebiet die überschuldete Per­

son den Mittelpunkt ihrer hauptsächlichen 

Interessen hat. 

Gemäß Art. 17 EuInsVO Nr. 1346/2000 entfal­

tet die Eröffnung eines Verfahrens in jedem 

anderen Mitgliedstaat ohne weitere Förm­

lichkeiten die Wirkung, die das Recht des 

Staates der Verfahrenseröffnung dem Verfah­

ren beilegt (z.B. Verbot weiterer Zwangsvoll­

streckungen). Art. 25 EuInsVO Nr. 1346/2000 

bestimmt, dass die im Rahmen der Beendi­

gung eines Insolvenzverfahrens ergangenen 

Entscheidungen (z.B. die Restschuldbefrei­

ung) in allen anderen Mitgliedstaaten aner­

kannt werden müssen.131 

130 Vgl. Creditreform 2012.  
131 Vgl. Verordnung Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über Insolvenzverfahren.  
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Organisation der Schuldnerberatung Wien 

Die Schuldnerberatung Wien ist eine gemeinnützige Beratungsstelle, die aus 

Mitteln der Stadt Wien, des AMS und der Caritas Wien gefördert wird. Sie ist 

2005 durch die Fusionierung der Schuldnerberatung des FSW mit dem Verein 

für Kredit- und Wiedergutmachungshilfe entstanden. In Wien ist sie die einzi­

ge staatlich anerkannte Schuldenberatungsstelle, die kostenlose Beratung für 

in Wien wohnende Personen anbietet. Die Schuldnerberatung Wien ist Mitglied 

der ASB Schuldnerberatungen GmbH, der Dachorganisation aller in Österreich 

staatlich anerkannten Schuldenberatungen. 

Leistungen der Schuldnerberatung Wien 

Im Auftrag der Stadt informieren die MitarbeiterInnen der Schuldnerberatung 

Wien verschuldete Personen über rechtliche Aspekte im Zusammenhang mit 

Schulden. Nach einer Analyse der wirtschaftlichen Situation gemeinsam mit 

den KlientInnen werden Problemlösungen erarbeitet. Ein weiterer Schwerpunkt 

in der Beratung ist die Unterstützung bei der Vorbereitung des gerichtlichen 

Schuldenregulierungsverfahrens (Privatkonkurs) und die Begleitung im Insol­

venzverfahren. Zu den Grundsätzen der Schuldnerberatung Wien zählen unter 

anderem: Freiwilligkeit, Motivation und Mitarbeit der betroffenen Personen, 

Offenlegung des gesamten Einkommens bzw.Vermögens und aller Schulden so­

wie Verlässlichkeit bei Terminen und Vereinbarungen. Die Schuldnerberatung 

Wien vermittelt jedoch keine Kredite, gewährt keine finanziellen Unterstützun­

gen und übernimmt auch keine Bürgschaften. Die Schuldnerberatung Wien hat 

im Jahr 2011 insgesamt 9.105 Personen beraten und 20.171 Beratungsgesprä­

che geführt. In Wien wurden 2011 insgesamt 3.900 Schuldenregulierungsver­

fahren eröffnet. In 2.793 Fällen fand eine Konsultation der Schuldnerberatung 

Wien statt. Die mit KlientInnen erarbeiteten außergerichtlichen Ausgleiche be­

laufen sich 2011 auf 376.132 

Weitere Angebote der Schuldnerberatung Wien 

Ein neues Angebot der Schuldnerberatung 

© Foto: FSW 

Wien ist seit 2010 das Betreute Konto, 

das gemeinsam mit ausgewählten Banken 

durchgeführt wird. Das Betreute Konto ist 

für Menschen gedacht, die in einem Betreu­

ungsverhältnis stehen und die Schwierig­

keiten haben, Zahlungsprioritäten zu er­

kennen bzw. einzuhalten und dadurch von 

Wohnungslosigkeit bedroht sind. Bei einer 

Partnerbank werden ein Einnahmen- und 

ein Ausgabenkonto auf den Namen der Kun­

din bzw. des Kunden eröffnet. Beim Einnah­

men konto ist die Schuldnerberatung Wien 

zeichnungsberechtigt. Von diesem Konto 

werden die wichtigen Zahlungen wie Miete 

und Energie getätigt, der Rest wird auf das 

Ausgabenkonto gebucht und steht der Kun­

din bzw. dem Kunden zur freien Verfügung. 

132  Informationen zum Thema Schulden und zum Anmeldeprozedere sind unter www.schuldnerbera­
tung-wien.at zu finden. 

40% aller Privatkonkurse  

werden in Wien eröffnet. 

http:tung-wien.at
www.schuldnerbera
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Das Betreute Konto ist ein Angebot für 

Menschen, die schon mehrmals von 

Obdachlosigkeit oder Wohnungslosigkeit 

bedroht waren und freiwillig einen 

Teil ihres Finanzmanagements  

abgeben möchten. 

SchuldenOnline steht SchuldnerInnen, aus­

gewählten Beratungsstellen, Gerichten und 

bevorrechteten Gläubigerschutzverbänden 

zur Verfügung. 

Über alle Transaktionen bekommen im Vorfeld festgelegte Informationsbevoll­

mächtigte eine Meldung (SMS). Im Jahr 2011 haben 59 Personen diese Dienst­

leistung in Anspruch genommen. Insgesamt gab es 2.540 Kontobewegungen 

und eine verwaltete Summe von rund 320.000 Euro. 

Für Unternehmen hat die Schuldnerberatung Wien die Website www.dritt­

schuldner.at entwickelt. Die Internet-Plattform bietet Informationen und ein 

Berechnungsmodul für Unternehmen zum Thema Drittschuldner und Lohn- 

und Gehaltsexekutionen. 

Auf Initiative der Zweiten Sparkasse und in Kooperation mit der Schuldnerbe­

ratung Wien und Jugend am Werk wurde 2010 das Projekt I €AN entwickelt. In 

Workshops soll die Allgemeinbildung von Lehrlingen verbessert werden und 

damit eine Erweiterung der Handlungskompetenz in finanziellen Belangen er­

reicht werden.133 

SchuldenOnline ist eine von der Schuldnerberatung Wien entwickelte web­

basierte EDV-Anwendung, mit deren Hilfe Arbeitsabläufe effizienter gestaltet 

werden können, was eine deutliche Reduzierung der notwendigen Beratungs­

termine mit sich bringt. Die klaren Eingabeabläufe dienen der Qualitätssiche­

rung und unterstützen die BeraterInnen. SchuldenOnline richtet sich vor allem 

auch an berufstätige Personen. Derzeit kann das Angebot von folgenden Grup­

pen (mit unterschiedlichen Zugangsberechtigungen) genutzt werden: 

• SchuldnerInnen können ihren eigenen Akt mit dem Ziel der Schuldenre­

gulierung bearbeiten. 

• Ausgewählte Beratungsstellen (z.B. MBBE) können eigene Anwender- und 

KlientInnenkreise erstellen und wertvolle Vorbereitungsarbeit leisten. 

Diese Vorarbeit kann ohne Datenverlust der Schuldnerberatung Wien 

übergeben werden. 

• Gerichte können, wenn mittels SchuldenOnline ein Privatkonkursantrag 

erstellt wird, den Insolvenzantrag elektronisch einsehen und mit Schulden-

Online (und den bisherigen Daten) das Anmeldungsverzeichnis erstellen. 

• Bevorrechtete Gläubigerschutzverbände können, so das Gericht den 

SchuldenOnline-Konkursantrag freigeschaltet hat, die Gläubigerdaten 

der Klientin bzw. des Klienten downloaden. 

Zurzeit sind 3.688 KlientInnen für SchuldenOnline freigeschaltet, 21 Einrich­

tungen sind mit insgesamt 76 BearbeiterInnen für SchuldenOnlineBBE regist­

riert, zusammen haben diese Einrichtungen 253 Akten angelegt. 

Anmeldungsverzeichnis 
GläubigerInnen haben im Schuldenregulierungsverfahren die Möglichkeit, innerhalb der Anmel­

defrist ihre Forderungen bei Gericht anzumelden. Diese sind in das Anmeldungsverzeichnis auf­

zunehmen und zu prüfen. Die angemeldeten Forderungen werden in der Prüfungsverhandlung 

geprüft und das Ergebnis der Verhandlung ist im Anmeldungsverzeichnis einzutragen. Das Ver­

zeichnis gilt als Bestandteil des bei der Prüfungstagsatzung aufzunehmenden Protokolls.134 

133    Nähere Infos unter: www.sparkasse.at/diezweitesparkasse/I-CAN. 
134    Bundesgesetz über das Insolvenzverfahren (Insolvenzordnung – IO), § 108 Abs. 2. 

www.sparkasse.at/diezweitesparkasse/I-CAN
http:schuldner.at
www.dritt


123Wiener Sozialbericht 2012

Einkommen und Armut

Zielgruppenanalyse

KlientInnen nach Geschlecht

Den größten Anstieg an KlientInnen hatte die Schuldnerberatung Wien in den 

Jahren 2007 bis 2009 (+46%) zu verzeichnen. Im Jahr 2010 kam es zu einem 

leichten Rückgang von minus 4%. Ein Grund dafür ist, dass Banken seit der 

Wirtschaftskrise vorsichtiger bei der Kreditvergabe vorgehen. Im Jahr 2008 

hatte die Schuldnerberatung Wien den größten Anstieg an NeuklientInnen zu 

verzeichnen (+38% gegenüber 2007). Im darauffolgenden Jahr 2009 ging die An-

zahl an NeuklientInnen um rund 12% zurück. In den letzten beiden Jahren blieb 

die Zahl relativ unverändert, rund 5.200 Personen nahmen in diesem Zeitraum 

erstmals Kontakt mit der Schuldnerberatung Wien auf. Das Verhältnis der Ge-

samtklientInnen von Frauen zu Männern blieb mit 43:57 in den letzten drei 

Jahren konstant.

KlientInnen nach Herkunftsbezirken 

Der Großteil der KlientInnen (rund 14%) stammt aus dem bevölkerungsstärksten 

10. Bezirk, gefolgt vom 21. Bezirk mit rund 9% und dem 12. Bezirk mit rund 7%. 

Im Jahr 2011 nahmen rund 5.200 

Personen erstmals Kontakt mit der 

Schuldnerberatung Wien auf.
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 Diagr. 64: �Anzahl der KlientInnen nach Herkunftsbezirken, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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 Diagr. 62: �GesamtklientInnen nach Geschlecht, 2007–2011 (Wien)	  
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24 

 Diagr. 63: �NeuklientInnen nach Geschlecht, 2007–2011 (Wien)	  
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24 
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Höhe der Verschuldung 

Mehr als die Hälfte der KlientInnen haben Verbindlichkeiten bis zu 50.000 Euro. 

Bei den GesamtklientInnen machen sie rund 58% aus, bei den NeuklientInnen 

64%. Bei NeuklientInnen ist die Anzahl jener, deren Schulden geringer als 10.000 

Euro sind, nach wie vor im Steigen, sie liegt 2011 bei rund 13%. Rund 22% der 

NeuklientInnen der Schuldnerberatung Wien haben Schulden zwischen 50.000 

und 100.000 Euro. Über 100.000 Euro Schulden weisen rund 14% der beratenen 

Personen auf. Die Gläubigerstruktur hat sich in den letzten Jahren kaum ver­

ändert. Banken und Kreditinstitute stellen etwa ein Drittel der GläubigerInnen 

mit rund zwei Drittel der Schuldensumme. 
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 Diagr. 65: Anzahl NeuklientInnen nach der Höhe der Verschuldung, 2007–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Der überwiegende Teil der KlientInnen hat 

Schulden bis zu 50.000 Euro. 
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 Diagr. 66: Vergleich Verschuldungshöhe GesamtklientInnen und NeuklientInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 
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Medianverschuldung nach Geschlecht und Bezirk 

Die Medianverschuldung der KlientInnen der Schuldnerberatung Wien ist wei­

terhin rückläufig. Betrug sie im Jahr 2007 noch rund 47.000 Euro, reduzierte 

sie sich im Jahr 2011 auf rund 42.000 Euro, was einen Rückgang von rund 11% 

bedeutet. Erklärbar ist dieser Rückgang mit der niedrigeren Medianverschul­

dung der NeuklientInnen, diese lag im Jahr 2007 bei rund 43.000 Euro und 

im Jahr 2011 bei rund 37.000 Euro. Die Medianverschuldung von Männern ist 

sowohl bei den GesamtklientInnen als auch bei den NeuklientInnen höher als 

jene von Frauen. 

Die Medianverschuldung ist nach wie vor 

rückläufig. Bei NeuklientInnen lag sie im 

Jahr 2011 bei rund 37.000 Euro. 
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 Diagr. 67: Medianverschuldung GesamtklientInnen, 2007–2011 (Wien)  Diagr. 68: Medianverschuldung NeuklientInnen, 2007–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24 Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24 

KlientInnen aus dem 3., 10., und 21. Bezirk weisen die für das Jahr 2011 berech­

nete Medianverschuldung von rund 42.000 Euro auf. Mit rund 72.000 Euro ver­

zeichnen KlientInnen aus dem 1. Bezirk die höchste und mit rund 32.500 Euro 

KlientInnen des 8. Bezirkes die niedrigste Medianverschuldung. 
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 Diagr. 69: Medianverschuldung der KlientInnen nach Bezirken, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Medianverschuldung und Altersstruktur 

Mit 55% stellt die Gruppe der 30- bis 49-Jährigen den Großteil der beratenen 

Personen dar. Die höchste Medianverschuldung weisen mit rund 52.000 Euro 

die 40- bis 49-Jährigen auf, die geringste mit rund 7.000 Euro die Gruppe der 

unter 20-Jährigen. 
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 Diagr. 70: Medianverschuldung der KlientInnen nach Altersgruppen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

BewohnerInnen aus dem 10. Bezirk 

wenden sich am häufigsten an die 

Schuldnerberatung Wien, BewohnerInnen 

aus dem 1. Bezirk am seltensten. 

KlientInnendichte zur BezirkseinwohnerInnenzahl 
im Verhältnis zur Medianverschuldung 

Vergleicht man den Anteil der KlientInnen mit der BezirkseinwohnerInnenzahl, 

verzeichnet der 10. Bezirk mit 0,73% wiederum den höchsten Anteil, dicht ge­

folgt vom 12. Bezirk mit 0,72% und dem 15. Bezirk mit 0,71%. Die beiden letzt ge­

nannten Bezirke liegen bei der Medianverschuldung im unteren Drittel. Bewoh­

nerInnen aus dem 1. Bezirk wenden sich mit Abstand am seltensten (0,14%) an 

die Schuldnerberatung Wien, zeigen jedoch die höchste Medianverschuldung 

(rund 72.000 Euro). Neun Bezirke liegen unter der für 2011 berechneten Median­

verschuldung von rund 42.000 Euro, elf Bezirke weisen eine höhere Medianver­

schuldung auf und drei Bezirke weisen den berechneten Wert auf. Personen aus 

dem 11. Bezirk sind sowohl bei der Medianverschuldung als auch beim Anteil 

beratener KlientInnen gemessen an der BezirkseinwohnerInnenzahl im oberen 

Drittel zu finden. 

Abb. 17: Medianverschuldung der KlientInnen 
nach Bezirken, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Abb. 18: KlientInnendichte im Verhältnis  
zur BezirkseinwohnerInnenzahl, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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Ursachen der Verschuldung 

69% der NeuklientInnen nannten Arbeitslosigkeit bzw. Einkommensverschlech­

terung als häufigste Verschuldungsursache. Im Vergleich dazu liegt sie bei den 

GesamtklientInnen bei 61%. Mit klarem Abstand folgen laut den Angaben der 

KlientInnen eine gescheiterte Selbstständigkeit (9%) bzw. der Umgang mit Geld 

Die am häufigsten genannte Verschul­

dungsursache ist Arbeitslosigkeit bzw. 

Einkommensverschlechterung. 

als Verschuldungsursachen (8%). 
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 Diagr. 71: Verschuldungsursachen GesamtklientInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 72: Verschuldungsursachen NeuklientInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Arbeitssituation der KlientInnen 

Die Angaben zur Arbeitssituation zeigen in den letzten beiden Jahren eine stei­

gende Anzahl von Arbeitslosen. Bei 87% der NeuklientInnen wurde die Arbeits­

situation erfasst. Dabei gaben 2011 mehr als die Hälfte (51%) der Personen an, 

arbeitslos zu sein. Seit dem Jahr 2010 ist die Mehrheit der NeuklientInnen der 

Schuldnerberatung Wien arbeitslos und nicht mehr erwerbstätig. Die Auswir­

kungen der Wirtschaftskrise spiegeln sich in Wien auch in der Arbeitssituation 

der NeuklientInnen der Schuldnerberatung Wien wider. 

Seit 2010 ist mehr als die Hälfte der 

NeuklientInnen nicht mehr erwerbstätig, 

sondern arbeitslos. 
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 Diagr. 73: Arbeitssituation GesamtklientInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 74: Arbeitssituation NeuklientInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 
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 Diagr. 75: Anteil der KlientInnen nach Höhe des monatlichen Nettoeinkommens, 2011 (Wien)  
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

    

Einkommen und Armut

Einkommenssituation der KlientInnen 

Dem überwiegenden Teil der KlientInnen (82%) steht ein monatliches Nettoein­

kommen von weniger als 1.500 Euro zur Verfügung. Mit einem Einkommen zwi­

schen 500 und 1.000 Euro müssen rund 42% der KlientInnen haushalten. 

82% der KlientInnen müssen mit weniger 

als 1.500 Euro im Monat wirtschaften. 

Einkommensart der KlientInnen 

Lohn- bzw. Gehaltszahlungen zählen mit rund 33% zu den am häufigsten ge­

nannten Einkommensbezügen. An zweiter Stelle mit rund 32% liegen die ver­

schiedenen Leistungen (Arbeitslosengeld, Notstandshilfe, Beilhilfe zur Deckung 

des Lebensunterhaltes und Pensionsvorschuss) des AMS, 12% der KlientInnen 

geben als Einkommensart die Mindestsicherung an. 
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 Diagr. 76: Einkommensart GesamtklientInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 77: Einkommensart NeuklientInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 
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Aktuelle Entwicklungen 

Insolvenzrechtsnovelle 

Nach wie vor lässt die Reformierung des Schuldenregulierungsverfahrens auf 

sich warten. Österreich zählt – verglichen mit 19 EU-Staaten135 – zu den we­

nigen Ländern, die eine lange Entschuldungsdauer haben, und zu einem von 

zwei Ländern, das die Erfüllung einer Mindestquote vorschreibt. Die Schulden­

beratungen fordern daher seit geraumer Zeit eine Verkürzung der Dauer des 

Abschöpfungsverfahrens, die Reduktion der 10%-Quote für die Erlangung der 

Restschuldbefreiung sowie eine Überarbeitung der Rechtfertigungsgründe 

(vormals Billigkeitsgründe). Das Bundesministerium für Justiz plant im Herbst 

2012 einen neuen Entwurf für eine Privatinsolvenzreform vorzulegen. 

Budgetberatung 

Im Jahr 2011 wurde erstmals in Österreich eine Budgetberatung angeboten.136 

Es handelt sich dabei um ein vom BMASK gefördertes, von der ASB Schuldner­

beratungen GmbH konzipiertes und gemeinsam mit der IfS-Schuldenberatung 

Vorarlberg umgesetztes Pilotprojekt. Die Ziele der Budgetberatung sind ein 

verbesserter Umgang mit Geld in privaten Finanzfragen, eine Unterstützung in 

der Planung von Haushaltsbudgets, eine Erhebung von Einsparpotenzial und 

damit verbunden eine Schuldenprävention durch ein ausgeglichenes Budget. 

Das Angebot richtet sich explizit an nicht-überschuldete Personen. Als Grund­

lage und zentrales Arbeitsmittel für die Budgetberatung dienen die von der ASB 

Schuldnerberatungen GmbH entwickelten Referenzbudgets.137 Referenzbud­

gets bilden jene notwendigen Lebenshaltungskosten ab, die zur Abdeckung der 

tatsächlichen Bedürfnisse der unterschiedlichen Haushaltstypen notwendig 

sind und eine angemessene Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglichen. 

Recht auf Basiskonto 
Ein eingeschränkter Zugang zu Überweisungen und Zahlungsdiensten (Konto) 

wird von der Weltbank als einer von vier Exklusionsindikatoren für eine finan­

zielle Ausgrenzung genannt. Kein Konto zu besitzen erschwert es, Einkünfte zu 

empfangen und Überweisungen zu tätigen. Personen ohne Konto müssen mit 

Benachteiligungen im täglichen Leben rechnen. Regelmäßige Zahlungen wie 

Miete, Energie etc. können nur mittels Zahlschein durchgeführt werden.Auf EU-

Ebene hat am 18.07.2011 die EU-Kommission eine Empfehlung zum Zugang zu 

Basiskonten veröffentlicht. Die Mitgliedstaaten werden darin aufgefordert, da­

für zu sorgen, dass derlei Konten den VerbraucherInnen zu angemessenen Kos­

ten zur Verfügung gestellt werden.138 Das EU-Parlament hat sich am 04.07.2012 

mit großer Mehrheit hinter einen Initiativbericht139 gestellt, der das Recht auf 

Zugang zu Basis-Bankdienstleistungen fordert. Der zuständige EU-Kommissar 

hat nun bis Jänner 2013 Zeit, eine entsprechende Richtlinie vorzulegen.In Wien 

bieten mehrere Banken mittlerweile ein Habenkonto (ohne Überziehungsrah­

men) an. 

135 Knobloch Michael: Verbraucherinsolvenzregelungen in Europa, Website der Fachberatung 
Schuldnerberatung NRW, http://www.fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/files/down­
loads/Verbraucherinsolvenzregelungen_in_Europa__-_Michael_Knobloch_Institut_fuer_Finanz­
dienstleistungen_Hamburg.pdf (05.03.2012). 

136 Nähere Infos unter: www.budgetberatung.at. 
137 Vgl. ASB Schuldnerberatungen GmbH, Referenzbudgets zur Stärkung sozialer Teilhabe, 2010. 
138 Vgl. Amtsblatt der Europäischen Kommission, L-190/87. 
139 Website des Europäischen Parlaments, http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef= 

-//EP//TEXT+REPORT+A7-2012-0197+0+DOC+XML+V0//DE (06.07.2012). 

Die bereits seit geraumer Zeit angekün­

digte Novelle zur Reform des Privatkon­

kurses ist noch nicht beschlossen. 

Die Budgetberatung ist ein nieder­

schwelliges und unabhängiges Bera­

tungsangebot in privaten Finanzfragen. 

Kein Konto zu erhalten bedeutet eine 

finanzielle Ausgrenzung der Betroffenen. 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef
http:www.budgetberatung.at
http://www.fachberatung-schuldnerberatung-nrw.de/files/down
http:vorzulegen.In
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Der Anstieg der älteren Bevölkerung führt zu einer größeren Anzahl Pflegebe-

dürftiger und verändert deren Verhältnis zu den nicht pflegebedürftigen Per-

sonen. Diese Entwicklung führt zu einem steigenden Bedarf an Pflege- und 

Betreuungspersonal, entsprechend höheren Pflege- und Betreuungsleistungen 

und damit auch zu einem höheren Finanzierungsbedarf.

Das Wiener Geriatriekonzept sieht sowohl den Ausbau als auch die quali-

tative Weiterentwicklung dieser Leistungen vor. Dazu zählt die Eröffnung 

weiterer stationärer Pflegeeinrichtungen, der bis 2015 abgeschlossene Ersatz 

der alten Geriatriezentren durch die neuen Pflegewohnhäuser des Wiener 

Krankenanstaltenverbundes, die Neuorientierung des Kuratoriums Wiener 

Pensionisten-Wohnhäuser sowie der Ausbau und die Weiterentwicklung der 

mobilen und teilstationären Dienste in Wien.

Die steigenden Kosten im Bereich der Pflege und Betreuung bedürfen sowohl 

für das bestehende Angebot als auch für den weiteren Ausbau gemeinsamer 

Anstrengungen von Bund, Ländern und Sozialversicherungsträgern. Auch al-

ternative Formen der Finanzierung müssen überlegt werden. Das derzeitige 

Finanzierungssystem beruht auf drei Pfeilern: Pflegegeld, Eigenmittel der 

Betroffenen aus Einkommen und Vermögen sowie Sozialhilfemittel. Seit 2011 

werden Teile der Pflege- und Betreuungsleistungen auch aus dem von Bund 

und Ländern dotierten Pflegefonds mitfinanziert.

Die Diskussion sollte nicht nur zu zusätzlichen Mitteln für die Pflege und Be-

treuung, sondern auch zu einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen dem 

Gesundheitswesen und dem Pflegesektor sowie zu einem Ausstieg aus der 

Sozialhilfefinanzierung führen. Letztere ist eine versteckte 100%ige Vermö-

genssteuer für untere Einkommensschichten, die die erforderlichen Pflege- 

und Betreuungsleistungen nicht aus ihrem Einkommen und dem Pflegegeld  

finanzieren können.

Alter und Pflege

Kapitel 4

© Foto: FSW
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4.1 Analyse der Situation  

Der oftmals ausgerufene Pflegenotstand ist 

angesichts des hohen Ausbaugrades der 

Pflege- und Betreuungsleistungen sowie bei 

genauerer Betrachtung der demografischen 

Entwicklungen nicht zu erwarten. Trotzdem 

bedarf es gemeinsamer Anstrengungen der 

Beteiligten, um die Zukunft der Pflege und 

Betreuung in Österreich zu sichern. 

Die demografischen Entwicklungen der nächsten Jahre weisen nicht nur in 

Österreich, sondern auch in weiten Teilen von Europa auf einen Anstieg der 

älteren Generation hin . Auch in Wien wird die ältere Bevölkerung ansteigen . 

Zugleich wird Wien jedoch zum jüngsten Bundesland . Die Herausforderun­

gen sind auch für Wien nicht zu unterschätzen . 

Im Vergleich zu anderen Staaten verfügt Österreich über ein breites Unterstüt­

zungsangebot, das sich sowohl aus finanziellen Leistungen (Pflegegeld) als auch 

aus Sachleistungen (Pflege- und Betreuungsangebote) zusammensetzt. Wien 

weist eine lange Tradition an Pflege- und Betreuungsangeboten auf und hat 

einen sehr hohen Versorgungsgrad. 

In Wien wird der Anteil der älteren Bevölkerung ebenfalls steigen. Aufgrund 

des Zuzugs wird Wien jedoch bis 2030 das jüngste Bundesland sein und ist 

somit eine der wenigen Regionen in Europa, die nicht nur wächst, sondern sich 

auch verjüngt. 

Weiters bedeutet eine höhere Lebenserwartung nicht zwingend einen entspre­

chenden Anstieg des Pflege- und Betreuungsaufwandes.Vielmehr verschiebt sich 

der Zeitpunkt der Pflegebedürftigkeit, die Dauer der Pflegebedürftigkeit bleibt 

in etwa gleich. Prävention, Gesundheitsvorsorge sowie auch rehabilitative Maß­

nahmen werden daher immer wichtiger, um die Kostenentwicklung in der Pflege 

und Betreuung aufzuhalten. Darüber hinaus ist eine Anpassung der Pflege- und 

Betreuungsleistungen an die geänderten Rahmenbedingungen erforderlich. 

Es entspricht daher nicht den Tatsachen, dass ein Pflegenotstand zu erwar­

ten ist. Zweifellos gibt es aber Herausforderungen, denen sich alle Beteiligten 

stellen müssen: 

• Lückenschluss (z.B. Ausweitung von mobilen und teilstationären Angebo­

ten) sowie bedarfsgerechter Ausbau und Weiterentwicklung des Angebots 

• Abstimmung zwischen Gesundheits- und Sozialsystem 

• Akquirierung zusätzlicher Mittel für die Pflege und Betreuung 

(neue Finanzierungsform) 

• Ausbau und Weiterentwicklung im Bereich der Pflege- und Betreuungsbe­

rufe sowie Verbesserung der Situation pflegender Angehöriger. 

Die aktuelle Diskussion zwischen Bund und Ländern über die Strukturreform 

im Bereich der Pflege und Betreuung soll spätestens bis zu den nächsten Fi­

nanzausgleichsverhandlungen Ergebnisse liefern und so die Zukunft der Pfle­

ge und Betreuung in Österreich sichern. Vor allem die Frage der Finanzierung 

(Steuerfinanzierung versus Versicherungsfinanzierung), der weitere Ausbau, die 

Sicherung der erforderlichen Personalressourcen sowie die Harmonisierung 

der Tarife und der Kernleistungen stehen dabei auf der Tagesordnung. 

Die Länder sind bei der letzten LandessozialreferentInnenkonferenz im Juni 

2012 übereingekommen, aus der Sozialhilfelogik auszusteigen (z.B. Wegfall von 

Angehörigenregress sowie des Vermögenseinsatzes), sofern etwaige Einnah­

menentfälle im Zuge einer Gesamtfinanzierungsstrategie gesichert sind. 

132 Wiener Sozialbericht 2012 



Alter und Pflege 

Wiener Sozialbericht 2012 

 

 

 

  

 

  

 

 

  

4.1.1 Bevölkerungsentwicklung 

Der bedeutsamste Faktor bei der Inanspruchnahme von Pflege- und Betreu­

ungsleistungen ist das Alter. Daher kommt der demografischen Entwicklung in 

diesem Bereich eine besondere Bedeutung zu. 

Die Anzahl der über 64-jährigen Menschen wird in Wien von rund 290.000 im 

Jahr 2010 bis zum Jahr 2030 auf mehr als 380.000 steigen. Das bedeutet in die­

ser Altersgruppe eine Zunahme von über 30%. Die Anzahl der über 74-Jährigen 

wird sich im gleichen Zeitraum von rund 126.000 Personen auf rund 185.000 

Personen erhöhen, jene der über 84-Jährigen von rund 40.000 auf fast 60.000. 

Diese beiden Gruppen werden also einen Anstieg um rund 50% verzeichnen. 

Zwischen 2010 und 2030 wird die 

Anzahl der über 84-Jährigen von 

40.000 auf fast 60.000 Personen stei­

gen. Diese Gruppe ist auch Hauptziel­

gruppe der durch den FSW angebote­

nen Pflege- und Betreuungsleistungen.
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 Diagr. 78: Bevölkerung 65+ nach Geschlecht, 2010–2030 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 79: Bevölkerung 75+ nach Geschlecht, 2010–2030 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 80: Bevölkerung 85+ nach Geschlecht, 2010–2030 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 
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Wegen des höheren Anteils älterer  

Personen an der Gesamtbevölkerung 

stellt sich die Frage: Wer wird in Zukunft 

Pflegeleistungen erbringen und wer 

finanziert die erforderlichen Pflege-

und Betreuungsleistungen? 

Obwohl in Wien ebenfalls ein Anstieg der 

älteren Bevölkerung zu erwarten ist, wird 

Wien dank der Zuwanderung das jüngste 

Bundesland Österreichs werden. 

Für die Versorgung pflegebedürftiger Personen ist auch der Anteil älterer Per­

sonen an der Gesamtbevölkerung von Bedeutung. In Österreich wird der Anteil 

der über 64-Jährigen an der Gesamtbevölkerung von fast 18% im Jahr 2010 bis 

zum Jahr 2030 auf 24% steigen. Der Anteil der über 74-Jährigen wird sich im 

gleichen Zeitraum von 8% auf mehr als 11% erhöhen, jener der über 84-Jährigen 

von 2,2% auf 3,6%. Die Entwicklung wird regional unterschiedlich verlaufen. 

Wien wird nach den neuesten Prognosen – vor allem aufgrund der Zuwande­

rung – künftig das stärkste Bevölkerungswachstum aller neun Bundesländer 

aufweisen und das Bundesland mit der jüngsten Bevölkerungsstruktur werden. 

So wird der Anteil der über 64-Jährigen in Wien im Jahr 2030 nach den aktuel­

len Prognosen der Statistik Austria 20,4% betragen, der Anteil der über 74-Jäh­

rigen 9,8% und der Anteil der über 84-Jährigen 3,2%. Damit wird Wien in allen 

Altersgruppen unter dem Bundesdurchschnitt liegen. 

Der Bedarf an Pflege- und Betreuungsleistungen wird aufgrund der unterschied­

lichen demografischen Entwicklung in Wien schwächer wachsen als in den üb­

rigen Bundesländern, der Anstieg wird aber auch hier sehr deutlich ausfallen. 
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 Diagr. 81: Anteil der Personen 65+ an der Gesamtbevölkerung, 2010–2030 (Wien – Österreich) Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 82: Anteil der Personen 75+ an der Gesamtbevölkerung, 2010–2030 (Wien – Österreich) Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 83: Anteil der Personen 85+ an der Gesamtbevölkerung, 2010–2030 (Wien – Österreich) Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 
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Alter und Pflege 

Innerhalb von acht Jahren hat sich die 

(fernere) Lebenserwartung um etwas 

mehr als ein Jahr erhöht. 

Der Anteil der Jahre, die ohne funktionelle 

Beeinträchtigung verbracht werden, ist 

insbesondere bei Männern gestiegen. 

Gründe für den Anstieg der älteren Generation sind die geburtenstarken Jahr­

gänge der Babyboomer-Generation und die gestiegene Lebenserwartung. Die 

(fernere) Lebenserwartung von Personen im Alter von 65 Jahren beläuft sich im 

Jahr 2003 auf 16,4 Jahre bei Männern und 19,8 Jahre bei Frauen. Im Jahr 2010 

hat sich dieser Wert bei Männern auf 17,7 Jahre und bei Frauen auf 21 Jahre 

erhöht. 

Bei Männern hat sich der Anteil der Jahre ohne funktionelle Beeinträchtigung 

(wie z.B. Einschränkungen beim Gehen, Treppensteigen oder bei der Fingerfer­

tigkeit sowie Einschränkungen bei den Aktivitäten des täglichen Lebens) im 

Zeitraum 2003 bis 2010 von 41% auf 47%, also um sechs Prozentpunkte erhöht. 

Frauen weisen nicht nur einen niedrigeren Anteil an Jahren ohne funktionelle 

Beeinträchtigung auf, der Wert hat sich im selben Zeitraum auch bloß um zwei 

Prozentpunkte erhöht. Die im Vergleich zu Männern höhere Lebenserwartung 

von Frauen (3,3 Jahre im Jahr 2010) wird laut Statistik Austria vorwiegend mit 

funktionellen Beeinträchtigungen verbracht. Frauen weisen auch schon etwas 

früher funktionelle Beeinträchtigungen auf. 

Wie hoch der Anteil der Jahre ist, der mit funktionellen Beeinträchtigungen 

verbracht wird, hängt laut Statistik primär vom erreichbaren Alter ab. Da Frau­

en älter werden, ist dieser Anteil bei Frauen auch wesentlich höher. Darüber 

hinaus kann es noch andere Gründe geben, die für die längere Dauer der funkti­

onellen Einschränkung verantwortlich sind (z.B. Frauen, die zuvor ihre Männer 

pflegen und danach selbst pflegebedürftig werden). 

Männer Frauen 

Lebenserwartung in Jahren Lebenserwartung in Jahren 
Anteil der Jahre Anteil der Jahre davon Jahre … davon Jahre … Jahr ohne funktionale ohne funktionale 

zusammen Beeinträchti-gungen ohne funktionale mit funktionalen zusammen Beeinträchtigungen ohne funktionale mit funktionalen 
(%) (%) Beeinträchtigungen Beeinträchtigungen Beeinträchtigungen Beeinträchtigungen 

2003 16,4 6,8 9,6 41 19,8 6,8 13,1 34 

2004 16,8 7,2 9,6 43 20,3 7,0 13,3 34 

2005 16,9 6,7 10,2 40 20,3 6,6 13,7 33 

2006 17,2 7,0 10,2 40 20,5 7,5 13,0 37 

2007 17,4 7,2 10,1 42 20,7 7,7 13,1 37 

2008 17,5 7,3 10,2 42 20,8 7,3 13,5 35 

2009 17,5 8,1 9,4 46 20,8 8,0 12,8 38 

2010 17,7 8,2 9,5 47 21,0 7,6 13,4 36 

    Tab. 35: Fernere Lebenserwartung im Alter von 65 Jahren, 2003–2010 (Österreich)   
Quellen: Statistik Austria, Sterbetafeln bzw. EU-SILC. Erstellt am: 04.10.2011, bearbeitet durch die MA 24  

Neue Familien- und Beschäftigungsformen 

haben Einfluss auf die künftigen Potenziale 

informeller Pflege- und Betreuungsleistun­

gen sowie auf die Anforderungen an die for­

mellen Pflege- und Betreuungsleistungen. 

4.1.2 Veränderte Lebens- und Arbeitskonzepte 

Nicht nur die demografischen, sondern auch die gesellschaftlichen Verände­

rungen haben Einfluss auf die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungs­

leistungen. Zum einen ermöglichen der gestiegene Wohnungsstandard und ein 

entsprechend ausgebautes Angebot an mobilen, ambulanten und semistationä­

ren Pflege- und Betreuungsleistungen einen längeren Verbleib in der eigenen 

Wohnung. Zum anderen nehmen die sogenannten informellen Pflege- und Be­

treuungsleistungen ab – aufgrund geänderter Familienkonstellationen (Anstieg 

der alleinlebenden Personen, Kleinfamilien etc.), einer größeren Mobilität der 
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Gesellschaft (eingeschränkte Verfügbarkeit von Angehörigen aufgrund der Di­

stanz), der Flexibilisierung der Arbeitszeit und gestiegener Anforderungen im 

Beruf sowie der zunehmenden Berufstätigkeit von Frauen. 

Der Anteil der informellen Pflege- und Betreuungsleistungen wird laut Prog­

nosen in den nächsten Jahren weiter zurückgehen. Dementsprechend werden 

die formellen Pflege- und Betreuungsleistungen auszubauen sein. Die Heraus­

forderungen liegen jedoch nicht ausschließlich bei der Finanzierung, sondern 

auch bei der Ausgestaltung dieser Leistungen. Die Ansprüche sind aufgrund in­

dividuellerer Lebensentwürfe und einer größeren Mündigkeit der Betroffenen 

gestiegen. Zudem wird auf die Prävention und Rehabilitation zur Verhinderung 

von Pflege- und Betreuungsbedürftigkeit sowie auf die Flexibilisierung der An­

gebote (z.B. Durchlässigkeit von mobilen und stationären Pflege- und Betreu­

ungsangeboten oder Zusammenwirken von informellen und formellen Pflege- 

und Betreuungsleistungen) ein stärkeres Augenmerk zu legen sein. 

Pflegende Angehörige 

Der überwiegende Anteil der pflegebedürftigen Personen in Österreich lebt 

zu Hause und wird von Angehörigen unterstützt. Die Österreichische Gesund­

heitsbefragung 2006/2007140 hat ergeben, dass 76% der älteren Menschen (über 

59 Jahre) bei länger andauernder Krankheit bzw. Pflegebedürftigkeit von Fa­

milienangehörigen und weitere 3% von Personen aus dem Freundeskreis bzw. 

der Nachbarschaft betreut werden. Teilweise werden zusätzlich mobile Diens­

te in Anspruch genommen, laut einer Studie des BMASK etwa in einem Viertel 

der Fälle.141 

Merkmale pflegender Angehöriger in Wien142 

Zu Hause betreute PflegegeldbezieherInnen 69.000 

davon unterstützt durch Angehörige 60.000 (= 87%) 

Personen, die hilfs- und/oder pflegebedürftige Angehörige unterstützen 81.600 

Frauenanteil an den pflegenden Angehörigen 78,4% 

Frauen im Alter von 55–64 Jahren unter pflegenden Angehörigen 23,8% 

Anteil der pflegenden Angehörigen, die mehr als fünf Stunden 

pro Woche Unterstützungsleistungen erbringen 70% 

Laut Mikrozensus gaben 2002 in Österreich 281.900 Frauen und 144.000 

Männer über 17 Jahre an, nahe Angehörige und Bekannte zu pflegen oder zu 

betreuen.143 Die Befragung ergab: 

• Von der erwachsenen Bevölkerung erbrachten 6,7% Hilfs- und Pflegeleis­

tungen, und zwar 8,5% der Frauen und 4,7% der Männer. 

• In der Regel wurden Angehörige der eigenen Generation oder der Eltern­

generation betreut, seltener die Generation der Großeltern. 

• 40% der Hilfs- und Pflegebedürftigen lebten mit jenen, die sie betreuen, 

im selben Haushalt und weitere 15% lebten in einer anderen Wohnung, 

aber im selben Haus. 

140    Vgl. Statistik Austria: Österreichische Gesundheitsbefragung 2006/2007, 2007.  
141    Vgl. Pochobradsky et al. 2005.  
142    Berechnungen der MA 24 aus der Studie von Pochobradsky et al. 2005 sowie Daten des FSW.  
143    Vgl. Statistik Austria: Haushaltsführung, Kinderbetreuung, Pflege, 2003.  

Nach wie vor leisten Angehörige den Haupt­

teil der Pflege- und Betreuungsleistungen. 

Umso wichtiger sind entsprechende Unter­

stützungsangebote sowie die finanzielle und 

sozialversicherungsrechtliche Absicherung. 
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	 •	 	Am	 häufigsten	 wurden	 Hilfs-	 und	 Pflegeleistungen	 für	 Angehörige	 der 	

Elterngeneration erbracht. 

	 •		 In	 30%	 aller	 Fälle	 erfolgen	 Pflegeleistungen	 für	 die	 eigene 	Mutter,	 in 	11%	 

für die Schwiegermutter. 

	 • 		Nur	 in	 9%	 der	 Fälle	 wurden	 Väter	 und 	 in	 3%	 Schwiegerväter	 betreut	 

oder gepflegt. 

	 •		 In 	18% 	der 	Fälle 	handelte 	es	 sich	 bei	 der	 gepflegten	 Person	 um	 die 	Ehe

partnerin oder den Ehepartner, vermehrt ab dem Alter von 55 Jahren. 

	 • 		Vor	 allem	 bei	 Personen	 im 	Alter 	zwischen 	55 	und	 65	 Jahren	 fiel	 die	 Pflege	 

 

 

 

 

  

    

© Foto: Peter Maszlen – Fotolia.com 

­

der Eltern teilweise mit der Pflege der Partnerin oder des Partners zusam­

men, was eine erhebliche Mehrbelastung bedeutete. 

Die Zahlen zeigen auch geschlechtsspezi­

fische Unterschiede. Diese haben in erster 

Linie mit dem Altersunterschied zwischen 

den Eheleuten und der kürzeren Lebenser­

wartung der Männer zu tun. Ältere Männer 

können überwiegend mit der Hilfe ihrer 

Ehefrauen rechnen, welche im Schnitt et­

was jünger sind.Wenn ältere Frauen selbst 

hilfs- oder pflegebedürftig werden, sind 

sie oft bereits verwitwet oder ihre Ehe­

männer sind nicht mehr in der Lage, Hilfe 

zu leisten. Erwachsene Kinder pflegen da­

her viel häufiger ihre Mutter bzw. Schwie­

germutter als ihren Vater bzw. Schwieger­

vater. Besonders in ländlichen Gebieten 

übersiedeln verwitwete oder allein leben­

de pflegebedürftige Eltern manchmal zu 

ihren Kindern oder umgekehrt. 

Auch traditionelle Rollenbilder, wonach Pflege und Betreuung zu den Auf­

gaben der Frauen zählen, zeigen nach wie vor Wirkung. In einer Studie 

des Spectra-Institutes144 aus dem Jahre 2006 erklärten sich 47% der Frau­

en, aber nur 16% der Männer zuständig für die Betreuung älterer und pfle­

gebedürftiger Familienangehöriger. 

Die Ergebnisse der Befragung in Wien weichen zum Teil von den Ergebnissen 

der anderen Bundesländer ab: 

In Wien ist der Anteil an informellen Pflege- 

und Betreuungsleistungen geringer als in 

den restlichen Bundesländern. Dies ist auf 

andere Haushaltsformen und vor allem 

auf einen höheren Anteil an berufstätigen 

Frauen zurückzuführen. 

Der Anteil der betreuten Personen im selben Haus bzw. in derselben Wohnung 

war geringer. 63% aller betreuten Personen wurden in Wien nicht im selben 

Haus betreut (österreichweit: 45%). Der Anteil der Betreuenden lag mit 6% um 

0,7 Prozentpunkte nur gering unter dem österreichweiten Durchschnitt. 

30% der Befragten in Wien gaben an, dass der wöchentliche Zeitaufwand für die 

Betreuung unter fünf Stunden beträgt. Da Pflegegeld erst ab einem Unterstüt­

zungsbedarf von mehr als 60 Wochenstunden zuerkannt wird, werden in die­

sen Fällen Personen betreut, die weniger gravierende Einschränkungen haben, 

144  Website des Spectra Marktforschungsinstitutes, http://www.spectra.at/archiv/Aktuell_05_06_ 
Rollenbild.pdf (19.04.2012). 
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von mehreren Personen unterstützt werden oder die zusätzlich institutionelle 

Dienste in Anspruch nehmen. 

Nach der Studie des WIFO zur Finanzierung der Pflege in Österreich wird das 

informelle Pflege- und Betreuungspotenzial aus verschiedenen Gründen zu­

künftig unter Druck geraten.145 So wird sich das Verhältnis der Personen im 

erwerbstätigen Alter – insbesondere Frauen im Alter zwischen 40 und 59 Jah­

ren (häufigste Altersgruppe der pflegenden Töchter) – zu den Personen über 74 

Jahre stark verändern. 

In Wien wird das Verhältnis bis zum Jahr 2013 noch ansteigen, bis auf jede 

Person über 74 Jahre etwas mehr als vier Personen bzw. zwei Frauen im Alter 

zwischen 40 und 59 Jahren kommen. Danach wird sich der Pillenknick – die 

schwachen Geburtsjahrgänge Anfang der 1970er-Jahre – bemerkbar machen. 

Dieser Effekt wird sich durch das zunehmend hohe Alter der Babyboomer der 

Nachkriegsjahre verstärken, bis in den 2020er-Jahren in Wien weniger als drei 

Personen auf eine Person über 75 Jahre kommen. 

Entscheidend für die Entwicklung des 

informellen Pflege- und Betreuungs­

potenzials ist vor allem das Verhältnis 

der Personen im erwerbstätigen Alter 

zu den pflegebedürftigen Menschen. 

Dieses wird laut WIFO in den nächsten 

Jahren sinken. 
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 Diagr. 84: Entwicklung der Altersverhältnisse Bev. 40–59 zu Bev. 75+ im Zeitraum 2002–2030 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 

Der Rückgang an familiärem Pflege- und Betreuungspotenzial muss vorwie­

gend durch institutionelle Angebote kompensiert werden. 

Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen 

Die Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen hat sich in Österreich in den letzten 

Jahrzehnten stark erhöht. Dieser Trend wird sich – auch durch die Angleichung 

des Pensionsantrittsalters – in den nächsten Jahren weiter fortsetzen. Die Aus­

weitung der Beschäftigung von Frauen hat dabei eine große wirtschaftliche Be­

deutung. Diese Entwicklung wird allerdings zu einem Rückgang der informel­

len Pflege- und Betreuungsleistungen führen, da diese bisher zu einem Großteil 

von Frauen im erwerbsfähigen Alter erbracht wurden. In Wien hat diese Ent­

wicklung schon früher eingesetzt und wird sich daher zukünftig nicht so stark 

auswirken wie im Rest von Österreich. 

145 Vgl. Mühlberger et al. 2008. 
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Anteil Personen 65+ Anteil der alleine lebenden Personen
an allen Einpersonenhaushalten  an allen Personen 65+ 

34,5% 49,8% 

36,0% 49,6% 

37,3% 50,0% 

38,7% 50,9% 

39,2% 50,8% 

39,7% 50,5% 

 Tab.   36: Singlehaushalte 65+ im Zeitraum 2005–2030 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 

Jahr 

2005 

2010 

2015 

2020 

2025 

2030 

Alter und Pflege 

Bei der Gruppe der 55- bis 59-jährigen WienerInnen wird bis 2030 ein Anstieg 

um 32% erwartet, bei den 60- bis 64-Jährigen (ausgehend von einem derzeit 

sehr niedrigen Niveau) sogar um über 480%. Im Unterschied dazu wird dieses 

Wachstum in ganz Österreich über 40% bei den 55- bis 59-Jährigen und mehr 

als 500% bei den über 60-Jährigen betragen. 
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 Diagr. 85: Frauenerwerbsquote der Altersgruppen 55–59 und 60–64 im Zeitraum 2010–2030 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 

Geringere Auswirkungen auf die künftige 

Inanspruchnahme von Pflege- und Be­

treuungsleistungen hat die Entwicklung 

der Singlehaushalte. Deren Anteil wird 

sich laut Statistik Austria bei den über 

64-Jährigen kaum verändern. 

Der Anstieg der Erwerbsquoten erfolgt bei den bis zu 54-jährigen Frauen be­

reits seit längerer Zeit stetig, wenn auch eher langsam. Bei den 55- bis 64-Jähri­

gen ist hingegen ab 2015 ein starker Anstieg zu erwarten. Da die 55- bis 64-jäh­

rigen Frauen rund 25% der pflegenden Angehörigen ausmachen, wird sich der 

Anstieg der Erwerbstätigkeit in dieser Altersgruppe auch am stärksten auf das 

informelle Pflege- und Betreuungspotenzial auswirken. 

Singlehaushalte 

Die Zunahme der Singlehaushalte wird immer wieder als Argument für einen 

wachsenden Bedarf an institutioneller Betreuung angeführt. Nach den Progno­

sen der Statistik Austria ist der Trend zu mehr Singlehaushalten bei der Bevöl­

kerung über 64 Jahre jedoch nur schwach ausgeprägt. 

Zwar wird der Anteil der Personen über 64 Jahre an der Gruppe der alleine 

lebenden Menschen zunehmen, dies jedoch korrelierend mit der allgemeinen 

Zunahme des Anteils dieser Altersgruppe an der Bevölkerung. Bei den über 

64-Jährigen werden die Singlehaushalte nur schwach zunehmen. Die höheren 

Scheidungsraten werden vermutlich durch die wachsende Bereitschaft zu neu­

en Bindungen im höheren Alter ausgeglichen. 
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Alter 
Frauen Männer Männer und Frauen 

Summe 
Bundespflegegeld Landespflegegeld Bundespflegegeld Landespflegegeld Bundespflegegeld Landespflegegeld 

0–20  46 1.411 62 2.190 108 3.601 3.709 

21–40  595 1.207 818 1.574 1.413 2.781 4.194 

41–60  3.739 1.697 3.639 1.453 7.378 3.150 10.528 

61–80  15.686 1.814 9.308 1.126 24.994 2.940 27.934 

81+  29.853 2.215 7.630 763 37.483 2.978 40.461 

86.826 

Tab. 37: Bundes- und LandespflegegeldbezieherInnen nach Altersgruppe und Geschlecht, 2010 (Wien)  
Quellen: BMASK, Pflegevorsorgebericht 2010, bearbeitet durch die MA 24  

Alter und Pflege 

4.1.3 Entwicklung pflegebedürftiger Personen 

Wie hoch die Anzahl pflegebedürftiger Personen in Wien (wie auch in Öster­

reich) ist, kann nur geschätzt werden. Eine wichtige Messgröße ist die Anzahl 

der Personen mit Pflegegeldbezug. Doch nicht alle Menschen, die Pflegegeld be­

ziehen, nehmen auch Pflege- und Betreuungsleistungen in Anspruch und nicht 

alle Menschen, die pflegebedürftig sind, beziehen Pflegegeld. So nimmt auch ein 

kleiner Anteil von Menschen ohne Pflegegeld geförderte Pflege- und Betreuungs­

leistungen in Anspruch. Vielfach handelt es sich um pflegebedürftige Personen, 

deren Antrag auf Pflegegeld erst bearbeitet wird. Auf der anderen Seite ist die 

Zahl der durch den FSW versorgten KundInnen ebenfalls nur eine Annäherung 

an die Zahl der pflegebedürftigen Personen. Viele WienerInnen mit Pflege- und 

Betreuungsbedarf werden durch ihre Angehörigen versorgt bzw. nehmen priva­

te Dienste und Leistungen in Anspruch. 

Die Zahl der PflegegeldbezieherInnen ist in Österreich seit Beginn der Pflege­

geldeinführung im Jahr 1993 beinahe jährlich gestiegen. Im Jahr 1993 bezogen 

rund 300.000 Personen Pflegegeld, im Jahr 2000 waren es bereits rund 337.000 

Personen und im Jahr 2010 insgesamt 442.378 Personen (seit 1993 ein fast 

50%iger Anstieg).146 Sehr ähnlich verlief die Entwicklung in Wien. Der Anstieg 

ist in den ersten Jahren vor allem auf die zunehmende Bekanntheit und Akzep­

tanz des Pflegegeldes zurückzuführen. Die Steigerung in den letzten Jahren ist 

mit der demografischen Entwicklung zu begründen. 

In Wien bezogen 2010 insgesamt 86.826 Personen Pflegegeld, davon 58.263 

Frauen und 28.563 Männer. Der Anteil der BundespflegegeldbezieherInnen an 

allen PflegegeldbezieherInnen beträgt in Wien rund 82%. Die BezieherInnen von 

Landespflegegeld sind jünger als jene von Bundespflegegeld. Sowohl in den Al­

terskohorten 0–20 als auch 21–40 überwiegen die LandespflegegeldbezieherIn­

nen. Ab dem 61. Lebensjahr stellt sich das Verhältnis Landespflegegeld- zu Bun­

despflegegeldbezieherInnen umgekehrt dar. Erklärbar ist dieser Unterschied 

durch den Anspruchskreis. Bundespflegegeld setzt die Inanspruchnahme einer 

Bundesleistung voraus, in der Regel ist dies eine Pensionsleistung. Kinder und 

jüngere Personen (z.B. erwerbstätige Personen, MindestsicherungsbezieherIn­

nen, Menschen mit Behinderung), die keinen Anspruch auf eine derartige Leis­

tung haben, zählen daher zur Zielgruppe des Landespflegegeldes. 

Insgesamt stellen Personen, die älter als 60 Jahre sind, mehr als drei Viertel al­

ler PflegegeldbezieherInnen. Vor allem Personen über dem 80. Lebensjahr neh­

men Pflegegeld in Anspruch (47%). 

Seit Einführung des Pflegegeldes ist die 

Anzahl der BezieherInnen fast durch­

gängig von Jahr zu Jahr gestiegen. 

In Wien gibt es rund 87.000 Pflegegeldbe­

zieherInnen. Nicht alle nehmen Pflege- und 

Betreuungsleistungen des FSW in Anspruch. 

Jüngere Anspruchsberechtigte beziehen 

vorwiegend Landespflegegeld, ältere zu ei­

nem überwiegenden Teil Bundespflegegeld. 

Seit 01.01.2012 wird das Landespflegegeld 

durch den Bund vollzogen. 

146 Vgl. BMASK, Österreichischer Pflegevorsorgebericht 2010, 2011. 
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Nach wie vor ist der Anteil der niedrigeren Pflegegeldstufen (1 bis 3) höher 

als jener der höheren Stufen. In Wien weisen 75% der Bundespflegegeldbezie­

herInnen diese niedrigen Stufen auf. Der Österreichschnitt beträgt hingegen 

nur rund 71%. Die Ursachen für diesen Unterschied konnten trotz eingehender 

Analyse des BMASK nicht mit Sicherheit festgestellt werden. Unter Umstän­

den liegt der höhere Anteil in Wien an einer früheren Beantragung von Pfle­

gegeld durch Personen mit einem geringen Pflege- und Betreuungsbedarf. Die 

Inanspruchnahme mobiler Dienste ist stets mit einer umfassenden Beratung 

und Unterstützung bei der Beantragung des Pflegegeldes durch die Case Ma­

nagerInnen des FSW verbunden. Möglicherweise sind aber auch eine strengere 

Einstufung durch die Gutachter, Unterschiede beim Gesundheitszustand der 

älteren Bevölkerung oder ein weniger von Scham besetztes Antragsverhalten in 

der Stadt dafür verantwortlich. 

1 2 3 4 5 6 7 

Wien 24,9% 15,8% 13,7% 7,0% 2,6% 1,3% 

Österreich 21,2% 16,6% 14,4% 9,1% 3,4% 1,8% 
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 Diagr. 86: BundespflegegeldbezieherInnen nach Pflegegeldstufen, Dezember 2010  
(Wien – Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 

Der Großteil der BezieherInnen bezieht 

Pflegegeld der Stufen 1 bis 3. In Wien ist 

der Anteil der niedrigen Pflegegeldstufen 

etwas höher als im Bundesdurchschnitt. 

Wenn die Zahl der PflegegeldbezieherInnen in Wien für den Zeitraum 2010 bis 

2030 nach Altersgruppen entsprechend der Bevölkerungsprognose der Statistik 

Austria hochgerechnet wird, ergibt dies einen Anstieg von etwas mehr als 35%. 

Die Zahl der PflegegeldbezieherInnen würde demnach bis 2018 relativ konstant 

bleiben und ab 2019, wegen des starken Anstiegs der Altersgruppe der über 

79-Jährigen, kontinuierlich steigen. 
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 Diagr. 87: Anstieg PflegegeldbezieherInnen entsprechend der demografischen Entwicklung 
mit Basisjahr 2009 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, Pflegevorsorgebericht 2009, bearbeitet durch die MA 24 
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Erwerbsfähige Erwerbsfähige Personen pro erkrankter Person Anzahl der an Demenz 
Jahr Personen 

erkrankten Personen 
(im Alter von 15–64) Änderung zu 2010 

2001 90.493 3.811.145 42 

2010 108.983 4.103.910 38 

2020 131.347 4.186.904 32 -15% 

2030 165.078 4.102.718 25 -34% 

   Tab. 38: Entwicklung der Demenzen, 2000–2030 (Österreich) 
  Quellen: WGKK, Erster Österreichischer Demenzbericht, Teil 2, berechnet durch die MA 24 
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4.1.4 Herausforderung Demenz 

Unter dem Begriff Demenzen wird eine Reihe von Erkrankungen zusammen

gefasst, die mit einer Degeneration der geistigen Fähigkeiten einhergehen. Die 

wichtigsten sind dabei die Demenzen vom Typ Alzheimer und die vaskulären 

Demenzen, die gemeinsam über 80% aller Erkrankungen ausmachen.147 Demenz 

verläuft zumeist in mehreren Stadien. Während Betroffene mit einer leichten De

menz noch weitgehend selbstständig sind, ist bei einer mittleren Demenz meist 

schon einiges an Hilfe durch andere Personen nötig und bei einer schweren De

menz ist eine eigenständige Lebensführung gar nicht mehr möglich. Durch die 

häufig fehlende Krankheitseinsicht wird die Betreuung zusätzlich erschwert. 

Mit der geänderten Altersstruktur der Bevölkerung verändert sich auch das 

Auftreten demenzieller Erkrankungen.  Die Prävalenz (= Anteil der Erkrankten 

an der Gesamtpopulation) der Demenz hängt sehr stark vom Alter ab. Prinzi

piell sollte die Entwicklung der Demenz analog zur Bevölkerungsentwicklung 

verlaufen. Da andere Beeinträchtigungen tendenziell abnehmen (z.B. durch mo

dernere Behandlungsmethoden, einen besseren Allgemeinzustand), ist mit einer 

Zunahme des Anteils der an Demenz Erkrankten unter den pflegebedürftigen 

Personen zu rechnen. Es gibt in Österreich noch keine explizite Erhebung der 

Prävalenz demenzieller Erkrankungen. Hochrechnungen lassen jedoch vermu

ten, dass sowohl die absoluten Zahlen als auch die Prävalenz in den nächsten 

Jahren stark zunehmen werden. 

­

­

­

­

­

­

147    Vgl.  WGKK: Erster Österreichischer Demenzbericht,  Teil 2, 2009. 

Im Österreichischen Demenzbericht wird 

von rund 160.000 an Demenz erkrankten 

Personen im Jahr 2030 ausgegangen.  

Dies entspricht innerhalb von 30 Jahren 

fast einer Verdoppelung.  Vor allem die 

steigende Lebenserwartung ist für diese 

Entwicklung ausschlaggebend. Die stei­

gende Anzahl der an Demenz erkrankten 

Personen stellt alle Leistungsbereiche 

vor große Herausforderungen. 

© Foto:  Gerhard Seybert - Fotolia.com 
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Es wird zwischen primären und sekundären 

Demenzen unterschieden. Primäre Demen­

zen werden durch direkte Schädigung des 

Hirngewebes hervorgerufen, im Unterschied 

dazu liegen die Ursachen bei sekundären 

Demenzen außerhalb des Gehirns und sind 

Folgeerscheinung anderer Krankheiten (z.B. 

akuter Sauerstoffmangel, Vergiftungen mit 

Alkohol oder Drogen, MS etc.) 

Die häufigste und auch bekannteste Form 

der Demenzerkrankung ist die Alzheimer-

Demenz. Sie wird zu den primär fortschrei­

tenden Demenzerkrankungen gezählt. 

Bezeichnend für die Erkrankung sind ein 

schleichender und nahezu unmerklicher 

Beginn sowie eine schrittweise Verschlech­

terung der Gedächtnisleistungen. Zu Be­

ginn stehen leichte Gedächtnisstörungen, 

ein Nachlassen von Interesse, Antrieb und 

Aufmerksamkeit. Die Gedächtnisstörungen 

werden im Verlauf der Erkrankung immer 

ausgeprägter, was zu einer erheblichen Be­

einträchtigung beim Denken, Urteilen, Planen 

und bei praktischen Tätigkeiten führt. 

Die gefäßbedingte (vaskuläre) Demenz 

stellt die zweithäufigste Form der Demenzer­

krankungen dar. Der Beginn einer vaskulären 

Demenz ist im Vergleich zur Alzheimer-De­

menz eher plötzlich. Der Verlauf ist meist stu­

fenförmig, mit Phasen der Verbesserung, des 

Gleichbleibens oder auch der Verschlechte­

rung. Störungen in der Durchblutung, her­

vorgerufen durch wiederholte, kleine und oft 

unbemerkte Schlaganfälle, führen zu einem 

Nachlassen der Gehirnleistung. Auftretende 

Symptome sind u.a. Sprachprobleme, Stim­

mungsschwankungen, Lähmungen usw. 

Schätzungsweise liegt in etwa 20% der Fälle 

eine Mischform von Alzheimer-Demenz und 

vaskulärer Demenz vor. 

Neben diesen beiden häufigsten Formen der 

Demenzerkrankung sind derzeit über 50 wei­

tere Erkrankungen bekannt, die demenzähn­

liche Krankheitszeichen aufweisen. Das Ge­

hirn wird in ähnlichen Bereichen, allerdings 

aus anderen Gründen geschädigt. Beispiels­

weise könnten Schädel-Hirn-Traumen, infek­

tiös-entzündliche Erkrankungen, Hirntumore 

oder Niereninsuffizienz zu einer dementiellen 

Erkrankung führen. 

Demenzarten 

Die Betreuung von DemenzpatientInnen 

wird in den nächsten Jahren einen Schwer­

punkt der Pflegevorsorge darstellen. Be­

sonders wichtig werden die Früherkennung 

und frühzeitige Behandlung, somit auch die 

enge Abstimmung und Zusammenarbeit mit 

dem Gesundheitswesen. 

Demenzen zählen zu den teuersten Erkrankungen148, wobei die Leistungen der 

Angehörigen, die bei diesem Krankheitsbild besonders hoch und belastend 

sind, volkswirtschaftlich gar nicht mit eingerechnet werden können. Demenz­

kranke haben einen hohen Pflege- und Betreuungsbedarf, der in aller Regel 

ein breites Spektrum umfasst. Während sich die Hilfeleistungen zu Beginn der 

Krankheit in erster Linie darauf beziehen, den Betroffenen die Organisation des 

Alltags abzunehmen, kommen in späteren Stadien die Grund- und Körperpflege 

sowie die ständige Beaufsichtigung hinzu. Angehörige von dementen Personen 

berichten davon, durchschnittlich sechs Stunden in Hilfs- und Pflegetätigkeiten 

involviert zu sein, und 57,3% der Pflegepersonen geben an, ihren Schlaf für die 

Erkrankten unterbrechen zu müssen und zwar häufig über Jahre hinweg.149 

Die Betreuung von DemenzpatientInnen wird in den nächsten Jahren ein 

Schwerpunkt der Pflegevorsorge sein. MitarbeiterInnen stationärer Pflege­

einrichtungen berichten übereinstimmend von einem ständigen Anstieg des 

Anteils dementer Personen unter den BewohnerInnen, da eine adäquate mo­

bile Versorgung dieser Zielgruppe sehr schwierig ist. Demente Personen sind 

schwer betreubar, da sie oft nicht alleine gelassen werden können. Angehörige 

brauchen ausreichende und vor allem die richtigen Unterstützungsangebote. 

148    Vgl. Murman 2001. 
149    Siehe FN 148. 
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Laut Österreichischem Demenzbericht150 wären vor allem nachfolgende Maß­

nahmen und Angebote erforderlich, die derzeit in Österreich nicht bzw. nicht 

ausreichend vorhanden sind: 

• Maßnahmen der Früherkennung und frühzeitigen Behandlung 

• Mehr Pflegepersonen sowie ärztliches Personal mit einer Spezialschulung 

für Demenzerkrankungen 

• Schulungs- und Unterstützungsprogramme für Angehörige 

• Mobile	 Projekte, wie aufsuchende Beratung, Assessments in der eige­

nen Wohnung und Koordination der Betreuung durch ProfessionistInnen 

(Case Management) 

• Flexible	 Gestaltung mobiler Dienste nach den Bedürfnissen der pfle­

genden Angehörigen 

• Ausbau des Angebotes für Demenzerkrankte im teilstationären Bereich: 

Möglichkeiten der Tagesbetreuung in der Wohnumgebung, flexible Öff­

nungszeiten, individuelle Betreuung, Angebote für die EhepartnerInnen 

der Erkrankten. 

Bei der stationären Pflege und Betreuung dementer Personen gibt es spezielle 

Erfordernisse. Die bauliche Gestaltung der Wohneinrichtung sollte klein und 

übersichtlich sein, da zu große Einrichtungen und eine zu hohe Belegschaft bei 

dementen Personen zu Irritationen und Konflikten führen können.Vieles spricht 

daher für die Einrichtung von Pflegewohngruppen gerade bei demenzerkrank­

ten älteren Menschen. Eine unverwechselbare Gestaltung bestimmter Orte oder 

eine gute Lichtführung kann Orientierungsschwächen teilweise kompensieren. 

Spezielle Möbel können zusätzlich Erleichterung schaffen, 

wie zum Beispiel Spezialschränke mit Anordnung der Klei­

dung in der richtigen Reihenfolge des Anziehens. Demenz-

betroffene Personen sollten mit Reizen weder verwirrt noch 

überflutet werden. Schlecht beleuchtete Räume, unruhige 

Tapetenmuster oder unerwartete Spiegelungen können zu 

Angst und Unruhe führen. Umgekehrt können Wohnküchen 

mit Gerüchen und sichtbaren Utensilien der Passivität ent­

gegenwirken. Außerdem kann die Herkunft der Bewohne­

rInnen berücksichtigt und damit ihre persönliche Identität 

gestützt werden. Gegenstände aus der Vergangenheit oder 

Möbel von zu Hause können emotionale Geborgenheit ver­

mitteln. Sinnvoll kann auch die Schaffung von Reminis­

zenzräumen sein, deren Dekoration und Einrichtung be­

wusst einer bestimmten Zeitepoche nachgebildet sind. 

150    Vgl.  WGKK: Erster Österreichischer Demenzbericht,  Teil 3, 2009. 

Laut Demenzbericht ist derzeit etwa nur 

ein Drittel bis ein Viertel aller an Demenz 

Erkrankten medikamentös versorgt. Viele 

Demenzen werden lange nicht diagnosti­

ziert. Obwohl Demenzen nicht heilbar sind, 

kann der Krankheitsverlauf bei rechtzeitiger 

Behandlung positiv beeinflusst werden. 

© Foto: GordonGrand - Fotolia.com 

145Wiener Sozialbericht 2012 

http:Fotolia.com


Alter und Pflege 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     
   

Laut Demenzbericht151 sind derzeit schätzungsweise nur ein Drittel bis ein Vier­

tel aller an Demenz Erkrankten medikamentös versorgt.Viele Demenzen werden 

lange nicht diagnostiziert. Obwohl Demenzen derzeit nicht heilbar sind, kann 

der Krankheitsverlauf bei rechtzeitiger Behandlung medikamentös beeinflusst 

werden. Durch Verbesserungen in diesem Bereich könnte es zu einer Verringe­

rung des prognostizierten Pflege- und Betreuungsaufwandes kommen. Ange­

sichts der massiven Forschungsanstrengungen und erster Erfolge der Hirn- und 

Alzheimerforschung ist es durchaus wahrscheinlich, dass es bis 2020 bei der 

Behandlung und Rehabilitation verschiedener Demenzformen zu Fortschritten 

kommen wird. Wie bei der Pflegebedürftigkeit im Allgemeinen kann auch bei 

demenziellen Erkrankungen der medizinische Fortschritt den demografisch be­

dingten Anstieg kranker Menschen in bedeutsamer Weise abschwächen.152 

Das gemeinschaftliche Versagen am Anfang 

lag hinter uns, und die unangenehmen Er­

innerungen verloren rasch an Schärfe, denn 

wir gingen jetzt behutsamer mit dem Vater 

um, außerdem hielt uns der Alltag mit immer 

neuen Überraschungen auf Trab. Wir schau­

ten damals wenig zurück und viel nach vorn, 

denn die Krankheit stellte uns vor ständig 

neue Herausforderungen. Wir waren Neu­

linge und versuchten die ohnehin unsichere 

Herrschaft über unser aller Leben aufrecht­

zuerhalten – auf der Grundlage von fehlen­

dem Wissen und fehlender Kompetenz. 

Der Vater ging viel auf Wanderschaft, meis­

tens zu meinem älteren Bruder Peter, der 

schräg vis-à-vis wohnt und drei Töchter hat. 

Doch immer öfter gingen die Ausflüge über 

den gewohnten Radius hinaus, manchmal 

mitten in der Nacht, nur unzureichend be­

kleidet, ängstlicher Blick. Zwischendurch 

war der Vater nicht auffindbar, weil er sich 

in eines der Kinderzimmer verirrt und dort in 

ein Bett gelegt hatte, manchmal stöberte er 

in den Schränken und wunderte sich, wenn 

ihm Werners Hosen nicht passten. Irgend­

wann beschrifteten wir seine Tür mit August 

und sperrten die Zimmer daneben zu. Oft war 

sein Schädel blutig oder er kam mit aufge­

schlagenen Knien zurück, weil er auf dem 

Weg hinunter zu seinem Elternhaus über 

den steilen und stellenweise verwachsenen 

Bühel gestürzt war. Einmal drang er in sein 

Elternhaus ein und stand plötzlich bei der 

Schwägerin im ersten Stock und erkundigte 

sich nach dem Bruder Erich. Noch in meiner 

Kindheit war der Riegel an der Tür durch ein 

Loch im Holz, in das man den Zeigefinger 

führte, leicht zu öffnen gewesen. Der Vater 

hatte es bestimmt mehrfach probiert, nicht 

wissend, dass der Mechanismus nicht mehr 

griff. Die Vergeblichkeit seiner Versuche muss 

ihn vollends verunsichert haben, so dass er 

sich entschloss, die Tür aufzubrechen.152 

Auszug aus dem Buch Der alte König in seinem Exil 

© Foto: Osterland – Fotolia.com 

151 Vgl. WGKK: Erster Österreichischer Demenzbericht, Teil 3, 2009. 
152 Geiger 2011, S. 49f. 
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4.2  Leistungen der Geschäftsgruppe 
Gesundheit und Soziales 

Die Organisation und Finanzierung der Pflege ist in Österreich vor allem 

aufgrund der föderalistischen Struktur und der Trennung zwischen Sozial- 

und Gesundheitswesen äußerst komplex . Der Zugang zu den Sachleistun­

gen erfolgt in Wien jedoch fast ausschließlich über den FSW, der als zentra­

le Koordinationsstelle der Pflege- und Betreuungsleistungen fungiert . 

Die nachfolgende Darstellung zeigt – unter Berücksichtigung der Wiener Situ­

ation – die Leistungs- und Finanzierungsstruktur der Pflege und Betreuung in 

Österreich. Die Sachleistungen werden fast ausschließlich durch die anerkann­

ten Einrichtungen des FSW (Land) angeboten. Vor allem im Bereich der statio­

nären und teilstationären Leistungen gibt es fast ausschließlich Einrichtungen, 

die geförderte Leistungen anbieten. 

Das österreichische System der 

Pflegevorsorge ist ein Mischsystem und 

besteht aus Geld- und Sachleistungen. 

Zuständig für die meisten Sachleistun­

gen sind die Länder, während der Bund 

für das Pflegegeld zuständig ist. 

stationäre Angebote 

mobile Angebote 

Abb. 19: Grafische Darstellung der Zuständigkeiten und Finanzierungsströme im Bereich der Langzeitpflege und -betreuung 
Quelle: MA 24 
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Von Seiten des Bundes erfolgen primär die Bereitstellung des Pflegegeldes (fi­

nanzielle Leistung) sowie die Gewährung von Leistungen für pflegende Angehö­

rige. In einigen ausgewählten Bereichen finanziert der Bund auch Sachleistun­

gen (z.B. 24-Stunden-Betreuung). 
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Das Pflegegeld ist eine zweckgebundene Leistung, die ausschließlich zur Ab

deckung der pflegebedingten Mehraufwendungen bestimmt ist. Es stellt daher 

keine Einkommenserhöhung dar. Da die tatsächlichen Pflegekosten das Pflege

geld in den meisten Fällen übersteigen, kann das Pflegegeld nur als pauscha

lierter Beitrag zu den Kosten der erforderlichen Pflege verstanden werden.  Das 

Pflegegeld soll den Pflegebedürftigen eine gewisse Unabhängigkeit und – wenn 

möglich – den Verbleib in der gewohnten Umgebung ermöglichen. Die Voraus

setzungen sind ein ständiger Betreuungs- und Hilfsbedarf wegen einer körper-

lichen, geistigen oder psychischen Behinderung bzw. einer Sinnesbehinderung,  

die voraussichtlich mindestens sechs Monate andauern wird, sowie ein stän

diger Pflegebedarf von zumindest 60 Stunden im Monat.  Ein Pflegebedarf im 

Sinne des Pflegegeldgesetzes liegt dann vor, wenn sowohl bei Betreuungsmaß

nahmen (z.B. Kochen, Essen, Medikamenteneinnahme,  An- und Auskleiden, Kör

perpflege etc.) als auch bei Hilfsverrichtungen (z.B. Einkauf von Nahrungsmit

teln, Medikamenten, Reinigung der Wohnung etc.) Unterstützung nötig ist. Die 

Höhe des Pflegegeldes wird je nach Ausmaß des Pflegebedarfs und unabhängig 

von der Ursache der Pflegebedürftigkeit festgelegt, wobei es insgesamt sieben 

Pflegestufen gibt.  

Die erforderliche Stundenanzahl für die Stufen 1 und 2 und die Höhe des Pfle

gegeldes der Stufe 6 wurden Anfang 2011 erhöht. Eine weitere Änderung betraf 

das Landespflegegeld, das 2012 durch den Bund übernommen wurde. 

­

­

­

­

­

­

­

­

­

Pflegestufe Pflegebedarf in Stunden pro Monat Betrag in Euro monatlich 

1 mehr als 60 Stunden 154,20 Euro 

2 mehr als 85 Stunden 284,30 Euro 

3 mehr als 120 Stunden 442,90 Euro 

4 mehr als 160 Stunden 664,30 Euro 

mehr als 180 Stunden, wenn ein außergewöhnlicher  
5 

Pflegeaufwand erforderlich ist 902,30 Euro 

mehr als 180 Stunden, wenn regelmäßig während des Tages und der 
Nacht zeitlich unkoordinierbare Betreuungsmaßnahmen zu erbringen 

6 
 sind, oder die dauernde Anwesenheit einer Pflegeperson erforderlich ist, 

weil eine Eigen- oder Fremdgefährdung wahrscheinlich ist 1.260,00 Euro 

mehr als 180 Stunden, wenn keine zielgerichteten Bewegungen der vier 
7 Extremitäten mit funktioneller Umsetzung möglich sind oder ein gleich 

zu erachtender Zustand vorliegt 1.655,80 Euro 

    Tab. 39: Pflegegeldstufen und Höhe des Pflegegeldes  
Quellen: BMASK, bearbeitet durch die MA 24 

Die Finanzierung der einzelnen Sachleistungen erfolgt aus Mitteln der Betrof

fenen (Pflegegeld, Einkommen und teilweise auch aus Vermögen), aus Sozialhil

femitteln des Landes (z.B. Förderungen des FSW) und zum Teil aus Mitteln des 

Gesundheitswesens (z.B. die Medizinische Hauskrankenpflege). Generell un

scharf und reformbedürftig ist die Nahtstelle zum Gesundheitssystem. Zu er

wähnen sind hier Rehabilitationsleistungen, die Finanzierung von Hilfsmitteln,  

die Akutgeriatrie, Kurzzeitpflege sowie die Übergangs- und Überleitungspflege. 

Vor allem im Bereich der stationären Leistungen fließen teilweise noch zusätz

liche Mittel des Landes in die Errichtung der Einrichtungen (teilweise über 

die Wohnbauförderung).  

Große Bedeutung kommt auch den Unterstützungen durch Angehörige sowie 

den ehrenamtlichen Tätigkeiten zu. 

­

­

­

­

­

Mit Einführung des Pflegegeldes steht 

pflegebedürftigen Menschen in Österreich 

zumindest ein pauschalierter Betrag zur 

Finanzierung der Pflege- und Betreuungs­

kosten zur Verfügung. Dieser deckt zwar 

nicht die Gesamtkosten der erforderlichen 

Pflege und Betreuung ab, ermöglicht aber 

eine größere Wahlfreiheit, entsprechende 

Leistungen zuzukaufen. 

Die Höhe des Pflegegeldes ist abhängig vom 

Grad der Pflege- und Hilfsbedürftigkeit und 

liegt im Jahr 2012 zwischen 154,20 Euro 

und 1.655,80 Euro. 



 

Gesamt 

Geförderte Wohn- und Pflegeplätze 17.400 

Pflegeplätze (inklusive Kurzzeit- und Urlaubspflege) 9.600 

Wohnplätze (mit und ohne Betreuungsleistungen) 7.800 

Verrechnungstage Pflege- und Wohnplätze 6.449.880 

   Tab. 40: Angebot an Wohn- und Pflegeplätzen, 2010 (Wien)  
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24 

KWP 

9.180 

1.810 

7.370 

3.271.100 

KAV 

3.270 

3.270 

0 

1.258.000 

Privat 

4.950 

4.520 

430 

1.920.780 
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4.2.1 Stationäre Pflege- und Betreuungseinrichtungen 

Wien weist eine hohe Versorgungsdichte im Bereich der stationären Versor

gung auf . Derzeit wird der größte Teil der Wohn- und Pflegeplätze in Wien 

durch städtische Organisationen (KAV und KWP) angeboten . Der Anteil der 

privaten durch den FSW geförderten Einrichtungen ist aber in den letzten 

Jahren gestiegen und hat zu einer größeren Vielfalt der Angebote geführt .  

Insgesamt standen im Jahr 2010 rund 17.400 geförderte Wohn- und Pflegeplät

ze für die WienerInnen zur Verfügung.  Von den geförderten Kontingentplätzen 

entfielen 53% auf das KWP und 19% auf den KAV. Rund 28% der Plätze wurden 

durch private Träger bereitgestellt.  Von den rund 6.449.900 Verrechnungstagen 

stammen rund 50% vom KWP,  rund 20% vom KAV und rund 30% von privaten,  

vom FSW anerkannten Einrichtungen.  

­

­

In den nächsten Jahren wird insbesondere das Angebot an Pflegeplätzen mit 

Wohncharakter ausgebaut werden. Die medikalisierten Pflegeplätze des KAV 

(= Pflegeplätze mit ärztlicher Rund-um-die-Uhr-Betreuung) sollen mit ih

rem spezialisierten medizinischen Angebot schwerkranken pflegebedürftigen  

Menschen und spezifischen Zielgruppen vorbehalten sein. Gleichzeitig wird 

vom KWP mit den Innovativen Wohn- und Pflegewohnhäusern ein neues,  

wohnorientiertes Angebot  geschaffen. Nach dem Totalumbau des städtischen 

Pflegeheimbereic  hes (Schaffung von Pflegewohnhäusern anstelle der bisheri

gen Geriatriezentren) richtet sich auch das KWP aufgrund der geänderten Be

wohnerInnenstruktur und der geänderten gesellschaftlichen Rahmenbedin

gungen neu aus. Das Alter der BewohnerInnen im KWP sowie die Pflege- und 

Betreuungsleistungen sind in den letzten Jahren sukzessive gestiegen. Zudem 

besteht beim Großteil der Bevölkerung der Wunsch, solange wie möglich zu 

Hause zu verbleiben. Begünstigt wird dies auch durch 

einen verbesserten Wohnungsstandard und das breite 

Angebot an mobilen Diensten. Die Angebote des KWP 

werden daher stärker nach dem individuellen Pfle

ge- und Betreuungsbedarf der BewohnerInnen ausge

richtet. Zukünftig bietet das KWP vor allem Plätze im 

Betreuten Wohnen an. Reine Wohnplätze wird es nur 

mehr im eingeschränkten Ausmaß geben. Damit folgt 

das KWP auch dem internationalen Trend zur Redukti

on von Wohnplätzen. 

­

­

­

­

­

­

­

Insgesamt standen im Jahr 2010 

rund 17.400 geförderte Wohn- und 

Pflegeplätze für die WienerInnen 

zur Verfügung. 

© Foto: FSW 
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Es gibt bereits drei Pflegewohnhäuser 

des KAV der neuen Generation, die auch 

baulich und architektonisch modernsten 

Bedürfnissen entsprechen. 

Die Verlagerung von Akutbetten aus dem 

Spitals- in den Pflegebereich wurde 

wiederholt gefordert. Wien stellt sich 

diesen Herausforderungen und baut 

seine Krankenhaus- und Pflegelandschaft 

entsprechend um. 

Neubauprogramm im KAV 

2016 wird es anstelle der veralteten Geriatriezentren in Wien nur noch neue 

Pflegewohnhäuser auf höchstem Qualitätsniveau geben. Die Pflegewohnhäuser 

Leopoldstadt (alte Busgarage), Meidling (Kabelwerk) und Simmering (Mautner 

Markhofgründe) sind bereits in Betrieb. Das Pflegewohnhaus Innerfavoriten 

(Heller-Fabrik) wird voraussichtlich Ende 2012/ Anfang 2013 fertiggestellt. Ein 

weiteres neues Pflegewohnhaus wird vom KAV in Liesing errichtet. 2013 wer­

den hier die modernst ausgestatteten Ein- und Zweibettzimmer besiedelt. Der 

Neubau des Pflegewohnhauses Baumgarten (auf dem Gelände des alten Geria­

triezentrums Baumgarten) wird ebenfalls voraussichtlich im Jahr 2013 fertig­

gestellt.  Zusätzlich wird das Geriatriezentrum Donaustadt generalsaniert und 

mit einem zusätzlichen Neubau erweitert, sodass auch hier die Anforderungen 

einer modernen Pflegeeinrichtung erfüllt werden. Die Fertigstellung wird hier 

im Jahr 2014 erfolgen. 

Im Zuge des Spitalskonzepts wird das Kaiserin-Elisabeth-Spital bis 2015/16 

zum modernen Pflegewohnhaus Rudolfsheim-Fünfhaus, das die Pflege aus dem 

Geriatriezentrum im SMZ Sophienspital weiterführt. Das Geriatriezentrum Am 

Wienerwald wird 2015 geschlossen. 

Die neuen Pflegewohnhäuser zählen zur neuen Generation der Pflegeeinrichtun­

gen. Die besonderen Qualitätsmerkmale dieser Häuser sind: 

• Kleine, überschaubare Wohnbereiche vermitteln Vertrautheit und Si­

cherheit und sollen die Lebensqualität der BewohnerInnen erhöhen. 

• Es wird auf Kommunikations- und Kontaktmöglichkeiten geach­

tet und auf die steigende Zahl demenzkranker Menschen besondere 

Rücksicht genommen. 

In den neuen Häusern werden medizinische Leistungen, Pflege und Therapie 

auf höchstem Niveau gewährleistet. Dazu gehört eine Rund-um-die-Uhr-An­

wesenheit von ÄrztInnen. Sämtliche Behandlungs- und Therapiemöglichkeiten 

sind vor Ort vorhanden. 

Weiters wird das Geriatriezentrum Donaustadt generalsaniert. Hier wird in 

einem Anbau auch ein Zentrum für 90 langzeitbeatmete Personen  und Wach­

komapatientInnen errichtet. Die Bauarbeiten werden 2014 abgeschlossen sein. 

328 Pflegeplätze werden zur Verfügung stehen. 

150 Wiener Sozialbericht 2012 



Alter und Pflege 

Wiener Sozialbericht 2012 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

Außen, an der Fassade das Nestroy-Zitat 

„Altwerden ist die einzige Möglichkeit län­

ger zu leben“. Innen, durchdachte Architek­

tur und ein Pflegekonzept, das ein Altern in 

Würde ermöglicht. Ein Besuch im neuen 

Pflegewohnhaus Meidling. 

14 Uhr. Ein warmer Frühlingsnachmittag. 

Kaffeezeit im Pflegewohnhaus Meidling. Be­

wohnerinnen und Bewohner kommen in den 

Aufenthaltsraum. Manche zu Fuß. Manche 

im Rollstuhl. Herr Josef mit Rollator. Als er 

den Journalisten sieht, sagt er: „Schreiben 

S´ unbedingt, dass wir die liebste Schwester 

hier auf der Station haben, gell Schwester 

Hermina?“ Frau Hermina, Stationsschwes­

ter im fünften Stock, serviert gerade Kaffee 

mit Mehlspeise und schmunzelt. „Mögen S´ 

wieder eine Streicheleinheit, Herr Pepi?“, und 

streicht Herrn Pepi über den Rücken. Lachen 

in der Runde. 

Langweilig, sagt Frau Annelies, sei ihr hier 

noch nie gewesen. Es gibt immer etwas zu 

tun. Körperpflege, Mahlzeiten, Friseur, Pedi­

küre, Therapien, Arztbesuche. „Am liebsten“, 

sagt die 97-Jährige, die erst vor Kurzem ihre 

Wohnung aufgegeben hat, „stricke ich einen 

Schal nach dem anderen. Für die Verwandt­

schaft.“ Aber wenn ihr eine Stricknadel hi­

nunterfällt, ist das ein Problem. „Wenn ich 

im Rollstuhl sitze, komme ich schwer mit 

den Händen auf den Boden herunter … und 

immer die Schwester rufen ... nein.“ Frau 

Maria, 82, ebenfalls im Rollstuhl, weiß Rat. 

„Mein Neffe hat mir eine lange Grillzange 

mitgebracht, das 

funktioniert. Ich 

zeig‘ sie Ihnen.“ 

Das Pflegewohn­

haus Meidling 

ist ein modernes 

Haus. Kleine Sta­

tionen, pro Stock­

werk zwei, mit je 

16 Einzelzimmern und vier Doppelzimmern. 

Helle, große Aufenthaltsräume, breite Gänge. 

Öffentlich gut erreichbar, eingebunden in den 

neu errichteten Stadtteil Kabelwerk. „Das 

neue Geriatriekonzept der Stadt ist wegge­

gangen von den großen zentralen Pflegeinsti­

tutionen“, sagt Christa Wutschitz, Leiterin des 

Pflegehauses Meidling. „Jetzt wird auf kleine 

regionale Einheiten gesetzt und die Hotel­

komponente in den Vordergrund gestellt.“ 

Bis 2015 werden durch das Neubaupro­

gramm neun neue Pflegewohnhäuser errich­

tet. Die Zahl der Pflegeplätze in Wien steigt 

damit von 9.100 auf über 10.000 an. Das 

Geriatriezentrum Donaustadt wird general­

saniert. Die Pflegewohnhäuser Leopoldstadt, 

Simmering und Meidling sind bereits fertig­

gestellt. 2015 wird es in Wien nur noch neue 

Pflegewohnhäuser geben. Das Geriatriezent­

rum Am Wienerwald wird geschlossen. 

Medizinservice. Bewohnerinnen und Be­

wohner eines Pflegewohnhauses haben min­

destens Pflegestufe 3. In den neuen Häusern 

werden Medizin, Pflege und Therapie auf 

höchstem Niveau geleistet. Dazu gehört eine 

24-Stunden-Präsenz von Ärz­

tinnen und Ärzten. Sämtliche 

Behandlungs- und Therapie­

möglichkeiten sind direkt vor 

Ort vorhanden. 

Es gibt einen Ambulanzbe­

reich, in dem fachärztliche 

Untersuchungen (Augen, 

HNO, Interne, Dermatologie, 

Urologie, Physikalische Medi­

zin, Neurologie und Psychiatrie) durchgeführt 

und Therapien eingeleitet werden. „Alles, 

was konservativ behandelbar ist, kann im 

Haus behandelt werden“, sagt Wutschitz. 

Die Pflege ist nach modernen Prinzipien or­

ganisiert. Keine „Warm, satt und sauber“­

Versorgungsphilosophie mehr. „In meiner 

Ausbildung habe ich davon noch gehört“, 

sagt Schwester Heidemarie Wild. „Heute 

wird mit den Menschen individuell gearbei­

tet.“ Mit Biografiearbeit, mit Animation. An­

gebote werden geschaffen und neue Wege 

der Kommunikation gegangen. 

Gerade biegt Frau Hermine um die Ecke. Die 

an Demenz erkrankte Frau stellt sich zur 

Schwester, fragt sie, was auf ihrem weißen 

Armband steht. Offensichtlich ihre persönli­

chen Daten, ihre Station. Frau Wild liest ihr 

ruhig ihren Namen vor. Frau Hermine schaut 

ein wenig überrascht, ist aber offensicht­

lich zufrieden mit der Antwort. Wie man mit 

Menschen kommuniziert, die in ihrer eigenen 

Welt leben, wird so mit einem einfachen Bei­

spiel beantwortet: Unmittelbar. Konkret. Nicht 

kompliziert und abstrakt. Nicht sagen, da 

oben steht der Name und den müsste man 

ja wissen. Über die Vergangenheit reden, 

das Zuhause von früher, wenn man verges­

sen hat, dass man jetzt im Pflegeheim lebt. 

„Die Erinnerungsarbeit hilft, sich wieder 

besser in der Gegenwart einzufinden“, sagt 

Schwester Wild. 

Demenz wird in vier von fünf Fällen diagnos­

tiziert. So wie in jedem neuen Pflegewohn­

haus gibt es auch in Meidling zwei eigene 

Demenzstationen. Sie sind architektonisch 

durchdacht, so wie das ganze Haus. Es gibt 

Pflegewohnhaus Meidling – Hotel mit Medizinservice 
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

© Foto: Monique Heintz 

© Foto: Veronika Arnost 

© Fotos: Pflegewohnheim Meidling 
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keine Sackgassen, sondern Rundwege, auf 

denen man immer wieder an den Ausgangs­

punkt zurückkehren kann. Stationsschwester 

Heidemarie Wild schätzt die Architektur der 

„Demenzschleifen“: „Unsere Bewohnerinnen 

und Bewohner können so ihren Bewegungs­

drang ausleben. Manche sind ja von der Früh 

bis spätabends auf den Beinen. Da muss 

man sie zwischendurch sanft erinnern, dass 

es Zeit zum Essen wäre.“ 

Insgesamt leben 256 Menschen im neuen 

Pflegewohnhaus. Der Großteil ist im letzten 

Jahr aus dem Geriatriezentrum Am Wiener­

wald hierher übersiedelt. Frau Kacer, 82, 

schätzte dort vor allem den großen Park und 

das viele Grün. „Aber in Lainz hab‘ ich in ei­

nem Vierbettzimmer gewohnt, das war, na 

ja wissen S´, wenn jemand schnarcht, dann 

konnte ich nicht einmal mit Ohropax schla­

fen.“ Und da ist die Ruhe im Einzelzimmer 

doch was Feines. Alle Zimmer im neuen 

Pflegewohnhaus sind mit einer Loggia aus­

gestattet. Die Hälfte der zur Verfügung ste­

henden Zimmer sind zum großen ruhigen 

Innenhof des Hauses ausgerichtet. Die ande­

re Hälfte der Zimmer besitzt eine traumhafte 

Südlage mit Blick auf das Leithagebirge und 

den Schneeberg. 

Herr Friedrich Zawrel ist zufrieden. Der 

84-Jährige hat eine bewegte Geschichte 

hinter sich. Er ist einer der wenigen Über­

lebenden der NS-Vernichtungsmaschinerie 

am Spiegelgrund auf den Steinhofgründen. 

„Früher war ich oft in Schulen eingeladen 

und habe meine Geschichte erzählt“, sagt 

Zawrel. „Heute schaffe ich das nur noch sel­

ten.“ Einen Schwächeanfall in seiner Woh­

nung überlebte er nur, weil er zufällig Besuch 

hatte. Rettung. Krankenhaus. Alleine leben? 

Keine Chance mehr. „Meine Freunde haben 

sich darum bemüht, einen guten Platz für 

mich zu finden“, sagt der Träger des Golde­

nen Verdienstzeichens des Landes Wien, der 

seinen ehemaligen Peiniger, den NS-Arzt und 

späteren Psychiater Heinrich Gross, erkannt 

und aufgedeckt hat. „Ich bin dankbar, dass 

ich es jetzt so gut erwischt habe.“ 

Innovative Wohn- und Pflegehäuser (IWP) 

Das KWP setzt mit den vier geplanten IWPs ein völlig neues Konzept um. Die 

Betreuung der BewohnerInnen im eigenen Appartement wird kombiniert mit 

einem medizinischen und therapeutischen Angebot. Die Idee ist, dass die Wohn­

appartements bei Bedarf in Pflegeappartements umgewandelt werden können, 

ohne dass die BewohnerInnen übersiedeln müssen. Der Bau des ersten IWP in 

Döbling ist bereits abgeschlossen. Anfang des Jahres 2013 wird das Haus voll­

ständig bewohnt sein. Bis 2016 werden das IWP Rosenberg, das IWP Liebharts­

thal und das IWP Liebhartsthal II errichtet. 

Die Neuausrichtung des KWP 

Die drei Angebotssegmente des KWP Unterstützt Wohnen, Betreut Wohnen und 

Gepflegt Wohnen orientieren sich am individuellen Bedarf der BewohnerInnen. 

Die Leistung Unterstützt Wohnen ist ein Angebot für BewohnerInnen, die noch 

kein Pflegegeld beziehen. Es beinhaltet die Unterkunft inkl. Reinigung und Ver­

pflegung. BewohnerInnen von Betreut Wohnen benötigen eine Pflegegeldeinstu­

fung. Sie erhalten die erforderliche Pflege und Betreuung im Appartement und 

haben Zugang zur Tag.betreuung (Förderung der körperlichen und geistigen 

Fitness sowie der sozialen Kontakte). Ab Pflegegeldstufe 3 steht auch das Ange­

bot Tag.Familie zur Verfügung (sinnstiftende Angebote und Förderung der Fä­

higkeiten) bzw. ist auch – wenn die Unterbringung im Appartement nicht mehr 

möglich ist – die Aufnahme im Gepflegt Wohnen möglich. Weiterhin stehen 

im KWP Spezialleistungen wie Remobilisierung, Demenzbetreuung sowie das 

neue Wohnangebot für Menschen mit Behinderung zur Verfügung. Der künftige 

Schwerpunkt im KWP wird vorwiegend im Betreut Wohnen liegen und die sta­

tionäre Pflege in Wien entlasten. 
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 Abb. 20:  Die Pflegewohnhäuser und Geriatriezentren des KAV ab 2012 
Quelle: MA 24
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 Abb. 21:  Die Pensionistenwohnhäuser des KWP  
Quelle: MA 24 

 

IWP Döbling 

IWP Liebhartstal II IWP Liebhartstal 

IWP Rosenberg

 Abb. 22:  Die Innovativen Wohn- und Pflegehäuser 
Quelle: MA 24
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 Abb. 23:  Private Wohn- und Pflegeheime  
Quelle: MA 24  
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Neue private Pflegeheime 

2010 wurde das Seniorenhaus Kagran (CaSa) mit zehn Hausgemeinschaften für 

jeweils 13 bis 14 Personen eröffnet. 2011 wurde das Angebot durch das Kolping-

haus Gemeinsam Leben Leopoldstadt, das unter einem Dach mehrere Genera­

tionen und Angebote vereint (Mutter-Kind-Einrichtung, Pflege, Appartements), 

sowie das Betreute Wohnen (Sozial Global) mit fünf Wohngemeinschaften zu je 

12 bis 13 BewohnerInnen ergänzt. Letztere Einrichtung befindet sich auf dem 

Dach des Pflegewohnhauses Meidling. Alle genannten Institutionen sind Teil 

des Ausbauplans im Rahmen des Geriatriekonzeptes und anerkannte Einrich­

tungen des FSW. Im 22. Bezirk ist mit dem SeniorInnen- und Pflegehaus Stad­

lau (Caritas der Erzdiözese Wien) auf dem ehemaligen Waagner-Biro-Gelände  

ein weiteres modernes Pflegeheim im Entstehen (Fertigstellung voraussichtlich 

im Herbst 2013).
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Leistungs- und Ausgabenentwicklung 

Insgesamt nutzten im Jahr 2010 rund 22.850153 Personen das stationäre An­

gebot der Stadt Wien. Der Großteil der in stationären Einrichtungen unterge­

brachten Personen (ca. 13.700 oder 60%) lebte in einem Pflegeheim. Rund 8.900 

Personen (39%) nahmen ein Wohnplatzangebot in Anspruch (Betreutes Wohnen). 

Das Angebot der Kurzzeit- und Urlaubspflege wird von ca. 1.000 Personen pro 

Jahr genutzt. Insgesamt nimmt der Anteil der BewohnerInnen von Wohnplätzen 

in den letzten Jahren ab. 

Leistung 
Anzahl Personen 

(Förderung mehrerer Leistungen möglich) 

Wohnen und Pflege 22.850 

Pflegeplätze in Wohn- und Pflegeheimen 7.570 

Pflegeplätze mit ärztlicher Rund-um-die-Uhr-Betreuung 6.160 

Betreutes Wohnen für SeniorInnen 8.870 

Kurzzeitpflege 670 

Urlaubspflege 310 

 Tab.    41: BewohnerInnen stationärer Einrichtungen, 2010 (Wien)  

Änderung zu 2009 

-0,3% 

+7,3% 

-2,8% 

+0,2% 

-2,9% 

-3,1% 

 
Quellen: FSW, Geschäftsbericht 2010, bearbeitet durch die MA 24  

Die Kosten der stationären Pflege und Be­

treuung in Wien belaufen sich auf 852 Mio. 

Euro, davon finanziert die Stadt rund zwei 

Drittel. Den Rest finanzieren die Betroffenen 

mit ihrem Einkommen und dem Pflegegeld. 

Frauen pflegen nicht nur häufiger, sie sind 

auch die Hauptzielgruppe der Pflege- und 

Betreuungsleistungen. Im Bereich der 

stationären Versorgung liegt der Anteil der 

Frauen bei rund 80%. 

Die Bruttoausgaben für die stationäre Versorgung beliefen sich im Jahr 2010 

auf rund 852 Mio. Euro, die Nettokosten (abzüglich Kostenbeiträge und Regres­

se) auf 565 Mio. Euro. 

Die BewohnerInnen der Wiener Wohn- und Pflegeheime 

Die Geschlechterverteilung ist in fast allen stationären Angeboten ähn­

lich. Der Anteil der Frauen liegt bei ca. 80%. Nur die Spezialangebote im Be­

reich Wohnen (z.B. Sozialbetreutes Wohnen) werden stärker von Männern in 

Anspruch genommen. 
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 Diagr. 88: BewohnerInnen stationärer Einrichtungen nach Geschlecht, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

153  Die hier angeführten Zahlen entsprechen den Werten des Geschäftsberichtes des FSW im Jahr 
2010 und unterscheiden sich geringfügig von den in der Pflegestatistik im Rahmen des Pflege­
fondsgesetzes mitgeteilten Daten. Die Unterschiede sind primär auf den Zeitpunkt der Datenaus­
wertung zurückzuführen. Größere Unterschiede gibt es im Bereich der Wohnplätze. Aufgrund der 
großzügigeren Definition im Pflegefondsgesetz werden auch Personen in alternativen Wohnfor­
men erfasst. Die Anzahl der betreuten Personen würde sich um rund 1.500 erhöhen. 
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 Diagr. 90: BewohnerInnen stationärer Einrichtungen nach Pflegegeldstufen, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Bei den stationären Hauptleistungen wie Pflege und Wohnen liegt der Anteil 

der über 85-Jährigen bei rund 60%. Kaum ein Altersunterschied ist zwischen 

Personen auf Pflege- und Wohnplätzen festzustellen. 

Der Anteil der unter 65-Jährigen ist im stationären Bereich gering. Die Stadt 

Wien hat in den letzten Jahren durch ein konsequentes Case Management, 

den Ausbau von mobilen Diensten sowie die Schaffung alternativer Unterbrin­

gungsmöglichkeiten (z.B. im Sozialbetreuten Wohnen) dafür gesorgt, dass es 

zu keinen Fehlbelegungen auf kostenintensiven Pflegeplätzen kommt und den 

Betroffenen geeignetere Unterstützungsangebote zur Verfügung gestellt werden. 

Im stationären Bereich sind rund 60% 

der BewohnerInnen älter als 85 Jahre. 

Vor allem für jüngere Personen hat 

die Stadt Wien alternative 

Angebote entwickelt. 
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 Diagr. 89: BewohnerInnen stationärer Einrichtungen nach Altersgruppen, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Der Großteil der BewohnerInnen von 

Pflegeheimen verfügt über eine Pflege­

geldeinstufung. Anders ist dies bei den 

BewohnerInnen von Wohnheimen. Diese 

haben nur zum Teil einen Anspruch auf 

Pflegegeld. Mit der Reform im KWP wird 

sich dieser Anteil jedoch reduzieren. 

Die angeführten Gründe haben dazu geführt, dass die Anzahl der Personen 

ohne Pflegegeldbezug im Bereich der stationären Pflege verschwindend gering 

ist. Das Wohnangebot wird aber noch zu einem hohen Anteil von Personen ohne 

Pflegegeldeinstufung beansprucht. Beim Wohnangebot ist auch der Anteil der 

Personen mit Pflegegeldstufe 5 oder höher mit 7% sehr gering. Die BewohnerIn­

nen des KWP (Wohnplätze) unterscheiden sich daher vor allem durch die Höhe 

des Pflegegeldes und nicht so sehr durch das Alter. Freilich hat dies auch mit 

der bisherigen Praxis der Beantragung zu tun. Ein Wohnplatz ist von einem Teil 

der BewohnerInnen auch ohne Pflegegeld finanzierbar, während ein Pflegeplatz 

weit höhere Kosten verursacht und kaum alleine mit der Pension der Betroffe­

nen finanziert werden kann. Seit 01.01.2012 werden auch die Plätze innerhalb 

des KWP durch den FSW vergeben. Dies stellt einen wichtigen Schritt hin zu 

einer bedarfsgerechten Vergabe der Wohn- und Pflegeplätze dar. 
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4.2.2 Mobile Pflege und Betreuung 

In jedem Strategiekonzept der letzten Jahre zum Thema Pflege und Betreu­

ung wurde dem Prinzip ambulant vor stationär Rechnung getragen . Die 

meisten Menschen wünschen sich, ihren Lebensabend so lange wie mög­

lich zu Hause zu verbringen . Auch aus Kostengründen wird diesem Prinzip 

oberste Priorität eingeräumt . Das Land Wien hat die Leistungen im mobilen 

Bereich stark ausgebaut . Rund zwei Drittel der mit Pflege- und Betreuungs­

leistungen versorgten Menschen in Wien nehmen mobile und teilstationäre 

Leistungen in Anspruch, der Rest ist stationär versorgt . Ob dieser Anteil 

noch höher wird bzw . wie sich die Inanspruchnahme in den nächsten Jah­

ren verändern wird (z .B . höhere Inanspruchnahme von formellen Diensten), 

ist Gegenstand einer von der MA 24 beauftragten Studie . 

In Wien erfolgt die Koordination und Förderung der Sozialen Dienste seit 2004 

durch das Beratungszentrum Pflege und Betreuung zu Hause (bzP) des FSW. 

Wird eine geförderte Betreuungsleistung beantragt, erfolgt im Rahmen eines 

Hausbesuches eine Beratung sowie eine Bedarfserhebung und Bedarfseinschät­

zung der individuellen Betreuungs- und Pflegesituation durch eine Case Mana­

gerin oder einen Case Manager des zuständigen bzP. Die geförderten Dienstleis­

tungen werden von einer vom FSW anerkannten Organisation erbracht, wobei 

die Wünsche der KlientInnen in Bezug auf die durchführenden Organisationen 

nach Möglichkeit berücksichtigt werden. Auch nach der Übergabe der Betreu­

ung bleiben die MitarbeiterInnen des bzP AnsprechpartnerInnen für Ände­

rungswünsche und Fragen zum Betreuungsverlauf. 

In Wien erfolgt die Koordination und 

Förderung der Sozialen Dienste seit 2004 

durch das Beratungszentrum Pflege und 

Betreuung zu Hause (bzP) des FSW. 

Standorte des Beratungszentrums 
„Pflege und Betreuung zu Hause” 

Abb. 24: Standorte und Zuständigkeiten des Beratungszentrums Pflege und Betreuung des FSW 
Quelle: MA 24 

Um den Menschen auch im fortgeschrittenen Alter ein Leben in der eigenen Woh­

nung zu ermöglichen, gibt es in Wien zahlreiche Pflege- und Betreuungsangebote 

für zu Hause. Diese können vorübergehend oder dauerhaft in Anspruch genom­

men werden. Die wichtigsten Leistungen sind dabei die Hauskrankenpflege, die 

Heimhilfe und die 24-Stunden-Betreuung. Daneben werden in Wien unter an­

derem auch Essen auf Rädern, der Besuchs- und Begleitdienst, der Wäscheser­

vice, der Reinigungsdienst und verschiedene Beratungsleistungen angeboten. 
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Mobile Hauskrankenpflege 

Mobile Hauskrankenpflege bedeutet Pflege von Menschen mit Pflegebedarf im 

eigenen Zuhause. Grundsätzlich werden bei der Mobilen Hauskrankenpflege 

zwei Arten unterschieden: Medizinische Hauskrankenpflege (MedHKP) und 

Hauskrankenpflege (HKP). 

Medizinische Hauskrankenpflege 

Die MedHKP ist im ASVG geregelt und soll einen Krankenhausaufenthalt er­

setzen. Diplomierte Gesundheits- und Krankenpflegepersonen führen die Pfle­

gemaßnahmen nach schriftlicher ärztlicher Verordnung durch. MedHKP wird 

für ein und denselben Krankheitsfall für die Dauer von 28 Kalendertagen ge­

währt. Dieser Zeitraum kann durch chef- bzw. kontrollärztliche Bewilligung 

seitens des Sozialversicherungsträgers verlängert werden. Der FSW fördert die 

MedHKP zusätzlich, da die Kostenersätze der WGKK nicht kostendeckend sind. 

Hauskrankenpflege 

Wenn die Art der Krankheit bzw. der Pflegebedarf über 

den Bewilligungszeitraum der MedHKP hinaus Pflege­

maßnahmen erforderlich macht, kann Hauskrankenpfle­

ge in Anspruch genommen werden. Diese HKP wird von 

diplomierten Gesundheits- und Krankenpflegepersonen 

sowie PflegehelferInnen durchgeführt. 

Ein Teil der Kosten wird durch den FSW gefördert. Den 

betreuten Personen wird ein Kostenbeitrag nach sozial 

gestaffelten Tarifen in Rechnung gestellt. Den Differenz­

betrag zu den tatsächlichen Kosten übernimmt der FSW. 

Der zu bezahlende Kostenbeitrag hängt vom Einkom­

men, der Höhe des Pflegegeldes sowie der Anzahl der 

benötigten Stunden ab. Der maximal zu bezahlende Kos­

tenbeitrag beläuft sich 2012 auf 24,95 Euro pro Stunde. 

Heimhilfe 

Heimhilfen tragen zur Wahrung und Förderung der Selbstständigkeit bei, indem 

sie Menschen bei der täglichen Lebensführung unterstützen, z.B. durch Rei­

nigung des Wohn- und Sanitärbereiches, Erledigung von Einkäufen, Versorgen 

von Wäsche und Kleidung. Eine weitere Aufgabe von HeimhelferInnen ist die Si­

cherung von Grundbedürfnissen sowie die Förderung des körperlichen Wohlbe­

findens durch Hilfestellung bei der Körperpflege, bei der Speiseplanung sowie 

bei der Zubereitung von Mahlzeiten. Sie sind ein wichtiges Bindeglied zwischen 

den betreuten Personen, deren Familien und anderen Betreuungspersonen. 

Je nach Bedarf kann eine Heimhilfe bis zu dreimal täglich zu bestimmten Zeiten 

(zwischen 7:00 und 20:00 Uhr) bewilligt werden. Die Kosten für die Heimhilfe 

hängen vom Einkommen, der Höhe des Pflegegeldes und der Anzahl der benö­

tigten Stunden ab. Im Jahr 2012 beträgt der maximale Kostenbeitrag für Kun­

dInnen 19 Euro pro Stunde. 

Im Unterschied zu anderen mobilen 

Leistungen ist die Medizinische Haus­

krankenpflege eine Leistung, die im 

ASVG geregelt ist. Dementsprechend 

bedarf es auch einer Verordnung 

durch den Arzt. 

© Foto: FSW 
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24-Stunden-Betreuung 

Ist die ständige Anwesenheit einer Betreuungsperson im Haus notwen­

dig, so kann für diese sogenannte 24-Stunden-Betreuung eine Förde­

rung beim Bundessozialamt beantragt werden. Dabei gelten folgende 

allgemeine Anspruchsvoraussetzungen: 

• Vorliegen eines Betreuungsverhältnisses im Sinne des Hausbetreuungsge­

setzes oder der Gewerbeordnung 

• Anspruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 

• Einkommensgrenze 2.500 Euro netto pro Monat für Alleinstehende 

• Notwendigkeit einer 24-Stunden-Betreuung; bei BezieherInnen von Pflege­

geld ab der Stufe 5 wird in aller Regel von der Notwendigkeit einer solchen 

Betreuung auszugehen sein. Bei BezieherInnen von Pflegegeld der Stufen 3 

und 4 ist die Notwendigkeit einer 24-Stunden-Betreuung durch eine fach­

ärztliche Bestätigung nachzuweisen. 

Die 24-Stunden-Betreuung deckt 

nur einen kleinen Teil des gesamten 

Leistungsangebots ab. 

Die Kosten der 24-Stunden-Betreuung 

sind für die Betroffenen trotz Förderung 

sehr hoch. Darüber hinaus müssen die 

Lebenshaltungskosten finanziert und die 

Betreuungspersonen in der Regel mit dem 

Haushaltseinkommen mitversorgt werden. 

Seit 01.01.2009 müssen die Betreuungskräfte entweder eine theoretische Aus­

bildung nachweisen, die im Wesentlichen derjenigen der Heimhilfe entspricht, 

oder seit mindestens sechs Monaten die Betreuung der Förderwerberin oder des 

Förderwerbers sachgerecht durchgeführt haben oder es muss eine fachspezifi­

sche Ermächtigung der Betreuungskraft zu pflegerischen Tätigkeiten vorliegen. 

Die häufigste Organisation der 24-Stunden-Betreuung erfolgt durch zwei 

selbstständige BetreuerInnen, die sich abwechselnd jeweils 14 Tage im Haus 

befinden. Da die Bezahlung für inländische ArbeitnehmerInnen nicht sehr at­

traktiv ist, handelt es sich bei den BetreuerInnen überwiegend um Frauen aus 

Osteuropa. Obwohl es für angestellte BetreuerInnen eine höhere Förderung des 

Bundessozialamtes gibt, wird diese Form seltener gewählt, da die zu betreuen­

den Personen oder ihre Angehörigen dabei den Status einer Arbeitgeberin bzw. 

eines Arbeitgebers mit allen dazugehörigen Pflichten haben. 

Mit einer Pflegeperson, die sich ständig im Haus befindet, kann fast jeder Pfle­

gebedürftige zu Hause betreut werden. Aus mehreren Gründen stellt dieses An­

gebot dennoch in vielen Fällen keine Alternative zu einem Pflegeheim dar: 

• Es müssen Angehörige oder sonstige Personen zur Verfügung stehen, die 

bei der Organisation der Betreuung helfen. 

• Die Wohnung muss zumindest ein Zimmer haben, das den Betreuungs­

personen zur Verfügung gestellt werden kann. 

• Die pflegebedürftige Person muss bereit sein, ihre Wohnung mit den Pfle­

gepersonen zu teilen. 

Obwohl die Förderung vor einiger Zeit erhöht wurde, ist die 24-Stunden-Be­

treuung doch erst ab einem überdurchschnittlichen Einkommen oder mit ei­

ner hohen Pflegegeldstufe finanzierbar. Neben den Kosten für die Betreuung 

müssen die Miete und die Lebenshaltungskosten finanziert werden, wobei die 

Betreuungspersonen in der Regel mitversorgt werden. 

Zu bedenken ist auch, dass die 24-Stunden-Betreuung vermutlich aus wirt­

schaftlichen Gründen keine langfristige Versorgungsstrategie sein kann. Schon 
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heute wird die äußerst fordernde Beschäftigung kaum von inländischen Ar

beitskräften wahrgenommen. Bei einer Angleichung der Lohnverhältnisse und 

einem Rückgang der Arbeitslosigkeit in den osteuropäischen Ländern könnte es 

in Zukunft schwierig werden, genügend Pflegekräfte zu finden. Die 24-Stunden-

Betreuung ist demnach kein Ersatz für die vorhandenen Leistungen im Bereich 

der stationären und mobilen Versorgung, sondern eine ergänzende Leistung. 

Die Inanspruchnahme der 24-Stunden-Betreuung ist von Bundesland zu Bun

desland sehr unterschiedlich. Niederösterreich weist aufgrund der Nähe zur 

Slowakei, aus der ein Großteil der PersonenbetreuerInnen kommt, und auf

grund einer proaktiven Informationspolitik die höchste Dichte an 24-Stunden-

Betreuung auf. In Wien wird die 24-Stunden-Betreuung seltener in Anspruch 

genommen. Die Unterschiede sind auch auf den unterschiedlichen Ausbaugrad 

von stationären und mobilen Leistungen zurückzuführen. Fehlen entsprechen

de Angebote, muss verstärkt auf die 24-Stunden-Betreuung zurückgegriffen 

werden.  Weiters erfüllen viele Wohnungen in Wien nicht die entsprechenden 

Anforderungen (eigenes Zimmer für die PersonenbetreuerInnen). 

Die Kosten für die 24-Stunden-Betreuung werden zwischen Bund und Ländern 

im Verhältnis 60:40 geteilt. 

Leistungs- und Ausgabenentwicklung 

Von allen mobilen Diensten werden großteils Heimhilfeleistungen in Anspruch 

genommen (22.010 KundInnen), gefolgt von der HKP (8.270 KundInnen). Mit 

Ausnahme des Sonderreinigungsdienstes und der MedHKP verfügt der über

wiegende Teil der betreffenden Personen  über eine Pflegegeldeinstufung. Das 

Alter der KundInnen liegt im Schnitt über 80 Jahre. 

­

­

­

­

­

Anteil der 
Anzahl 

KundInnen Leistungseinheit Pflegegeldbeziehe­ Ø Pflegegeldstufe 
Dienstleistungen 

rInnen 

Besuchsdienst 5.620 279.960 Stunden 92,9% 2,80 

Essen auf Rädern 6.770 1.163.860 Zustellungen 92,0% 2,78 

HH 22.010 4.021.950 Stunden 86,9% 2,59 

HKP 8.270 1.266.640 Stunden 92,5% 3,56 

MedHKP 6.330 102.900 Stunden 75,6% 3,03 

Reinigungsdienst 3.760 35.850 Stunden 97,1% 2,46 

Sonderreinigungsdienst 180 13.640 Stunden 50,6% 2,03 

Wäschedienst 460 5.920 Zustellungen 96,9% 2,80 

    Tab. 42: Mobile Leistungen, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24 

Alter (Median) 

82 J. 3 Mon. 

83 J. 8 Mon. 

82 J. 0 Mon. 

81 J. 7 Mon. 

79 J. 4 Mon. 

77 J. 5 Mon. 

63 J. 7 Mon. 

79 J. 6 Mon. 

 

Zusätzlich erhielten 1.490 Personen eine Förderung für eine  

24-Stunden-Betreuung.  

Die Bruttokosten für die mobilen Dienste beliefen sich im Jahr 2010 auf 202 

Mio. Euro. Der Kostendeckungsgrad lag bei 28%. Somit betrug der Nettoauf-

wand für das Land Wien rund 146 Mio. Euro. 

Der Aufwand des Landes Wien im Bereich 

der mobilen Dienste belief sich nach Abzug 

der Kostenbeiträge auf rund 146 Mio. Euro. 
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Die NutzerInnen der mobilen Dienste in Wien 

Mit Ausnahme des Wäschedienstes und des Sonderreinigungsdienstes liegt der 

Anteil von Frauen bei der Inanspruchnahme von mobilen Diensten teilweise 

weit über 60%. Im Vergleich zu den stationären Leistungen ist jedoch der Anteil 

der Männer in diesem Leistungssegment höher. 
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 Diagr. 91: KundInnen mobiler Leistungen nach Geschlecht, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Im Vergleich zur Zielgruppe der stationären 

Leistungen sind die NutzerInnen der mobilen 

Dienste jünger. 

Mobile Leistungen werden – im Vergleich zu den stationären Leistungen – schon 

in früheren Jahren in Anspruch genommen.Vor allem der Reinigungsdienst, der 

Sonderreinigungsdienst und der Wäschedienst bzw. die MedHKP werden stär­

ker von jüngeren Personen genützt. Bei der MedHKP ist dies mit den Anspruchs­

voraussetzungen zu erklären, da diese 

Leistung keine ursächliche Leistung im 

Bereich der Langzeitversorgung ist, son­

dern eine im ASVG verankerte kranken­

hausersetzende Leistung, die auch jünge­

ren Personen zur Verfügung steht und an 

keinen Pflegegeldbezug gebunden ist. 

Heimhilfe, HKP, Essen auf Rädern sowie 

der Besuchsdienst sind hingegen Dienst­

leistungen, die typischerweise von älte­

ren Personen nachgefragt werden. 

© Foto: Dan Race - Fotolia.com 
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 Diagr. 92: KundInnen mobiler Leistungen nach Altersgruppen, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Die Mehrheit der KundInnen mobiler Leistungen bezieht Pflegegeld. Der Anteil 

der Personen ohne Pflegegeldbezug liegt zwischen 2 und 22%, wobei der größ­

te Prozentsatz hier auf die MedHKP und den Sonderreinigungsdienst fällt. Bei 

einem Teil der Personen ohne Pflegegeldbezug handelt es sich um neue KundIn­

nen des FSW, deren Antrag auf Pflegegeld noch nicht entschieden wurde. 

Der Großteil der Leistungen wird vor allem von Personen mit höheren Pflege­

geldstufen in Anspruch genommen – so zum Beispiel die HKP mit 66% Pflege­

geldbezieherInnen der Stufen 3 bis 7. Personen mit Pflegegeldbezug der Stufen 

1 oder 2 bilden die Mehrheit der KundInnen bei Reinigungsdiensten. Bei der 

Heimhilfe fallen jeweils über 40% der KundInnen auf niedrige und höhere Pfle­

gegeldstufen. 

Die Zielgruppe der mobilen Leistungen ist 

jünger und verfügt über niedrigere Pfle­

gegeldstufen als in der stationären Pflege. 

Aber auch bei den mobilen Leistungen 

ist erkennbar, dass viele Menschen diese 

erst bei höherer Hilfsbedürftigkeit in 

Anspruch nehmen. 

  

    

80% 

An
te

ile
 n

ac
h 

Pf
le

ge
ge

ld
st

uf
e

60% 

40% 

20% 

0% 
Besuchs-

dienst 
Essen auf 

Rädern Heimhilfe 
Reinigungs-

dienst 

Sonder-
reinigungs-

dienst 

6% 6% 12% 7% 22% 2% 

Hauskranken-
pflege 

Med. 
Hauskranken-

pflege 

Wäsche-
dienst 

kein PG 22% 2,5% 

1 oder 2 40% 41% 44,5% 27% 31% 53% 39% 40% 

3 bis 7 54% 53% 43,5% 66% 47% 44,5% 13% 57% 

k. A. 27% 1% 

Leistungen 

 Diagr. 93: KundInnen mobiler Leistungen nach Pflegegeldstufen, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 
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4.2.3 Teilstationäre Pflege und Betreuung 

In den Tageszentren für Seniorinnen und Senioren werden ältere Menschen 

werktags zwischen 7:30 und 17:00 Uhr individuell betreut . Ein strukturier­

ter Tagesablauf, bedarfsgerechte Pflege, Gruppen- und Einzelangebote so­

wie die sozialen Kontakte helfen dabei, der Vereinsamung entgegenzuwir­

ken und persönliche Fähigkeiten und Fertigkeiten zu fördern . 

Die Betreuung erfolgt durch SozialarbeiterInnen, Ergo- und Physiothera­

peutInnen, HeimhelferInnen, PflegehelferInnen, KreativanimateurInnen 

und diplomiertes Pflegepersonal . Bei Bedarf sind Abholung und Heimtrans­

port durch einen von den Tageszentren organisierten Fahrtendienst mög­

lich . Der Besuch kann bis zu fünfmal pro Woche, aber auch an einzelnen 

Tagen erfolgen . 

Das Angebot beinhaltet: 

• Drei Mahlzeiten täglich (Frühstück, Mittagessen, Jause) 

• Individuelle Beratung durch SozialarbeiterInnen 

• Ergo- und Physiotherapie 

• Gedächtnis- und Bewegungstraining 

• Werk- und Beschäftigungsgruppen 

• Musikgruppen, Gesprächsgruppen 

• Ausflüge, Feste, Veranstaltungen 

• Beratung von Angehörigen 

• Unterstützung bei der Körperpflege 

• Pflegerische Leistungen 

• Betreuung nach Schlaganfall, bei Alzheimer Erkrankung, 

Parkinsonscher Krankheit, Multipler Sklerose. 

Voraussetzung ist, dass die Person nicht 

bettlägerig ist. Der individuell zu bezah­

lende Kostenbeitrag hängt vom Einkom­

men, von der Höhe des Pflegegeldes und 

der Anzahl der benötigten Betreuungs­

leistungen ab. Die genaue Berechnung 

erfolgt durch das Beratungszentrum 

Pflege und Betreuung zu Hause des 

FSW. Auch für privat geführte Tageszen­

tren ist eine Förderung durch den FSW 

möglich. Der maximale Kostenbeitrag 

pro Tag lag im Jahr 2010 bei 16,86 Euro. 

2010 gab es in Wien 17 Tageszentren 

für Seniorinnen und Senioren mit ins­

gesamt 683 Plätzen. Neun Tageszentren 

werden von der Wiener Pflege- und Be­

treuungsdienste GmbH des FSW ge­

führt, die restlichen von anderen Orga­

nisationen. Damit kamen im Jahr 2010 

auf je 1.000 Personen über 75 Jahre 

rund 5,5 Plätze in Tageszentren. 
© Foto: Alexander Raths - Fotolia.com 
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Abb. 25: Standorte der Tageszentren für SeniorInnen in Wien 
Quelle: MA 24 

Besuchstage in allen Tageszentren 

BesucherInnen 

Fahrtendienste der Tageszentren des FSW 

Durchschnitt der Besuchstage pro Monat 

Durchschnittsbesuchsdauer 

Durchschnittsalter der BesucherInnen 

Aufwendungen des FSW (auf 1000 Euro gerundet) 

    Tab. 43: Eckdaten der Wiener Tageszentren, 2010 

Anzahl Änderung zu 2009 

154.650 +9% 

2.010 +8% 

22.200 

10 

14 Monate 

80 Jahre 8 Monate 

17.977.000 +32% 

Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24 
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Demente Personen können grundsätzlich in allen Tageszentren betreut werden.  

Dennoch gibt es zusätzlich zwei Einrichtungen, die auf Alzheimer-PatientInnen 

spezialisiert sind. Darüber hinaus finanziert der FSW jeweils ein Tageszentrum 

für Schlaganfall- und Multiple Sklerose-PatientInnen, um auf die speziellen Be

dürfnisse dieser Personen eingehen zu können.  

Leistungs- und Ausgabenentwicklung 

Die Aufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr um 32% gestiegen. Dabei ist 

zu beachten, dass im Jahr 2010 die Kosten für den Neu- bzw. Umbau von zwei 

Tageszentren enthalten sind. Die Bruttokosten betrugen 2010 rund 18 Mio. 

Euro, die Nettokosten 16,3 Mio. Euro. 

­

 

Die NutzerInnen der Tageszentren in Wien 

Wie bei den stationären und mobilen Leistungen zählen großteils Frauen (68%) 

zu den BesucherInnen der Tageszentren. 

In Wien gibt es zwei Tageszentren, die auf 

Alzheimer-PatientInnen spezialisiert sind. 
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Vor allem Frauen zählen zu den 

BesucherInnen der Tageszentren. 
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 Diagr. 94: TageszentrumsbesucherInnen nach Geschlecht, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24 

Die Altersstruktur weicht von der Altersstruktur der Personen, die mobile Leis­

tungen in Anspruch nehmen, ein wenig ab. Der Anteil der 65- bis 84-Jährigen ist 

höher als im mobilen Segment, während der Anteil der Hochaltrigen geringer 

ist. Die Inanspruchnahme steigt im höheren Alter. Liegt der Anteil der 85-Jähri­

gen, die ein Tageszentrum zwischen ein- und neunmal pro Monat besuchen, nur 

bei rund 26%, liegt dieser bei Personen, die das Tageszentrum mehr als 20 Tage 

pro Monat besuchen, bereits bei 33%. 

0–9 Tage pro Monat 10–19 Tage pro Monat 20+ Tage pro Monat Gesamt 

0 bis 64 Jahre 16% 15% 9% 14% 

65 bis 84 Jahre 58% 57% 58% 58% 

85+ Jahre 26% 28% 33% 28% 
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 Diagr. 95: TageszentrumsbesucherInnen nach Altersgruppen und  
Anzahl der monatlichen Besuchstage, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

Die meisten BesucherInnen eines Tageszentrums beziehen ein Pflegegeld der 

Stufe 2 bis 4. Personen mit hohen Pflegegeldstufen nehmen das Angebot kaum 

in Anspruch. 
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 Diagr. 96: TageszentrumsbesucherInnen nach Pflegegeldstufen, 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 
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Regionale Verteilung 

Bei den Tageszentren handelt es sich um Einrichtungen, die neben der Betreu­

ung und Förderung der BesucherInnen auch der Entlastung pflegender Angehö­

riger dienen. Die Nutzung hängt hier sehr stark vom Angebot ab. In den meisten 

Bundesländern wird der Bedarf nach Quoten (z.B. bestimmte Platzanzahl pro 

Bevölkerung 75+ oder pro PflegegeldbezieherInnen) abgeschätzt. 

Wien hat einen höheren Bedarf als die anderen Bundesländer, da Tageszentren 

tendenziell ein Angebot für den urbanen Bereich sind. In ländlichen Gegenden 

ist es schwierig, eine gute Auslastung zu erzielen und dabei die Anreisezeiten in 

einem verträglichen Rahmen zu halten. 
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 Diagr. 97: TageszentrumsbesucherInnen nach Wohnbezirken im Dezember 2010 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24 

4.2.4. Angebote für SeniorInnen 

Das Angebot für SeniorInnen wurde in Wien in den letzten Jahren stark erwei­

tert. Es gibt eine Fülle verschiedener Angebote aus den Bereichen Geselligkeit, 

Bewegung, Sport, Fitness, Reisen, Computer und Internet, Bildung sowie Kul­

tur. Zentrale Ansprechstelle für diese Angebote ist das SeniorInnenbüro der 

Stadt Wien. 

Zu den vielfältigen finanziellen Unterstützungen der Stadt Wien für SeniorInnen 

zählen beispielsweise der Mobilpass, der Kulturpass, die Mietbeihilfe für Pensi­

onsbezieherInnen, der Heizkostenzuschuss sowie der Freizeitfahrtendienst und 

die Parkometerabgabe-Befreiung für Menschen mit Bewegungseinschränkung. 

Informationen zu den Angeboten und Begünstigungen für SeniorInnen in Wien 

gibt es im SeniorInnenbüro, wo auch Informationsbroschüren zu verschiede­

nen Themen erhältlich sind.154 

SeniorInnen werden zunehmend als neue 

Zielgruppe der Wirtschaft erkannt. Die 

Stadt Wien bietet bereits seit vielen Jahren 

vielfältige Angebote für SeniorInnen an, die 

für alle leistbar sind. 

154 Nähere Infos unter: www.senior-in-wien.at. 
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Aus gutem Grund ist das Europäische Jahr 

2012 nicht nur dem aktiven Altern gewidmet, 

sondern auch der Solidarität der Generatio­

nen, also der gegenseitigen Unterstützung 

von Jüngeren und Älteren. Denn soziale Si­

cherheit und sozialer Zusammenhalt sind die 

Grundlagen dafür. 

Europas Bevölkerung wird immer älter und 

bleibt immer länger vital und aktiv. Dank des 

sozialen und medizinischen Fortschritts hat 

unser Leben mehr Jahre und es geht dar­

um, diesen gewonnenen Jahren möglichst 

viel Sinn und Inhalt zu geben. Der demo­

grafische Wandel bringt vielfältige Heraus­

forderungen, aber auch Chancen. Anstatt 

das Altern als Belastung oder Bedrohung zu 

sehen, wird es im Europäischen Jahr aus ei­

ner anderen Perspektive betrachtet: als Ver­

dienst und Erfahrungsschatz, von dem alle 

Generationen profitieren. 

Was ist aktives Altern? 
Aktives Altern bedeutet, bei guter Gesundheit 

und als vollwertiges Mitglied der Gesellschaft 

älter zu werden, im Alltag unabhängiger und 

engagierter sein zu können. Wichtig ist, das 

große Potenzial auszuschöpfen, über das äl­

tere Generationen auch in hohem Alter verfü­

gen. Die inhaltlichen Schwerpunkte dazu sind 

in vier Hauptbereiche gegliedert: 

Der Bereich Arbeitswelt konzentriert sich 

auf die Erhöhung der Gesundheit und Si­

cherheit am Arbeitsplatz; auf Unterstützung, 

länger in einer Beschäftigung zu bleiben, 

und darauf, dass lebensbegleitendes Lernen 

den Bedürfnissen der älteren Berufstätigen 

angepasst wird. 

Im Bereich Teilhabechancen soll sicherge­

stellt werden, dass der gesellschaftliche 

Beitrag älterer Menschen stärker gewürdigt 

wird und Bedingungen geschaffen werden, 

die ihre Rolle fördern. 

Altern in Gesundheit und Würde umfasst 

neben einer individuellen und kollektiven 

Selbstvorsorge auch die Gestaltung alters­

entsprechender Umfelder wie Wohnen, Ver­

kehr sowie Zugänglichkeit von Gebäuden, 

öffentlichen Räumen und Institutionen. 

Der Bereich Generationen lenkt die Aufmerk­

samkeit auf die Beziehung der Altersgruppen 

untereinander. Solidarität und wechselseitige 

Akzeptanz sollen dabei nicht aus den Augen 

verloren werden. Generationenverbindende 

Aktivitäten auf allen Ebenen ermöglichen es, 

Vorurteilen und Diskriminierung konstruktiv 

zu begegnen. Indem sich SeniorInnen aktiv 

einbringen – zum Beispiel als Unterstütze­

rInnen für die Familie oder im Rahmen der 

Freiwilligenarbeit – leben sie Solidarität mit 

anderen und erhalten damit weitgehend 

ihre Selbstständigkeit. 

Zahlreiche Aktivitäten für 
alle WienerInnen 
Im Europäischen Jahr 2012 wurde den Wie­

ner SeniorInnen in zahlreichen Veranstaltun­

gen zu den Schwerpunkten aktives Altern, 

Gesundheit, Bewegung & Aktivität oder Pfle­

ge & Betreuung die Gelegenheit geboten, sich 

zu informieren, Neues kennenzulernen und 

dieses gleich vor Ort auszuprobieren. 

Zum Thema aktives Altern standen unter 

anderem gesundheitsfördernde Aktivitäten 

in insgesamt zwölf PensionistInnenclubs auf 

dem Programm. Dazu zählten z.B. Ernäh­

rungsworkshops oder spielerische Bewe­

gungseinheiten. In Wiener Einkaufszentren 

fanden Veranstaltungen zum Thema Herz­

Kreislauf-Risiko statt, in SeniorInnenzentren, 

PensionistInnenclubs und Einrichtungen wie 

den Wiener Volkshochschulen gab es spezi­

elle Angebote für SeniorInnen, die sich geistig 

fit halten wollen. Insbesondere die Nachfrage 

nach Computerkursen ist in den letzten Jah­

ren stark gestiegen. 

Als soziale Drehscheibe fördert und vermit­

telt der FSW auch Leistungen für SeniorIn­

nen oder ältere Menschen mit Pflege- und 

Betreuungsbedarf. Die MitarbeiterInnen des 

KundInnenservice beraten kostenlos und 

kompetent KundInnen und ihre Angehörigen 

in den Beratungszentren des FSW. 

Die Tageszentren für Seniorinnen und Se­

nioren des FSW bieten ihren KundInnen 

abwechslungsreiche und auf ihre indivi­

duellen Bedürfnisse abgestimmte Aktivi­

täten. So geben sie älteren Menschen die 

Möglichkeit, den Tag gemeinsam mit an­

deren aktiv und gut betreut zu verbringen. 

Im Rahmen der Aktion Tag der offenen Tür 

sind SeniorInnen und Angehörige in allen 

neun Tageszentren des FSW eingeladen, die 

Einrichtungen kennenzulernen. 

Zahlreiche Tageszentren, PensionistIn­

nenclubs, Vereine etc. haben spezifische 

Sportangebote für SeniorInnen in Wien. Zur 

Förderung von Beweglichkeit und Koordinati­

on sind InteressentInnen eingeladen, sich z.B. 

an Gymnastik- oder Nordic Walking-Gruppen 

zu beteiligen, bei Tanzkursen mitzumachen 

oder gemeinsam zu schwimmen.

 2012 im Zeichen des Zusammenhalts 
Ein Beitrag des SeniorInnenbüros der Stadt Wien 

Dr.in Angelika Rosenberger-Spitzy und Marianne Klicka © Foto:  FSW
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Pflege- und Betreuungsleistungen 

Im SeniorInnenbüro hat das Team rund um 

Dr.in Angelika Rosenberger-Spitzy als Bot­

schafterin und die Dritte Landtagspräsidentin 

Marianne Klicka als Koordinatorin des EU-

Jahres 2012 in Wien zahlreiche Tipps und 

Ratschläge, wie alle Generationen vonein­

ander profitieren können. Ein Beispiel dafür 

ist das Projekt LesepatInnen, bei dem ältere 

Menschen an Wiener Schulen mit Kindern 

das Lesen üben. Beide Altersgruppen sollen 

Einblick in die Welt des jeweils anderen er­

halten, um so das Verständnis füreinander 

zu stärken. Eine weitere Möglichkeit bietet 

sich in der Wiener Hauptbücherei, wo ältere 

Menschen als freiwillige HelferInnen mitar­

beiten. Wie ehrenamtlich tätige SeniorInnen 

immer wieder berichten, macht Aktivität im 

Alter Freude und ist anderen oft eine wert­

volle Hilfe. 

Das SeniorInnenbüro unter 01/4000-85 80 

oder unter www.senior-in-wien.at steht für 

Fragen und Auskünfte gerne zur Verfügung. 

Das Europäische Jahr sensibilisiert die Öf­

fentlichkeit für den gesellschaftlichen Beitrag 

älterer Menschen, indem bessere Rahmen­

bedingungen für aktives Altern geschaffen 

und die Solidarität zwischen den Genera­

tionen gestärkt wird. In die Umsetzung der 

Inhalte sind zahlreiche AkteurInnen wie Ko­

ordinatorInnen und BotschafterInnen einge­

bunden, die durch ihre Bekanntheit und ihr 

persönliches Engagement die Bedeutung des 

Europäischen Jahres vermitteln. 

www.aktivaltern2012.at, Bundesministerium 

für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, 

Informationen und weiterführende Links. 

www.senior-in-wien.at oder 01/4000-85 80, 

SeniorInnenbüro der Stadt Wien, Koordinati­

on zahlreicher Diskussionen und Initiativen 

zum Europäischen Jahr. 

2012 – Europäisches Jahr für aktives Altern und Solidarität zwischen den Generationen 

Das SeniorInnenbüro als Drehscheibe 

Um Menschen im fortgeschrittenen Alter ein Leben in der eigenen Wohnung zu 

Die vom FSW geförderten Pflege- und 

Betreuungsleistungen umfassen mobile,  

teilstationäre sowie stationäre Angebote.  

Zusätzlich bietet der FSW Beratung und 

Case Management sowie einige ambu­

lante Angebote an. 

ermöglichen, fördert die Stadt Wien individuelle Pflege- und Betreuungsange­

bote für zu Hause. Diese können vorübergehend oder dauerhaft in Anspruch 

genommen werden. 

Zu den mobilen Angeboten zählen unter anderem: 

	 •		 Heimhilfe 

	 •		 Essen	 auf	 Rädern 

	 • 		Besuchs-	und	 Begleitdienst 

	 •		 INDIBET	 – 	 die 	 Heimhilfe 	 für 	 demente 	 und/oder	 psychisch 	 kranke	  

Menschen 

	 •		 Reinigungsdienst 

	 •	 	Wäscheservice 

	 •		 24-Stunden-Betreuung 	(Förderung 	durch	 das	 Bundessozialamt	 möglich) 

	 •		 Kontinenzberatung 

	 •		 Hauskrankenpflege 

Darüber hinaus gibt es in Wien 17 Tageszentren für Seniorinnen und Seni

oren, in denen ältere Menschen tagsüber individuell betreut werden. Ist die 

häusliche Betreuung nicht mehr ausreichend, stehen verschiedene stationäre 

Einrichtungen zur Verfügung. Ältere Personen werden hier entsprechend ihren 

Bedürfnissen und ihrem Pflegebedarf betreut. 

­
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Wohnungslosigkeit ist eine der extremsten Formen von Armut. Ihre 

Ursachen können in individuellen Gründen liegen, wie Krankheit oder 

Sucht, und sie kann durch Beziehungsprobleme, wie Trennungen oder 

Gewalterfahrungen, verursacht werden. Die Situation am Arbeits- und 

Wohnungsmarkt kann die Wirkung dieser Faktoren verstärken. Um auf 

die Bedürfnisse der KlientInnen eingehen zu können, wurden die An

gebote der Wiener Wohnungslosenhilfe in den letzten Jahren nicht nur 

ausgebaut, sondern auch qualitativ verbessert. Das belegen die größere 

Vielfalt an Angeboten und die stärkere Zusammenarbeit mit angrenzen

den Bereichen, wie dem Gesundheitswesen. Eine Ergänzung zum Stufen

plan in der Wiener Wohnungslosenhilfe stellt der Housing First-Ansatz 

dar, der derzeit in Pilotprojekten intensiv erprobt wird.  

­

­

­

Wohnen und 
Wohnungslosigkeit 

Kapitel 5 

© Foto: FSW 



1981 1991 2001 2006 

Hauptwohnsitzbevölkerung 1.531.346 1.539.848 1.550.123 1.661.206 
 Veränderung zur Vorperiode in % 0,56 0,67 7,17 

Wohnungsbestand 821.174 853.091 908.310 956.110 
 Veränderung zur Vorperiode in % 3,89 6,47 5,26 

     Tab. 44 : Bevölkerung und Wohnungsbestand 1981, 1991, 2001 und 2006 (Wien)  
Quellen: Statistik Austria, Gebäude- und Wohnungszählungen 1981, 1991, 2001  
sowie Probezählung 2006, bearbeitet durch die MA 24 

155    Volkszählung auf Basis bestehender Verwaltungsdaten. 
156    Statistik Austria, Bevölkerungsprognose 2011, http://www.statistik.at/web_de/statistiken/bevo

elkerung/demographische_prognosen/bevoelkerungsprognosen/index.html (26.04.2012). 
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Wohnen und Wohnungslosigkeit 

5.1 Analyse der Situation 
Der Wiener Wohnungsmarkt ist in vielerlei 

Hinsicht einzigartig . Mit mehr als 220 .000 Ge

meindewohnungen und ungefähr 180 .000 ge

fördert errichteten Wohnungen unterscheidet 

er sich deutlich vom gesamtösterreichischen 

Wohnungsmarkt, aber auch vom Wohnungs

markt anderer europäischer Großstädte .  

Wien ist in den letzten Jahren stark gewach

sen und auch für die kommenden Jahre ist ein 

starkes Bevölkerungswachstum prognostiziert .  

Insbesondere für Menschen mit geringem Ein

kommen stellen steigende Wohnkosten eine 

immer größer werdende Belastung dar . Die 

Stadt steht damit vor der Herausforderung,  

das Angebot an Wohnraum zu erhöhen, damit 

auch in Zukunft das Wohnen für alle WienerIn

nen leistbar bleibt . 

­

­

­

­

­

­

5.1.1  Wohnungsmarkt 

Der Bestand an Gebäuden und Wohnungen in Wien wurde bis zum Jahr 2001 alle 

zehn Jahre im Rahmen der Volkszählung bzw. Gebäude- und Wohnungszählung 

erhoben.  Diese Informationen werden zukünftig nicht mehr bei der Bevölkerung 

erhoben, sondern den Verwaltungsregistern entnommen (Registerzählung 155). 

Die Ergebnisse der im Jahr 2011 erstmals durchgeführten Registerzählung lie

gen noch nicht vor,  die aktuellsten Informationen zum Wohnungsbestand in 

Wien liefert die im Jahr 2006 durchgeführte Proberegisterzählung.  

In Tab. 44 wird die Entwicklung der Wiener Bevölkerung und des Wohnungs

bestandes zwischen 1981 und 2006 dargestellt. Zwischen 1981 und 2001 ist 

die Wiener Bevölkerung nur geringfügig gewachsen, während mehr als 80.000 

Wohnungen errichtet wurden. In der Periode von 2001 bis 2006 lag das Bevölke

rungswachstum über dem Wohnungszuwachs. Die starke Bevölkerungszunah

me wird sich in den kommenden Jahren fortsetzen. Zwischen 2010 und 2030 

wird die Wiener Bevölkerung um mehr als 10% wachsen.156 

­

­

­

­

­

Wien wird in den nächsten Jahren weiter 

wachsen. Damit das Wohnen weiter 

leistbar bleibt, müssen neue Wohnungen 

geschaffen werden. 

© Foto: Alex Halada/PID. 



 

 

 

 

 

 

 

	 		 	 	 	 	 	 	 	 	

	 		 	 	 	 	 	 	 	 	 	 	

   

 

 
   

 

   

    

Wohnen und Wohnungslosigkeit 

Bei den Gebäude- und Wohnungszählungen bis 2001 wurden die Wohnungen 

in folgende Kategorien unterteilt: Hauptwohnsitzwohnungen, Nebenwohnsitz­

wohnungen und Wohnungen ohne Wohnsitzangabe. Von den 956.110 Wohnun­

gen im Jahr 2001 wurden 770.955 als Hauptwohnsitzwohnungen, 59.540 als 

Nebenwohnsitzwohnungen und 80.250 als Wohnungen ohne Wohnsitzangabe 

erfasst. Die Wohnungen ohne Wohnsitzangabe werden häufig als leer stehende 

Wohnungen interpretiert, dies entspricht jedoch nicht immer der Realität.157 

Neben den Volks- bzw. Registerzählungen liefert die von der Statistik Austria 

jährlich durchgeführte Wohnungserhebung eine Vielzahl an Informationen zum 

Thema Wohnen in Wien.158 Zwischen 2004 und 2010 ist die Zahl der Haupt­

wohnsitzwohnungen in Wien von 794.000 um 6,5% auf rund 846.000 Wohnun­

gen gestiegen. Davon waren ungefähr drei Viertel Miet-, Genossenschafts- und 

Gemeindewohnungen159, der Rest Eigentumswohnungen bzw. -häuser. Von den 

641.000 Hauptmietwohnungen waren ca. 43% private Hauptmietwohnungen, 

ein Viertel Genossenschaftswohnungen und ein Drittel Gemeindewohnungen. 

Die Struktur des Wohnungsbestandes in Wien unterscheidet sich damit vom 

Rest Österreichs in zwei Punkten wesentlich: 

• Haus- und Wohnungseigentum spielt in Wien eine vergleichsweise ge­

ringe Rolle. Im Rest Österreichs beträgt der Anteil von Wohnungs- und 

Hauseigentum an allen Hauptwohnsitzen ca. 60%, in Wien 20%. 

• Der Anteil der Gemeindewohnungen in Wien (26%) liegt deutlich über je­

nem im übrigen Österreich (16%). 

Der Wohnungsmarkt in Wien unterschei­

det sich vom Rest Österreichs. Der hohe 

Anteil an Gemeindewohnungen macht 

Wien einzigartig in Österreich und Europa. 
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 Diagr. 98: Hauptwohnsitzwohnungen, 2004–2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, Mikrozensus 2004 bis 2010, bearbeitet durch die MA 24 

Diagr. 99 zeigt die Rechtsverhältnisse, die den Wiener Hauptwohnsitzhaushal­

ten zugrunde liegen. Mehr als drei Viertel sind HauptmieterInnen, ungefähr 

20% wohnen im Wohnungs- bzw. Hauseigentum. Im Jahr 2010 wohnten 1,7% als 

UntermieterInnen, 2,1% in sonstigen Rechtsverhältnissen. 

157  Statistik Austria 2004, S. 13: (…) da die mangelnde Wohnsitzangabe nur aussagt, dass in dieser 
Wohnung niemand gemeldet ist (de jure). Die (de facto) Nutzung der Wohnung kann zum Stich­
tag eingeschränkt sein, z.B. infolge von Renovierungen,Verlassenschaftsabwicklungen oder noch 
nicht gegebenem Neu-Bezug, obwohl bereits die neuen Wohnungsinhaber (Mieter, Käufer) fest­
stehen. Weiters fallen in Wien auch Kleingartenhäuser in diese Kategorie. 

158  Die Ergebnisse des Mikrozensus unterliegen zwei wesentlichen Einschränkungen. Erstens han­
delt es sich dabei um eine Erhebung, deren Ergebnisse hochgerechnet werden und einer gewis­
sen Schwankungsbreite unterliegen. Zweitens werden nur Hauptwohnsitzwohnungen erfasst, 
Nebenwohnsitzwohnungen und Wohnungen ohne Wohnsitzangabe werden nicht erfasst. 

159  Inkl. Untermieten und sonstige Rechtsverhältnisse. 
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 Diagr. 99: Hauptwohnsitzwohnungen nach Rechtsverhältnis, 2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, Mikrozensus 2010, berechnet durch die MA 24 

   
 

 

 

 

 

 

  

    

Wohnen und Wohnungslosigkeit 

Die Qualität der Wohnungen hat in den 

letzten Jahren zugenommen. 91,2% der 

Wohnungen in Wien entsprechen der 

Kategorie A. 

5.1.2  Ausstattung und Wohnungsgröße 

Die Qualität160 des Wohnungsbestandes in Wien hat in den letzten Jahren deut­

lich zugenommen. In der Zeit von 1996 bis 2010 sank die Anzahl der Kategorie 

D-Wohnungen von 12,9% auf 4,9% zugunsten der Kategorie A-Wohnungen. Die 

Zahl der Kategorie A-Wohnungen legte um mehr als 14 Prozentpunkte auf 91,2% 

zu. Auch der Anteil der Kategorie C- und Kategorie B-Wohnungen sank über die 

Jahre und liegt im Jahr 2010 bei 0,5% bzw. 3,4%. 
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 Diagr. 100: Hauptwohnsitze nach Ausstattungskategorien, 1996 und 2010 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria und SRZ Stadt- und Regionalforschung, bearbeitet durch die MA 24 

Die durchschnittliche Wohnnutzfläche von Hauptwohnsitzwohnungen liegt in 

Österreich bei 99,1 m², in Wien mit 74,5 m² unter dem österreichischen Durch­

schnitt. Sowohl in Wien als auch in Österreich variiert die Größe mit dem zu­

grundeliegenden Rechtsverhältnis. Haus- und WohnungseigentümerInnen 

haben im Durchschnitt mehr Wohnfläche zur Verfügung als MieterInnen in 

Haupt- und Untermietverhältnissen. 

Wird der durchschnittliche Wohnungsbelag bei diesem Vergleich berücksich­

tigt (2,0 Personen in Wien und 2,3 Personen in Österreich) ergibt sich in Wien 

eine durchschnittliche Wohnnutzfläche von 37,5 m² pro Person, in Österreich 

liegt diese bei 43,3 m² pro Person. Die durchschnittliche Wohnnutzfläche von 

160 Die Ausstattung von Wohnungen wird in vier Kategorien unterteilt: 
• Kategorie D: kein Wasser und/oder kein WC, 
• Kategorie C: Wasser und WC, 
• Kategorie B: Wasser, WC sowie Bad/Dusche, 
• Kategorie A: Wasser, WC, Bad/Dusche sowie Komfortheizung. 

WienerInnen haben im Vergleich zum 

Österreich-Schnitt weniger Wohnfläche 

pro Person zur Verfügung. 
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Wohnen und Wohnungslosigkeit 

berufstätigen Personen in Wien liegt mit 34,8 m² pro Person unter jener von 

nicht berufstätigen Personen mit 43,4 m² pro Person. Dies ist auf den geringe­

ren durchschnittlichen Wohnungsbelag der PensionistInnen zurückzuführen. 
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 Diagr. 101: Durchschnittliche Nutzfläche pro Person, 2010 (Österreich – Wien) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 

Eine inadäquate Wohnversorgung kann mit der Kennzahl Überbelag, also mit 

der Relation der Anzahl der BewohnerInnen einer Wohnung zur Wohnungsgrö­

ße, dargestellt werden.161 In den letzten Jahren ist die Zahl der überbelegten 

Wohnungen leicht gesunken. Im Vergleich zu Rest-Österreich spielt die inad­

äquate Wohnversorgung in Wien dennoch eine größere Rolle. Während im Jahr 

2010 ca. 8% der Wohnungen überbelegt waren, liegt der österreichische Durch­

schnitt (inkl. Wien) bei ca. 4%. 
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 Diagr. 102: Hautpwohnsitzwohnungen mit Überbelag, 2010 (Österreich – Wien) 
Quellen: Statistik Austria, berechnet durch die MA 24 

5.1.3 Haushaltskonstellationen 

Ungefähr die Hälfte der 845.700 Wiener Haushalte sind Familienhaushalte. In 

Österreich liegt der Anteil der Familienhaushalte mit 63% deutlich höher. Der 

Anteil der Ehepaare mit Kind bzw. Kindern an allen Hauptwohnsitzhaushalten 

liegt in Wien bei 21,6%, in Österreich bei 29,6%. Während der Anteil der Allein­

erzieherinnen mit Kind bzw. Kindern sowohl in Wien als auch in Österreich bei 

6,3% der Hauptwohnsitzhaushalte liegt, gibt es in Österreich interessanterwei­

se anteilig mehr Alleinerzieher als in Wien. 

161 Überbelegte Wohnungen werden dabei wie folgt definiert: 
• Nutzfläche unter 35 Quadratmeter, 2 und mehr Personen in der Wohnung, 
• Nutzfläche 35 bis unter 60 Quadratmeter, 3 und mehr Personen in der Wohnung, 
• Nutzfläche 60 bis unter 70 Quadratmeter, 4 und mehr Personen in der Wohnung, 
• Nutzfläche 70 bis unter 90 Quadratmeter, 5 und mehr Personen in der Wohnung, 
• Nutzfläche 90 bis unter 110 Quadratmeter, 6 und mehr Personen in der Wohnung, 
• Nutzfläche ab 110 Quadratmetern: Kein Überbelag. 
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Österreich Wien 

Hauptwohnsitzwohnungen in 1.000 

Insgesamt 3.624,3 845,7 

in % 

Familienhaushalte 62,6 50,1 

Einfamilienhaushalte 60,7 49,5 

 Ehepaar ohne Kind(-er)  23,8 20,7 

 Ehepaar mit Kind(-ern)  29,6 21,6 

 Vater mit Kind(-ern)  1,1 0,9 

 Mutter mit Kind(-ern)  6,3 6,3 

Zwei- oder Mehrfamilienhaushalte  1,8 0,6 

Nichtfamilienhaushalte  37,4 49,9 

Einpersonenhaushalte  36,0 47,6 

 Alleinlebende Männer  16,0 21,3 

 Alleinlebende Frauen  20,0 26,2 

Mehrpersonenhaushalte  1,4 2,3 

   Tab. 45: Hauptwohnsitzwohnungen nach Haushalts- und Familientyp, 2010 (Österreich – Wien)   
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 

Wohnen und Wohnungslosigkeit 

5.1.4  Wohnkosten und Wohnungspreise 

Im Jahr 2010 gaben die ÖsterreicherInnen beinahe 34 

Mrd. Euro für das Wohnen inklusive Wasser- und Ener­

gieversorgung aus. Das entspricht mehr als 22% der ge­

samten Konsumausgaben der österreichischen Haushal­

te. Der Anteil der Konsumausgaben für Wohnen, Wasser 

und Energie an den Gesamtausgaben hat in den letzten 

Jahren konstant zugenommen. 1990 lag der entsprechen­

de Wert bei 18%.162 Dieser zunehmende Anteil von Woh­

nen, Wasser und Energie an den gesamten Konsumaus­

gaben kann durch eine Zunahme der durchschnittlichen 

Wohnfläche (ausgehend von ca. 30m² im Jahr 1990 auf 

derzeit 43m² pro Person), die Verbesserung der Wohn­

qualität sowie durch Preissteigerungen erklärt werden. 

Diagr. 103 zeigt die Entwicklung des Verbraucherpreisin­

dex 2000 – als Maß für die allgemeine Preisentwicklung 

– und die Entwicklung des Teilindex Wohnung, Wasser, 

© Foto: FSW  Energie163. Während das allgemeine Preisniveau um etwas mehr als 20% zuge­

nommen hat, sind die Preise für Wohnen, Wasser und Energie im selben Zeit­

raum um 34,5% gestiegen.Auffällig ist, dass sich der Teilindex Wohnung, Wasser, 

Energie und der Gesamtindex beinahe gleich entwickelt haben, die Wohnkosten 

aber seit dem Jahr 2004 stärker zunehmen als das allgemeine Preisniveau.164 

162  Website der Statistik Austria, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR), http://www.statis­
tik.at/web_de/statistiken/volkswirtschaftliche_gesamtrechnungen/bruttoinlandsprodukt_und_ 
hauptaggregate/jahresdaten/019717.html (09.07.2012). 

163  Der Teilindex Wohnung, Wasser, Energie ist kein reiner Mietpreisindex, sondern beinhaltet neben 
den Mieten die Kosten von Eigentumswohnungen, die Betriebskosten, die Instandhaltungskosten 
des Wohnraums sowie die Kosten der Versorgung mit Elektrizität, Gas und anderen Brennstoffen. 

164  Bei der Interpretation des VPI ist allerdings Vorsicht geboten. Der Teilindex Wohnung, Wasser, 
Energie wird auf Basis von Mikrozensusdaten, also Daten einer Erhebung, berechnet. Design und 
Art der Erhebung wurden im Jahr 2004 geändert. Diese Änderungen können zumindest teilweise 
ursächlich für den starken Anstieg im Jahr 2004 und danach sein. 
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Entgeltlich bewohnte Hauptwohnsitzwohnungen gesamt 

Hauptwohnsitz­ Durchschnittlicher Wohnungsaufwand 
Veränderung zum Vorjahr 

wohnungen gesamt pro m² 

in 1.000 Euro Euro/m² % 

2008 754,3 377 5,4 

2009 766,7 390 5,6 3,5 

2010 774,2 408 5,8 3,4 

Hauptmietwohnungen 

Durchschnittlicher Wohnungsaufwand 
Hauptmietwohnungen Veränderung zum Vorjahr 

gesamt pro m² 

in 1.000 Euro Euro/m² % 

2008 623,3 396 5,9 

2009 638,9 412 6,1 4,4 

2010 640,5 433 6,3 3,6 

Eigentumswohnungen 

Durchschnittlicher Wohnungsaufwand 
Anzahl Veränderung zum Vorjahr 

gesamt pro m² 

in 1.000 Euro Euro/m² % 

2008 107,3 271 3,3 

2009 107,3 261 3,1 -5,4 

2010 113 272,9 3,2 3,2 

Wohnungsaufwand inkl. Garagenkosten 

   Tab. 46: Wohnungsaufwand nach Rechtsverhältnis der Wohnung, 2008–2010 (Wien)   
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 
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 Diagr. 103: Preisentwicklung, 2000–2010 (Österreich) 
Quellen: Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24 
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Der durchschnittliche Wohnungsaufwand von entgeltlich bewohnten Haupt

wohnsitzwohnungen in Wien betrug im Jahr 2010 5,8 Euro/m², für Hauptmiet

wohnungen 6,3 Euro/m² und für Eigentumswohnungen 3,2 Euro/m². Zwischen 

2009 und 2010 nahm der Wohnungsaufwand für Hauptmietwohnungen um 3,6% 

zu und lag damit deutlich über der allgemeinen Teuerung.  Er variiert mit der 

Ausstattungskategorie der Wohnung. Bei Wohnungen der Kategorie A beträgt 

der durchschnittliche Aufwand 5,79 Euro/m², bei Wohnungen der Kategorie D 

4,55 Euro/m².  Die qualitative Verbesserung des Wohnraums in Wien – die Zahl 

der Wohnungen der Kategorie D ist in den letzten Jahren stark gesunken – kann 

als Ursache für den insgesamt gestiegenen Wohnungsaufwand in Wien gesehen 

werden. Diese Entwicklung führt dazu, dass es für Personen mit niedrigem Ein

kommen immer schwieriger wird, auf dem freien Markt leistbaren Wohnraum 

zu finden. 

­

­

­

Der durchschnittliche Wohnungsauf-

wand für Hauptmietwohnungen betrug 

2010 in Wien 6,3 Euro/m². Dieser Wert 

bezieht sich auf den gesamten Woh­

nungsbestand, die Kosten für aktuelle 

Neuvermietungen liegen deutlich höher. 
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Der Preis für neu zu vermietende 

Wohnungen lag 2011 durchschnittlich 

bei 8,25 Euro/m². 

18% der österreichischen Haushalte haben 

mit einem unzumutbar hohen Wohnkostenan­

teil zu kämpfen. Unter den armutsgefährdeten 

Haushalten sind 60% mit einem unzumutba­

ren Wohnkostenanteil konfrontiert. 

Neben der Wohnungskategorie hängt der Wohnungsaufwand stark von der Grö­

ße der Wohnung ab. Bei Wohnungen unter 35 m² liegt der Wohnungsaufwand 

um ein Viertel über dem durchschnittlichen Wiener Wohnungsaufwand. Dieser 

Umstand führt bei alleine lebenden Personen zu einer überdurchschnittlichen 

Wohnkostenbelastung. Gemeindewohnungen tragen zu einer Senkung des all­

gemeinen Wohnkostenniveaus bei: Der durchschnittliche Wohnungsaufwand 

lag bei privaten Hauptmieten 2010 bei ca. 7 Euro/m², bei Gemeindemieten hin­

gegen bei 5,6 Euro/m². Der durchschnittliche Wohnungsaufwand in Genossen­

schaftswohnungen betrug 6,3 Euro/m². 

Zur Entwicklung der Wohnpreise, also der auf dem Wohnungsmarkt erzielbaren 

Preise von Eigentums- und Mietwohnungen, gibt es in Österreich keine offiziel­

le Statistik. Mögliche Datenquellen sind Immobilienpreisindizes von Internet-

Immobilienbörsen, Maklerbüros sowie der Immobilien-Preisspiegel 2011 des 

Fachverbandes der Immobilien- und Vermögenstreuhänder der Wirtschafts­

kammer Österreich. Die Wohnungspreise, die den verschiedenen Quellen ent­

nommen werden können, unterscheiden sich voneinander deutlich. 

Gemäß Immobilien-Preisspiegel der Wirtschaftskammer Österreich lag der 

durchschnittliche Quadratmeterpreis für Mietwohnungen in Wien im Jahr 2011 

bei 8,25 Euro/m². Gegenüber dem Vorjahr sind die Mieten damit um 2,9% gestie­

gen. Bei den Eigentumswohnungen waren die Preissteigerungen deutlich höher. 

Der durchschnittliche Quadratmeterpreis von Wohnungseigentum (Erstbezug) 

lag mit 3.006 Euro um mehr als 6% über dem entsprechenden Vorjahreswert. Bei 

gebrauchtem Eigentum belief sich der Quadratmeterpreis auf 1.929 Euro/m², 

was einer Steigerung von 9% gegenüber dem Vorjahr entsprach.165 

Erst durch die Gegenüberstellung der Wohnkosten mit den finanziellen Res­

sourcen der BewohnerInnen werden Aussagen über die langfristige Leistbar­

keit des Wohnraums möglich. Bei der Interpretation des Wohnkostenanteils 

bzw. der Mietbelastung muss allerdings beachtet werden, dass das Einkommen 

und die Wohnkosten nur unzureichend erfasst werden und bei den Analysen 

daher häufig auf Mittelwerte und Mediane zurückgegriffen werden muss. Da­

durch werden Aussagen über Haushalte, deren Wohnversorgung durch niedri­

ges Einkommen oder besonders hohe Wohnkosten gefährdet ist, erschwert. 

Bei 18% der österreichischen Haushalte überstieg im Jahr 2010 der Anteil der 

Wohnkosten ein Viertel des gesamten Haushaltseinkommens. Die Statistik Aus­

tria bezeichnet eine derart hohe Belastung als unzumutbaren Wohnkostenan­

teil. Bei den armutsgefährdeten Haushalten liegt der entsprechende Anteil er­

wartungsgemäß höher. Sechs von zehn armutsgefährdeten Haushalten sind mit 

einem unzumutbaren Wohnkostenanteil konfrontiert.166 

165  Website der Wirtschaftskammer Österreich, http://portal.wko.at/wk/dok_detail_file.wk?angid=1 
&docid=1619824&conid=564467 (19.04.2012). 

166  Vgl. Statistik Austria, Armut und Ausgrenzungsgefährdung in Österreich, 2012. 
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In Wien lag die mittlere Mietbelastung im Jahr 2007 bei rund 24,2% des Netto­

haushaltseinkommens. Die höchste Mietbelastung mussten Einpersonenhaus­

halte, geführt von Frauen, bestreiten (35%). Doch auch Einpersonenhaushalte, 

geführt von Männern, hatten im Vergleich zu anderen Haushaltstypen hohe 

Mietaufwendungen (34%) zu bestreiten. Rund 22% des Nettohaushalteinkom­

mens entfiel bei Alleinerziehenden auf die Miete, bei Paaren ohne Kind(-er) ca. 

21%. Mehrpersonenhaushalte ohne Kind mussten 15,6% ihres Nettohaushalts­

einkommens für die Miete aufwenden, Paare mit Kind(-ern) 15,5% und Mehrper­

sonenhaushalte mit Kind(-ern) 8,1%. 

Wohnkostenanteil der Working Poor in Wien 
Eine 2011 von der AK Wien veröffentlichte Studie untersucht die Problemlagen der Working Poor 

in Wien, also von Personen, die neben einem Erwerbseinkommen eine Leistung der Mindestsiche­

rung beziehen (siehe dazu Kapitel 2.1). 

Im Durchschnitt beträgt der Wohnkostenanteil bei den Working Poor in Wien 47% des gesamten 

Haushaltseinkommens. Differenziert nach Einkommen zeigt sich, dass der Wohnkostenanteil von 

Haushalten mit niedrigem Einkommen (bis 950 Euro) mit 54% über jenem von Haushalten mit 

einem Einkommen über 1.300 Euro liegt (39%). Die Studie zeigt weiters, dass der Wohnkosten­

anteil von AlleinerzieherInnen (49%) und allein lebenden Working Poor (47%) deutlich über jenem 

von Paaren liegt.167 

167 Vgl. Riesenfelder et al.,Working Poor in Wien, 2011. 
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 Diagr. 104:  Mietbelastung nach Haushaltskonstellation, 2007 (Wien)   
Quellen: Synthesis Forschung, bearbeitet durch die MA 24
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5.2   Leistungen der Geschäftsgruppe  
Gesundheit und Soziales

5.2.1  Wohnungssicherung und Prävention

Die Einrichtungen der Wiener Wohnungssicherung beraten und betreuen 

von Wohnungslosigkeit bedrohte Menschen . Die Wohnungssicherung spielt 

damit eine wichtige Rolle bei der Reduzierung von Wohnungslosigkeit . 

Wohnungslosigkeit zu vermeiden ist ein wesentlicher Schritt bei der Sta-

bilisierung der KlientInnen, beugt damit sozialen Folgekosten vor und ist 

weniger kostenintensiv als die Betreuung in der Wohnungslosenhilfe . Vom 

Wohnungsverlust bedroht sind in erster Linie Menschen, die mit finanziel-

len Problemen zu kämpfen haben . Aber auch sozial auffälliges Verhalten ist 

eine häufige Ursache für den drohenden Verlust der Wohnung . Eine umfas-

sende Delogierungsprävention hat daher möglichst früh und ganzheitlich 

anzusetzen . Wie schon in den letzten Jahren wird die Wiener Wohnungssi-

cherung laufend weiterentwickelt, den letzten Meilenstein bildet das Wie-

ner Wohnungssicherungsgesetz .

Gesetzliche Grundlage und Ziele

Ziel der Wiener Wohnungssicherung ist es, Delogierungen zu vermeiden und ei-

nen langfristigen und nachhaltigen Verbleib in der eigenen Wohnung zu sichern. 

Um dieses Ziel erreichen zu können, bieten die Beratungs- und Betreuungsein-

richtungen der Wiener Wohnungssicherung eine Vielzahl an Unterstützungs-

leistungen an. Gemeinsam mit den KlientInnen arbeiten die Einrichtungen der 

Wiener Wohnungssicherung am Erhalt der Wohnung.

Um den Kontakt mit den MieterInnen delogierungsgefährdeter Wohnungen 

zu ermöglichen, sind die Bezirksgerichte gemäß § 33a MRG verpflichtet, bei 

der Einbringung eines Verfahrens den Wohnraum betreffend die Gemeinde zu 

verständigen. Die Gemeinde wiederum ist ermächtigt, diese Informationen an 

private Sozialeinrichtungen weiterzuleiten. Darüber hinaus normiert § 569 Ge-

schäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz (GeO), dass Räumungsbewilli-

gungen ebenfalls an die Gemeinde übermittelt werden müssen. In Wien werden 

diese Informationen von der Fachstelle für Wohnungssicherung (FAWOS), die 

von der Volkshilfe Wien im Auftrag der Stadt Wien betrieben wird, gesammelt. 

Im Juni 2012 ist das Wiener Wohnungssicherungsgesetz (WSG) in Kraft getre-

ten. Mit diesem Gesetz wird die Zusammenarbeit der sozialen Einrichtungen 

der Stadt Wien wie MA 40, MA 11, FSW, PSD und wohnpartner zum Zweck der 

Wohnungssicherung in Gemeindebauten geregelt. Durch den Informationsaus-

tausch zwischen diesen Stellen können die betroffenen BewohnerInnen bereits 

frühzeitig beim Erhalt der Wohnung unterstützt werden. Das Ziel der Woh-

nungssicherung ist im Wiener WSG klar definiert:

	 •		Verhinderung	von	Delogierung	und	Obdachlosigkeit,

	 •		Hilfestellungen	insbesondere	bei	rechtlichen,	sozialen,	finanziellen	und	

gesundheitlichen Problemen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit 

den Konflikten im Bereich Wohnen stehen,

	 •		rasche,	effiziente	und	effektive	Konfliktlösung,

Ziel der Delogierungsprävention ist, 

den Verbleib in der eigenen Wohnung 

zu sichern.
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	 •		Vermeidung	der	Ausweitung	und	Eskalation	von	Konflikten,

	 •		Gewährleistung	 und	 Unterstützung	 des	 friedlichen	 Wohnens

und Zusammenlebens.

Organisation der Leistung 

Die FAWOS ist die zentrale Institution der Wiener Wohnungssicherung. Sie

wird von der Stadt Wien in Kooperation mit der Volkshilfe Wien betrieben. Die

Informationen über den Beginn eines Räumungsverfahrens bzw. über die An-

beraumung eines Räumungstermins werden von den Bezirksgerichten an die

FAWOS übermittelt. In weiterer Folge werden die von Wohnungsverlust bedroh-

ten MieterInnen von der FAWOS schriftlich kontaktiert und über die zuständige

Beratungsstelle informiert. Bei MieterInnen von Privat- oder Genossenschafts-

wohnungen übernimmt die FAWOS selbst die Beratung und Betreuung. Miete-

rInnen von Gemeindewohnungen mit minderjährigen Kindern im gemeinsamen

Haushalt werden an die MA 11 verwiesen. Leben keine minderjährigen Kinder

im Haushalt, ist die MA 40 zuständig. 

Leistungsbeschreibung

Neben der Abklärung der Situation, der Information über etwaige Ansprüche

und Möglichkeiten zur Regelung des Problems wird den KlientInnen der Woh-

nungssicherung Unterstützung bei der Erstellung eines Haushaltsplans oder

beim Abschluss einer Ratenvereinbarung angeboten. Darüber hinaus können

im Notfall etwaige Mietrückstände durch einen Antrag auf Hilfe in besonderen

Lebenslagen aus den Mitteln der Mindestsicherung übernommen werden.

Die Stadt Wien bietet mit diesem Leistungsangebot umfassende Beratung und

Betreuung für alle von Wohnungslosigkeit bedrohten WienerInnen. Da in der

FAWOS auch MitarbeiterInnen der MA 40 beschäftigt sind, können die Zuzah-

lungen zu Mietrückständen unbürokratisch und rasch getätigt werden.

Umfeldanalyse

Über den Beginn eines Räumungs-

verfahrens (Räumungsklage, Kündi-

gung) bzw. über die Anberaumung 

eines Räumungstermins wird die FA-

WOS vom zuständigen Bezirksgericht 

verständigt. Aufgrund dieser Infor-

mationen kann die FAWOS frühzeitig 

tätig werden.

Nach einem leichten Rückgang der 

Räumungsverfahren von 23.474 Ver-

fahren im Jahr 2009 auf 21.819 Ver-

fahren im Jahr 2010 haben die Räu-

mungsverfahren im Jahr 2011 leicht 

zugenommen. Insgesamt gab es 22.294 

Verfahren. Im längerfristigen Vergleich 

ist die Zahl der Räumungsverfahren 

allerdings stark gesunken, im Zeit-

raum 2002 bis 2011 um mehr als 15%.

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vom Wohnungsverlust bedrohte 

Haushalte werden von der FAWOS 

über die Angebote der Wiener 

Wohnungssicherung informiert.

Um eine Delogierung zu vermeiden, 

können etwaige Mietrückstände im 

Notfall aus Mitteln der Mindestsicherung 

übernommen werden.

Die Zahl der Räumungsverfahren in Wien ist 

in den letzten Jahren gesunken, zuletzt kam 

es allerdings zu einem leichten Anstieg.

© Foto: FAWOS
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 Diagr. 105:  Räumungsverfahren, 2002–2011 (Wien)    
Quellen: Bundesministerium für Justiz, bearbeitet durch die MA 24

Die Zahl der eingebrachten Räumungsverfahren schwankt nicht nur im Zeitver-

lauf, sondern ist auch in den einzelnen Wiener Bezirksgerichten unterschied-

lich hoch. Dies kann einerseits auf die unterschiedlich großen Zuständigkeits-

bereiche und andererseits auf regionale Unterschiede zurückgeführt werden. 

Um den erstgenannten Faktor auszuschließen und einen aussagekräftigen Ver-

gleich zu ermöglichen, wurde die Zahl der Räumungsverfahren in Relation zur 

Zahl der Wohnungen im jeweiligen Zuständigkeitsbereich gesetzt. Im Wiener 

Durchschnitt wurden im Jahr 2011 26,1 Räumungsverfahren pro 1.000 Woh-

nungen registriert. Bei den Bezirksgerichten Hietzing, Döbling, Josefstadt, Lie-

sing, Donaustadt, Rudolfsheim-Fünfhaus und Hernals lag der entsprechende 

Wert unter dem Wiener Durchschnitt. Im Vergleich zum Jahr 2009 hat sich die 

Zahl der Räumungsverfahren regional sehr unterschiedlich entwickelt. Wäh-

rend die Zahl der Räumungsverfahren pro 1.000 Wohnungen bei den Bezirksge-

richten Rudolfsheim-Fünfhaus und Josefstadt um beinahe 20% gesunken ist, 

ist bei den Bezirksgerichten Donaustadt und Liesing ein starker, beim Bezirks-

gericht Floridsdorf ein leichter Anstieg zu beobachten.

Während die Zahl der Räumungsverfah-

ren zwischen 2010 und 2011 gestiegen 

ist, gab es 2011 im Vergleich zum Vorjahr 

weniger vollzogene Räumungen. Nur 

jedes achte Räumungsverfahren führte 

zu einer Räumung.
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 Diagr. 106:  Räumungsverfahren pro 1.000 Wohnungen, 2009 und 2011 nach Bezirksgerichten (Wien)   
Quellen: Bundesministerium für Justiz und MA 23, bearbeitet durch die MA 24

Im Gegensatz zu den eingebrachten Räumungsverfahren ist die Zahl der durch-

geführten Räumungen zwischen 2010 und 2011 gesunken. Insgesamt wurden 

im Jahr 2011 2.789 Räumungen in Wien durchgeführt, das sind 60% weniger als 

im Jahr 2004. Die erfolgreiche Arbeit der Wiener Wohnungssicherung zeigt sich 

auch im Verhältnis der Räumungsverfahren zu den tatsächlich durchgeführten 
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Räumungen. Während im Jahr 2004 noch jedes vierte Räumungsverfahren zu 

einer Räumung führte, ist dies im Jahr 2011 nur noch bei ca. 13% der Räu-

mungsverfahren der Fall.

Die regionalen Unterschiede bei den Räumungsverfahren wirken sich erwar-

tungsgemäß auf die Zahl der vollzogenen Räumungen aus. 2011 wurden im 

Wiener Durchschnitt 3,3 Räumungen pro 1.000 Wohnungen vollzogen. Bei den 

Bezirksgerichten Favoriten, Leopoldstadt, Meidling, Floridsdorf, Rudolfsheim-

Fünfhaus und Hernals lag die Zahl der vollzogenen Räumungen über dem Wie-

ner Durchschnitt. 

Leistungs- und Ausgabenentwicklung

Im Jahr 2011 informierte die FAWOS 18.207 Haushalte schriftlich über die An-

gebote der Wohnungssicherung, darunter 11.817 MieterInnen von Gemeinde-

wohnungen. Im Vergleich zum Vorjahr ist damit ein Rückgang zu verzeichnen, 

die Zahl der Verständigungen liegt jedoch deutlich über dem Niveau des Jahres 

2009. Bei knapp über 50% der verständigten Haushalte kam es zu einem wei-

terführenden Kontakt mit einer Einrichtung der Wiener Wohnungssicherung.168 

Durch die Beratung und Betreuung der Wiener Wohnungssicherungseinrich-

tungen konnten 4.666 Wohnungen gesichert werden.

168   Über die von der MA 11 im Jahr 2011 erreichten Haushalte liegen keine Informationen vor. Die 
Zahl der von der MA 11 erreichten Haushalte wurde daher mittels konstantem Verhältnis der in 
den Vorjahren kontaktierten und erreichten Haushalte geschätzt. 

2011 konnten 4.666 Wohnungen 

gesichert werden. 
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 Diagr. 107:  Vollzogene Räumungen, 2004–2011 (Wien)   
Quellen: Bundesministerium für Justiz, bearbeitet durch die MA 24
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 Diagr. 108:  Vollzogene Räumungen pro 1.000 Wohnungen, 2009 und 2011  
nach Bezirksgerichten (Wien)   
Quellen: Bundesministerium für Justiz und MA 23, bearbeitet durch die MA 24
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 Diagr. 109:  Kontaktierte und erreichte Haushalte, gesicherte Wohnungen, 2009–2011 (Wien)   
Quellen: FAWOS, MA 40 und MA 11, bearbeitet durch die MA 24

Die Ausgaben für die Wohnungssicherung stiegen in Wien in den Jahren 2005 

bis 2010 von ca. 3 Mio. Euro auf rund 5,3 Mio. Euro. 2011 waren die Ausgaben 

wieder leicht rückläufig und betrugen 4,9 Mio. Euro. Die starke Zunahme der 

Ausgaben um mehr als 23% zwischen 2009 und 2010 ist auf die gestiegene Zahl 

der unterstützten Haushalte, vor allem in Gemeindewohnungen, zurückzufüh-

ren. Im Jahr 2009 wurden 3.534 Haushalte zur Sicherung der Wohnung finanzi-

ell unterstützt, 2011 waren es 4.829 Haushalte. Dies entspricht einem Anstieg 

von 37%. Die durchschnittliche Unterstützung pro Haushalt ist von 2009 auf 

2010 gesunken, und zwar von 1.218 Euro auf 1.095 Euro. Zwischen 2010 und 

2011 waren die Ausgaben für die Wohnungssicherung ebenso leicht rückläufig 

wie die Zahl der unterstützten Haushalte. 

Mit 4,9 Mio. Euro wurden im Jahr 2011 

insgesamt 4.829 Haushalte zur Sicherung 

der Wohnung finanziell unterstützt.
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€ 500.000  

€ 1.500.000  

€ 2.500.000  

€ 3.500.000  

€ 4.500.000  

€ 5.500.000  
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 Diagr. 110:  Ausgaben für die Wohnungssicherung, 2005–2011 (Wien)   
Quellen: MA 40, bearbeitet durch die MA 24

Die Höhe der Ausgaben für die Wohnungssicherung hängen davon ab, ob es 

sich um Gemeindewohnungen oder private Miet- und Genossenschaftswoh-

nungen handelt. Hier gibt es starke Unterschiede. Die durchschnittlichen Aus-

gaben pro Haushalt der für die Gemeindewohnungen zuständigen MA 40 lie-

gen im Jahr 2011 bei 1.043 Euro, die Ausgaben pro Haushalt der für private 

Miet- und Genossenschaftswohnungen zuständigen FAWOS bei 2.319 Euro. Die 

Ursache für die im Gemeindewohnungsbereich deutlich niedrigeren Unterstüt-

zungsbeträge liegt einerseits in den Rechtsanwaltskosten, da Wiener Wohnen 

nur sehr wenige Klagen mit Hilfe anwaltlicher Vertretung bei den Bezirks-
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gerichten einbringt, andererseits ist die durchschnittliche Miethöhe im Ge-

meindewohnungsbereich deutlich niedriger als im Bereich der privaten Miet- 

und Genossenschaftswohnungen. 

Zielgruppenanalyse169

Bei mehr als 80% der KlientInnen der Wiener Wohnungssicherung im Jahr 2011 

liegt der Grund für die Auflösung des Mietverhältnisses durch den Vermieter in

einem qualifizierten Mietzinsrückstand. Gründe dafür sind in der Regel prekä-

re Arbeits- und Einkommensverhältnisse und in weiterer Folge eine Überschul-

dung der Haushalte. Es verwundert daher nicht, dass sich in der Klientel der

Wiener Wohnungssicherung armutsgefährdete Gruppen überdurchschnittlich

oft finden. 20,8% der KlientInnen sind AlleinerzieherInnen, 38,9% leben alleine.

43,1% der KlientInnen der Wiener Wohnungssicherung beziehen eine Versiche-

rungsleistung des AMS (z.B. Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe). 35,6% ver-

fügen über ein eigenes Einkommen aus selbstständiger und unselbstständiger

Erwerbstätigkeit. 14% der KlientInnen beziehen eine Leistung aus der Bedarfs-

orientierten Mindestsicherung. 

 

 

 

 

169   Die Daten zu dieser Zielgruppenanalyse stammen von der FAWOS. Zu den in Gemeindewohnungen 
lebenden KlientInnen der MA 40 und MA 11 liegen keine sozialstatistischen Auswertungen vor.

0% 
5% 

10% 
15% 
20% 
25% 
30% 
35% 
40% 
45% 
50% 

AM
S 

Lo
hn

 
BMS 

Pe
ns

ion
 

So
ns

tig
es

 

    
    

 Ki
nd

er-

be
tre

uu
ng

sg
eld

 

Ung
es

ich
ert

er 

Le
be

ns
un

ter
ha

lt 

Se
lbs

tst
än

dig
 

Kra
nk

en
ge

ld 

43,1% 
35,6% 

14,0% 13,0% 11,9% 6,3% 3,0% 1,9% 1,6% 

Mehrfachnennungen möglich 
(744 Nennungen von 571 Personen)

An
te

il 

Einkommensart 

 Diagr. 112:  Art des Einkommens der betroffenen Haushalte, 2011 (Wien)   
Quellen: FAWOS, bearbeitet durch die MA 24

Eine prekäre Erwerbs- und Einkom-

menssituation ist meistens die Ursache 

für eine drohende Delogierung. 
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 Diagr. 111:  Ausgaben für die Wohnungssicherung pro beziehendem Haushalt, 2005–2011 (Wien)  
Quellen: FAWOS, MA 40 und MA 11, bearbeitet durch die MA 24
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Rund 65% der Haushalte in der Wiener Wohnungssicherung verfügen über ein 

monatliches Haushaltseinkommen von weniger als 1.500 Euro. In den letzten 

Jahren hat der Anteil der Haushalte mit einem höheren Einkommen zugenom-

men. Der Anteil der Haushalte mit einem Einkommen zwischen 1.500 und 1.999 

Euro ist zwischen 2005 und 2011 von 15,4% auf 18,7% gestiegen, der Anteil der 

Haushalte mit einem Haushaltseinkommen von 2.000 Euro oder mehr von 9,7% 

auf 16,6%.

Die Mehrheit der KlientInnen der Wiener Wohnungssicherung verfügt über die 

österreichische Staatsbürgerschaft, der Anteil der österreichischen Staatsbür-

gerInnen an allen KlientInnen lag in den letzten Jahren bei rund 60%. Die Zahl 

der Drittstaatsangehörigen ist in den letzten Jahren zurückgegangen, die Zahl 

der EU-BürgerInnen gestiegen.

Zwei Drittel der Haushalte in der Wiener 

Wohnungssicherung verfügen über ein 

monatliches Haushaltseinkommen von 

weniger als 1.500 Euro. 

2005 2006 2007  2008 2009 2010 2011 

mehr als 2.000 Euro 11,7% 12,9% 13,8% 14,7%  16,4%  16,6%

1.500–1.999 Euro 15,4% 15,8% 14,5% 15,8% 17,0%  20,4%  18,7% 

1.000–1.499 Euro 26,1% 27,7% 33,0% 28,1% 28,3%  30,6%  31,3% 

500–999 Euro 39,0% 40,2% 36,0% 37,6% 37,5%  29,2%  29,4% 

bis 499 Euro 9,9% 4,5% 3,5% 4,7%  2,5% 3,4% 3,9% 
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 Diagr. 113:  Haushaltseinkommen der betroffenen Personen nach Einkommenskategorien, 
2005–2011 (Wien) 
Quellen: FAWOS, bearbeitet durch die MA 24

Rundungsdifferenzen nicht ausgeglichen
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 Diagr. 114:  Staatsangehörigkeit der betroffenen Personen, 2005–2011 (Wien) 
Quellen: FAWOS, bearbeitet durch die MA 24



185Wiener Sozialbericht 2012

Wohnen und Wohnungslosigkeit

5.2.2  Wohnungslosenhilfe

Das System der Wiener Wohnungslosenhilfe hat sich in den letzten Jah-

ren weiter differenziert . Neben der kurzfristigen Akutunterbringung in 

den Nachtquartieren und den Dauerwohnmöglichkeiten im Sozial betreu-

ten Wohnen liegt der Schwerpunkt der Angebote in den verschiedenen 

Formen des Übergangswohnens . Ziel des Übergangswohnens ist das Wie-

dererlangen der selbstständigen Wohnfähigkeit und die Reintegration in 

eine eigene Wohnung . Neu sind die Angebote der mobilen Wohnbetreuung, 

die wohnungslose Menschen in der ersten Zeit der Wohnintegration und 

in kritischen Phasen in der eigenen Wohnung unterstützen . Die mobile 

Wohnbetreuung ist damit nicht nur ein Instrument zur Verkürzung des 

Aufenthaltes in institutionellen Settings, sondern auch zur Sicherung der 

Nachhaltigkeit des Angebots der Wohnungslosenhilfe . 

Einen Paradigmenwechsel stellt das derzeit in Erprobung befindliche 

Housing First dar . Damit wird das bisher in der Wiener Wohnungslosen hilfe 

vorherrschende Treatment First erweitert . Wohnungslosen wird nach die-

sem neuen Ansatz eine eigene Wohnung zur Verfügung gestellt, die Betreu-

ung erfolgt bereits im neuen Zuhause . Nach erfolgreicher Betreuung bleibt 

die Klientin bzw . der Klient in der Wohnung .

Gesetzliche Grundlage und Ziele

Die Wiener Wohnungslosenhilfe hat die Aufgabe, obdach- und wohnungslosen 

Menschen adäquate ambulante Angebote sowie bedarfsorientierte Schlaf- und 

Wohnplätze zur Verfügung zu stellen. Die Angebote sollen eine soziale, materiel-

le und gesundheitliche Stabilisierung der Betroffenen ermöglichen. In weiterer 

Folge sollen die betroffenen Personen befähigt werden, wieder selbstständig in 

einer eigenen Wohnung zu leben. Ist eine solche Reintegration in den regulären 

Wohnungsmarkt nicht mehr möglich, wird durch die Wiener Wohnungslosen-

hilfe eine dauerhafte Wohnmöglichkeit in speziellen sozial betreuten Wohnein-

richtungen angeboten.

In Österreich fällt die Wohnungslosenhilfe in den Kompetenzbereich der Län-

der und wird in den Sozialhilfe- bzw. Mindestsicherungsgesetzen geregelt. Die 

Umsetzung von Unterstützungsangeboten liegt bei den Gemeinden. Gemäß den 

entsprechenden Wiener Landesgesetzen sind Personen mit österreichischer

Staatsbürgerschaft bzw. gleichgestellte Personen, die ihren Hauptwohnsitz

bzw. ihren tatsächlichen Aufenthalt in Wien haben und wohnungslos sind, an-

spruchsberechtigt.

Organisation der Leistung 

In Wien ist seit 2004 der FSW für die operative Planung und Abwicklung der 

Angebote der Wohnungslosenhilfe zuständig. Der FSW fördert Leistungen der 

Wohnungslosenhilfe in der Regel im Rahmen einer Subjektförderung, im Be-

reich der Notbetten bzw. Nachtquartiere und der ambulanten Angebote wird 

aber auch eine Objekt- bzw. Projektförderung gewährt. Über die Gewährung ei-

ner Subjektförderung entscheidet der FSW bei Vorliegen aller Voraussetzungen 

gemäß Wiener Sozialhilfegesetz (WSHG) bzw. der Förderrichtlinien des FSW auf 

Grundlage einer individuellen fachlichen Beurteilung.

 

 

Anspruchsberechtigt sind Personen 

mit österreichischer Staatsbürger-

schaft bzw. gleichgestellte Personen, 

die ihren Hauptwohnsitz bzw. ihren 

tatsächlichen Aufenthalt in Wien 

haben und wohnungslos sind. 
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Die operative Leistungserbringung er-

folgt in der Regel durch vom FSW an-

erkannte Trägerorganisationen bzw. 

Einrichtungen dieser Träger. Der FSW 

erbringt jedoch mit seiner Tochterge-

sellschaft, der wieder wohnen – Be-

treute Unterkünfte für wohnungslo-

se Menschen gemeinnützige GmbH, 

auch selbst operative Leistungen im 

Bereich der Wiener Wohnungslosen-

hilfe. Die der Klientin bzw. dem Kli-

enten zuerkannte Förderung besteht 

in der Gewährung von Zuschüssen 

zu den Kosten der anerkannten Ein-

richtung für die Unterbringung und 

Betreuung. Die Auszahlung der För-

derung erfolgt direkt an die jeweilige 

anerkannte Einrichtung.

Das Wiener System der Wohnungslo-

senhilfe verfügt über zwei Anlaufstel-

len, die eine bedarfsorientierte Zuwei-

sung der KlientInnen zu den einzelnen 

Angebotssegmenten sicherstellen. Die Beratungsstelle P7 der Caritas der Erzdi-

özese Wien ist die zentrale (Erst-)Anlaufstelle für obdachlose Menschen. Das P7 

ist zuständig für die Vermittlung von Nachtquartiersplätzen. Darüber hinaus 

unterstützt das P7 obdachlose und wohnungslose Menschen bei der Antrags-

stellung auf einen geförderten Wohnplatz in der Wiener Wohnungslosenhilfe 

und berät in allen Fragen im Zusammenhang mit Obdachlosigkeit oder Woh-

nungslosigkeit. Sind minderjährige Kinder von der Wohnungslosigkeit mit be-

troffen, ist das Beratungszentrum Wohnungslosenhilfe (bzWO) bzw. für Notun-

terbringung das Haus Kastanienallee die erste Anlaufstelle. 

Das bzWO des FSW ist die zentrale Koordinationsstelle im System der Wiener 

Wohnungslosenhilfe. Dem bzWO obliegt die Prüfung der Anspruchsvorausset-

zungen für eine Subjektförderung und die bedarfsgerechte Zuweisung der Kli-

entInnen zu den geförderten Wohnplätzen. Dazu prüfen die Case ManagerInnen 

des bzWO die Anträge der KlientInnen und führen ein persönliches Anamnese-

gespräch mit den KlientInnen durch. Die Antragstellung erfolgt in der Regel 

durch die KlientInnen selbst, es besteht allerdings auch die Möglichkeit der 

elektronischen Übermittlung von Anträgen durch bestimmte ambulante Ein-

richtungen der Wohnungslosenhilfe (P7, Gruft, Tageszentrum Josefstädterstra-

ße, neustart, Ganslwirt).

Ergeben Antrag und Anamnesegespräch eine Förderwürdigkeit der Klientin 

bzw. des Klienten, erfolgt durch das bzWo die Bewilligung der Subjektförde-

rung. In der Regel ist die Bewilligung auf zwei Jahre begrenzt, in der Dauer-

wohnform Sozial betreutes Wohnen erfolgt die Bewilligung auch auf fünf Jahre.

Mit dem P7 der Caritas der Erzdiözese 

Wien und dem bzWO des FSW verfügt die 

Wiener Wohnungslosenhilfe über zwei 

zentrale Anlaufstellen.

© Foto: FSW
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 Abb. 26:  Das System der Wiener Wohnungslosenhilfe  
Quelle: MA 24
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Das Angebot der Wiener Wohnungslosenhilfe wurde in den vergangenen Jahren 

laufend dem Bedarf angepasst und erweitert. Im Jahr 2011 wurden von der Wie-

ner Wohnungslosenhilfe 4.687 Plätze zur Verfügung gestellt, das sind um 74% 

mehr Plätze als im Jahr 2000. Dieser Ausbau des Platzangebotes ging einher mit 

dem Aufbau des Sozial betreuten Wohnens, einer Dauerwohnform für ehemals 

wohnungslose Menschen. Mit 1.076 Plätzen im Jahr 2011 ist der Aufbau des 

Sozial betreuten Wohnens abgeschlossen. Im Bereich des Übergangswohnens 

wurde das Platzangebot in den allgemeinen Übergangswohnhäusern reduziert, 

während die spezifischen Angebote des Betreuten Wohnens in Wohnungen und 

des Zielgruppenwohnens ausgebaut wurden. Die Angebote für Menschen, die 

akut von Obdachlosigkeit betroffen sind, wurden in den letzten Jahren eben-

falls stark ausgebaut. 

Im Jahr 2011 standen in den 

verschiedenen Angebotssegmenten 

der Wohnungslosenhilfe insgesamt 

4.687 Plätze zur Verfügung.

2000 2001 2002 2003

Sozial betreutes Wohnen  40  258  258  376 

Betreutes Wohnen in Wohnungen  562  562  562  562 

Zielgruppenwohnen  299  259  259  271 

Mutter-Kind-Einrichtungen*

Übergangswohnhäuser  1.739  1.441  1.034  1.012 

Nachtquartier  41  76  95  154 

Plätze WWH insgesamt  2.681  2.596  2.208  2.375 

*Mutter-Kind-Einrichtungen wurden 2007 von der MAG Elf in den FSW übertragen

 Tab. 47:  Angebotsstruktur der Wiener Wohnungslosenhilfe, 2000–2011  
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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Leistungsbeschreibung 

Die Angebote der Wiener Wohnungslosenhilfe decken ein breites Spektrum 

von niederschwelligen ambulanten Angeboten mit dem Fokus auf Information, 

Beratung und Betreuung bis hin zu höherschwelligen Übergangs- und Dauer-

wohnplätzen ab. 

Eine Übersicht über die Angebote der Wiener Wohnungslosenhilfe kann dem 

Stadtplan für Menschen ohne Wohnung entnommen werden.170

Nachtquartiere

Nachtquartiere sind die niederschwelligsten Angebote der Wohnungslosenhil-

fe, die obdachlosen Menschen bis zur Abklärung der Situation Schlaf-, Wasch- 

und Depotmöglichkeiten bieten. In den Nachtquartieren ist ein Aufenthalt nur 

während der Abend- und Nachtstunden möglich.

Übergangswohnhäuser

In den Übergangswohnhäusern werden wohnungslose Menschen mittels so-

zialarbeiterischer Betreuung auf eine eigene Wohnung oder die Vermittlung 

in eine Dauerwohneinrichtung vorbereitet. Ziel ist das Wiedererlangen der 

selbstständigen Wohnfähigkeit. Dieses Ziel soll innerhalb von zwei Jahren 

erreicht werden.

Betreutes Wohnen in Wohnungen

Beim Betreuten Wohnen in Wohnungen wird von den KlientInnen eine höhere 

Selbstständigkeit vorausgesetzt als bei anderen Angeboten der Wiener Woh-

nungslosenhilfe. Dementsprechend werden Zielgruppen angesprochen, die eine 

Starthilfe benötigen, beispielsweise alleinerziehende Mütter und Väter, Men-

schen mit Vorstrafen oder asylberechtigte Familien. Bei einigen Angeboten be-

steht für die KlientInnen die Möglichkeit, nach erfolgreichem Abschluss der 

Betreuung die Wohnung als HauptmieterIn zu übernehmen.

Zielgruppenwohnen

In den Einrichtungen des Zielgruppenwohnens werden für bestimmte Perso-

nengruppen speziell konzipierte Wohn- und Betreuungsmöglichkeiten angebo-

ten. Menschen mit psychischen Problemen, junge Erwachsene, Alkoholkranke, 

Frauen in psychischen und/oder sozialen Krisen oder Menschen mit kurzfristi-

gem Unterstützungsbedarf sollen in diesen Einrichtungen auf ein selbstständi-

ges Leben in einer eigenen Wohnung vorbereitet werden. 

Mutter-Kind-Einrichtungen

Die Mutter-Kind-Einrichtungen richten sich an wohnungslose, volljährige 

Mütter oder schwangere Frauen, die zur Stabilisierung ihrer Lebenssituation 

eine Wohnmöglichkeit benötigen. Auch bei dieser Betreuungsform ist das Ziel, 

wieder selbstständig in einer eigenen Wohnung zu leben.

170   Website des FSW, http://www.fsw.at/downloads/broschueren/wohnungslos/stadtplan.pdf 
(02.05.2012).

Beim Betreuten Wohnen in Wohnungen 

erhalten die KlientInnen befristet eine 

Wohnung und ambulante Betreuung zur 

Verfügung gestellt. 

Beim Zielgruppenwohnen werden Perso-

nen mit spezifischen Problemlagen auf 

ein selbstständiges Leben in der eigenen 

Wohnung vorbereitet.

Die Mutter-Kind-Einrichtungen sind 

spezielle Angebote für wohnungslose 

Mütter, Kinder und Familien.

© Foto: FSW



189Wiener Sozialbericht 2012

Wohnen und Wohnungslosigkeit

Sozial betreutes Wohnen

Beim Sozial betreuten Wohnen handelt es sich um eine Dauerwohnform für 

ehemals Wohnungslose, die zwar eigenständig wohnen wollen, dazu aber Be-

treuung benötigen. Neben einer Rückzugsmöglichkeit in einer eigenen Klein-

wohnung bieten die Sozial betreuten Wohnhäuser Pflege und Betreuung durch 

interne und externe Dienste und eine breite Palette an Gemeinschaftsangeboten.

Weitere Angebote der Wiener Wohnungslosenhilfe

Die Wiener Wohnungslosenhilfe bietet nicht nur ein breites Spektrum an kurz- 

und langfristigen Wohnmöglichkeiten, sondern auch eine Vielzahl an ambulan-

ten Angeboten. Die vom FSW geförderten Tageszentren (Gruft, Josi bzw. Josi.

Exil, Frauenwohnzimmer) bieten neben sozialarbeiterischer Beratung auch 

Wasch-, Koch- und Depotmöglichkeiten an. Darüber hinaus gibt es Unterhal-

tungs- und Freizeitangebote. 

Neben einer medizinischen Grundversorgung (LouiseBus, neunerHAUS-

ARZT, neunerZAHNARZT) bietet die Wiener Wohnungslosenhilfe psychiatri-

sche Betreuung durch den Liaisondienst des PSD und Gesundheitsberatung 

(FEM, MEN) an.

Das Sozial betreute Wohnen ist eine 

Dauerwohnform für Menschen, die nicht 

mehr selbstständig wohnen können.

© Foto: FSW
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wohnbasis – Wieder wohnen
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Ein neuer Ansatz zur Lösung der Wohnungs-

losenproblematik erobert Europa. Housing 

First, in New York in den 1990er Jahren ent-

wickelt, soll wohnungslosen Menschen eine 

Wohnungsmöglichkeit bieten, ohne dass sie 

zuvor ihre Wohnfähigkeit beweisen müssen. 

Jetzt wird in Europa darüber debattiert, ob 

die erfolgreichen Ergebnisse auch im euro-

päischen Kontext Bestand haben. 

Wien beteiligt sich am europäi-

schen Erfahrungsaustausch mit 

dem Projekt wohnbasis.

Das Konzept Housing First geht 

davon aus, dass Wohnungslose 

mitunter durchaus in der Lage 

sind selbstständig zu wohnen, so-

fern man ihnen eine Wohnung zur 

Verfügung stellt. „Die guten Erfah-

rungen, die mit diesem Ansatz der 

Wohnungslosenhilfe in den Verei-

nigten Staaten gemacht wurden, haben nun 

auch in Europa einen regen Nachdenkpro-

zess ausgelöst“, sagt Sofia Martinsson vom 

Fachbereich Betreutes Wohnen des Fonds 

Soziales Wien. „Jetzt soll geklärt werden, in-

wieweit der Housing First-Ansatz auch hier-

zulande stärker in die bisherige Wohnungslo-

senhilfe integriert werden kann.“ 

Der Grund dafür: Erfahrungen des so ge-

nannten Stufenplanmodells zeigen mitunter 

„durch wachsene“ Ergebnisse. Bisher galt, 

dass Wohnungslosen, die aus unterschiedli-

chen Gründen ihre Wohnung verloren haben 

(psychische Erkrankungen, Jobverlust, Schul-

den), in der Regel zuerst umgehend geholfen 

wurde (Notschlafstellen) und in weiterer Folge 

die Wiedererlangung der Wohnfähigkeit und 

Reintegration in Wohnungen durch Betreutes 

Wohnen oder Übergangs wohn häuser sicher-

gestellt wurde. Den ehemals Wohnungslosen 

wird dabei sozialarbeiterische Hilfe angebo-

ten, damit sie ihr Leben ordnen und innerhalb 

eines gewissen Zeitraums (zumeist innerhalb 

von zwei Jahren) wieder so weit Fuß fassen 

können, dass an eine „normale“ Wohnung mit 

Mietvertrag zu denken ist. 

Mehrmaliges Umziehen im System verur-

sacht aber bei einigen Personen Unsicher-

heit und verhindert eine Stabilisierung ihrer 

Situation. Bei Einzug in die eigene Wohnung 

endet in der Regel die Betreuung, wobei ge-

rade in dieser heiklen Phase einige Personen 

Unterstützung benötigen.

Im Housing First-Ansatz wird von Anfang an 

in der eigenen Wohnung, die im Stufenmodell 

erst die letzte Stufe des Reintegrationspro-

zesses darstellt, gewohnt.  Wer Hilfe benötigt, 

kann, muss sie aber nicht in Anspruch neh-

men. Das EU-Projekt Housing First Europe, 

an dem zehn europäische Städte teilnehmen, 

soll nun klären, wie der neue Ansatz für hiesi-

ge Verhältnisse adaptiert werden kann.

Mit dabei in der EU-Evaluation von Housing 

First-Modellen ist auch das Wiener Projekt 

wohnbasis, das bereits seit 2006 existiert. 

„Mit der wohnbasis wurde eine Übergangs-

form mit Housing First-Elementen geschaf-

fen“, sagt Sabine Graf, Leiterin des Famili-

enbereiches der „wieder wohnen GmbH“. 

Ziel des maßgeschneiderten Zielgruppenan-

gebotes ist es, wohnungslosen Familien, die 

in Übergangswohnhäusern der Wohnungs-

losenhilfe wohnen, den Umzug in eine Ge-

meindewohnung zu erleichtern. Für die ers-

ten ein bis eineinhalb Jahre übernimmt die 

wohnbasis über die „wieder wohnen GmbH“ 

den Mietvertrag und stellt Betreuung durch 

Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter zur 

Verfügung. „Die Familien leben also bereits 

in ihrer Wohnung, die sozialarbeiterische 

Betreuung ist dabei ein Bestandteil des Be-

treuungsvertrages mit den Familien. Geht 

alles gut, das heißt, haben sich die Familien 

soweit selbst organisiert, dass sie die Miete 

pünktlich und regelmäßig bezahlen können, 

steigt die wohnbasis aus dem Mietvertrag 

aus und die Familie kann als neuer Mieter in 

den Vertrag einsteigen.“

Vielversprechende Erfahrun-

gen. Die Erfahrungen, die man 

mit dem Projekt wohnbasis bis-

her sammeln konnte, sind viel-

ver sprechend. Jährlich werden 

15 bis 20 Wohnungen an Fa-

milien vergeben und das Kon-

tingent an 50 Wohnungen wird 

permanent aufgestockt. 

Die Problematiken der Familien 

sind vielfältig. Oft sind es typische Alltags-

probleme, die es zu lösen gilt, wie zum Bei-

spiel hohe Nachzahlungen für Strom, Gas 

oder Fernwärme. „Dann geht es bei uns 

immer auch um Ursachenforschung“, sagt 

Teamleiter Jagoditsch. „Wenn etwa bei einer 

Fernwärmeabrechnung 1.000 Euro an zu-

sätzlichen Kosten angefallen sind, muss man 

sich schon fragen, wie die Familie geheizt 

und gelüftet hat.“ Die Rechnung wird, sofern 

sie das Familienbudget übersteigt, während 

der Betreuungszeit noch von der wohnbasis 

übernommen. Die Familie wird aber zuvor 

darüber aufgeklärt, wie man die Kosten für 

Heizung und Energie niedrig halten kann. 

Betreuung heißt auch, manchmal unange-

nehme Dinge anzusprechen. „Wir leisten 

in vielen Bereichen oft grundsätzliche Auf-

klärungsarbeit“, erzählt Jagoditsch. „Dass 

Kinder beispielsweise einen ruhigen Ort 

brauchen, um ihre Hausaufgaben zu ma-

chen. Oder dass Ordnunghalten bedeutet, die 

Kleidung im Kasten aufzubewahren und nicht 

am Boden verstreut liegen zu lassen.“ 

© Foto: FSW
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Manchmal sind es auch Konflikte mit den 

Nachbarn, die gelöst werden müssen. „Dass 

wir Wohnungen anmieten, wird den Anrai-

nerinnen und Anrainern nicht extra ange-

kündigt“, sagt Graf. Treten Konflikte auf, 

bietet die wohnbasis Vermittlungsgespräche 

an bzw. kooperiert intensiv mit den wohn-

partnern. Dieser Nachbarschaftsservice der 

Stadt Wien für die Wiener Gemeindebauten 

bietet Mediation an und versucht gemeinsam 

mit den Beteiligten Lösungen zu finden. Das 

Ziel der wohnbasis, Familien in ihrem neuen 

Wohnumfeld gut zu integrieren, wird in der

Regel erreicht. „Es gibt nur sehr wenige Fäl-

le, in denen wir nach eineinhalb Jahren den 

Mietvertrag nicht übergeben können.“

„Das Ziel ist, dass wir die Familien – in beruf-

lichen Zusammenhängen – nicht mehr wie-

dersehen. Dann haben wir unsere Aufgabe 

wirklich erfüllt“, sagt Jagoditsch.

 

Housing First Europe

Als der New Yorker Psychiater Sam Tsem-

beris 1992 500.000 Dollar Förderung von 

der New Yorker Stadtgemeinde erhielt, um 

seine Theorie des Housing First zu testen, 

hatte er bereits langjährige Erfahrungen 

in der Betreuung von Obdachlosen in New 

York. Viele davon hatten eine sogenannte 

Doppeldiagnose, das heißt, sie litten sowohl 

an psychischen Erkrankungen als auch an 

Suchtproblemen. Eine Diagnose zu viel, um 

in eines der staatlichen Obdachlosenange-

bote aufgenommen zu werden. Tsemberis 

aber war der festen Überzeugung, dass auch 

chronisch Kranke mit Mehrfachbelastungen 

nicht obdachlos bleiben müssen. Wie? Man 

müsse ihnen einfach eine Wohnung anbieten. 

Housing First eben – ohne Auflagen, aber mit 

dem optionalen Angebot der Betreuung. 

Heute, 20 Jahre später, wird Tsemberis An-

satz international diskutiert. Nicht nur in den 

USA. In Kanada und Australien haben Hun-

© Foto: FSW

derte Kommunen das Konzept des Housing 

First aufgegriffen und für wohnungslose 

Menschen mit verschiedenen Problemen 

angepasst und weiterentwickelt. Auch in 

Europa wird das Housing First-Modell in der 

Wohnungslosenhilfe in zahlreichen Städten 

für unterschiedliche Zielgruppen angeboten. 

In Nordamerika bestätigten mehrere sozi-

alwissenschaftliche Studien den Erfolg des 

Konzepts. So zeigte sich, dass wohnungslose 

Menschen durchaus nachhaltig selbststän-

dig wohnen können. Ähnlich überzeugende 

Studienergebnisse sind für Europa noch 

ausständig. Im Rahmen von Housing First 

Europe nehmen derzeit zehn Städte an ei-

nem EU-Projekt teil, im Zuge dessen Housing 

First-Erfahrungen im europäischen Kontext 

gesammelt werden. 

In den „Test-Städten“ Amsterdam, Budapest, 

Kopenhagen, Glasgow und Lissabon wer-

den dabei Housing First-Projekte evaluiert,

die dem amerikanischen Konzept zu 100%

entsprechen, Best-Practice-Ansätze aus-

gearbeitet und Empfehlungen zu Housing 

First-Ansätzen entwickelt. Die „Peer-Städte“

Dublin, Gent, Göteborg und Helsinki sind mit

Projekten beteiligt, die Housing First-Elemen-

te beinhalten, also Adaptionen am ursprüng-

lichen Konzept vorgenommen haben. Wien

ist mit der wohnbasis vertreten. „Es haben

sich“, so Sofia Martinsson, die die wohnba-

sis in Kopenhagen präsentierte, „bereits eine 

Reihe anderer Städte dafür interessiert.“ Gut

möglich, dass das wohnbasis-Angebot zu

einem Exportprodukt wird. Das EU-Projekt 

lief bis August 2012. Die gewonnenen Er-

fahrungen sollen in weiterer Folge auch in

Überlegungen zum Housing First-Ansatz der

Wiener Wohnungslosenhilfe einfließen, so

wie es auch im Regierungsabkommen der

rot-grünen Koalition in Wien vorgesehen ist. 

wohnbasis

Das Angebot
- 50 Zwei-Zimmer-Wohnungen von 45 bis

55m² für Familien 

- Förderung der Eigenkompetenz durch sozi-

alarbeiterische Betreuung

- Bei ausreichender Fähigkeit selbstständig 

zu leben, können die Wohnungen in Haupt-

miete übernommen werden.

Die Ausstattung
- Wohnung: teilmöbliert, Dusche, WC, Küche 

mit Herd und Kühlschrank

- Eigener Wohnungs- und Haustorschlüssel

- Sonstige Räumlichkeiten: Waschküche

Zielgruppe & Voraussetzungen
- Wohnungslose Familien mit minderjähri-

gen Kindern im gemeinsamen Haushalt

- Einhalten der Hausordnung (keine Haustie-

re, Besuchsmöglichkeit)

- Keine Aufnahme/kein Verbleib möglich bei: 

Verstoß gegen die Hausordnung, Nichtbenüt-

zung des Wohnplatzes, keine minderjährigen 

Kinder im gemeinsamen Haushalt

Wohnkosten
- Je nach Größe der Wohnung ist ein mo-

natliches Nutzungsentgelt von 300 Euro bis 

600 Euro zzgl. Strom- und Gasverbrauch und, 

falls vorhanden, zzgl. Fernwärmepauschale 

zu bezahlen.
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Aktuelle Entwicklungen auf Organisations- und Leistungsebene

2010 wurden das Haus Max Winter, das Haus Henriette und das Haus Noah er-

öffnet. Damit wurden im Angebotssegment des Sozial betreuten Wohnens etwa 

300 neue Plätze geschaffen. Der Ausbau des Sozial betreuten Wohnens ist nun 

mit mehr als 1.000 Plätzen abgeschlossen. 

Durch die Generalsanierung der U-Bahn-Station Josefstädterstraße im Jahr 

2011 wurde die temporäre Umsiedlung des Tageszentrums JOSI notwendig. Das 

Tageszentrum übersiedelte als JOSI.exil in die Koppreitergasse 7 im 12. Bezirk.

Auf die extreme Kälteperiode im Winter 2011/2012 wurde rasch mit einer vor-

übergehenden Ausweitung des Angebotes der Wiener Wohnungslosenhilfe re-

agiert. Im Frauennachtquartier Haus Hermine wurde das Angebot aufgestockt, 

für einen kurzen Zeitraum blieb das Nachtquartier auch tagsüber offen. Im 

Wohnhaus RiGa des Arbeiter Samariterbundes wurden vorübergehend 80 zu-

sätzliche ganztägig nutzbare Plätze geschaffen. Gemeinsam mit der MA 56, die 

ein leer stehendes Schulgebäude zur Verfügung stellte, und dem Arbeiter Sama-

riterbund, der die Betreuung übernahm, wurde vorübergehend das Tageszent-

rum wehliWeile mit 60 Plätzen eröffnet. Vom Roten Kreuz wurde in der weh-

liWeile ein Nachtquartier mit ebenfalls 60 Plätzen geführt. Im Tageszentrum 

JOSI.exil wurde das Betreuungsangebot vorübergehend auf 180 Plätze erhöht, 

das Saftbeisl im Nachtquartier U 63 der Caritas blieb ganztägig geöffnet.

Mobile Wohnbetreuung

Die mobile Wohnbetreuung wohn:mobil von wieder wohnen verkürzt den Auf-

enthalt von wohnungslosen Menschen in institutionellen Wohnformen und 

unterstützt in der ersten Zeit der Wohnintegration. Ziel der mobilen Wohnbe-

treuung ist der Erhalt der neuen Wohnung sowie die Integration in das neue 

Wohnumfeld. Bei Bedarf werden durch die MitarbeiterInnen von wohn:mobil 

existenzsicherende Maßnahmen und weitergehende Unterstützungsangebote 

organisiert. Die Betreuung erfolgt aufsuchend und basiert auf Freiwilligkeit. 

Zielgruppe von wohn:mobil sind Personen, die aus einem Nachtquartier, einer 

Akutbetreuung oder einem Übergangswohnhaus in eine Gemeinde-, Privat- oder 

Genossenschaftswohnung ziehen. Auch von der Heilsarmee werden ehemals 

wohnungslose Menschen im Rahmen der mobilen Wohnbegleitung (MOWO) in 

der eigenen Wohnung betreut.

Im Haus WohnenPlus RIGA, einer im Dezember 2011 eröffneten Einrichtung 

des Arbeiter Samariterbundes, werden Einzelpersonen in Kleinwohnungen be-

treut. Zielgruppe sind Personen mit geringem Betreuungsbedarf, die eigenstän-

dig wohnen können. Insgesamt stehen im Haus WohnenPlus RIGA mehr als 200 

Plätze zur Verfügung. 

Qualitätsrichtlinie

Im Juni 2011 wurde nach gemeinsamer Vorbereitung durch den FSW und die 

Träger der Wiener Wohnungslosenhilfe, koordiniert vom Dachverband Wiener 

Sozialeinrichtungen, die Rahmenrichtlinie zur Qualitätssicherung für die 

vom FSW anerkannten und geförderten Einrichtungen der Wiener Wohnungs-

losenhilfe verabschiedet. Ziel der Richtlinie ist die Gewährleistung und Wei-

Mit den Angeboten der mobilen Wohnbetreu-

ung werden ehemals Wohnungslose in der 

ersten Phase der Wohnintegration unterstützt.
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terentwicklung der Qualität der sozialen Arbeit in den Angeboten der Wiener 

Wohnungslosenhilfe sowie die Schaffung von Transparenz in infrastrukturel-

len, fachlichen und organisatorischen Aspekten für die KlientInnen, die Organi-

sationen sowie den FSW.171

Die Qualitätsrichtlinie stellt – neben den Förderrichtlinien des FSW – die Grund-

lage für die Qualitätsaudits dar, die der FSW einmal pro Anerkennungsperiode 

(meist fünf Jahre) in den Einrichtungen durchführt. Ergebnis dieser Audits ist 

ein schriftlicher Bericht, der Empfehlungen, Auflagen und Vereinbarungen zwi-

schen FSW und auditierter Einrichtung enthält.

Housing First – der Wiener Weg

Im Wiener Regierungsübereinkommen 2010172 wurde die Implementierung des 

Housing First-Ansatzes in die Wiener Wohnungslosenhilfe beschlossen. Die 

neuen Housing First-Angebote sollen geeignet sein, bestehende Angebote zu er-

gänzen, um den bereits vor Jahren eingeschlagenen Weg der Deinstitutionali-

sierung weiter fortzuführen. 

Die Schnittstellen zu anderen Systemen, wie den medizinischen, psychiatri-

schen und pflegerischen Diensten und den Einrichtungen der Delogierungs-

prävention sind neu zu definieren. Weiters erfordert die Implementierung 

des Housing First-Ansatzes die Entwicklung von fachlichen Standards in der 

Betreuung, sowie den Zugang zu leistbarem Wohnen. Im Herbst 2011 wurde 

eine Gruppe von ExpertInnen der Wiener Wohnungslosenhilfe beauftragt, den 

Housing First-Ansatz an die Wiener Verhältnisse anzupassen. In einer Arbeits-

gruppe, die von FSW und dem Verein neunerHAUS koordiniert wurde, sind die 

Eckpunkte für die Umsetzung von Housing First erarbeitet worden. Dieses Wie-

ner Modell des Housing First wird derzeit in Pilotprojekten erprobt.

Leistungs- und Ausgabenentwicklung

Im Jahr 2011 wurden in den Nachtquartieren, im Übergangswohnen und im 

Sozial betreuten Wohnen 8.580 Personen betreut. Im Vergleich zum Vorjahr 

ist die Zahl der KlientInnen damit beinahe gleich geblieben. Diagr. 115 zeigt 

die Zahl der KlientInnen in den einzelnen Angebotssegmenten in den Jahren 

2005 bis 2011.173 Entsprechend der Entwicklung des Angebotes hat die Zahl 

der KlientInnen im Bereich der Nachtquartiere abgenommen, im Bereich des 

Betreuten Wohnens in Wohnungen und der Mutter-Kind-Einrichtungen ist 

die Zahl der KlientInnen gestiegen. Das Verhältnis von KlientInnen zu ange-

botenen Plätzen variiert in den einzelnen Angebotssegmenten. Dies ist auf 

die unterschiedliche Aufenthaltsdauer zurückzuführen. Während ein Platz 

 

 

171   Website des FSW, Dachverband Wiener Sozialeinrichtungen: Rahmenrichtlinie zur Qualitäts-
sicherung für die vom Fonds Soziales Wien anerkannten und geförderten Einrichtungen  
der Wiener Wohnungslosenhilfe, http://wohnen.fsw.at/downloads/dokumente/Rahmenricht-
linie_Qualitaetssicherung_WWH.pdf (02.05.2012).

172   Website der Stadt Wien, http://www.wien.gv.at/politik/strategien-konzepte/regierungsueberein-
kommen-2010/pdf/regierungsuebereinkommen-2010.pdf (08.05.2012).

173   Die Summe der in den einzelnen Angebotssegmenten betreuten Personen liegt über der Gesamt-
summe der in der Wiener Wohnungslosenhilfe betreuten Personen. Dies ist darauf zurückzufüh-
ren, dass Personen innerhalb eines Jahres das Angebotssegment wechseln und damit mehrfach 
erfasst werden.



Die Qualitätsrichtlinie ist ein Tool, das 

die hohe Qualität der sozialen Arbeit in 

der Wiener Wohnungslosenhilfe auch in 

Zukunft sicherstellen soll. 

In der Wiener Wohnungslosenhilfe wurden 

im Jahr 2011 8.580 Personen betreut. 
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in einem Nachtquartier im Jahr 2011 im Durchschnitt von mehr als acht Klien-

tInnen genutzt werden konnte, liegt der entsprechende Wert beim Sozial betreu-

ten Wohnen nur geringfügig über einer Person pro Platz und Jahr.

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 

470  520  910  900  1.210  1.230  

1.120  1.300  1.510  1.870  2.030  

Sozial Betreutes Wohnen 790  

Betreutes Wohnen in Wohnungen 1.320  1.290  

Mutter-Kind-Einrichtungen 300  390  

Zielgruppenwohnen 600  730  590  680  

Übergangswohnen 

Nachquartiere 

430  410  510  

660  750  750  

2.030  2.010  2.070  2.240  2.270  2.390  2.340  

1.400  1.690  1.720  1.890  2.930  3.480  3.280  
Pe

rs
on

en
 

Jahr
Die Summe der in den einzelnen Angebotssegmenten betreuten Personen 
liegt über der Gesamtsumme der in der Wohnungslosenhilfe betreuten Personen (Mehrfachzählungen nach Angebotswechsel).

 0    

 2.000  

 4.000  

 6.000  

 8.000  

 10.000  

 12.000  

 Diagr. 115:  KlientInnen der Wiener Wohnungslosenhilfe nach Leistungen, 2005–2011 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24  

Die Wohnungslosendichte setzt die Zahl der in Einrichtungen der Wiener Woh-

nungslosenhilfe betreuten Menschen in Relation zur Wiener Bevölkerung. Die-

se Kennzahl verdeutlicht auch den Ausbau der Wiener Wohnungslosenhilfe. 

Im Jahr 2005 lag die Wohnungslosendichte mit 4.990 betreuten Personen bei 

0,37%, im Jahr 2011 mit 8.580 betreuten Personen bei 0,60%. 

Die Ausgaben des FSW für Leistungsförderungen in der Wiener Wohnungslo-

senhilfe betrugen im Jahr 2011 rund 37,3 Mio. Euro. Im Vergleich mit dem Jahr 

2009 sind die Ausgaben damit um 8,4% gestiegen. Im Jahr 2011 wurden unge-

fähr 30% der Budgetmittel für das Dauerwohnen im Sozial betreuten Wohnen 

verwendet, etwas mehr als 60% für die verschiedenen Übergangswohnformen.

Im Jahr 2011 wurden vom FSW 37,3 Mio. 

Euro für Leistungsförderungen in der Wiener 

Wohnungslosenhilfe aufgewendet. 

 Tab. 48:  Wohnungslosendichte 2005, 2009 und 2011 (Wien)   
Quellen: FSW, Statistik Austria, berechnet durch die MA 24

2005 2009 2011

Bevölkerung ab 18 Jahren  1.351.907  1.400.657  1.423.648 

Wohnungslose Personen  4.990  7.525  8.580 

Wohnungslosendichte 0,37% 0,54% 0,60%
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2005 2009

Nachquartiere € 1.369.000 € 3.846.000 

Zielgruppenwohnen €  2.330.000 € 3.477.000 

Übergangswohnen € 5.425.000 € 11.477.000 

Mutter-Kind-Einrichtungen -   € 1.225.000 

Betreutes Wohnen in Wohnungen € 3.489.000 € 7.377.000 

Sozial betreutes Wohnen € 2.014.000 € 7.012.000 

Gesamt € 14.627.000 € 34.414.000 

 Tab. 49:  Ausgaben der Wiener Wohnungslosenhilfe 2005, 2009 und 2011  
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

2011

€ 3.200.000

€ 4.200.000 

€ 10.000.000 

€ 1.500.000 

€ 7.400.000 

€ 11.000.000 

€ 37.300.000 

 

 

Zielgruppenanalyse

Geschlechterverhältnis

Die Mehrheit der KlientInnen der Wiener Wohnungslosenhilfe ist männlich.

Obwohl der Frauenanteil in den letzten Jahren gestiegen ist, sind nach wie

vor ungefähr sieben von zehn KlientInnen Männer. Besonders niedrig ist der 

Frauenanteil in den Nachtquartieren (20,7%) und in den Übergangswohnhäu-

sern (22,2%). Der geschlechtsspezifische Umgang mit der schwierigen Situation 

der Obdach- und Wohnungslosigkeit wird anhand dieser Zahlen deutlich. Die 

Obdach- bzw. Wohnungslosigkeit von Männern ist sichtbar. Frauen versuchen 

hingegen häufig, die Wohnungslosigkeit zu vermeiden, und leben stattdessen 

in prekären Wohnverhältnissen, beispielsweise in Zweckpartnerschaften (ver-

deckte Wohnungslosigkeit). In den letzten Jahren wurden daher verstärkt frau-

enspezifische Angebote entwickelt. Im Frühjahr 2012 wurden 18 Akut-Einzel-

zimmer für Frauen im Haus Gänsbachergasse eröffnet.

Im Betreuten Wohnen in Wohnungen ist das Geschlechterverhältnis aufgrund 

der Zielgruppe (u.a. AlleinerzieherInnen und asylberechtigte Familien) beinahe 

ausgeglichen, in den Mutter-Kind-Einrichtungen ist der Frauenanteil erwar-

tungsgemäß sehr hoch und liegt bei 95%.

Die Mehrheit der KlientInnen der Woh-

nungslosenhilfe ist männlich. Frauen 

versuchen häufig ohne Unterstützung 

auszukommen. In den letzten Jahren 

wurden daher vermehrt Angebote für 

Frauen geschaffen.

Zielgruppen-
wohnen 

Übergangs-
wohnen 

Sozial betreutes 
Wohnen 

Mutter-Kind-
Einrichtungen 

Betreutes Wohnen 
in Wohnungen 

Nachtquartiere 

0% 

10% 

20% 

30% 

40% 

50% 

60% 

70% 

80% 

90% 

100% 

Männer Frauen 

72,2% 77,8% 70,5% 

4,7% 

54,0% 

79,3% 

27,8% 22,2% 29,5% 

95,3% 

46,0% 

20,7% 

An
te

il 

Leistung 

Nur volljährige KlientInnen

 Diagr. 116:  Geschlechterverhältnis in der Wiener Wohnungslosenhilfe, 2011 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

© Foto: FSW
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Verweildauern

Die durchschnittliche Verweildauer in der Wiener Wohnungslosenhilfe lag im 

Jahr 2011 bei 59,3 Wochen.174 Die Verweildauern in den Übergangswohnfor-

men liegen deutlich unter der durchschnittlichen Verweildauer in der Dauer-

wohnform des Sozial betreuten Wohnens. Die durchschnittliche Verweildauer 

im Sozial betreuten Wohnen liegt bei mehr als zwei Jahren. Unter den Über-

gangswohnformen weist das Betreute Wohnen in Wohnungen die längste Ver-

weildauer auf. Die kürzesten Verweildauern finden sich im Segment Zielgrup-

penwohnen. Hier liegt die durchschnittliche Verweildauer ebenso wie in den 

Mutter-Kind-Einrichtungen unter einem Jahr.

Nur volljährige KlientInnen

Zielgruppen-
wohnen 

Übergangs-
wohnen 

Sozial betreutes
Wohnen

Mutter-Kind-
Einrichtungen

Betreutes Wohnen 
in Wohnungen 

0 

20

40

60 

80

100 

120 

140 

Gesamt Frauen Männer

36,6

 

48,6

 

56,3

 

64,7 

117,8 

43,7

 

49,3

 

41,2

 

69,8 

121,1 

34,2

 

38,6

 

61,0 60,5 

116,5 

Ve
rw

ei
ld

au
er

 b
ei

 A
us

tr
itt

 in
 W

oc
he

n 

Leistung 

 Diagr. 117:  Verweildauern in der Wiener Wohnungslosenhilfe nach Leistungen, 2011 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24

Alter

Das durchschnittliche Alter175 der KlientInnen der Wiener Wohnungslosenhilfe 

lag im Jahr 2011 bei 42,3 Jahren. Die Frauen in der Wiener Wohnungslosenhilfe 

sind jünger als die betreuten Männer, das durchschnittliche Alter der Männer 

lag bei 44 Jahren, das der Frauen bei 38,8 Jahren.

Die jüngsten KlientInnen finden sich in den Mutter-Kind-Einrichtungen, 

das durchschnittliche Alter liegt hier bei 30 Jahren. Im Betreuten Woh-

nen in Wohnungen liegt das Durchschnittsalter bei 35,3 Jahren, in den 

Übergangswohnhäusern und im Zielgruppenwohnen bei 39,7 bzw. 38,3 Jahren. 

Im Sozial betreuten Wohnen ist das durchschnittliche Alter mit 57,5 Jahren 

erwartungsgemäß höher. Das niedrigere Durchschnittsalter der Frauen ist in 

allen Angebotssegmenten zu beobachten, am auffälligsten ist die Differenz im 

Segment Zielgruppenwohnen. Das Durchschnittsalter der Frauen liegt in dieser 

Betreuungsform bei 33,5 Jahren, jenes der Männer bei 40,3 Jahren.

174   Datenbasis für die folgenden Auswertungen sind volljährige KlientInnen im Übergangs- und 
Dauerwohnen, für KlientInnen in den Nachtquartieren liegen die benötigten Informationen nicht 
vor. Bei den Auswertungen zu den Verweildauern in der Wiener Wohnungslosenhilfe wurden nur 
abgeschlossene Episoden berücksichtigt.

175   Nur volljährige KlientInnen, Alter zum Stichtag 31.12.2011.

Die KlientInnen der Wohnungslosenhilfe 

sind im Vergleich zur Gesamtbevölkerung 

eher jung. Die Altersstruktur variiert aller-

dings je nach Angebotssegment.
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 Diagr. 118:  Altersverteilung der Klientinnen nach Leistungen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24
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 Diagr. 119:  Altersverteilung der Klienten nach Leistungen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24

Familienstand

Etwas mehr als die Hälfte der KlientInnen der Wiener Wohnungslosenhilfe ist 

ledig, 30% sind geschieden, der Rest der KlientInnen ist entweder verheiratet 

oder verwitwet. Frauen in der Wohnungslosenhilfe sind häufiger verheiratet 

als Männer, diese wiederum sind häufiger ledig als Frauen. 

Grundgesamtheit: 2.961 volljährige Klientinnen
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 Diagr. 120:  Familienstand der Klientinnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24

 

 Diagr. 121:  Familienstand der Klienten, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24
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Bildungsstand

Der Bildungsstand der KlientInnen der Übergangs- und Dauerwohnformen 

der Wiener Wohnungslosenhilfe liegt im Durchschnitt deutlich unter dem der 

Wiener Gesamtbevölkerung. Am häufigsten haben die KlientInnen der Wiener 

Wohnungslosenhilfe einen Hauptschul- bzw. einen Lehrabschluss als höchste 

abgeschlossene Ausbildung, wobei hier geschlechtsspezifische Unterschiede be-

stehen. Frauen haben häufiger einen Hauptschulabschluss als Männer, die wie-

derum häufiger eine abgeschlossene Lehre aufweisen. 13% der Klienten und 12% 

der Klientinnen der Wohnungslosenhilfe verfügen über keinen Schulabschluss.
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 Diagr. 122:  Bildungsstand der KlientInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24

Staatsangehörigkeit

Drei Viertel der KlientInnen der Wiener Wohnungslosenhilfe sind österreichi-

sche Staatsbürger, 5,7% der KlientInnen sind Staatsangehörige von EU-Staaten,

18,5% Staatsangehörige von Drittstaaten. 61,4% der Frauen in der Wiener Woh-

nungslosenhilfe und 79,5% der Männer sind österreichische Staatsbürger.
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 Diagr. 123:  Staatsangehörigkeit der KlientInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24

Dauer des Aufenthalts in Wien

Die Mehrheit der KlientInnen der Wiener Wohnungslosenhilfe lebt schon lange 

in Wien. 12% wurden in Wien geboren, 53% leben bereits länger als fünf Jahre 

Fast drei Viertel der KlientInnen der 

Wohnungslosenhilfe sind österreichische 

StaatsbürgerInnen. Der Anteil der Dritt-

staatsangehörigen ist in den letzten Jahren 

allerdings gestiegen.
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in Wien. Das Wachstum Wiens wirkt sich aber auch auf die Wohnungslosenhilfe 

aus. Nicht alle Personen, die nach Wien zuziehen, schaffen es, sich selbst mit 

Wohnraum zu versorgen. Dies ist unter anderem auf den Umstand zurückzu-

führen, dass Wien als einzige Großstadt in Österreich für Menschen in schwie-

rigen Lebenslagen besonders attraktiv ist. 18% der KlientInnen der Wohnungs-

losenhilfe sind kürzer als ein Jahr in Wien, 17% kürzer als fünf Jahre.
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 Diagr. 124:  Dauer des Aufenthaltes in Wien vor Eintritt in die Wiener Wohnungslosenhilfe, 2011  
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24

Mehr als 80% der KlientInnen der 

Wiener Wohnungslosenhilfe leben 

länger als ein Jahr in Wien.

Wohnform vor Eintritt in die Übergangs- und Dauerwohnformen 
der Wiener Wohnungslosenhilfe

Nur ein kleiner Teil der KlientInnen war vor dem Eintritt in die Übergangs- und 

Dauerwohnformen der Wiener Wohnungslosenhilfe obdachlos. Die Hälfte der 

Klienten und 30% der Klientinnen haben vor dem Eintritt in prekären Verhält-

nissen bei FreundInnen und Bekannten gelebt. Ein Fünftel der KlientInnen zog 

aus der niederschwelligsten Unterbringungsform der Wohnungslosenhilfe, den 

Nachtquartieren, in das Übergangs- und Dauerwohnen. 

Ein großer Teil der KlientInnen hat nach 

Ver lust der eigenen Wohnmöglichkeit bei 

FreundInnen und Bekannten gelebt. Viele Kli-

entInnen kommen aus anderen institutionel-

len Wohnformen in die Wohnungslosenhilfe.
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 Diagr. 125:  Wohnform vor Eintritt in die Wiener Wohnungslosenhilfe, 2011 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24
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Abgänge aus den Übergangs- und Dauerwohnformen  
der Wiener Wohnungslosenhilfe

Für 44,9% der Personen, die im Jahr 2011 aus Einrichtungen der Wiener Woh-

nungslosenhilfe ausgezogen sind, war selbstständiges Wohnen in einer eigenen 

Wohnung oder in einer Dauerwohneinrichtung wieder möglich. Bei den Frauen 

liegt die Erfolgsquote mit 53,1% deutlich über jener der Männer mit 41,1%. 18,1% 

der KlientInnen haben das Betreuungsverhältnis frühzeitig beendet. 13% haben 

das Benützungsentgelt für die Betreuungseinrichtung nicht bezahlt, bei 7,5% 

wurde das Betreuungsverhältnis wegen Verstößen gegen die Hausordnung bzw. 

wegen eines Hausverbots frühzeitig beendet. Der Abbruch der Betreuung infolge 

der genannten Gründe betrifft Männer wesentlich häufiger als Frauen. Frauen 

wechseln öfter von der Wohnungslosenhilfe in andere Unterstützungssysteme.

45% der KlientInnen sind nach der 

Betreuung in der Wohnungslosenhilfe 

wieder in der Lage, selbstständig zu 

wohnen. Die Erfolgsquote beträgt bei 

den Frauen 53%, bei den Männern 41%. 

Nur volljährige KlientInnen Frauen  Männer Gesamt Anteil 
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 Diagr. 126:  Abgänge aus der Wiener Wohnungslosenhilfe, 2011 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24
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Wohnform nach Abgang aus der Wiener Wohnungslosenhilfe

Etwas weniger als die Hälfte der Personen, die die Wiener Wohnungslosenhilfe 

im Jahr 2011 verlassen haben, übersiedelten in eine eigene Wohnung, meist 

in eine Gemeindewohnung. Private Mietwohnungen spielen mit 6% eine ver-

gleichsweise untergeordnete Rolle, der Umzug in Genossenschaftswohnungen 

kommt praktisch nicht vor. Die Wichtigkeit einer zukünftigen Öffnung des pri-

vaten und gemeinnützigen Wohnungsmarktes für die KlientInnen der Wiener 

Wohnungslosenhilfe wird damit eindrücklich bewiesen.
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176	  �Nähere Infos unter: www.lrsocialresearch.at.
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 Diagr. 127:  Wohnform nach Abgang aus der Wohnungslosenhilfe, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, berechnet durch die MA 24

Evaluierungsstudie Wiener Wohnungslosenhilfe

Im Sommer 2011 wurde L&R Sozialfor-

schung vom Dachverband Wiener Sozialein-

richtungen mit einer umfassenden Evaluation 

der Wiener Wohnungslosenhilfe beauftragt. 

Zentrale Forschungsfragen der Studie waren 

die Risiko- und Bedarfslagen der KlientInnen, 

die Ursachen für die Wohnungslosigkeit, die 

Nutzung der Angebote und insbesondere die 

Wirkungseffekte der Angebote der Wiener 

Wohnungslosenhilfe. Darüber hinaus wurden 

sowohl interne als auch externe Schnittstel-

len im System der Wiener Wohnungslosenhil-

fe näher untersucht und Handlungsoptionen 

für eine weitere Optimierung des Systems 

abgeleitet. Die Grundlage der Studie bildeten 

KlientInnendaten der Wiener Wohnungslo-

senhilfe aus den Jahren 2006 bis 2010, 200 

Interviews, die mit KlientInnen der Wiener 

Wohnungslosenhilfe durchgeführt wurden 

sowie ExpertInnengespräche mit Fachkräften 

aus der Wiener Wohnungslosenhilfe.

Bezüglich der bibliografischen Vorgeschich-

ten und der aktuellen Problemlagen verdeut-

licht die Studie die Heterogenität des Klien-
76

tels der Wiener Wohnungslosenhilfe. 60% 

der KlientInnen hatten in ihrer Vorgeschichte 

Probleme mit ihrer körperlichen oder psychi-

schen Gesundheit, 50% beziehungsbedingte 

Probleme, 42% der KlientInnen waren vor 

Eintritt in die Wiener Wohnungslosenhilfe 

über einen längeren Zeitraum arbeitslos 

und von materieller Armut betroffen. Das 

Thema Sucht spielte bei ungefähr 28% der 

KlientInnen eine Rolle. Wie bei allen Risiko-

lagen variiert die Betroffenheit allerdings 

stark mit Alter, Geschlecht, Geburtsland 

und Angebotsform. Darüber hinaus ist ein 

erheblicher Teil der KlientInnen von Mehr-

fachproblematiken betroffen.

Im Rahmen der durchgeführten Interviews 

wurden die KlientInnen gebeten, die An-

gebote der Wiener Wohnungslosenhilfe zu 

beurteilen. Die für die KlientInnen wichtigs-

ten Bewertungskriterien waren dabei die 

Verlässlichkeit, Hygiene und Sauberkeit, 

Privatsphäre, Sicherheit für Person und Be-

sitz des Wohn- bzw. Schlafplatzes, gefolgt 

von der Qualität der Betreuung sowie mög-

lichst kurzen Wartezeiten. Das Zielgruppen-

wohnen, die Mutter-Kind-Einrichtungen, 

das Betreute Wohnen in Wohnungen und 

das Sozial betreute Wohnen schneiden in 

dieser Bewertung gut bis sehr gut ab, die 

Übergangswohnhäuser und insbesondere die 

Nachtquartiere wurden von den KlientInnen 

kritischer beurteilt. Die rasche Verfügbarkeit 

von Nachtquartiersplätzen wurde von den 

KlientInnen allerdings positiv hervorgehoben.

Die Analyse der Wirksamkeit der Wiener 

Wohnungslosenhilfe bestätigt die hohe Ef-

fektivität der angebotenen Leistungen sowie 

Professionalität und Engagement der Fach-

kräfte. Mehr als die Hälfte der KlientInnen von 

Mutter-Kind-Einrichtungen und Betreutem 

Wohnen zogen nach dem Abgang aus dem 

Angebot in eine eigene Wohnung. Beim Ziel-

gruppenwohnen und beim Übergangswohnen 

ist der entsprechende Anteil niedriger, die 

KlientInnen wechseln hier häufig in andere 

Übergangs- bzw. in Dauerwohnformen. Zur 

Messung der Wirksamkeit der Wiener Woh-

nungslosenhilfe wurden neben dem Verbleib 

nach dem Austritt auch Entwicklungen in den 

Bereichen Einkommen, Erwerbstätigkeit und 

Lebenssicherung, Gesundheit und soziales 

Umfeld als Indikatoren für eine erfolgreiche 

Betreuung herangezogen. Vor allem Über-

gangswohnhäuser, Zielgruppenwohnen, Be-

treutes Wohnen in Wohnungen, sowie Sozial 

Betreutes Wohnen leisten einen wesentlichen 

Beitrag zur Stabilisierung und Verbesserung 

der Situation der KlientInnen.176
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Österreich hat sich mit der Ratifizierung des Übereinkommens über 

die Rechte von Menschen mit Behinderung zu dessen Umsetzung ver-

pflichtet. Die UN-Behindertenkonvention gilt damit seit 2008 für Bund, 

Länder und Gemeinden. Mittlerweile haben 153 Länder die Konvention 

unterzeichnet und 125 Staaten haben das Abkommen ratifiziert (Stand 

November 2012). Österreich hat im ersten Staatenbericht im Oktober 

2010 an die Vereinten Nationen festgehalten, dass die Erstellung eines 

Nationalen Aktionsplans für Menschen mit Behinderung geplant ist. 

Der Aktionsplan soll die Leitlinien der österreichischen Behindertenpo-

litik bis 2020 und konkrete Maßnahmen beinhalten. Unter Einbeziehung 

der Behindertenorganisationen, der Zivilgesellschaft und der Gebiets-

körperschaften hat das BMASK nunmehr den Nationalen Aktionsplan 

erstellt. Um Menschen mit Behinderung die zugesicherte Teilhabe am 

politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Leben zu ermög-

lichen, muss das vorhandene Leistungsangebot überdacht, überprüft 

und weiterentwickelt werden. Die Stadt Wien trägt dem insoweit Rech-

nung, als seit Herbst 2012 im Dachverband Wiener Sozialeinrichtun-

gen Arbeitsgruppen unter dem Arbeitstitel UN-Gleichheit für Alle an 

der Weiterentwicklung der Leistungen für Menschen mit Behinderung 

arbeiten und bestehende Angebote, wie Teilbetreutes Wohnen, weiter 

ausdifferenziert und ausgebaut werden.

Behinderung

Kapitel 6

© Foto: Wiener Sozialdienste
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6.1  Analyse der Situation
In vielen Familien lebt eine Person mit Behinderung und fast jeder Mensch 

ist im Laufe seines Lebens vorübergehend oder dauerhaft in seiner Funkti-

onsfähigkeit eingeschränkt . Spätestens im Alter sind alle Menschen in un-

terschiedlicher Intensität davon betroffen . Weltweit leben laut WHO eine 

Milliarde Menschen (das sind 15% der Weltbevölkerung) mit einer Art von 

Behinderung . In Österreich leben laut Mikrozensus-Erhebung 2007/2008 ca . 

1,7 Mio . Menschen mit einer dauerhaften Beeinträchtigung .177 Das sind ca . 

20,5% der Wohnbevölkerung in Privathaushalten . Rund 630 .000 Personen 

über 16 Jahre zählen aufgrund der Ergebnisse der EU-SILC-Erhebung 2006 

als Menschen mit Behinderung im engeren Sinn . Diese wird definiert als 

eine subjektiv wahrgenommene starke Beeinträchtigung bei der Verrich-

tung alltäglicher Arbeiten, die mindestens schon sechs Monate andauert . 

Mit Inkrafttreten der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit 

Behinderung wird Behinderung zunehmend als Menschenrechtsthema 

verstanden und wahrgenommen . Trotzdem sind nach wie vor viele Men-

schen mit Behinderung beim Zugang zu Bildung, Beschäftigung und Ge-

sundheitsversorgung benachteiligt und zum Teil von Alltagsaktivitäten 

ausgeschlossen . Menschen mit Behinderung sind nachgewiesenermaßen 

sozioökonomisch schlechter gestellt und häufiger von Armut betroffen . Die 

Gesellschaft ist daher aufgefordert, Antworten auf die offenen Fragen der 

Inklusion von Menschen mit Behinderung zu geben . Auch der demografi-

sche Strukturwandel der Gesellschaft und die immer höhere Lebenserwar-

tung verlangt nach neuen Konzepten und Strategien .

6.1.1  Begriff und Definition

Behinderung ist komplex und Menschen mit Behinderung sind heterogene 

Gruppen. Die einzelnen Definitionen für das Wort Behinderung sind sehr ver-

schieden. Die Perspektive des Begriffes Behinderung hat sich von einem rein 

medizinischen Zugang zu einem auch sozialen, umweltbedingten Zugang er-

weitert. Auch in den Gesetzen sind verschiedene Definitionen von Behinderung 

zu finden. Grund dafür sind die unterschiedlichen Zielsetzungen der Gesetze.

Im Folgenden werden einige gesetzliche Definitionen angeführt: 

UN-Behindertenrechtskonvention Artikel 1: Zu den Menschen mit Behin-

derung zählen Menschen, die langfristige körperliche, seelische, geistige oder 

Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit verschie-

denen Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an 

der Gesellschaft hindern können.178

Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz § 3: Behinderung im Sinne dieses 

Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden körperli-

chen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträch-

tigung der Sinnesfunktionen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der 

Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von 

mehr als voraussichtlich sechs Monaten.179

177   Vgl. Leitner 2008.
178   UN-Behindertenkonvention Artikel 1 (BGBl. III Nr. 155/2008).
179   Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz § 3 (BGBl. I Nr. 82/2005). 

630.000 Personen gelten in Österreich 

als Menschen mit Behinderung im 

engeren Sinn.

Es gibt unterschiedliche Arten von 

Behinderung und daher auch keine 

einheitliche Definition.
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Behinderteneinstellungsgesetz § 3: Behinderung im Sinne dieses Bundesge-

setzes ist die Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen, geis-

tigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der 

Sinnesfunktionen, die geeignet ist, die Teilnahme am Arbeitsleben zu erschwe-

ren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussicht-

lich sechs Monaten.180 

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz § 300 (2): Versicherte gelten als behin-

dert im Sinne des Abs. 1, wenn sie infolge eines Leidens oder Gebrechens ohne 

Gewährung von Maßnahmen der Rehabilitation die besonderen Voraussetzun-

gen für eine Pension aus dem Versicherungsfall der geminderten Arbeitsfähig-

keit, ausgenommen eine Knappschaftspension, wahrscheinlich erfüllen oder 

in absehbarer Zeit erfüllen werden; vorwiegend altersbedingte Leiden und 

Gebrechen gelten nicht als Leiden und Gebrechen im Sinne dieses Absatzes.181

Allgemeines Sozialversicherungsgesetz Versehrtenrente § 203 (1): Anspruch 

auf Versehrtenrente besteht, wenn die Erwerbsfähigkeit des Versehrten durch 

die Folgen eines Arbeitsunfalles oder eine Berufskrankheit über drei Mona-

te nach dem Eintritt des Versicherungsfalles hinaus um mindestens 20 v.H. 

vermindert ist; die Versehrtenrente gebührt für die Dauer der Minderung der 

Erwerbsfähigkeit um mindestens 20 v.H.182

Familienlastenausgleichsgesetz 1967 § 8 (5): Als erheblich behindert gilt ein 

Kind, bei dem eine nicht nur vorübergehende Funktionsbeeinträchtigung im 

körperlichen, geistigen oder psychischen Bereich oder in der Sinneswahrneh-

mung besteht. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von voraussicht-

lich mehr als drei Jahren. Der Grad der Behinderung muss mindestens 50 v.H. 

betragen, soweit es sich nicht um ein Kind handelt, das voraussichtlich dau-

ernd außerstande ist, sich selbst den Unterhalt zu verschaffen.183

Wiener Chancengleichheitsgesetz § 3: Menschen mit Behinderung im Sinne 

dieses Gesetzes sind Personen, die auf Grund nicht altersbedingter körperli-

cher, intellektueller oder psychischer Beeinträchtigungen oder auf Grund von 

Sinnesbeeinträchtigungen in ihrer Entwicklung oder in wichtigen Lebensbe-

reichen, insbesondere bei der Berufsausbildung, der Ausübung einer Erwerbs-

tätigkeit oder der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft dauernd wesentlich 

benachteiligt sind. Kinder erfüllen die Voraussetzungen auch dann, wenn mit 

solchen Beeinträchtigungen in absehbarer Zeit zu rechnen ist.184

Bei den gesetzlichen Definitionen gibt es eine Gemeinsamkeit: Eine Behinde-

rung liegt dann vor, wenn die Beeinträchtigung nicht nur vorübergehend, son-

dern von Dauer ist. Im BGStG, CGW und in der UN-Behindertenkonvention wird 

von Behinderung an der Teilhabe am gesellschaftlichen Leben gesprochen. Bei 

jenen Gesetzen, die die Arbeitsfähigkeit betreffen, spielt der Grad der Minde-

rung der Erwerbsfähigkeit eine entscheidende Rolle. 

180   Behinderteneinstellungsgesetz § 3 (BGBl. Nr. 22/1970).
181   Allgemeines Sozialversicherungsgesetz § 300 (2) (BGBl. Nr. 189/1955). 
182   Allgemeines Sozialversicherungsgesetz § 203 (1) (BGBl. Nr. 189/1955).
183   Familienlastenausgleichsgesetz 1967, § 8 (5) (BGBl. Nr. 376/1967).
184   Wiener Chancengleichheitsgesetz § 3 (LGBl. für Wien Nr. 45/2010).
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Antidiskriminierungsgesetz Wien
Die im Jahr 2010 beschlossene Novelle des 

Wiener Antidiskriminierungsgesetzes brachte 

einen deutlichen Fortschritt im Diskriminie-

rungsschutz für Menschen mit Behinderung 

in Wien. Das Gesetz sieht nun unter anderem 

einen Diskriminierungsschutz für Menschen 

mit Behinderung und deren Angehörige vor. 

Eine weitere Verbesserung ist, dass im Falle 

einer Diskriminierung ein Schlichtungsver-

fahren bei der Stelle zur Bekämpfung von 

Diskriminierung beantragt werden kann. Im 

Antidiskriminierungsgesetz ist auch geregelt, 

dass die Stelle zur Bekämpfung von Diskri-

minierung für die Überwachung der Einhal-

tung der UN-Konvention über die Rechte 

von Menschen mit Behinderung zuständig 

ist. Seit Juni 2011 hat Wien, entsprechend 

der Vorgabe der UN-Behindertenkonvention, 

eine eigene Monitoringstelle und gilt dies-

bezüglich als Vorbild in Österreich. Die wei-

sungsfreien VertreterInnen für den Monito-

ringausschuss wurden einstimmig von der 

Wiener Landesregierung für die nächsten 

fünf Jahre bestellt. 

Der Ausschuss setzt sich laut § 7 Abs. 

5 Satz 2 des Wiener Antidiskriminierungsge-

setzes wie folgt zusammen: Zur Förderung, 

zum Schutz und zur Überwachung der Ein-

haltung des Übereinkommens über die Rech-

te von Menschen mit Behinderungen, BGBl. III 

Nr. 155/2008, ist die Stelle zur Bekämpfung 

von Diskriminierung unter Einbeziehung von 

 1.  vier Vertreterinnen oder Vertretern der or-

ganisierten Menschen mit Behinderung, 

 2.  einer Vertreterin oder einem Vertreter 

einer anerkannten im Bereich der Men-

schenrechte tätigen gemeinnützigen

Nichtregierungsorganisation und 

 3.  einer Expertin oder einem Experten aus 

dem Bereich der wissenschaftlichen

Lehre 

berufen.185

Seit Juni 2011 hat Wien 

eine Monitoringstelle.

6.1.2  Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Behinderung185

Nach Artikel 27 der UN-Behindertenkonvention haben Menschen mit Behin-

derung das Recht auf die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu 

verdienen, die in einem offenen, integrativen und für sie zugänglichen Arbeits-

markt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder angenommen wird.186

Die Situation am Arbeitsmarkt ist für Menschen mit Behinderung sehr schwie-

rig. Wie aus dem Behindertenbericht 2008187 der Bundesregierung hervorgeht, 

ist für Menschen mit Behinderung das Risiko der Exklusion und der langfris-

tigen Ausgrenzung aus der Erwerbswelt generell höher. Die Wirtschaftskrise 

hat dazu geführt, dass die Zahl der arbeitslos gemeldeten Personen nach dem 

BEinstG/Landesbehindertengesetz bzw. mit einem Behindertenpass in der Zeit 

von 2008 bis 2011 in Wien um rund 25% und in Österreich um rund 19% gestie-

gen ist. Im Vergleich dazu stieg die Gesamtarbeitslosigkeit in Wien um rund 

8% an, und österreichweit war sogar ein Rückgang um rund 5% zu verzeich-

nen. Im März 2012 waren in Wien 1.432 Menschen mit Behinderung beim AMS 

als arbeitssuchend vorgemerkt, gegenüber dem Vergleichsmonat des Vorjahres 

ist das ein Anstieg um 17,2%. In Österreich sind laut dem Geschäftsbericht 

2011188 des Bundessozialamts 94.964 begünstigte Behinderte festgestellt (Stand 

01.01.2012). Der Anteil Wiens beträgt 17,7%, das sind 16.847 Personen. Knapp 

69% (10.060 Personen) davon sind erwerbstätig.

185   Wiener Antidiskriminierungsgesetz § 7 (5) (LGBl. 44/2010), nähere Infos unter: www.wien.gv.at/
verwaltung/antidiskriminierung.

186   Vgl. BMASK, UN-Konvention: Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderung 
und Fakultativprotokoll, 2011.

187   BMASK, Bericht der Bundesregierung über die Lage von Menschen mit Behinderungen in Öster-
reich 2008, 2009.

188   Geschäftsbericht 2011, Website des Bundessozialamts, http://www.bundessozialamt.gv.at/basb/
Neuigkeiten/Geschaeftsbericht (02.07.2012).
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Begünstigte Behinderte (Feststellung mittels 

Bescheid) haben laut § 8 BEinstG einen er-

höhten Kündigungsschutz. Dies bedeutet, 

dass DienstgeberInnen vor Ausspruch einer 

Kündigung die Zustimmung des Behinderten-

ausschusses einholen müssen. Eine Zustim-

mung wird nach einer Interessenabwägung 

nur dann erteilt, wenn es dem Unternehmen 

nicht zumutbar ist, die begünstigte Behinder-

Besonderer Kündigungsschutz für Begünstigte Behinderte
te bzw. den begünstigten Behinderten weiter 

zu beschäftigen. Um für die Wirtschaft Anrei-

ze zu schaffen, Menschen mit Behinderung 

zu beschäftigen, wurde der besondere Kün-

digungsschutz für begünstigte Behinderte 

mit Jänner 2011 neu geregelt. Für Arbeits-

verträge, die ab 01.01.2011 abgeschlossen 

wurden, gilt, dass der erhöhte Kündigungs-

schutz erst mit Beginn des fünften Arbeits-

jahres und nicht wie bisher nach sechs Mo-

naten wirksam wird. Von dieser Regelung 

ausgenommen sind Personen, deren Be-

günstigtenstatus erst nach der Begründung 

eines Arbeitsverhältnisses festgestellt wird. 

Hier tritt der besondere Kündigungsschutz 

nach Ablauf von sechs Monaten ein. 
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 Diagr. 128:  Entwicklung arbeitslos gemeldeter Menschen  
mit Behinderung, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: AMS, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 129:  Entwicklung arbeitslos gemeldeter Menschen  
mit Behinderung, 2008–2011 (Österreich) 
Quellen: AMS, bearbeitet durch die MA 24
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 Diagr. 130:  Gesamtarbeitslosigkeit, 2009–2011 (Wien) 
Quellen: AMS, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 131:  Gesamtarbeitslosigkeit, 2009–2011 (Österreich) 
Quellen: AMS, bearbeitet durch die MA 24
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Die registrierte Arbeitslosigkeit gibt nur einen Ausschnitt der Arbeitsmarktlage 

von Menschen mit Behinderung wieder. Gerade der Berufseinstieg von Jugend-

lichen und der Wiedereinstieg von arbeitsmarktfernen Personen mit Behinde-

rung werden schwieriger. Die Erwerbsquote von Menschen mit Behinderung im 

Erwerbsalter (15 bis 64 Jahre) lag laut den Ergebnissen des Mikrozensus-Son-

dermoduls (Erhebungszeitraum Oktober 2007 bis Februar 2008)189 bei 58,5%, bei 

nicht behinderten Menschen bei 77,8%. Von Arbeitslosigkeit waren Menschen 

 
189   Vgl. Leitner 2008.

Die Erwerbsquote von Menschen mit 

Behinderung liegt deutlich unter der von 

nicht behinderten Menschen. 
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mit Behinderung (5,9%) erwartungsgemäß stärker betroffen als Menschen ohne 

Behinderung (3,8%). Ein gravierender Unterschied ist auch beim durchschnitt-

lichen Leistungsbezug festzustellen. Menschen mit Behinderung erhielten im 

Jahr 2011 einen um 9,34% (23,30:25,70 Euro) geringeren Tagsatz als Personen 

ohne Behinderung.190 Laut dem Forschungsbericht Gender und Behinderung191 

ist die Erwerbsquote von Frauen mit Behinderung geringer als jene von Män-

nern mit Behinderung, sie sind häufiger von längerer Arbeitslosigkeit betroffen 

und erhalten im Durchschnitt weniger Arbeitslosengeld bzw. Notstandshilfe 

als betroffene Männer. Im Jahr 2011 erhielten Frauen mit Behinderung einen 

um 16,13% geringeren durchschnittlichen Tagsatz (20,80 Euro) als Männer mit 

Behinderung (24,80 Euro).192 Darüber hinaus nehmen Frauen mit Behinderung 

weniger häufig an Unterstützungsmaßnahmen teil. Viele suchen auch nicht ak-

tiv Arbeit, weshalb sie auch seltener in den Statistiken aufscheinen. Der Anteil 

arbeitslos gemeldeter Frauen an der Gesamtzahl der arbeitslos vorgemerkten 

Personen mit Behinderung liegt in den letzten Jahren im Durchschnitt bei 36 

bis 37%.

Nur 17% der einstellungspflichtigen 

DienstgeberInnen in Wien kommen ihrer 

Beschäftigungspflicht nach. 
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 Diagr. 132:  Arbeitslos vorgemerkte Menschen mit Behinderung, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: AMS, bearbeitet durch die MA 24

© Foto: aldegonde le compte - Fotolia.com

Aus dem Bundesweiten arbeitspolitischen Behindertenprogramm 2012–

2013193 geht hervor, dass die Bereitschaft, Menschen mit Behinderungen auf-

zunehmen, bei Klein- und Mittelbetrieben nachlässt. Diese waren bislang eine 

bedeutende Stütze bei der Integration von Menschen mit Behinderung. Das 

bedeutet, dass die Beschäftigungsmöglichkeiten geringer werden und auch 

weniger Arbeitserprobungen bzw. Praktika angeboten werden. Ihrer Beschäf-

tigungspflicht kamen 2011 in Wien nur 679 (rund 17%) von 3.894 einstellungs-

pflichtigen DienstgeberInnen194 nach. Menschen mit Behinderung sind daher 

in hohem Maße auf bedarfsgerechte und zielgerichtete arbeitsmarktpolitische 

Maßnahmen angewiesen. Die zentralen Ziele sind dabei die Heranführung an 

den Arbeitsmarkt sowie die Erlangung und Erhaltung von Arbeitsplätzen. Aus 

den Finanzierungstöpfen Bundeshaushaltsmittel, Ausgleichstaxfonds und Eu-

ropäischer Sozialfonds werden dem Bundessozialamt 2012 rund 160 Mio. Euro 

zur Verfügung stehen.

190   Arbeitsmarktdaten online, Website des AMS, http://iambweb.ams.or.at/ambweb (30.08.2012).
191   Vgl. Paierl 2009.
192   Siehe FN 190.
193   Bundesweites arbeitsmarktpolitisches Programm BABE 2012–2013, Website des BMASK, http://

www.bmask.gv.at/site/Soziales/Menschen_mit_Behinderungen/Bundesweites_arbeitsmarktpo-
litisches_Behindertenprogramm_2012_2013 (19.03.2012).

194   Zahlen und Daten 2011 Landesstelle Wien, Website des Bundessozialamts, http://www.bundesso-
zialamt.gv.at/basb/Ueber_Uns/Zahlen._Daten._Fakten (22.06.2012).



Wiener Sozialbericht 2012

Behinderung

209

Beschäftigungspflicht 
In Österreich sind alle DienstgeberInnen, 

die im Bundesgebiet 25 oder mehr Dienst-

nehmerInnen beschäftigen, verpflichtet, auf 

je 25 DienstnehmerInnen mindestens eine 

begünstigte Behinderte bzw. einen begüns-

tigten Behinderten einzustellen. Bestimmt 

begünstigte Behinderte (z.B. Blinde, Roll-

stuhlfahrerInnen) werden doppelt auf die 

Pflichtzahl angerechnet.

Ausgleichstaxe
Erfüllen DienstgeberInnen die Beschäfti-

gungspflicht nicht, wird vom Bundessozial-

amt alljährlich eine Ausgleichstaxe vorge-

schrieben. Für 2012 beträgt diese monatlich 

232 Euro für jede Person, die zu beschäftigen 

wäre. Für Unternehmen, die 100 oder mehr 

DienstnehmerInnen beschäftigen, sind 325 

Euro und bei 400 oder mehr beschäftigten 

DienstnehmerInnen 345 Euro zu entrichten. 

Die eingehenden Ausgleichstaxen fließen in 

den Ausgleichstaxenfonds. Die Mittel werden 

zweckgebunden für Maßnahmen zur berufli-

chen Integration von Menschen mit Behinde-

rung eingesetzt.

6.1.3  Einkommenssituation von Menschen mit Behinderung

Laut EU-SILC-Bericht 2010195 über die Armuts- und Ausgrenzungsgefährdung 

in Österreich sind 12% der Gesamtbevölkerung und 11% der Personen im Er-

werbsalter armutsgefährdet. Die Armutsgefährdung von Menschen mit Behin-

derung im Erwerbsalter liegt deutlich höher, und zwar bei 18%. Eine Behinde-

rung muss aber nicht zwangsläufig Auswirkungen auf die Armutsgefährdung 

des Gesamthaushaltes haben. Denn die durchschnittliche Armutsgefährdung 

liegt für Personen in Haushalten, in denen eine Person im Erwerbsalter eine Be-

hinderung aufweist, bei 13% und damit nur leicht über dem Durchschnitt. Eine 

wichtige Rolle spielen dabei die Sozialleistungen, die den Einkommensentgang 

ausgleichen. Für Haushalte mit einer Person mit Behinderung im Erwerbsal-

ter sind Pensionen und Sozialleistungen wichtige Einkommensquellen. Fast die 

Hälfte ihres Einkommens stammt aus öffentlichen Transferleistungen. Sozial-

leistungen und Pensionszahlungen senken die Armutsgefährdung von Haushal-

ten mit einer Person mit Behinderung von 57% auf 13%. Auffällig hoch im Ver-

gleich zur Armutsgefährdung ist jedoch die Ausgrenzungsgefährdung mit 29%. 

Ausgrenzungsgefährdung
Als ausgrenzungsgefährdet gelten Personen, die 

- armutsgefährdet sind oder  

- nach EU-Definition erheblich materiell depriviert sind oder 

- unter 60 Jahre sind und in einem (nahezu) Erwerbslosenhaushalt leben. 

Mindestens eines der erwähnten Merkmale muss zutreffen.

6.1.4  Alter und Behinderung 

In Europa wird der Anteil älterer und sehr alter Menschen immer größer. Die 

Lebenserwartung steigt kontinuierlich. In Wien wird die Altersgruppe der über 

60-Jährigen im Vergleichszeitraum 2011 bis 2025 um rund 21% und bis 2050 um 

rund 53% wachsen. Das bedeutet, dass im Jahr 2050 fast ein Drittel der Wiener 

Bevölkerung 60 Jahre oder älter sein wird.196

195   Vgl. Statistik Austria, Armut und Ausgrenzungsgefährdung in Österreich, 2012.
196   Vgl. Statistik Austria, Demographisches Jahrbuch 2010, 2011.

Die Armutsgefährdung von Haushalten 

mit einer Person mit Behinderung wird 

durch Sozialleistungen und Pensions-

zahlungen von 57% auf 13% gesenkt.

Bis zum Jahr 2050 wird in Wien die 

Altersgruppe der über 60-Jährigen 

um rund 53% zunehmen.
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Jahr Gesamtzahl Altersgruppe 60 Jahre und mehr Anteil in Prozent

2011 1.718.532 385.115 22,4%

2012 1.728.142 387.107 22,4%

2015 1.760.476 396.132 22,5%

2020 1.809.210 424.374 23,5%

2025 1.848.510 466.287 25,2%

2030 1.884.744 505.748 26,8%

2035 1.917.726 529.440 27,6%

2040 1.951.039 547.199 28,0%

2045 1.984.503 570.081 28,7%

2050 2.016.190 590.592 29,3%

 Tab. 50:  Bevölkerungsprognose, 2011–2050 (Wien) 
Quellen: Statistik Austria, Demographisches Jahrbuch 2010, bearbeitet durch die MA 24

Die besondere Herausforderung für die Gesellschaft wird in Zukunft sein, nicht 

nur den allgemeinen Bedürfnissen von älteren Menschen gerecht zu werden,

sondern gleichzeitig auch die speziellen Bedürfnisse von älteren Menschen

mit Behinderung zu berücksichtigen. Die Gruppe der älteren Menschen mit

Lernschwierigkeiten (vormals geistig behinderte Menschen) wird dabei zuneh-

mend wachsen. Auch sie werden immer älter. Bis jetzt fehlten Menschen mit

Lernschwierigkeiten weitgehend in der Bevölkerungsgruppe der älteren Men-

schen. Grund dafür ist, dass in der Zeit des Nationalsozialismus Menschen mit 

Behinderung systematisch ermordet wurden. Zu berücksichtigen ist auch die

wachsende Gruppe jener älteren Menschen mit Behinderung, die mit älteren

Familienangehörigen leben. Dabei handelt es sich überwiegend um erwachsene 

Kinder mit Behinderung, die mit alten Eltern in einem Haushalt wohnen, wobei 

die Eltern nicht mehr in der Lage sind, für ihre Kinder zu sorgen. Die Unter-

stützungssysteme sind derzeit auf ältere Menschen mit Behinderung oft nur

ungenügend bis gar nicht ausgerichtet.

Das Kuratorium Wiener Pensionisten-Wohnhäuser bietet seit 2012 im Wohn-

haus Mariahilf Wohnen, Betreuung und Pflege für Menschen mit Behinderung 

im höheren Alter an. Das Angebot richtet sich an Personen mit körperlicher und/

oder intellektueller Behinderung bzw. psychischen Beeinträchtigungen, die Un-

terstützung bei der Alltagsbewältigung, jedoch keine pflegerische Betreuung

rund um die Uhr benötigen. Auf Wunsch können die betroffenen Personen auch 

gemeinsam mit einem Elternteil ins Haus Mariahilf einziehen, wobei jede bzw. 

jeder in einer eigenen Wohneinheit lebt. Ein entsprechender Förderantrag ist

beim FSW zu stellen. 

Ein weiteres Angebot für ältere Menschen mit Behinderungen stellen die von

einzelnen Tagesstrukturanbietern angebotenen SeniorInnengruppen dar. Kön-

nen bzw. wollen Menschen mit Behinderung aus Altersgründen bzw. Gesund-

heitsgründen nicht mehr eine Werkstatt besuchen, bieten die Einrichtungen

eine Untertagsbetreuung an. Die Betreuung sieht unter anderem den Erhalt der 

vorhandenen Fähigkeiten, die Unterstützung in der Basisversorgung, Freizeit-

aktivitäten etc. vor.

Ein neues Wohnangebot für ältere 

Menschen mit Behinderung bietet 

das Haus Mariahilf.
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6.2   Leistungen der Geschäftsgruppe  
Gesundheit und Soziales

Das Wiener Chancengleichheitsgesetz (CGW), das im Herbst 2010 in Kraft ge-

treten ist, stellt einen wichtigen Schritt bei der Umsetzung der UN-Behin-

dertenkonvention dar . Ziel des Gesetzes ist es, Menschen mit Behinderung 

beim chancengleichen, selbstbestimmten Zugang zu allen Lebensbereichen, 

insbesondere bei der chancengleichen Teilhabe am gesellschaftlichen, kul-

turellen, wirtschaftlichen und politischen Leben zu unterstützen .197 Eine 

Leichter-Lesen-Fassung des CGW ist im Internet abrufbar . Wien verfügt be-

reits über ein differenziertes Angebot für Menschen mit Behinderung auf 

hohem Niveau . Unabhängig davon soll im Auftrag der Politik an der Wei-

terentwicklung des Leistungsangebots für Menschen mit Behinderung ge-

arbeitet werden . Zu diesem Zweck arbeiten seit Herbst 2012 im Dachver-

band Wiener Sozialeinrichtungen Betroffene, Anbieterorganisationen sowie 

VertreterInnen des FSW, der MA 24 in einer Arbeitsgruppe zu den Themen  

Arbeit, Wohnen, Gesundheit, Barrierefreiheit/Mobilität/Freizeit .

Dachverband der Wiener Sozialeinrichtungen
Der Dachverband der Wiener Sozialeinrichtungen wurde 1992 von acht Wohlfahrtsorganisationen 

und der Stadt Wien gegründet. Mittlerweile gehören dem Dachverband 74 Mitgliedsorganisa-

tionen an. Die Schwerpunktbereiche liegen im ambulanten, teilstationären (Tageszentren) und 

stationären (Wohn- und Pflegeheime) Pflege- und Betreuungswesen, in der Hilfe und Betreuung 

von Menschen mit Behinderung und in der Hilfe für wohnungslose Menschen in Wien. Der Dach-

verband ist eine Plattform für die Mitgliedsorganisationen und verfolgt den Zweck, die Dienstleis-

tungsangebote abzustimmen, gemeinsam weiterzuentwickeln und an der Lösung übergreifender 

Probleme zu arbeiten. 

Die Leistungen der Behindertenhilfe werden subsidiär (nach Ausschöpfung al-

ler anderen Leistungen) und auf Grundlage des CGW erbracht. Im Sinne des 

Chancengleichheitsgesetzes stehen bei den Angeboten die Inklusion und die 

individuellen Bedürfnisse der Menschen mit Behinderung im Mittelpunkt. Der 

FSW ist Träger der Behindertenhilfe in Wien. Die Umsetzung der Leistungen 

erfolgt nach allgemeinen und spezifischen Förderrichtlinien des FSW. Erbracht 

werden die Leistungen von Einrichtungen, die durch den FSW anerkannt wur-

den. Bei der Förderung wird zwischen Subjekt- (Förderung von Personen), Ob-

jekt- (Förderung gemeinnütziger Einrichtungen) und Projektförderung (Förde-

rung von zeitlich befristeten Projekten) unterschieden. Zentrale Ansprechstelle 

im FSW ist das Beratungszentrum Behindertenhilfe. Die MitarbeiterInnen des 

Beratungszentrums klären gemeinsam mit den KundInnen die erforderlichen 

Bedarfe und die Unterstützungs- und Fördermöglichkeiten ab, wie zum Bei-

spiel für die Bereiche Frühförderung und Schule, Wohnen, Beschäftigung und 

Bildung. Im Jahr 2011 waren 10.630 Menschen mit Behinderung KundInnen des 

FSW, das sind 10,9% aller FSW-KundInnen.

Für eine Weiterentwicklung der Angebote bedarf es aussagekräftiger Daten 

über Menschen mit Behinderung und deren Lebenssituation in Wien. Die MA 24 

hat daher 2012 eine Grundlagenstudie zum Thema Menschen mit Behinderung 

in Wien in Auftrag gegeben. 

197   Wiener Chancengleichheitsgesetz § 1 (1) (LGBl. für Wien Nr. 45/2010).

Die Leichter-Lesen-Fassung des CGW ist im 

Internet abrufbar und kann im Internet unter 

www. fsw.at/broschueren bestellt werden.

Träger der Behindertenhilfe in Wien 

ist der FSW. Bei der Förderung wird 

zwischen Subjekt-, Objekt- und  

Projektförderung unterschieden.

Die Ergebnisse der Grundlagenstudie Men-

schen mit Behinderung in Wien sollen eine 

zukünftige Bedarfsplanung erleichtern. 
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 Aufwendungen Behindertenhilfe

Die Behindertenhilfe stellt im Sozialressort der Stadt Wien nach den Bereichen 

Pflege und Mindestsicherung ausgabenseitig den drittgrößten Aufgabenbe-

reich dar. Die Leistungen in der Behindertenhilfe werden laufend ausgebaut, 

was sich auch im Anstieg der budgetären Mittel niederschlägt. Im Jahr 2011 

wurden rund 228 Mio. Euro aufgewendet, dies bedeutet eine Steigerung von 

rund 14% gegenüber dem Jahr 2008. Den größten Anstieg im Vergleichszeit-

raum 2008–2011 verzeichnet der Bereich Bildung, Beratung und Assistenz mit 

knapp 55%. Wohnen mit rund 101 Mio. Euro ist der kostenintensivste Bereich 

in der Behindertenhilfe.
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 Diagr. 133:  Budgetentwicklung der Behindertenhilfe, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

Anzahl der Leistungen der FördernehmerInnen

Der überwiegende Teil der FördernehmerInnen (rund 72%) nimmt ausschließ-

lich eine Leistung der Behindertenhilfe in Anspruch. Bei Personen des Voll-

betreuten Wohnens werden mindestens zwei Leistungen gefördert, da dieses 

Angebot nur in Kombination mit der Teilnahme an einer Tagesstruktur (siehe 

Kapitel 6.2.4) möglich ist. 

72%

28% 

FördernehmerInnen 
mit einer Leistung

FördernehmerInnen mit zwei
oder mehr Leistungen

Grundgesamtheit:  8.717 Personen, Stichtag 01.01.2011

 Diagr. 134:  Anzahl der Leistungen der FördernehmerInnen, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

Der Bereich Wohnen ist mit Ausgaben 

von rund 101 Mio. Euro im Jahr 2011 

der kostenintensivste Bereich in der 

Behindertenhilfe.
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Das Leistungsangebot für Menschen mit Behinderung in Wien ist vielfältig und 

erstreckt sich über alle Lebensbereiche. Neben den in diesem Kapitel – auf-

grund der Anzahl der NutzerInnen, der budgetären Aufwendungen bzw. auf-

grund nennenswerter Neuerung – näher beschriebenen Bereichen Frühförde-

rung, Persönliche Assistenz, Wohnen und Beschäftigung fördert der FSW noch: 

Dolmetschleistungen für gehörlose, hörsehbehinderte und taubblinde Perso-

nen; Hilfsmittel und Behelfe, die den Alltag von Menschen mit Behinderung er-

heblich erleichtern sollen und Privatschulbesuche für Kinder mit hochgradiger 

Behinderung. Darüber hinaus unterstützt die Stadt Wien die aktive Teilnah-

me von Menschen mit Behinderung am gesellschaftliche Leben durch finanzi-

elle Zuschüsse für Freizeitfahrtendienst, Regelfahrtendienst, Jahreskarte der

Wiener Linien für gehörlose Menschen, Blinde und hochgradig Sehbehinderte, 

Fahrtraining für TagesstrukturbesucherInnen, Mobilitäts- und Orientierungs-

training für hochgradig sehbehinderte oder blinde Personen und diverse Frei-

zeitangebote wie zum Bespiel Ausflüge oder Sportaktivitäten. 

Weitere Angebote bzw. Leistungen des Landes für Menschen mit Behinderung 

bieten u.a. an: MA 10, MA 11, Stadtschulrat, MA 25, Wiener Wohnen, MA 40, MA 

50 und KAV.

6.2.1   Mobile und ambulante Frühförderung sowie Frühförderung  
für Kinder mit Sinnesbehinderung

In der extramuralen Gesundheitsversorgung von Kindern mit Behinderung, 

einer Entwicklungsverzögerung oder -gefährdung in der Altersgruppe der 

Null- bis Zehnjährigen wurde in Wien ein Verbesserungsbedarf festgestellt . 

Anfang Februar 2012 präsentierte daher die Stadt Wien und die WGKK den 

gemeinsam erarbeiteten Masterplan Kindergesundheitsversorgung 2011–

2015 . Ziel ist der Ausbau des Versorgungsangebots und in weiterer Folge

eine Reduzierung der Wartezeiten für die betroffenen Kinder und Familien .

Gesetzliche Grundlage und Organisation

§ 7 CGW regelt die Leistungen der Frühförderung. Diese umfassen Förderungen 

zur Entwicklung und zur Begleitung von Kindern mit Entwicklungsverzögerun-

gen oder Behinderung. Eine Förderung kann ab der Geburt bis zum Schulein-

tritt gewährt werden und umfasst auch die Unterstützung und Begleitung der 

betroffenen Familie.

Leistungsbeschreibung

Ambulatorien für Entwicklungsdiagnostik und Entwicklungsförderung

Therapien werden derzeit von niedergelassenen VertragstherapeutInnen der

WGKK und den vom FSW und der WGKK finanzierten Ambulatorien sowie den 

Einrichtungen der MA 15 angeboten. Die Ambulatorien für Entwicklungsdi-

agnostik und -förderung bieten ein vielseitiges Angebot zur Förderung und

Begleitung von Kleinkindern mit Behinderung oder Entwicklungsverzögerung 

sowie für deren Familien. Die Unterstützungsmöglichkeiten reichen von der Di-

agnostik über Beratung bis hin zu verschiedenen Therapien. Auf eine fachärzt-

liche Erstabklärung muss derzeit durchschnittlich bis zu drei Monate gewartet 

werden, auf einen ambulanten Therapieplatz bis zu 15 Monate. Im niederge-

lassenen Bereich liegen die Wartezeiten für einen Therapieplatz bei sechs bis 

neun Monaten. 

 

 

 

 

Eine deutliche Verbesserung des 

Versorgungsangebotes soll mit den 

Maßnahmen des Masterplans Kinder-

gesundheitsversorgung 2011–2015 

erreicht werden.

© Foto: Wiener Sozialdienste
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Mobile Frühförderung und Frühförderung für Kinder mit Sinnesbehinderung

Neben den ambulanten Angeboten unterstützt das Wiener Modell der Inter-

disziplinären Mobilen Frühförderung seit 20 Jahren entwicklungsverzögerte, 

entwicklungsgefährdete und behinderte Kleinkinder und deren Familien. Die 

Förderung ist auf jedes Kind individuell abgestimmt und findet in den meis-

ten Fällen zu Hause, somit in der konkreten Lebenswelt des Kindes, statt. Ein 

weiterer Schwerpunkt liegt auf der Familienbegleitung. Die Bezugspersonen 

werden im Umgang und in der Auseinandersetzung mit der Behinderung des 

Kindes unterstützt. Die Ziele und Prinzipien des Wiener Modells sind gekenn-

zeichnet durch Freiwilligkeit, Interdisziplinarität, Emanzipation, Integration 

und Ganzheitlichkeit.

FördernehmerInnen Mobile Frühförderung nach Geschlecht

Die Inanspruchnahme der Mobilen Frühförderung war in den letzten Jahren 

nahezu konstant. 2011 gab es insgesamt 505 FördernehmerInnen. Das Verhält-

nis Mädchen zu Buben betrug im Jahr 2011 40:60.
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 Diagr. 135:  FördernehmerInnen Mobile Frühförderung, 2009–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

Aufwendungen Mobile Frühförderung

Der geringe Rückgang (-2,5%) im Jahr 2011 bei den FördernehmerInnen schlägt 

sich auch bei den Aufwendungen für die Mobile Frühförderung 2011 nieder. Die 

aufgewendeten Mittel reduzierten sich um 3,5% gegenüber 2010.

Neben den ambulanten Angeboten gibt 

es in Wien auch die Interdisziplinäre 

Mobile Frühförderung. 

€ 2.048.000 € 2.207.000 € 2.310.000 
€ 2.230.000 

€ 0 

€ 500.000 

€ 1.000.000 

€ 1.500.000 

€ 2.000.000 

€ 2.500.000 

2008 2009 2010  2011 

Au
fw

en
du

ng
en

 

Jahr

 Diagr. 136:  Aufwendungen Mobile Frühförderung, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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FördernehmerInnen Frühförderung in Ambulatorien nach Geschlecht

Aufgrund der begrenzten Kapazitäten in den Ambulatorien betrug der Zuwachs 

im Zeitraum 2009 bis 2011 nur rund 6%. 

Aufwendungen Frühförderung in Ambulatorien

Die Ausgaben für den Bereich Frühförderung in Ambulatorien steigen konti-

nuierlich an. Gegenüber dem Jahr 2008 wurden im Jahr 2011 um 669.000 Euro 

(+22%) mehr aufgewendet. 

Neuerungen auf Organisations- und Leistungsebene

Eine deutliche Verbesserung im ambulanten Bereich soll durch die im Master-

plan Kindergesundheitsversorgung 2011–2015 vorgeschlagenen Maßnahmen 

erreicht werden. Als kurzfristige Verbesserungsmaßnahme wurden die beiden 

Einrichtungen für Entwicklungsdiagnostik der MA 15 in Ambulatorien umge-

wandelt. Diese haben eine Versorgungskapazität von ca. 1.000 Kindern. Mit-

telfristig (bis 2013) ist die Errichtung eines zusätzlichen Ambulatoriums für 

ca. 700 Kinder geplant. Parallel dazu werden die kassenfinanzierten Therapien 

im niedergelassenen Bereich aufgestockt. Eine weitere Verbesserung wird die 

Einrichtung einer zentralen Servicestelle zur Erfassung und Vermittlung freier 

Therapieplätze erzielen. 

Bis 2013 werden zusätzlich 1.700 

Betreuungsplätze entstehen.

 

Ohne FördernehmerInnen des objektgeförderten  Zentrums für Entwicklungsförderung
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 Diagr. 137:  FördernehmerInnen Frühförderung in Ambulatorien, 2009–2011 (Wien)  
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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 Diagr. 138:  Aufwendungen Frühförderung in Ambulatorien, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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Entwicklungsförderung – Kinder fördern, Eltern helfen
Dr. Norbert Regitnig-Tillian, freier Journalist 

Verläuft die kindliche Entwicklung verzögert 

oder beeinträchtigt, sorgen die Mobile Früh-

forderung und ambulante Zentren für Ent-

wicklungsförderung für Hilfe. Mit dem Bau 

von drei neuen Zentren für Entwicklungsför-

derung wird die bedarfsgerechte Versorgung 

Wiens sichergestellt. 

Lorenz´ Eltern traf die Mitteilung wie ein Blitz. 

„Es war eigentlich eine normale Schwan-

gerschaft, nichts deutete darauf hin, dass 

es dem Baby nicht gut gehen könnte“, sagt 

Lorenz´ Vater. Kurz nach der Geburt war es 

freilich klar, dass etwas anders war. Lorenz 

fehlten die typischen Reflexe, seine Motorik 

war eingeschränkt. Noch im Krankenhaus 

stellten die Ärzte fest, dass Lorenz mehrere 

Schlaganfälle hatte. „Durch mehrfach auftre-

tende Minderversorgungen haben Teile von 

Lorenz´ Gehirn Schaden genommen. Es gab 

weder Anzeichen dafür, noch wäre dies durch 

eine Untersuchung vorhersehbar gewesen. 

Es war nicht verhinderbar.“ 

Wie es dazu kam, ist noch immer ungeklärt. 

Doch die Ursachenergründung war nicht die 

erste Sorge, die Lorenz´ Eltern hatten. „In 

dieser Situation will man selbstverständlich 

alles unternehmen, damit das Kind die beste 

Hilfe bekommt.“ 

Schon im Krankenhaus wurden Lorenz´ Eltern 

über die Möglichkeiten der Behandlung und 

Entwicklungsförderung informiert. Dieses 

Konzept geht davon aus, dass es für jede Ent-

wicklungsstörung therapeutische Hilfen gibt. 

Welche Therapieform 

eingesetzt wird, hängt 

von der Art der vorlie-

genden Störung ab. 

Mittlerweile ist Lorenz 

eineinhalb Jahre alt. 

Er sitzt lachend auf 

dem Schoß des Vaters 

im Warteraum des 

Zentrums für Entwick-

lungsförderung in der Langobardenstraße im 

22. Bezirk. Lorenz ist motorisch auf dem Ent-

wicklungsstand eines vier Monate alten Kin-

des. Doch nach unzähligen Therapiestunden 

zeigt sich, dass er Fortschritte macht. Lorenz 

ist kommunikativ, schaut mit offenen Augen 

in die Welt und ist neugierig. Vor Kurzem hat 

er Brillen bekommen, damit seine Fehlsich-

tigkeit ausgeglichen wird und sich das Schie-

len schneller bessert. „Wir merken jetzt, dass 

ihm das Greifen leichter fällt.“

Maßgeschneiderte Therapie. Nicht bei allen 

Kindern merkt man bereits kurz nach der Ge-

burt, dass Entwicklungsstörungen vorliegen. 

Wenn bei einem Kind Schwierigkeiten beim 

Trinken oder Schlucken auftreten, wenn Ent-

wicklungsschritte wie das Gehen oder Reden 

zu lange auf sich warten lassen, dann ist das 

Zentrum für Entwicklungsförderung die erste 

Adresse für besorgte Eltern. „Rund 50% al-

ler Kinder kommen zu uns im Alter von unter 

zwei Jahren“, sagt der Leiter des Zentrums 

für Entwicklungsförderung, Primarius Fried-

rich Brandstetter. „Bei uns 

wird dann abgeklärt, ob es 

sich um die Variante einer 

normalen Entwicklung

handelt oder ob eine Be-

einträchtigung vorliegt, die 

einer speziellen Förderung 

bedarf.“ 

Nicht immer stellt sich 

dabei heraus, dass eine 

Therapie notwendig ist. 

„Wenn ein Kind mit 18 

Monaten noch nicht geht 

 

oder mit drei Jahren noch nicht spricht, dann 

kann, muss aber keine Entwicklungsstörung 

vorliegen“, sagt Brandstetter. In jedem zehn-

ten Fall ist es auch tatsächlich so, dass die 

Untersuchungen eine Normvariante der früh-

kindlichen Entwicklung darstellen. „In diesen 

Fällen bleibt uns die Aufgabe, die Eltern zu 

beruhigen“, sagt Brandstetter. 

In neun von zehn Fällen werden für das Kind 

heilpädagogische Maßnahmen oder spezielle 

Therapien empfohlen. Das Therapieangebot 

der Entwicklungsförderer ist dabei vielfältig: 

Kindgerechte Physiotherapie wird eingesetzt, 

um die Auswirkungen motorischer Störungen 

zu mildern, Musiktherapie hilft beim Bezie-

hungsaufbau, kann aber auch Konzentration 

und kognitive Leistungen verbessern. In der 

Ergotherapie werden Wahrnehmung, Bewe-

gungshandlungen und Feinmotorik geschult, 

die Logopädie hilft, das Sprechvermögen 

zu entwickeln. „Wir sind ein interdiszipli-

när arbeitendes Team“, sagt Zentrumsleiter 

Brandstetter. „Jedes Kind wird nach der Un-

tersuchung im Team besprochen und be-

kommt eine maßgeschneiderte Therapie.“

 

Tierunterstützte Therapie. Rund 650 bis 

700 Kinder werden von drei zehnköpfigen 

Teams im Zentrum für Entwicklungsförde-

rung jährlich betreut. Im Einsatz sind Ärz-

tInnen, PädagogInnen, PsychologInnen, The-

rapeutInnen und SozialarbeiterInnen. Eine 

Besonderheit im Haus ist die tiergestützte 

Therapie. Schon im Warteraum finden sich 

ein Aquarium und eine Vogelvoliere. Sie sind 

eine Abwechslung für die Kinder, aber es ist 

auch schon vorgekommen, dass der erste 

© Foto: Wiener Sozialdienste

© Foto: Wiener Sozialdienste
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Kontakt zwischen Therapeutin und Kind mit 

einem Gespräch über die Vögel in der Vogel-

voliere begann. 

Tiere werden aber nicht nur in der Kind-The-

rapeuten-Kommunikation zwischengeschal-

tet, um „das Eis zu brechen“. Sie kommen 

auch zum Einsatz, um Kinder anzuregen, 

neue Bewegungen zu erlernen. 

„Kinder sind an Tieren interessiert, das kann 

man sich in der Therapie zunutze machen“, 

sagt Tierpsychologin Nicole Bräuer. „Wenn 

man ihnen z.B. eine Maus oder einen Hams-

ter zur Seite setzt, versuchen sie automa-

tisch Kopf und Körper zur Seite zu drehen. 

Das unterstützt die Bewegungstherapie.“ Die 

meisten Kinder haben auch schnell Interesse 

daran, das Tier zu streicheln, es in die Hand 

zu nehmen oder auch das Füttern vor-

zubereiten. „Jegliche Kommunikation 

mit Tieren, aber auch Karottenschnei-

den für die Futtervorbereitung kann für 

die Therapie des sozialen Verhaltens, 

aber auch zur Übung der Grob- und 

Feinmotorik nutzbar gemacht werden“, 

sagt die Tierpsychologin. Extern bietet 

das Zentrum noch heilpädagogisches 

Voltigieren an, bei dem Kinder auf dem 

Rücken der Pferde ein neues Körperge-

fühl spüren lernen.

40 und mehr Termine pro Jahr absolvieren 

Kinder in der Regel. Und der Andrang ist 

hoch. Zu hoch, denn die Kapazitäten reichen 

nicht aus. „Wir haben lange Wartelisten. 

Weniger für Diagnose-, sondern vor allem 

für Therapieplätze“, sagt Brandstetter. Er ist 

froh, dass sich diese Situation nun ändern 

wird, denn Wien hat beschlossen, das An-

gebot für ambulante Entwicklungsförderung 

auszubauen. „Mit der Einrichtung von drei 

zusätzlichen Zentren können wir nun den ge-

samten Bedarf für den Metropolenraum Wien 

abdecken“, sagt die Geschäftsführerin der 

Wiener Sozialdienste, Gisela Kersting-Kristof 

(siehe Kasten).

Angeboten werden in Entwicklungsförde-

rungszentren neben der Therapie für Kinder 

auch eine Beratung für Eltern. Melanies Mut-

ter zum Beispiel geht regelmäßig zur psycho-

logischen Beratung, während ihre autistische 

Tochter bei der Musiktherapeutin oder Logo-

pädin ist. „Meine Jüngste war irgendwie an-

ders als meine beiden anderen Kinder“, er-

zählt die Mutter. Die Vierjährige redete wenig, 

konnte sich nicht konzentrieren, war unruhig, 

oft aggressiv. Im Zentrum für Entwicklungs-

förderung erstellte man nach der Diagnose 

ein Therapieprogramm. Die Mutter war von 

Anfang an eingebunden. „Ich konnte hier 

viel über eine fördernde Erziehung Melanies 

lernen. Es ging nicht nur darum, dass sich 

Melanie besser in die Kindergartengruppe in-

tegrierte, sondern auch darum, dass ich mein 

Kind so zu akzeptieren lernte, wie es ist. Das 

war für mich eine sehr wichtige Botschaft.“ 

Das hat beiden etwas gebracht. „Nicht nur 

Melanie geht es jetzt viel besser. Auch ich 

komme jetzt besser mit ihr zurecht.“

Mobile Frühförderung. Sich in der Situation 

besser zurechtfinden, die Bedürfnisse seines 

Kindes, seine Entwicklungsmöglichkeiten 

und seine Kompetenzen kennenlernen – da-

bei unterstützen auch die Mitarbeiterinnen 

der Mobilen Frühförderung, speziell ausge-

bildete Pädagoginnen, die zu den Familien 

nach Hause kommen. „Mobile Frühförderin-

nen bieten eine individuelle Förderung des 

Kindes, beraten aber auch die Eltern in Erzie-

hungsfragen, geben Anregungen zur Alltags-

bewältigung und entwickeln gemeinsam mit 

den Eltern konkrete Ideen, wie sie für ihr Kind 

eine entwicklungsförderliche Umgebung ge-

stalten können“, sagt die Leiterin der Mobilen 

Frühförderung, Bettina Lukesch. Nicht selten 

ist es für Eltern eine schockierende Nach-

richt, wenn sie von der Behinderung oder der 

Entwicklungsverzögerung ihres Kindes er-

fahren. Sie stehen vor einer Situation, die mit 

Sorgen, Ängsten, Zweifeln und großen Unsi-

cherheiten verbunden sein kann. „Dann gilt 

es, behutsam und umfassend zu beraten und 

die Familie als Ganzes zu unterstützen“, sagt 

Lukesch. Frühförderinnen machen daher 

mehr als nur heilpädagogische Angebote für 

das Kind. Sie beraten sozusagen das gesam-

te Familiensystem, indem sie die Eltern und 

die Geschwisterkinder mit einbeziehen, Kul-

turunterschiede beachten und unterschied-

liche Lebensentwürfe respektieren. Darüber 

hinaus unterstützen sie bei der Anbahnung 

von Kindergarten- und Schulbesuch und in-

formieren in Zusammenarbeit mit den in der 

Frühförderung tätigen Sozialarbeiterinnen die 

Eltern über weitere Fördermöglichkeiten und 

Möglichkeiten der finanziellen Unterstützung.

Auch für Lorenz gehört der wöchentliche 

Hausbesuch der Frühförderin schon zu 

einer lieben Gewohnheit. „Er freut sich 

immer, wenn Frühförderung auf dem 

Programm steht“, erzählt sein Vater. 

„Und solange wir sehen, dass es Fort-

schritte gibt, werden wir das Angebot 

auch weiterhin nutzen.“

Inwieweit Lorenz seine Entwicklungs-

defizite jemals aufholen wird, ist freilich 

mehr als ungewiss. „Wahrscheinlich 

wird er aber immer eine spezielle Be-

treuung brauchen“, sagt sein Vater. 

„Aber das erschreckt uns heute nicht mehr.“

Bei rund drei Viertel der Kinder sind, so Zen-

trumsleiter Brandstetter, gute bis sehr gute 

Verbesserungen durch die Therapie zu se-

hen. „Wir sammeln auch die Fälle, wo beson-

ders gute Fortschritte erzielt werden konnten. 

Denn diese gehen manchmal bei der Fokus-

sierung auf besonders schwere Entwick-

lungsstörungen unter.“ Wichtig, so Brand-

stetter, sei aber vor allem eines: „Die Kinder 

leiden weniger an ihrer Behinderung, son-

dern vielmehr an der Gesellschaft. Sie wollen 

nicht bemitleidet, sondern anerkannt werden, 

so wie sie sind. Und an der Erreichung dieses 

Ziels muss die Gesellschaft arbeiten.“ 

© Fotos: Wiener Sozialdienste
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198	  �Nähere Infos unter: www.behinderung.fsw.at/broschueren.

Wien schenkt der Entwicklungsförderung 

große Aufmerksamkeit. Anfang 2012 wur-

de beschlossen, die ambulanten Zentren 

für Entwicklungsförderung auszubauen und 

damit die immer länger werdenden Warte-

listen für Diagnose und Therapieplätze zu 

verringern. Ausgangspunkt für den Ausbau 

war ursprünglich eine Empfehlung der Euro-

pean Academy of Childhood Disability (EACD) 

aus 1997, die besagt, dass ein Zentrum für 

Entwicklungsförderung pro 250.000 Einwoh-

ner benötigt wird. Durch den Masterplan der 

Gemeinde Wien werden nun bis 2013 insge-

samt 1.700 neue Therapieplätze geschaffen. 

Dabei werden zu dem bestehenden Zentrum 

für Entwicklungsförderung die zwei Zentren 

Neuer Masterplan für Entwicklungsförderung in Wien
für Entwicklungsdiagnostik der MA 15 von 

den Wiener Sozialdiensten übernommen und 

personell sowie baulich erweitert. Ein drittes 

Zentrum wird neu errichtet. Der Masterplan 

sieht vor, dass die neuen Zentren so über 

Wien verteilt sind, dass alle Versorgungslü-

cken geschlossen werden. Die neuen Zentren 

werden daher im Grenzbereich zwischen 3. 

und 11. Bezirk, 19. und 20. sowie zwischen 

21. und 22. Bezirk angesiedelt. Mit den vier 

Zentren des Elternvereines Verantwortung 

und Kompetenz für besondere Kinder und 

Jugendliche (VKKJ) wird es insgesamt acht 

Zentren zur Habilitation beeinträchtigter Kin-

der in Wien geben. Der Schwerpunkt der Zen-

tren wird dabei weiterhin auf der Diagnose 

und der Förderung von Kindern mit multiplen 

Entwicklungsdefiziten liegen. Die neuen Zen-

tren werden die Betreuung aber nicht nur wie 

bisher für Kinder bis sechs, sondern bis zu ei-

nem Alter von zehn Jahren übernehmen. Neu 

ist dabei, so Geschäftsführerin der Wiener 

Sozialdienste, Gisela Kersting-Kristof, dass in 

allen vier Zentren zur Entwicklungsförderung 

das Wiener Kinderrisikoprogramm umgesetzt 

werden wird. Eltern werden im Rahmen die-

ses Programms, das seit 1979 existiert, schon 

im Krankenhaus darüber informiert, dass es 

bei Vorliegen einer Risikokonstellation des

Kindes die Möglichkeit von Nachuntersu-

chungen gibt. Die Eltern werden eingeladen, 

diese Chance für ihr Kind auch zu nutzen. 

 

6.2.2  Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz

Persönliche Assistenz ist ein Unterstützungskonzept, das aus der Indepen-

dent Living Bewegung entstanden ist . Zentrales Ziel ist es, ein selbstbe-

stimmtes Leben in der Gesellschaft führen zu können . Die aktuelle Situation 

in Österreich zeigt eine Zuständigkeitsteilung zwischen Bund und Ländern . 

Der Bund ist für die Persönliche Assistenz am Arbeitsplatz, in Bundesschu-

len und beim Studium zuständig . Für die Persönliche Assistenz in anderen 

Lebensbereichen sind die Länder verantwortlich . In Wien steht Menschen 

mit Behinderung seit April 2008 die Wiener Pflegegeldergänzungsleistung 

für Persönliche Assistenz zur Verfügung . Im Bundesländervergleich ist die-

se Leistung einzigartig und stellt das derzeit am besten ausgebaute System 

zur Abdeckung des individuellen Bedarfs dar . Der maximale Auszahlungs-

betrag betrug im Jahr 2011 knapp 8 .000 Euro . Über die Wiener Pflegegeld-

ergänzungsleistung informiert die 2012 erschienene Broschüre Selbstbe-

stimmt Leben mit Persönlicher Assistenz – Pflegegeldergänzungsleistung .198

Independent Living Bewegung 
Der Ursprung der Independent Living Bewegung liegt in den USA und reicht in die frühen 1960er-

Jahre zurück. Als Vater der Independent Living Bewegung wird Ed Roberts bezeichnet. Er er-

kämpfte sich trotz großer Widerstände die Zulassung an die University of California in Berkley. 

Gemeinsam mit mehreren behinderten StudienkollegInnen entwickelte er ein Konzept für ein 

autonomes Wohnen für Menschen mit Behinderung in der Gemeinde und für den Aufbau eines 

HelferInnenpools. 1972 entstand das erste Center for Independent Living.

In Österreich begann sich Ende der 1970er-Jahre die alternative Behindertenbewegung zu for-

mieren, erste kleine Selbsthilfegruppen entstanden. Daraus gingen Mitte der 1980er-Jahre die 

Mobilen Hilfsdienste hervor, die für die Entwicklung der Selbstbestimmt Leben Initiativen von 

großer Bedeutung waren. BIZEPS, das erste Zentrum für Selbstbestimmtes Leben in Österreich, 

wurde im Jahr 1994 gegründet.

Die Wiener Pflegegeldergänzungsleistung 

ist österreichweit einzigartig.
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Gesetzliche Grundlage und Organisation

Die Persönliche Assistenz ist in § 14 CGW geregelt. Auf diese Leistung be-

steht kein Rechtsanspruch, sie wird auf Grundlage der Förderrichtlinien des 

FSW zum Zwecke der Organisation und Beauftragung persönlicher Assis-

tInnen im Privatbereich erbracht und ist eine finanzielle Direktzahlung an 

die FördernehmerInnen. 

Leistungsbeschreibung

Die Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz soll Menschen 

mit schwerer Körperbehinderung im Erwerbsalter in die Lage versetzen, ein 

selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Leben zu führen. Die Aufgabe von 

persönlichen AssistentInnen besteht darin, die Beeinträchtigung im Sinne der 

Auftraggeberin bzw. des Auftraggebers auszugleichen, also jene Unterstützung 

zu leisten, die die AuftraggeberInnen selbst nicht leisten können (Unterstüt-

zung bei Körperpflege, Haushaltsführung, Freizeitaktivitäten, Kommunikation, 

Mobilität, Besorgungen und Behördenwegen, Erhaltung der Gesundheit etc.). 

Die Höhe der Förderung ist vom tatsächlichen Assistenzbedarf und der Pflege-

geldstufe abhängig. Weiters wird ein Selbstbehalt berücksichtigt. BezieherIn-

nen dieser Leistung haben die Möglichkeit, die Dienste von DienstleisterInnen 

in Anspruch zu nehmen oder als selbstständige ArbeitgeberInnen aufzutreten. 

Über die widmungsgemäße Verwendung der Geldmittel muss ein regelmäßiger 

Nachweis erbracht werden.

Zielgruppenanalyse

PflegegeldergänzungsbezieherInnen gesamt und nach Geschlecht

Die Inanspruchnahme von Pflegegeldergänzungsleistungen für Persönliche As-

sistenz ist nach wie vor im Steigen begriffen. Seit Einführung im Jahr 2008 

kam es zu einer Steigerung der Inanspruchnahmen von rund 44%. Frauen neh-

men das Angebot stärker in Anspruch als Männer, im Schnitt lag das Verhältnis 

bei 53:47.

Persönliche Assistenz kann in Form 

des ArbeitgeberInnen-Modells oder als 

Dienstleistungs-Modell organisiert sein.
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 Diagr. 139:  PflegegeldergänzungsbezieherInnen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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PflegegeldergänzungsbezieherInnen nach Altersgruppen

Mit rund 42% ist die Altersgruppe der 25- bis 39-Jährigen am häufigsten vertre-

ten. Rund 68% der FördernehmerInnen gehören der Gruppe der 25- bis 49-Jäh-

rigen an.
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 Diagr. 140:  PflegegeldergänzungsbezieherInnen nach Altersgruppen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

PflegegeldergänzungsbezieherInnen nach Pflegestufen

Die Mehrheit der PflegegeldergänzungsbezieherInnen (42%) bezieht Pflegegeld 

der Stufe 5, gefolgt von Personen mit der Pflegestufe 7 (24%).
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PF-Stufe 6 9%  9% 10% 11% 

PF-Stufe 5 41% 39%  41%  42% 

PF-Stufe 4 17% 16%  15%  15% 
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 Diagr. 141:  PflegegeldergänzungsbezieherInnen nach Pflegestufen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

Aufwendungen Pflegegeldergänzungsleistung

Der höchste Anstieg bei den finanziellen Zuwendungen ist bei der Pflegegeld-

ergänzungsleistung zu verzeichnen. Die aufgewendeten Fördermittel sind seit 

Einführung der Leistung im Jahr 2008 von knapp 2,5 Mio. Euro auf 9 Mio. Euro 

gestiegen, dies bedeutet ein Plus von 268%.

Am häufigsten ist die Gruppe der 25- bis 

39-Jährigen bei den Pflegegeldergän-

zungsbezieherInnen vertreten. 
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 Diagr. 142:  Aufwendungen Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

Handlungsbedarfe, Strategien und Maßnahmen

In Artikel 19 sieht die Behindertenrechtskonvention vor, dass die Vertragsstaa-

ten Menschen mit Behinderung den Zugang zur Persönlichen Assistenz, die zur 

Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die 

Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der 

Gemeinschaft notwendig ist, gewähren. Das Modell der Persönlichen Assistenz 

wird derzeit in den Bundesländern sehr unterschiedlich gelebt. Unterschiede 

bestehen bei den Zielsetzungen, dem berechtigten Personenkreis, den Voraus-

setzungen, der Organisationsform, der Höhe der Förderung sowie bei der An-

rechnung von Einkommen, Vermögen und anderen Geldleistungen.

Aufgrund der Entschließung des Nationalrates vom März 2011 erging folgendes 

Ersuchen an das BMASK: Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsu-

mentenschutz wird ersucht, gemeinsam mit den Ländern Vorschläge für eine 

bundesweit einheitliche Regelung der Persönlichen Assistenz in allen Lebens-

bereichen im Rahmen einer Vereinbarung nach Art. 15a B-VG zu erarbeiten 

und diese bei Neuordnungen im Zuge des nächsten Finanzausgleiches mit 

zu verhandeln.199

Zu diesem Zweck wurde unter Federführung des BMASK eine Arbeitsgruppe aus 

VertreterInnen der Länder und des BMASK eingerichtet. Nach dem nun vorlie-

genden Nationalen Aktionsplan für Menschen mit Behinderung ist die Erar-

beitung eines Konzepts für eine bundesweite einheitliche Regelung der Persön-

lichen Assistenz in allen Lebensbereichen unter Beteiligung von Menschen mit 

Behinderung bis 2014 geplant.

199   Bundesweite einheitliche Regelung für die persönliche Assistenz, Website des Parlaments, http://
www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIV/E/E_00153/fname_211852.pdf (06.03.2012).

Eine bundesweit einheitliche Regelung 

der Persönlichen Assistenz ist geplant.
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6.2.3  Wohnen 

Menschen mit Behinderung und psychischen Erkrankungen wurden sehr 

lange von der Gesellschaft ausgeschlossen und stationär untergebracht . Sie 

konnten über ihre Wohnform nicht selbst entscheiden und hatten keine 

Wahlmöglichkeit, in welcher Form und mit wem sie leben . In den 1980er-

Jahren begann ein gesellschaftliches Umdenken . Bedingt durch die Um-

setzung der Wiener Psychiatriereform und der Gründung der ARGE Wohn-

plätze für Menschen mit Behinderung standen nun neue Wohnformen zur 

Verfügung . Durch den Ausbau an gemeinwesenorientierten Wohneinrich-

tungen konnten viele Betroffene aus Großeinrichtungen in Wohngemein-

schaften und Wohnungen übersiedeln . Menschen mit Behinderung leben 

heute zum überwiegenden Teil in eigenen Wohnungen bzw . im elterlichen 

Haushalt . Ist diese Wohnform nicht oder nicht mehr möglich, bietet die 

Stadt Wien eine Reihe von voll- oder teilbetreuten Wohnmöglichkeiten an . 

Gesetzliche Grundlage und Organisation

Die Leistungen des Betreuten Wohnens nach § 12 Wiener Chancengleichheitsge-

setz machen es Menschen mit Behinderung möglich, weitgehend selbstbestimmt 

zu wohnen. Seit 2005 ist der FSW für die Koordination, Planung und Steuerung 

des Angebots an Wohnplätzen für Menschen mit Behinderung zuständig. 

Leistungsbeschreibung

Teilbetreutes Wohnen

Teilbetreutes Wohnen kann ein Zwischenschritt auf dem Weg zum eigen-

ständigen Leben ohne Betreuung sein oder es ermöglicht durch ein indivi-

duell abgestimmtes Unterstützungsangebot das langfristige Wohnen in der 

eigenen Wohnung.

Das Angebot des Teilbetreuten Wohnens gibt Menschen mit Behinderung die 

Möglichkeit, in der eigenen Wohnung oder in einer Wohnung bzw. Wohngemein-

schaft, die von einer vom FSW anerkannten Trägerorganisation zur Verfügung 

gestellt wird, ein möglichst selbstbestimmtes und eigenständiges Leben zu füh-

ren. Je nach Bedarf können die BewohnerInnen Unterstützungen in Anspruch 

nehmen. Die Unterstützungsleistungen werden in Form eines Betreuungsplans 

gemeinsam festgelegt. Die Beratungs- und Betreuungsleistungen umfassen u.a. 

organisatorische Unterstützung bei der Einrichtung und Instandhaltung der 

Wohnung, bei der Haushaltsführung, der Freizeitgestaltung und bei der Inan-

spruchnahme von Dienstleistungen. Unterstützt werden die BewohnerInnen 

bei ihren Wegen zu ÄrztInnen und Behörden und bei der Regelung finanzieller 

Angelegenheiten. Der FSW fördert die Kosten für die Betreuung durch einen 

monatlichen Zuschuss. Laufende Fixkosten wie Miete, Energie, Verpflegung und 

sonstige Aufwendungen müssen die betreuten Personen selbst finanzieren. 

Villa Gams

Eines der jüngsten Wohnprojekte ist das Wohnhaus Villa Gams, das im März 

2012 eröffnet wurde. Das barrierefrei gestaltete Wohnhaus, bei dessen Pla-

nung die BewohnerInnen mit einbezogen wurden, besteht aus zwölf Wohnein-

heiten mit Loggien bzw. Terrassen. Dieses Wohnkonzept unterstützt Menschen 

mit Lernschwierigkeiten, die ein möglichst selbstbestimmtes Leben in einer 

Jeder Mensch soll frei wählen können, 

in welcher Form und wo er lebt.

Die Villa Gams bietet Menschen mit Lern-

schwierigkeiten die Möglichkeit, ein weitge-

hend selbstbestimmtes Leben zu führen.

© Foto: FSW
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eigenen Wohnung führen möchten, aber eine intensivere Unterstützung und 

Betreuung im Alltag benötigen. Mit Unterstützung der MitarbeiterInnen von 

Jugend am Werk können die BewohnerInnen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 

und Fähigkeiten ein selbstständiges und unabhängiges Leben führen. Neben 

der Betreuung am Morgen und Abend gibt es eine Nachtrufbereitschaft sowie 

ein verstärktes Betreuungsangebot an den Wochenenden. Die neuen Wohnplät-

ze werden vom FSW gefördert.

Vollbetreutes Wohnen

Vollbetreutes Wohnen kann, ebenso wie das Teilbetreute Wohnen, 

einen Übergang zu einem selbstständigeren Leben darstellen oder 

bei Bedarf dauerhaft in Anspruch genommen werden. 

Ist es Menschen mit Behinderung aufgrund ihres täglichen Betreu-

ungsbedarfs nicht möglich, selbstständig zu wohnen, stehen ihnen 

betreute Angebote zur Verfügung, wie z.B. Wohngemeinschaften. 

Die Leistungen des Vollbetreuten Wohnens umfassen nicht nur 

Wohnen und Verpflegung, sondern auch Betreuung und gegebenen-

falls Pflege. Für die BewohnerInnen der Wohneinrichtungen steht 

eine Nachtbereitschaft zur Verfügung. Eine verpflichtende Voraus-

setzung für die Inanspruchnahme dieser Leistung ist die Teilnah-

me an einer Tagesstruktur (siehe Kapitel 6.2.4). Der FSW leistet für 

Unterkunft, Verpflegung und Betreuung einen Kostenzuschuss, die 

BewohnerInnen des Vollbetreuten Wohnens haben eine Eigenleistung zu ent-

richten, die von der Höhe des Einkommens und des Pflegegeldes abhängig ist. 

Zur Deckung von persönlichen Bedürfnissen verbleibt der zu betreuenden Per-

son ein Betrag von mindestens 125,35 Euro (2012) monatlich. 

Zielgruppenanalyse

FördernehmerInnen Teilbetreutes Wohnen

Die Anzahl der FördernehmerInnen im Bereich Teilbetreutes Wohnen steigt ste-

tig an. Seit 2008 gab es einen Zuwachs von rund 20%. Von 2010 auf 2011 stieg die 

Anzahl der Personen um 6,5%. Das Verhältnis zwischen Frauen und Männern 

bleibt konstant und beträgt im Durchschnitt 45:55.
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 Diagr. 143:  FördernehmerInnen Teilbetreutes Wohnen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

© Foto: FSW
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FördernehmerInnen Teilbetreutes Wohnen nach Altersgruppen

Die Altersgruppe der 25- bis 39-Jährigen ist sowohl bei den Frauen (rund 17%) 

als auch bei den Männern (rund 26%) am stärksten vertreten. Der Großteil der 

FördernehmerInnen (rund 69%) im Bereich Teilbetreutes Wohnen ist in der 

Gruppe der 18- bis 39-Jährigen zu finden, 30% Frauen und 39% Männer. 
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 Diagr. 144:  Fördernehmerinnen Teilbetreutes Wohnen  
nach Altersgruppen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 145:  Fördernehmer Teilbetreutes Wohnen  
nach Altersgruppen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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Aufwendungen Teilbetreutes Wohnen

Die steigende Zahl an FördernehmerInnen im Bereich Teilbetreutes Wohnen,  

bedingt auch ein Ansteigen der finanziellen Aufwendungen. Im Jahr 2011 wur-

den um rund 6,8% mehr Mittel aufgewendet als im Jahr 2010.
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 Diagr. 146:  Aufwendungen Teilbetreutes Wohnen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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 Diagr. 148:  Fördernehmerinnen Vollbetreutes Wohnen  
nach Altersgruppen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 149:  Fördernehmer Vollbetreutes Wohnen nach Altersgruppen, 
2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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FördernehmerInnen Vollbetreutes Wohnen

Die Anzahl der FördernehmerInnen im Bereich Vollbetreutes Wohnen ist in den 

letzten drei Jahren relativ konstant geblieben. Mehr als die Hälfte der vollbe-

treuten Personen sind Männer (57%).

FördernehmerInnen Vollbetreutes Wohnen nach Altersgruppen

Bei den Personen im Vollbetreuten Wohnen ist die Altersgruppe der 25- bis 

39-Jährigen mit rund 30% am stärksten vertreten, knapp gefolgt von der Alters-

gruppe der 18- bis 24-Jährigen mit 29%. 
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 Diagr. 147:  FördernehmerInnen Vollbetreutes Wohnen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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Aufwendungen Vollbetreutes Wohnen

Die Aufwendungen im Bereich des Vollbetreuten Wohnens sind von 2010 auf 

2011 um rund 5 Prozentpunkte gestiegen. Im Vergleich ist die Fördersumme für 

den Bereich Teilbetreutes Wohnen seit dem Jahr 2008 deutlich stärker ange-

wachsen (+21%) als die für das Vollbetreute Wohnen (+11%).
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 Diagr. 150:  Aufwendungen Vollbetreutes Wohnen, 2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

Entwicklung und Anteil der FördernehmerInnen im Teilbetreuten  
und Vollbetreuten Wohnen

Der Ausbau der bedarfsorientierten Angebote spiegelt sich in der Entwicklung 

des Teilbetreuten Wohnens wider. In den letzten Jahren ist der Anteil der För-

dernehmerInnen im Teilbetreuten Wohnen kontinuierlich gewachsen. Betrug 

der Anteil im Jahr 2006 noch 35%, so stieg er im Jahr 2011 bereits auf auf 43% 

an (siehe Diagr. 152). Die Entwicklung geht somit weg von der Vollbetreuung hin 

zu einer Betreuung, die stärker auf die Bedürfnisse der Menschen ausgerichtet 

ist. Dies entspricht auch den Vorgaben der UN-Behindertenkonvention.

Besonders der Anteil der FördernehmerIn-

nen im Teilbetreuten Wohnen ist in den 

letzten Jahren kontinuierlich gewachsen. 
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 Diagr. 151:  Entwicklung FördernehmerInnen Teilbetreutes und Vollbetreutes Wohnen,  
2008–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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 Diagr. 152:   Anteil der FördernehmerInnen Teilbetreutes und Vollbetreutes Wohnen,  
2006–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

6.2.4  Arbeitsintegrative Maßnahmen 

Die Teilhabe am Erwerbsleben hat in unserer Gesellschaft einen sehr gro-

ßen Stellenwert . Menschen werden im hohen Maße nach ihrer Erwerbstä-

tigkeit und Leistung bewertet . Arbeit als bezahlte Tätigkeit trägt zur Siche-

rung unseres Lebensunterhalts bei, darüber hinaus bedeutet Arbeit aber 

auch Selbstständigkeit, Unabhängigkeit und Teilhabe am gesellschaftlichen 

Leben . Um Menschen mit Behinderung die volle gesellschaftliche Teilhabe 

und Inklusion zu ermöglichen, ist der Zugang zu Arbeit entscheidend . Die 

Stadt Wien finanziert daher neben dem Bundessozialamt und dem AMS Maß-

nahmen zur Berufsqualifizierung, Berufsintegration und Berufsausbildung .

Gesetzliche Grundlage und Organisation

Basierend auf den §§ 9 bis 11 CGW fördert der FSW arbeitsintegrative Maßnah-

men von Menschen mit Behinderung. Neben den Leistungen der Tagesstruktur 

(auf die ein Rechtsanspruch besteht) werden auch Maßnahmen zur Berufsqua-

lifizierung und Berufs- und Arbeitsintegration unterstützt.

Leistungsbeschreibung

Berufsqualifizierung

Der Übergang von der Schule in die Berufswelt stellt junge Menschen mit Be-

hinderung oft vor eine große Herausforderung. Um den Einstieg in die Arbeits-

welt einfacher zu machen, bieten unterschiedliche Träger Maßnahmen zur Be-

rufsqualifizierung an. Die Zielsetzung ist die Vermittlung eines Arbeitsplatzes 

oder Lehrverhältnisses bzw. die Verbesserung der beruflichen Qualifikation. 

Die Unterstützungsangebote umfassen u.a. Hilfe bei der Berufswahl oder die 

Vermittlung von berufsrelevanten Kenntnissen. Die Begleitdauer erstreckt sich 

über einen Zeitraum von ein bis drei Jahren. Die Qualifizierungsmaßnahmen 

werden gemeinsam vom AMS, Bundessozialmt und FSW gefördert und wurden 

zuletzt deutlich ausgebaut.

Der Zugang zu Arbeit ist wesentlich 

für die Inklusion von Menschen  

mit Behinderung.
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Lehrlingsausbildung

Das Lehrmodell der Integrativen Berufs-

ausbildung gibt Jugendlichen mit Lern-

schwierigkeiten und/oder Behinderung, 

die eine herkömmliche Lehre nicht ab-

solvieren können, die Möglichkeit, eine 

sogenannte verlängerte Lehre oder eine 

Teilqualifizierungslehre zu absolvieren. 

Die TeilnehmerInnen erhalten während 

der Ausbildung eine Entlohnung. Für 

die Leistung der Integrativen Berufsaus-

bildung ist ein Antrag beim Beratungs-

zentrum Behindertenhilfe des FSW zu 

stellen. Während der Ausbildung besteht 

Anspruch auf Freifahrt bzw. Fahrtenbei-

hilfe, ein entsprechender Antrag ist beim 

Finanzamt einzubringen.

Bildungsbeihilfe

Für Menschen mit Sinnesbehinderung besteht nach Vollendung der Schulpflicht 

bis max. zum 35. Lebensjahr die Möglichkeit, für Bildungs- und Weiterbildungs-

maßnahmen eine Bildungsbeihilfe zur Abdeckung der behinderungsbedingten 

Mehrkosten (z.B. Lehrbehelfe, TutorInnen etc.) zu beantragen. Der finanzielle 

Zuschuss beträgt max. 467 Euro (2012) monatlich.

Berufsintegration – Integrationsfachdienst

Einen geeigneten Arbeitsplatz zu finden, ist gerade für Menschen mit Behin-

derung oft sehr schwierig. Seit Jänner 2012 fördert der FSW die Berufsinteg-

rationsmaßnahme Integrationsfachdienst – Jobwärts, die bei der Einrichtung 

Jugend am Werk angesiedelt ist. Das neue Projekt vereint Aufgaben der Ar-

beitsassistenz, des Jobcoachings und des Clearings. Zielsetzung ist, Menschen 

mit Behinderung aktiv dabei zu unterstützen, berufliche Erfahrungen zu sam-

meln oder eine Berufsausbildung zu absolvieren, um in weiterer Folge am Ar-

beitsmarkt Fuß fassen zu können. Zielgruppe sind Personen mit Tagesstruk-

turbewilligung, die ein Potenzial für eine berufliche Integration haben. Unter 

Berücksichtigung der individuellen Interessen, Fähigkeiten und Wünsche der 

Menschen mit Behinderung werden mögliche Arbeitsfelder geklärt. Dabei wer-

den auch wichtige Personen aus dem Umfeld der KundInnen mit einbezogen. 

Die Fachkräfte des Projekts stellen Kontakte zu ArbeitgeberInnen her und infor-

mieren die Betroffenen über arbeitsrechtliche und finanzielle Belange.

Geförderte Arbeitsplätze und Mentoring

Erbringt das Bundessozialamt aufgrund der Art und Schwere der Behinderung 

keinen Lohnkostenzuschuss, kann beim FSW von den Betroffenen oder vom 

Unternehmen ein Antrag auf Lohnkostenzuschuss gestellt werden. Dieser Zu-

schuss dient der Kompensation der Leistungsminderung und soll Menschen 

mit Behinderung einen dauerhaften Arbeitsplatz ermöglichen. Seit September 

2010 werden auch die Lohnkosten von ArbeitskollegInnen gefördert, die die 

Kollegin bzw. den Kollegen mit Behinderung im Unternehmen unterstützen.

Menschen mit Behinderung, die berufliche 

Erfahrungen in der Arbeitswelt sammeln 

wollen, steht seit Jänner 2012 das Projekt 

Integrationsfachdienst –Jobwärts offen.

© Foto: FSW
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 Diagr. 153:  FördernehmerInnen Lohnkostenzuschuss, 2009–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

 Diagr. 154:  FördernehmerInnen Berufsqualifizierung, 2009–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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Tagesstruktur 

Für die Zielgruppe der 15- bis 65-jährigen Menschen mit Behinderung, deren 

Leistungsfähigkeit aufgrund ihrer Behinderung so weit herabgesetzt ist, dass 

aktuell oder dauerhaft eine Erwerbstätigkeit am freien Arbeitsmarkt nicht mög-

lich ist, besteht die Arbeitsmöglichkeit in Form einer Tagesstruktur (vormals 

Beschäftigungstherapie) in einer der zahlreichen Tagesstruktureinrichtungen. 

Die Tagesstruktur-Werkstätten sind auf die Bedürfnisse der 

Menschen mit Behinderung ausgerichtet. Die Angebote der 

Einrichtungen sind vielfältig und umfassen Arbeitsgruppen 

für Auftragsarbeiten, Hauswirtschaftsgruppen, Gruppen für 

Personen mit höherem Betreuungsbedarf, Kreativgruppen 

etc. Darüber hinaus bieten einige Träger auch ein spezielles 

Arbeitstraining an, um die Arbeitssuche am freien Arbeits-

markt zu unterstützen. Bei der Arbeit in einer Tagesstruktur-

einrichtung handelt es sich um kein sozialversicherungs-

pflichtiges Arbeitsverhältnis. Für die Tätigkeiten erhalten 

die betreuten Personen ein Therapeutisches Taschengeld. Die 

Tagesstruktur wird auf Antrag vom FSW gefördert, von den 

TeilnehmerInnen wird ein Kostenbeitrag in der Höhe von 30% 

der pflegebezogenen Leistung eingehoben. Auch die Fahrt zu 

den Tagesstruktureinrichtungen wird durch den FSW geför-

dert. Die jährlichen Aufwendungen dafür betrugen im Jahr 

2011 rund 11,2 Mio. Euro.

Zielgruppenanalyse

FördernehmerInnen Lohnkostenzuschuss und Berufsqualifizierung  
nach Geschlecht

Wie bereits im Kapitel zur Arbeitsmarktsituation von Menschen mit Behin-

derung erwähnt (siehe Kapitel 6.1.2), zeigt sich bei der Inanspruchnahme von 

Förderungen ein geschlechtsspezifisches Ungleichgewicht. Der Anteil an För-

dernehmerinnen liegt beim Lohnkostenzuschuss bei rund 39%, bei der Berufs-

qualifizierung lediglich bei rund 33%. Die Anzahl der jährlichen Förderneh-

merInnen im Bereich der Berufsqualifizierung ist seit 2009 deutlich gestiegen, 

die Steigerung beträgt rund 47%.

Für die Tätigkeiten erhalten die 

TeilnehmerInnen ein Therapeuti-

sches Taschengeld. 

Die Aufwendungen für Fahrten zu Tages-

struktureinrichtungen betrugen im Jahr 

2010 rund 11,2 Mio. Euro. 

© Foto: FSW
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Entwicklung FördernehmerInnen Tagesstruktur

Im Jahr 2011 wurden 4.400 Menschen mit Behinderung mit finanziellen Zu-

schüssen in Tagesstruktureinrichtungen gefördert. Die Anzahl der geförderten 

Personen blieb in den letzten beiden Jahren nahezu unverändert. 
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 Diagr. 155:  Entwicklung FördernehmerInnen Tagesstruktur, 2006–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

FördernehmerInnen Tagesstruktur nach Geschlecht

Die NutzerInnen des Angebots der Tagesstruktur sind mehrheitlich männlich 

(rund 57%). Gegenüber 2010 gab es bei den Männern einen Zuwachs um 24 Per-

sonen, bei den Frauen ein leichtes Minus von vier Personen.
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 Diagr. 156:  FördernehmerInnen Tagesstruktur, 2009–2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24
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AnbieterInnen Tagesstruktur

Jugend am Werk ist der größte Anbieter im Bereich der Tagesstruktur, der 

Marktanteil liegt bei rund 39%. Die Lebenshilfe Wien mit 8% und der ÖHTB mit 

7% Marktanteil folgen auf den Plätzen zwei und drei. 
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 Diagr. 157:  Marktanteil Tagesstruktur, 2011 (Wien) 
Quellen: FSW, bearbeitet durch die MA 24

Handlungsbedarfe, Strategien und geplante Maßnahmen

Die Bundesregierung hat im Regierungsprogramm 2008–2013 folgende Zielset-

zung festgehalten: Chancengleicher und nachhaltiger Zugang zu sozialversi-

cherungsrechtlich abgesicherten Beschäftigungsverhältnissen sowie Prüfung 

der Umsetzungsmöglichkeiten einer eigenständigen sozialversicherungsrecht-

lichen Absicherung von Menschen in der Beschäftigungstherapie.200 Auch im 

Nationalen Aktionsplan für Menschen mit Behinderung ist die Schaffung ei-

ner sozialversicherungsrechtlichen Absicherung von Menschen mit Behinde-

rungen in der Tagesstruktur (Beschäftigungstherapie) bis 2015 vorgesehen. Das 

BMASK hat zur vertiefenden Betrachtung insbesondere der gesamtwirtschaft-

lichen Fragestellung des Themas eine externe Studie in Auftrag gegeben und 

unter Einbindung der Länder einen Arbeitskreis eingerichtet. Die Einbeziehung 

der betroffenen Personengruppe in die gesetzliche Unfallversicherung konnte 

bereits umgesetzt werden.

 
200   Regierungsprogramm 2008–2013, Website des Bundeskanzleramts, http://www.austria.gv.at/

DocView.axd?CobId=32965 (06.03.2012).

Im Bereich der Tagesstruktur ist 

Jugend am Werk der größte Anbieter.
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Beschäftigung und Arbeitslosigkeit

Vorgemerkte Arbeitslose in Wien 2011

Vorgemerkte Arbeitslose in Wien 2010

Personen in Schulungen in Wien 2011

Personen in Schulungen in Wien 2010

Arbeitslosenquote in Wien 2011

Arbeitslosenquote in Wien 2010

Arbeitslosenquote unter 25-Jährige in Wien 2011

Arbeitslosenquote nicht-österreichische
StaatsbürgerInnen in Wien 2011

Langzeitarbeitslose in Wien 2011

Anzahl Erwerbstätige in Wien 2011

Anzahl Neue Beschäftigungsformen in Wien 2010

Armutsgefährdungsquote
arbeitsloser Personen in Österreich 2010

 Tab. 51:  Kennzahlen Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, 2010
Quellen: AMS, HV, Statistik Austria, bearbeitet durch die M

79.152 Personen

74.179 Personen 

21.614 Personen

25.844 Personen

9,2%

8,8%

11,3%

12,5%

20.055 Personen

795.000 Personen

1.651.700 Beschäftigungsverhältnisse

22%

/2011 (Wien und Österreich) 
A 24

Wichtige Kennzahlen

Armut und Existenzsicherung

VPI 2010

VPI 2011

Armutsgefährdungsquote 2010 Österreich

Armutsgefährdungsquote 2010 Wien

Armutsgefährdungsschwelle 2010

Anzahl BMS-BezieherInnen 2011

Anzahl DauerleistungsbezieherInnen 2011

Anzahl MietbeihilfebezieherInnen 2011

Anzahl ErgänzungsleistungsbezieherInnen 2011

Anzahl VollbezieherInnen 2011

Anzahl BezieherInnen von HiBL 2011

Anzahl eröffneter Privatkonkurse 2011

Grundversorgung Soll-Quote Wien 2011

Grundversorgung Ist-Quote Wien 2011

 Tab. 52:  Kennzahlen Armut und Existenzsicherung, 2010
Quellen: Statistik Austria, MA 40, FSW, bearbeitet d

121,1 (Basis = VPI 2000)

125,0 (Basis = VPI 2000)

12,1%

18,0%

1.031 Euro pro Monat

129.020 Personen in 75.156 BG

10.635 Personen in 10.065 BG

8.509 Personen in 8.102 BG

92.660 Personen in 44.410 BG

12.313 Personen in 9.631 BG

4.903 Personen in 2.948 BG

3.900

3.916 Personen

5.195 Personen

/2011 (Wien und Österreich) 
urch die MA 24

Pflege und Betreuung

Finanzielles

Bruttokosten  € 1.075.799.934,00 

Kostenbeiträge und Regresse  € 341.228.512,00 

Sonstige Einnahmen  € 3.619.842,00 

Nettokosten  € 730.951.580,00 

Mengengerüst

Anzahl der gepflegten und betreuten KundInnen  63.680 

Anzahl der PflegegeldbezieherInnen in Wien  86.826 

 Tab. 53:  Kennzahlen Pflege und Betreuung, 2010 (Wien)  
Quellen: FSW und BMASK, berechnet durch die MA 24
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Wohnen und Wohnungslosigkeit 

Hauptwohnsitzwohnungen Wien 2011 845.700 Wohnungen

Anteil Hauptmietwohnungen 75,8%

Durchschnittlicher Wohnungsaufwand Wien 2010 5,8 Euro/m²

Hauptmietwohnungen 6,3 Euro/m²

Eigentumswohnungen 3,2 Euro/m²

Räumungsverfahren Wien 2011 22.294 Verfahren

Von FAWOS kontaktierte Haushalte 2011 18.207 Haushalte

Gesicherte Wohnungen 2011 4.666 Wohnungen

Plätze Wiener Wohnungslosenhilfe 2011 4.687 Plätze

KlientInnen Wiener Wohnungslosenhilfe 2011 8.580 KlientInnen

Nachtquartiere 3.280 KlientInnen

Übergangswohnhäuser 2.340 KlientInnen

Mutter-Kind-Einrichtungen 510 KlientInnen

Zielgruppenwohnen 750 KlientInnen

Betreutes Wohnen in Wohnungen 2.030 KlientInnen

Sozial betreutes Wohnen 1.230 KlientInnen

 Tab. 54:  Kennzahlen Wohnen und Wohnungslosigkeit, 2010/2011 (Wien)   
Quellen: BMI, FAWOS, FSW, Statistik Austria, bearbeitet durch die MA 24

Wichtige Kennzahlen

Behinderung und Behindertenhilfe

Menschen mit einer Art von Behinderung weltweit 
2011 1 Mrd. Menschen

Behinderte im engeren Sinn in Österreich 2008 630.000 Personen

Ratifizierung der UN-Behindertenkonvention 2012 125 Staaten

Ausgaben Behindertenhilfe 2011 rund 228 Mio.

Anzahl der FördernehmerInnen FSW 2011 10.632 Personen

(ohne Objekt- und Projektgeförderte und ohne

im Rahmen der Frühförderung geförderte KundInnen

des Zentrums für Entwicklungsförderung)

Budget der Beschäftigungsoffensive 2012 rund 160 Mio.

 Tab. 55:  Kennzahlen Behinderung und Behindertenhilfe, 2011 (Wien und Österreich)   
Quellen: BMASK, FSW, UN, WHO, bearbeitet durch die MA 24
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Abkürzungsverzeichnis und Begriffserklärungen

A . . .
AK   . . . . . . . . . . . .Arbeiterkammer

ALG  . . . . . . . . . . .Arbeitslosengeld

AMS  . . . . . . . . . . .Arbeitsmarktservice

ARGE  . . . . . . . . . .Arbeitsgemeinschaft

ASFINAG  . . . . . . .Autobahnen- und Schnellstraßen- 

Finanzierungs-Aktiengesellschaft

ASSIST . . . . . . . . .Sozialwirtschaftliche Dienstleistungen 

für Menschen mit Behinderung

ASVG  . . . . . . . . . .Allgemeines Sozialversicherungsgesetz

B . . .
BALANCE. . . . . . .Verein für Integration und  

Chancengleichheit von Menschen 

mit Behinderung

BAND-GESELL-

SCHAFT . . . . . . . .Österreichisches Hilfswerk für Men-

schen mit besonderen Bedürfnissen 

BAWAG P.S.K.. . . .Bank für Arbeit und Wirtschaft  

und Österreichische Postsparkasse 

Aktiengesellschaft

BBE  . . . . . . . . . . .Beratungs- und Betreuungseinrichtung

BBRZ  . . . . . . . . . .Berufliches Bildungs- und Rehabilita-

tionszentrum

BEinstG  . . . . . . . .Behinderteneinstellungsgesetz

bfi . . . . . . . . . . . . .Berufsförderungsinstitut Wien

BG. . . . . . . . . . . . .Bedarfsgemeinschaft

BGStG. . . . . . . . . .Bundes-Behindertengleich-

stellungsgesetz

BIZEPS . . . . . . . . .Behindertenberatungszentrum

BKA  . . . . . . . . . . .Bundeskanzleramt

BMASK. . . . . . . . .Bundesministerium für Arbeit,  

Soziales und Konsumentenschutz

BMI  . . . . . . . . . . .Bundesministerium für Inneres

BMS  . . . . . . . . . . .Bedarfsorientierte Mindestsicherung

BMWFJ  . . . . . . . .Bundesministerium für Wirtschaft,  

Familie und Jugend

B-VG. . . . . . . . . . .Bundesverfassungsgesetz

bzP . . . . . . . . . . . .Beratungszentrum Pflege und  

Betreuung des FSW

bzWo  . . . . . . . . . .Beratungszentrum  

Wohnungslosenhilfe 

C . . .
CGW. . . . . . . . . . .Chancengleichheitsgesetz Wien

D . . .
DVD  . . . . . . . . . . .Digital Video Disc







E . . .
EDV  . . . . . . . . . . .Elektronische Datenverarbeitung

EFTA  . . . . . . . . . .European Free Trade Association –  

Europäische Freihandelsassoziation

ESF. . . . . . . . . . . .Europäischer Sozialfonds

EU. . . . . . . . . . . . .Europäische Union

EuInsVO. . . . . . . .Europäische Insolvenz Verordnung

EU-SILC . . . . . . . .Community Statistics on Income and 

Living Conditions

EWR. . . . . . . . . . .Europäischer Wirtschaftsraum

F . . .
FAWOS . . . . . . . . .Fachstelle für Wohnungssicherung

FN. . . . . . . . . . . . .Fußnote

FSW  . . . . . . . . . . .Fonds Soziales Wien

G . . .
GBB  . . . . . . . . . . .Gemeinnütziger Beschäftigungsbetrieb

GDW. . . . . . . . . . .Grundbetrag zur Deckung  

des Wohnbedarfs

GeO   . . . . . . . . . . .Geschäftsordnung für die Gerichte  

I. und II. Instanz

GIN. . . . . . . . . . . .Gemeinwesenintegration und  

Normalisierung

GmbH. . . . . . . . . .Gesellschaft mit beschränkter Haftung

H . . .
HABIT  . . . . . . . . .Haus der Barmherzigkeit,  

Integrationsteam GmbH

HiBL. . . . . . . . . . .Hilfe in Besonderen Lebenslagen

hke  . . . . . . . . . . . .Handwerk/Kunst/Entwicklung

I . . .
IfS. . . . . . . . . . . . . Institut für Sozialdienste

ITA . . . . . . . . . . . . Individualisierte Teilausbildung  

und Arbeitsintegration gem. GmbH

IWP  . . . . . . . . . . . Innovative Wohn- und Pflegehäuser

J . . .
JaW  . . . . . . . . . . .Jugend am Werk

JE_TZT. . . . . . . . .Junge Erwachsene, Talente, Zukunft, 

Tatkraft

K . . .
KAV. . . . . . . . . . . .Wiener Krankenanstaltenverbund

KOMIT . . . . . . . . .Konduktiv Mehrfachtherapeutische 

Zentren und Integration 

KSV. . . . . . . . . . . .Kreditschutzverband von 1870
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KWH. . . . . . . . . . .Verein für Kredit- und Wiedergutma-

chungshilfe

KWP . . . . . . . . . . .Kuratorium Wiener Pensionisten-

Wohnhäuser

L . . .
Lebenshilfe  . . . . .Verein für Menschen mit geistiger und 

mehrfacher Behiderung

LOK  . . . . . . . . . . .Leben ohne Krankenhaus

LZAL. . . . . . . . . . .Langzeitarbeitslosigkeit

LZBL. . . . . . . . . . .Langzeitbeschäftigungslosigkeit

M . . .
MA . . . . . . . . . . . .Magistratsabteilung

MA 5. . . . . . . . . . .Magistratsabteilung 5 - Finanzwesen

MA 6. . . . . . . . . . .Magistratsabteilung 6 - Rechnungs-  

und Abgabenwesen

MA 10. . . . . . . . . .Magistratsabteilung 10 - Wiener  

Kindergärten

MA 11. . . . . . . . . .Amt für Jugend und Familie (MAG Elf)

MA 15. . . . . . . . . .Magistratsabteilung15 - Gesundheits-

dienst der Stadt Wien

MA 24. . . . . . . . . .Magistratsabteilung 24 - Gesundheits-

und Sozialplanung

MA 25. . . . . . . . . .Magistratsabteilung 25 - Stadterneue-

rung und Prüfstelle für Wohnhäuser

MA 40. . . . . . . . . .Magistratsabteilung 40 - Soziales,  

Sozial- und Gesundheitsrecht

MA 48. . . . . . . . . .Magistratsabteilung 48 - Abfallwirt-

schaft, Straßenreinigung und Fuhrpar

MA 50. . . . . . . . . .Magistratsabteilung 50 - Wohnbauför-

derung und Schlichtungsstelle für 

wohnrechtliche Angelegenheiten

MA 56. . . . . . . . . .Magistratsabteilung 56 - Wiener  

Schulen

MBBE. . . . . . . . . .Mindestsicherungs-Beratungs-  

und Betreuungseinrichtung

MRG. . . . . . . . . . .Mietrechtsgesetz

N . . .
NAG  . . . . . . . . . . .Niederlassungs- und Aufenthaltsgeset

NH  . . . . . . . . . . . .Notstandshilfe

NPO  . . . . . . . . . . .Non-Profit-Organisation

O . . .
OECD  . . . . . . . . . .Organisation for Economic Cooperati-

on and Development 

ÖHTB . . . . . . . . . .Österreichisches Hilfswerk für Taub-

blinde und hochgradig Hör- und Seh-

behinderte

ÖVSE  . . . . . . . . . .Österreichischer Verband für Spasti-

ker-Eingliederung

 

 

k

z

P . . .
P7 . . . . . . . . . . . . .P7 - Wiener Service für Wohnungslose

PSD. . . . . . . . . . . .Psychosoziale Dienste Wien

PWH. . . . . . . . . . .Pflegewohnhaus

R . . .
REiNTEGRA  . . . .Berufliche Reintegration psychisch 

kranker Menschen gemeinnützige 

GmbH

RIS  . . . . . . . . . . . .Rechtsinformationssystem des Bundes

S . . .
SDW . . . . . . . . . . .Sucht- und Drogenkoordination Wien

SMZ  . . . . . . . . . . .Sozialmedizinisches Zentrum

SOKO  . . . . . . . . . .Sozialkonto

SOWISO . . . . . . . .Software Wien Sozial

SÖB. . . . . . . . . . . .Sozialökonomische Betriebe

T . . .
TEP. . . . . . . . . . . .Territorialer Beschäftigungspakt

U . . .
UN  . . . . . . . . . . . .United Nations, Vereinte Nationen

UNHCR . . . . . . . .Flüchtlingshochkommissariat der Ver-

einten Nationen 

V . . .
VAB. . . . . . . . . . . .Verein zur Schaffung alternativer Be-

schäftigungsmöglichkeiten für psychi-

sche Kranke

VO. . . . . . . . . . . . .Verordnung

VPI  . . . . . . . . . . . .Verbraucherpreisindex

W . . .
waff  . . . . . . . . . . .Wiener ArbeitnehmerInnen Förde-

rungsfonds

WGKK. . . . . . . . . .Wiener Gebietskrankenkasse

WHO. . . . . . . . . . .World Health Organization, Weltge-

sundheitsorganisation

WIFO  . . . . . . . . . .Österreichisches Institut für Wirt-

schaftsforschung

WISO  . . . . . . . . . .Wiener Sozialdienste

WMG  . . . . . . . . . .Wiener Mindestsicherungsgesetz

WMG-VO  . . . . . . .Verordnung zum Wiener  

Mindestsicherungsgesetz

WSG . . . . . . . . . . .Wiener Wohnungssicherungsgesetz

WSHG. . . . . . . . . .Wiener Sozialhilfegesetz

WSHG-VO  . . . . . .Verordnung zum Wiener  

Sozialhilfegesetz

WWH  . . . . . . . . . .Wiener Wohnungslosenhilfe
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